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Antragsbereich 01: Satzungsändernde Anträge (Sä)

Antrag Sä-01

UBMönchengladbach

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

§15, Abs. 1

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17

Der Landesparteitag des SPD-Landesverbandes NRW

möge beschließen §15, Abs. 1 der Satzung des Landesver-

bandes (Stand 04. Oktober 2019) wie folgt zu ändern:

 

§ 15 Aufstellung von Kandidaten/-innen

 

(1) Die Aufstellung der Direktkandidat/innen für die

Wahlen zum Bundestag und Landtag können erfolgt in

Unterbezirken, die flächengleich mit dem Gebiet einer

kreisfreien Stadt sind, für alle Wahlkreise, deren Gren-

zen nicht die Grenzen des Unterbezirkes durchschnei-

den, in einer gemeinsamen Vertreterversammlung der

Delegierten der Ortsvereine erfolgen. Die Satzungen der

Unterbezirke können gesonderte Vertreterversammlun-

gen der einzelnen Wahlkreise vorsehen.

 

(…)
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Antrag Sä-02

UB Borken, UB Gelsenkirchen, OV Schwerte-Süd, OV

Obercastrop-Ost, OV Henrichenburg, OV Herne-Stamm, AGS

NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von Sä-10

Antrag zur Änderung der Satzung des SPD-Landesverbandes NRW

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25

Es wird beantragt, gemäß § 9 Abs. 2 Satzung des SPD-

Landesverbandes NRW an den ersten Unterpunkt fol-

genden Text anzufügen

 

„oder zwei gleichberechtigtenVorsitzenden, davoneine

Frau“

 

Analog zum bereits feststehenden Parteistatut der

Bundes-SPD wird folgendes Verfahren ergänzt und so-

mit festgelegt:

 

„Der Landesparteitag legt vor seiner Wahl mit einfa-

cher Mehrheit fest, ob ein*e Vorsitzende*r oder zwei

gleichberechtigte Vorsitzende, davon eine Frau zu wäh-

len sind.

Begründung

 

Unsere Bundes-SPD hat bereits in der Vergangenheit die

Möglichkeiten zur Wahl einer Doppelspitze geschaffen.

In vielen Gliederungen unserer Partei in ganz Deutsch-

land wurden die Satzungen an diese Regelungen ange-

passt. DemLandesparteitag soll dieseMöglichkeit eben-

falls gegeben werden, wenn die Delegierten*innen so

entscheiden.
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Antrag Sä-03

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 1 (1)

1
2
3

Ersetze: Grundlage der Organisation der SPD in

Nordrhein-Westfalen

durch: Landesbezirk

3
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Antrag Sä-04

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 2 (2)

1
2
3

Ersetze: “Gemäß Parteistatut sind die Ortsvereine”

durch “Die Ortsvereine sind nach § 8 (6) Organisations-

statut”

4
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Antrag Sä-05

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 3, letzter Absatz

1
2
3

Streiche: Der Landesverband arbeitet nach dem Prinzip

des GenderMainstreamings. Er vertritt die Landespartei

auf der Bundesebene.
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Antrag Sä-06

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 5 (2)

1
2

Streiche: werden eingeladen, an den Beratungen des

Parteitages teilzunehmen.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-07

Antrag Sä-07

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 5 (4)

1 Füge amEnde an: Näheres regelt die Geschäftsordnung.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-08

Antrag Sä-08

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 6 1.

1
2
3
4
5
6
7

Ersetze: die Entgegennahme der Berichte über die Tätig-

keit des Landesvorstandes, der Kontrollkommission, der

Gleichstellungskommission und der Landtagsfraktion;

durch: die Entgegennahme der Berichte über die Tätig-

keit des Landesvorstandes, der Kontrollkommission und

der Landtagsfraktion sowie Beschlussfassung über den

Tätigkeitsbericht des Landesvorstandes;
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-09

Antrag Sä-09

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 6 2.

1
2

Füge nach „Landeskontrollkommission und der“ ein: bis

zu
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-10

Antrag Sä-10

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 9 (1)

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14

Ersetze „dem/der Vorsitzenden“ durch: dem oder der

Vorsitzenden oder zwei gleichberechtigten Vorsitzen-

den, davon eine Frau

 

Füge nach „einfachen Beschluss fest.“ ein: Der Partei-

tag beschließtmit einfacherMehrheit, ob ein Vorsitzen-

der oder eine Vorsitzende oder aber zwei gleichberech-

tigte Vorsitzende gewählt werden sollen. Die Regelun-

gen des Organisationsstatuts, der Wahl-, Schieds- und

Finanzordnung, die den bzw. die Vorsitzende/n betref-

fen, gelten für die beiden Vorsitzenden entsprechend.

 

Im Folgendenwird „der/demVorsitzenden“ in Plural ge-

fasst.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-11

Antrag Sä-11

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 9 (3)

1
2
3

Fügenach „VorsitzendenderArbeitsgemeinschaftenauf

Landesebene,“ ein: „die gewählten Mitglieder des SPD-

Parteivorstandes aus Nordrhein-Westfalen,“
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-12

Antrag Sä-12

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 10 (8)

1
2

Ersetze: bei der Abstimmung der

durch: über

12



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-13

Antrag Sä-13

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 10 (17)

1 Streichen

13



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-14

Antrag Sä-14

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 12 (1)

1
2
3
4

Ersetze:   Im Landesverband bestehen die Landes-

schiedskommissionen I, II und III,

durch:  Im Landesverband werden bis zu drei Schieds-

kommissionen gebildet,
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-15

Antrag Sä-15

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 12 (2)

1
2
3
4
5

Streiche:  mit der Folge, dass die Landesschiedskommis-

sion I für das 1., 4., 7., 10. Verfahren usw., die Landes-

schiedskommission II für das 2., 5., 8., 11. Verfahren usw.

und die Landesschiedskommission III für das 3., 6., 9., 12.

Verfahren usw. zuständig ist.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-16

Antrag Sä-16

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 13

1 Streiche: skommission
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-17

Antrag Sä-17

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 13 (1)

1
2
3

Ersetze: eine Gleichstellungskommission ein. Sie be-

steht je zur Hälfte aus Frauen und Männern.

durch:  sich für Gleichstellung ein.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-18

Antrag Sä-18

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 13 (2)

1
2

Ersetze: der  Gleichstellungskommission

durch: des Landesvorstands
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-19

Antrag Sä-19

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 14 (2.1)

1
2

Ersetze:  entfallenden

durch: entfallende
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-20

Antrag Sä-20

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 14 (3)

1 Streiche: selbst
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-21

Antrag Sä-21

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 15 (4)

1
2
3
4
5
6
7
8
9

Ersetze durch:

KandidatenundKandidatinnen fürdieBezirksvertretun-

gen der kreisfreien Städte werden durch die gleiche Ver-

sammlung wie die Ratskandidatinnen und -kandidaten

aufgestellt. Abweichend kann, soweit Stadtbezirke nach

§ 2 Abs. 3 gebildet worden sind, durch Unterbezirkssat-

zung festgelegt werden, dass die Aufstellung für jeden

Stadtbezirk in gesonderten Versammlungen geschieht.

Organisatorisch zuständig ist der Unterbezirk.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-22

Antrag Sä-22

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 15 (5) neu

1
2
3
4
5

Füge ein:

(5) Die Wahl von Nichtmitgliedern ist bei Kommunal-

wahlen zulässig, ebenso die Wahl von gemeinsamen

Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 46d Kommu-

nalwahlgesetz Nordrhein-Westfalen.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-23

Antrag Sä-23

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 16 (1)

1
2
3

Streiche:  Die Arbeitsgemeinschaften können in ihren

Richtlinien, die vom Landesvorstand beschlossen wer-

den, festlegen, dass Zwischenebenen entfallen.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-24

Antrag Sä-24

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 17

1
2

Ersetze: Mitgliederentscheid

durch: Mitgliederbeteiligung
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-25

Antrag Sä-25

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: § 19 (8) neu

1
2
3
4

Füge ein:

§19: (8) Die vom Ordentlichen Landesparteitag am 26.

August 2023 beschlossenen Änderungen und Ergänzun-

gen werden mit der Beschlussfassung wirksam.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-26

Antrag Sä-26

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzung der NRWSPD: Durchgehend in der gesamten Satzung

1
2

Ersetze jeweils: 1., 2., 3. …

durch: a), b), c) …
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-27

Antrag Sä-27

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Finanzordnung der NRWSPD: § 1 (2)

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11

Streiche:

• Der Landesverband erhält im Jahre 2004 als Son-

derzahlung einen erhöhten Beitragsanteil.

• Der Landesverband erhält im Jahr 2007 einen Bei-

tragsanteil von 67%.

• Die Unterbezirke erhalten im Jahr 2007 einen Bei-

tragsanteil von mindestens 9%.

• Der Landesverband erhält ab dem Jahr 2008 einen

Beitragsanteil von 65%.

• Die Unterbezirke erhalten im Jahr 2008 einen Bei-

tragsanteil von mindestens 10%.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-28

Antrag Sä-28

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Finanzordnung der NRWSPD: § 2 (4) neu

1
2
3
4
5

Füge ein:

(4) Die Sonderbeitragsordnung enthält Angaben zu Son-

derbeiträgen von kommunalen Wahlbeamten. Diese

sind an die Parteigliederung der entsprechenden Ebene

zu entrichten.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-29

Antrag Sä-29

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Finanzordnung der NRWSPD: § 2 (5)

1
2

Ersetze: NRW

durch: Nordrhein-Westfalen

29



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-30

Antrag Sä-30

KV Recklinghausen, UB Ennepe-Ruhr

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von Sä-10

Antrag zur Änderung der Satzung des SPD-Landesverbandes NRW

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28

Es wird beantragt, gemäß § 9 Abs. 2 Satzung des SPD-

Landesverbandes NRW an den ersten Unterpunkt fol-

genden Text anzufügen

 

„oder zwei gleichberechtigtenVorsitzenden, davoneine

Frau“

 

Analog zum bereits feststehenden Parteistatut der

Bundes-SPD wird folgendes Verfahren ergänzt und so-

mit festgelegt:

 

„Der Landesparteitag beschließt mit einfacher Mehr-

heit, ob ein Vorsitzender oder eine Vorsitzende oder

aber zwei gleichberechtigte Vorsitzende, davon eine

Frau, gewählt werden sollen.

DieRegelungender Satzung, derWahl-, Schieds-, und Fi-

nanzordnung, die den bzw. die Vorsitzende/n betreffen,

gelten für die beiden Vorsitzenden entsprechend.“

Begründung

 

Unsere Bundes-SPD hat bereits in der Vergangenheit die

Möglichkeiten zur Wahl einer Doppelspitze geschaffen.

In vielen Gliederungen unserer Partei in ganz Deutsch-

land wurden die Satzungen an diese Regelungen ange-

passt. DemLandesparteitag soll dieseMöglichkeit eben-

falls gegeben werden, wenn die Delegierten*innen so

entscheiden.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-31

Antrag Sä-31

OV Herne-Ost

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von Sä-10

Antrag zur Änderung der Satzung des SPD-Landesverbandes NRW

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25

Der Landesparteitag beschließt:

 

Beim § 9 Abs. 2 Satzung des SPD-Landesverbandes NRW

an den ersten Unterpunkt folgenden Text anzufügen

 

„zwei gleichberechtigten Vorsitzenden, davon eine

Frau“

 

Analog zum bereits feststehenden Parteistatut der

Bundes-SPD wird folgendes Verfahren ergänzt und so-

mit festgelegt:

 

„Der Landesparteitag legt vor seinerWahlmitMehrheit

fest, ob ein*e Vorsitzende*r oder zwei gleichberechtigte

Vorsitzende, davon eine Frau zu wählen sind.

Begründung

 

Unsere Bundes-SPD hat bereits in der Vergangenheit die

Möglichkeiten zur Wahl einer Doppelspitze geschaffen.

In vielen Gliederungen unserer Partei in ganz Deutsch-

land wurden die Satzungen an diese Regelungen ange-

passt. DemLandesparteitag soll dieseMöglichkeit eben-

falls gegeben werden, wenn die Delegierten*innen so

entscheiden.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-32

Antrag Sä-32

OV Herne-Mitte, OV Herne-Sodingen

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von Sä-10

Antrag zur Änderung der Satzung des SPD-Landesverbandes NRW

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32

Es wird beantragt, gemäß § 9 Abs. 2 Satzung des SPD-

Landesverbandes NRW an den ersten Unterpunkt fol-

genden Text anzufügen

 

„oder zwei gleichberechtigte Vorsitzende, davon eine

Frau“.

 

Ebenso wird beantragt, gemäß § 9 Abs. 4 Satzung des

SPD-Landesverbandes NRW an den ersten Unterpunkt

folgenden Text anzufügen

 

„oder zwei gleichberechtigten Vorsitzenden, davon ei-

ner Frau“.

 

Analog zum bereits feststehenden Parteistatut der

Bundes-SPD wird folgendes Verfahren ergänzt und so-

mit festgelegt:

 

„Der Landesparteitag legt vor seiner Wahl mit einfa-

cher Mehrheit fest, ob ein*e Vorsitzende*r oder zwei

gleichberechtigte Vorsitzende, davon eine Frau zu wäh-

len sind.“

Begründung

 

Unsere Bundes-SPD hat bereits in der Vergangenheit die

Möglichkeiten zur Wahl einer Doppelspitze geschaffen.

In vielen Gliederungen unserer Partei in ganz Deutsch-

land wurden die Satzungen an diese Regelungen ange-

passt. DemLandesparteitag soll dieseMöglichkeit eben-

falls gegeben werden, wenn die Delegierten*innen so

entscheiden.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-33

Antrag Sä-33

OV Hemer, OV Dortmund-Bittermark-Lücklemberg, OV

Nobelbahn-Rauxel, OV Dortmund-Ardey, ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von Sä-10

Antrag zur Änderung der Satzung des SPD-Landesverbandes NRW

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24

Es wird beantragt, gemäß § 9 Abs. 2 Satzung des SPD-

Landesverbandes NRW an den ersten Unterpunkt fol-

genden Text anzufügen

 

„oder zwei gleichberechtigtenVorsitzenden, davoneine

Frau“

 

Analog zum bereits feststehenden Parteistatut der

Bundes-SPD wird folgendes Verfahren ergänzt und so-

mit festgelegt:

 

„Der Landesparteitag legt vor seinerWahlmitMehrheit

fest, ob ein*e Vorsitzende*r oder zwei gleichberechtigte

Vorsitzende, davon eine Frau zu wählen sind.

Begründung

 

Unsere Bundes-SPD hat bereits in der Vergangenheit die

Möglichkeiten zur Wahl einer Doppelspitze geschaffen.

In vielen Gliederungen unserer Partei in ganz Deutsch-

land wurden die Satzungen an diese Regelungen ange-

passt. DemLandesparteitag soll dieseMöglichkeit eben-

falls gegeben werden, wenn die Delegierten*innen so

entscheiden.
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2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-34

Antrag Sä-34

OV Nördliches Schwerte und Holzen

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von Sä-10

Satzungsändernder Antrag des OV Nördliches Schwerte und Holzen zur Ermöglichung einer Doppelspitze

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24

Der Landesparteitag beschließt die folgende Änderung

des § 9 Abs. 2 der Satzung des SPD-Landesverbandes

NRW: an den ersten Unterpunkt wird der Text angefügt

 

„oder zwei gleichberechtigtenVorsitzenden, davoneine

Frau“.

 

Analog zum bereits feststehenden Parteistatut der

Bundes-SPD wird folgendes Verfahren ergänzt und so-

mit festgelegt:

 

„Der Landesparteitag legt vor seiner Wahl mit einfa-

cher Mehrheit fest, ob ein*e Vorsitzende*r oder zwei

gleichberechtigte Vorsitzende, davon eine Frau zu wäh-

len sind.“

Begründung

 

Unsere Bundes-SPD hat bereits in der Vergangenheit die

Möglichkeiten zur Wahl einer Doppelspitze geschaffen.

In vielen Gliederungen unserer Partei in ganz Deutsch-

land wurden die Satzungen an diese Regelungen ange-

passt. DemLandesparteitag soll dieseMöglichkeit eben-

falls gegeben werden.
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Antrag Sä-35

OV Dortmund Eichlinghofen

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von Sä-10

Änderung der Satzung des SPD-Landesverbandes NRW

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25

Es wird beantragt, gemäß § 9 Abs. 2 Satzung des SPD-

Landesverbandes NRW an den ersten Unterpunkt fol-

genden Text anzufügen

 

„oder zwei gleichberechtigtenVorsitzenden, davoneine

Frau“

 

Analog zum bereits feststehenden Parteistatut der

Bundes-SPD wird folgendes Verfahren ergänzt und so-

mit festgelegt:

 

„Der Landesparteitag legt vor der Wahl zum SPD Lan-

desvorstand mit Mehrheit fest, ob ein*e Vorsitzende*r

oder zwei gleichberechtigte Vorsitzende, davon eine

Frau zu wählen sind.

Begründung

 

Unsere Bundes-SPD hat bereits in der Vergangenheit die

Möglichkeiten zur Wahl einer Doppelspitze geschaffen.

In vielen Gliederungen unserer Partei in ganz Deutsch-

land wurden die Satzungen an diese Regelungen ange-

passt. DemLandesparteitag soll dieseMöglichkeit eben-

falls gegeben werden, wenn die Delegierten*innen so

entscheiden.
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Antrag Sä-36

ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Satzungsergänzung §16, Abs.3

1
2
3
4
5
6
7
8
9

Nach Antragsrecht ergänzen: „und dem Personalvor-

schlagsrecht“

Begründung

 

Durch immer wieder auftretende Diskussionen, ob das

Antragsrecht auch das Personalvorschlagsrecht umfasst

ist es sinnvoll, die Ergänzung des Personalvorschlags-

recht in der Satzung endgültig festzulegen.
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Antrag Sä-37

ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

§ 9 Absatz 6 hinzufügen

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14

Der amtierende Landesvorstand unterbreitet 6 Wo-

chen vor der Neuwahl des Landesvorstandes einen

geschlechter-paritätischen Vorschlag zur Wahl des Vor-

standes.

Begründung

 

Die 40-%-Frauenquote wurde als ein erster Schritt

auf dem Weg zur Gleichstellung eingeführt. Seitdem

scheint sie selbstverständlich geworden zu sein, obwohl

die Parität damit nicht umgesetzt ist.

 

Lasst uns nicht nur von Parität reden, lasst sie uns in un-

serer Partei auch tatsächlich umsetzen.

37



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Sä-38

Antrag Sä-38

ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Satzungsantrag SPD NRW Satzung: § 9 Absatz 4

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14

Nach: “geschäftsführendem Vorstand” “- quotiert -”

streichen und ersetzen durch “- paritätisch -”

 

Ergänzung nach der Aufzählung: „Bei einer ungeraden

Anzahl darf der Unterschied zwischen Männern und

Frauen nicht mehr als 1 betragen.“

Begründung

 

Im Jahre 2023 wird es Zeit, dass auch unsere SPD NRW

alles unternimmt, um die gleichberechtigte Präsenz von

Genossinnen in allen Gremien aktiv zu erreichen. Damit

würde die Satzung der SPD NRW in diesem Punkt end-

lich dem Organisationsstatut des Bundes entsprechen.
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Antragsbereich 02: Leitanträge (L)

Antrag L-01

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

DIE NEUE SPD IMWESTEN.

1
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8
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36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46
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Nordrhein-Westfalen ist stark und vielfältig. Die Men-

schen, die hier leben, sind offen, direkt, zupackend und

achten aufeinander. Unser voller Einsatz als NRWSPD

gilt diesem Land und seinen Menschen. Ihre täglichen

Herausforderungen sind unsere Herausforderungen -

Chancen, die sich für sie bieten, sind Chancen, die wir

für unser NRW nutzbar machen wollen. Wir legen uns

ins Zeug, unser Land jeden Tag ein Stückchen besser zu

machen.

 

Die NRWSPD war über viele Jahrzehnte Motor der Ent-

wicklung für unser Land. Gemeinsam mit vielen Men-

schen inNRWhabenwir dafür gesorgt, dass imStruktur-

wandel wirtschaftliche und gesellschaftliche Zukunfts-

chancen entwickelt wurden und neue Arbeits- und Aus-

bildungsplätze entstehen konnten. Unsere Schul- und

Hochschulpolitik hat das gesellschaftliche Aufstiegsver-

sprechen für Generationen Wirklichkeit werden lassen.

Gemeinsam haben wir dafür gekämpft, dass niemand

ins Bergfreie fällt und die besonders betroffenen Städ-

te und Regionen nicht abgehängt werden. Damit haben

wir das Land zusammengehalten.

 

Doch viele dieser sozialdemokratischen Errungenschaf-

ten gelten heute nicht mehr für die Menschen in

NRW.Denndie aktuelle schwarz-grüne Landesregierung

macht vor allem eins: Klientelpolitik für jene, die es sich

leisten können. Nicht verwunderlich für uns, aber um-

so schmerzhafter für die Menschen in NRW ist, dass fi-

nanzielle Nöte und Existenzsorgen, die heruntergewirt-

schaftete Bildungslandschaft sowie eine verschlafene

Klimapolitikmit sozialer Ausrichtungnicht imFokus von

Schwarz-Grün stehen.Wirwissen deshalb: Die NRWSPD

wird gebraucht. Vielleicht sogar mehr denn je. Deshalb

ist die Etablierungder neuen SPD imWesten kein Selbst-

zweck für uns, sondern schlicht und ergreifendNotwen-

digkeit.

 

Die NRWSPD ist in den letzten Jahren in schweres

Fahrwasser geraten. Dies ist nicht zuerst personalen

Entwicklungen geschuldet. Der Grund liegt tiefer und

betrifft unsere strategische Grundausrichtung, unsere

Mission für unser Nordrhein-Westfalen.

 

ZEITENWENDE.

 

These 1. Dauerkrise und Ermüdung.
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Deutschland und damit auch Nordrhein-Westfalen be-

finden sich seit 15 Jahren in einem andauernden Kri-

senmodus. Während die ökonomischen Folgen dank ei-

ner Phase robusten Wirtschaftswachstums und konse-

quenter staatlicher Interventionen beherrschbar blie-

ben, sind die gesellschaftlichen Verwerfungen über-

deutlich spürbar. Das galt schon für die Auswirkungen

und Maßnahmen der Corona-Pandemie, die tief in das

private und berufliche Leben jeder:jedes einzelnen ge-

wirkt haben. Aktuellwirdmit der Inflation die krisenhaf-

te Entwicklung finanziell für jede:n direkt spürbar, wenn

auch nicht für jede:n mit der gleichen existenziellen Be-

drohung.

 

Die Menschen und die Gesellschaft sind krisenmüde,

ohne dass sie ein Ende der Aneinanderreihung von Kri-

sen erkennen können. Gleichzeitig merken die Men-

schen, dass auch abseits aller Krisen bei der Infrastruk-

tur vieles im Argen liegt. Das fängt bei den maroden

Brücken an, setzt sich über katastrophale Zustände an

Schulen und Kitas fort und findet einen traurigen Hö-

hepunkt bei den viel zu langsamen Investitionen in die

Mobilitäts- und Energiewende.

 

Notwendig ist neben einem aktuellen und effizienten

Krisenmanagement die Formulierung politischer Per-

spektiven, die über die jeweils aktuelle Krise hinaus-

weisen. Die Menschen erwarten, dass die Systeme der

Daseinsvorsorge – beispielhaft das Gesundheitssystem

und die Energieversorgung – im Alltag funktionieren

und krisenfest gemacht werden. Dazu braucht es In-

vestitionen in die Infrastruktur und den vorsorgenden

Staat.

 

These 2. Veränderungsdruck und politische Ohnmacht.

Die großen Herausforderungen unserer Zeit lösen einen

weiteren massiven Veränderungsdruck aus. Die direk-

ten und indirekten Folgen des Klimawandels, fortschrei-

tende technologischeMöglichkeiten der Digitalisierung

und der soziodemografische Wandel setzen nicht nur

die Systeme zusätzlich unter Stress. Jede:r einzelne ist

davon betroffen – jede:r in unterschiedlicherWeise.

 

Die Menschen wissen in ihrer übergroßen Mehrzahl,

dass es weder machbar noch wünschenswert ist, den

Wandel aufzuhalten und die gesellschaftlichen Verhält-

nisse zu konservieren. Sie erwarten jedoch von fort-

schrittlicher Politik, dass sie den Wandel aktiv gestaltet

und ihn für sienutzbarmacht; dafür sorgt, dassChancen

konsequent ergriffen, dass Herausforderungen gemein-

sam bewältigt werden.

 

Chancen zu ermöglichen und Zusammenhalt zu orga-

nisieren, bedeutet für Sozialdemokratie, Lebensentwür-

fe und Identitäten nicht in Konkurrenz undWettbewerb

40



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag L-01

103
104
105
106
107
108
109
110
111
112
113
114
115
116
117
118
119
120
121
122
123
124
125
126
127
128
129
130
131
132
133
134
135
136
137
138
139
140
141
142
143
144
145
146
147
148
149
150
151
152
153
154
155
156
157

zueinanderzustellen. Politik für eine Mehrheit der Men-

schen heißt eben auch, Unterschiede zu respektieren

und sich dem Verbindenden bewusst sein, statt Unter-

schiede zu polarisieren und Lebensentwürfe als Gegen-

sätze gegeneinanderzustellen und so gesellschaftliche

Auseinandersetzungen zu befeuern. Es geht um eine

Kultur des Miteinanders, statt des Kulturkampfes à la

FriedrichMerz.Wirmachen keine Klientelpolitik, die nur

Wirtschaftsinteressen dient oder die Bekämpfung des

Klimawandels ohne sozialen Ausgleich denkt. Sozial ge-

rechtmuss jederwirtschaftliche und ökologische Verän-

derungsprozess gedacht werden.

 

These 3. Zeitenwende und Neuorientierung.

Mit dem völkerrechtswidrigen Angriff Russlands auf die

Ukraine tritt nicht nur die internationale geopolitische

Ordnung in eine neue Phase ein. Die sich verändern-

den geopolitischen Kräfteverhältnisse zeigen immense

Konsequenzen für die Entwicklung der Weltwirtschaft.

Längst sind die aktuellen Krisen eng verwoben mit un-

seren mittel- und langfristigen Herausforderungen.

 

Im Brennglas der aktuellen Krisen zeigt sich ebenso

überdeutlich, dass die Ära der neoliberalen (De-)Regu-

lation endgültig an ihr Ende gekommen ist. Sie ver-

mag keine Antworten auf die Fragen der neuen Zeit zu

geben. Die Zeitenwende erfordert eine grundsätzliche

Neuorientierung und neue politische Antworten, wenn

die Handlungsfähigkeit von Politik erhaltenwerden soll.

 

DIE VIELEN.

 

These 4. Fragmentierung und Auseinanderreißen der

Gesellschaft.

Die ökonomischen und sozialen Entwicklungen der ver-

gangenen Jahrzehnte, begleitet durch politische Ent-

scheidungen des neoliberalen Mainstreams, haben da-

zu geführt, dass der gesellschaftliche Zusammenhalt

bröckelt und die Gesellschaft in der Mitte auseinander

zu reißen droht. Auch im Kern emanzipative Entwick-

lungenwie die Pluralisierung der Lebensstile machen es

schwieriger, einen gemeinsamen Nenner für die großen

gesellschaftlichen Fragen zu finden.

 

Fakt bleibt, dass auch die Perspektive, sich den indi-

viduellen Lebenstraum erfüllen zu können, weiterhin

stark von den individuellen sozio-ökonomischen Mög-

lichkeiten abhängt. Mehr noch: Immer mehr Menschen

sehen sich inzwischen gefährdet, sozial abzurutschen

oder sind es sogar objektiv. Selbst diejenigen, die für sich

das Aufstiegsversprechen umsetzen konnten, befinden

sich angesichts des rasanten Veränderungs- und Krisen-

tempos im Dauerstress. Statt neue Souveränität zu er-

langen, finden sie sich in einem immer schneller laufen-

den Hamsterrad wieder. Armut und prekäre finanziel-
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le Lebensumstände halten viele Menschen in NRW von

derMitgliedschaft imSportverein, vomKinobesuchoder

von der Ausübung eines gesellschaftlichen Ehrenamts

ab. Solche Enttäuschungserfahrungen befeuern sowohl

die KrisenwahrnehmungderMenschen inNRWals auch

einen pessimistischen Blick auf Fragen der Generatio-

nengerechtigkeit.

 

These 5. Eine solidarische Gesellschaft ist mehr als die

Summe ihrer Einzelgruppen.

Die Antwort von Sozialdemokrat:innen wird nie lauten:

Wenn nur jede:r an sich selbst denkt, ist an alle gedacht.

Das gilt auch für die unterschiedlichen gesellschaftli-

chen Gruppen und Milieus. Im Gegenteil: Nur in soli-

darischer Gemeinschaft – frei von ökonomischen Zwän-

genundDiskriminierungen–werdenalle ihrePotentiale

entfalten können. Unser Bild einer solidarischen Gesell-

schaft ist das einer inklusiven Gemeinschaft, in der wir

Vielfalt in der einen Gesellschaft leben können. Unsere

Gesellschaft wird nicht zusammengehalten von Eigen-

und Gruppeninteressen, sondern von Gemeinsinn und

dem Respekt dem anderen gegenüber.Wir leisten unse-

ren Beitrag zur Formulierung eines neuen gesellschaftli-

chen „Wir“.

 

These 6. Die Vielen der arbeitenden Mitte mobilisieren.

Die Vielen sind dieMenschen in unserem Land, die ihren

Lebensunterhalt und den ihrer Familienmit ihrer Hände

oder Köpfe Arbeit bestreiten oder bestreitenwollen. Da-

zu zählen für uns auch alle, deren Einstieg ins Arbeitsle-

ben noch vor ihnen liegt, die bereits auf ihr Erwerbsle-

ben zurückblicken, die – hier überwiegend Frauen – un-

entgeltliche Arbeit, etwa in Form von Sorgearbeit in der

Familie leisten sowie auch jene, die aus unterschiedli-

chenGründennicht in der Lage sind zu arbeiten oder ge-

rade auf der Suche nachArbeit sind. DieNRWSPDhat als

fortschrittlicheVolkspartei denAnspruch, die Interessen

der Vielen zu einem solidarischen Ganzen zusammen-

zuführen.

 

Wir wissen uns darin einig mit denjenigen, die  mit ih-

rer Arbeit tagtäglich unserenWohlstand erwirtschaften,

die einen Großteil der Erziehungs- und Pflegearbeit in

den Familien leisten, die als Ehrenamtliche unsere Ver-

eine und Verbände tragen, die sich nach einem langen

Erwerbsleben im wohlverdienten Ruhestand befinden;

kurz, die den Kern des täglichen Miteinanders bilden.

Wir sehen und würdigen diese immense Leistung, ge-

nauso wie deren Grenzen. Wir unterstützen ihren An-

spruch, dadurch mehr aus ihrem Leben und dem ihrer

Kinder machen zu wollen. Sozialdemokratische Politik

ermöglicht und fördert die praktische Umsetzung die-

ses Anspruchs und muss gewährleisten, dass Verände-

rungen sie nicht überfordern.
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Wir freuen uns über all jene, die weit darüber hin-

aus bereit und in der Lage sind, das Tempo der derzei-

tigen Veränderungen mitzugehen und über ihren An-

spruch, die Veränderungen mitzugestalten. Für sie geht

es darum, die versprochene neue Freiheit und Souve-

ränität auch zu erlangen. Mit ihnen verbindet uns die

Ablehnung konservativer Zukunftsverweigerung und -

blockade. Sozialdemokratische Politik ist aufgefordert,

eine klare Haltung und klare Ziele für den notwendigen

Wandel zu formulieren und umzusetzen.

 

Unsere besondere Aufmerksamkeit ist bei denen, die

längst das Gefühl haben, nicht mehr dazuzugehören

oder vomAbstieg bedroht sind, weil sie das Tempo aktu-

eller Veränderungen nicht sofort oder – ohneUnterstüt-

zung – gar nicht mitgehen können. Ihr Streben bleibt

jene arbeitende Mitte mit ihrem bescheidenen Wohl-

stand, der Absicherung ihres Lebensstandards und einer

guten Zukunft für ihre Kinder. Ihr täglicher Kampf hat

unseren Respekt. Mehr noch: Er verdient mehr Unter-

stützung. Sozialdemokratische Politik ist deshalb aufge-

fordert, konsequent Absicherung und gesellschaftliche

Teilhabe im Wandel zu gewährleisten und strukturelle

Benachteiligungen zu beseitigen.

 

Ihnen allen ist gemein, dass sie anerkennen, dass der

Wandel zum Leben dazugehört, dass er sogar notwen-

dig ist, wenn wir in Zukunft noch ein sicheres Leben in

Wohlstand führen wollen. Sie folgen jedoch nicht ‚blau-

äugig‘ Versprechungen, sondern erwarten von sozialde-

mokratischer Politik einen Plan, wie der Wandel gestal-

tet werden soll undwie ihre vitalen Interessen dabei Be-

rücksichtigung finden.

 

These 7. Zurück an den Abendbrottisch.

Es ist Anspruch der Sozialdemokratie, Politik für die Vie-

len, nicht nur für Wenige zu machen. So sind es auch

die Herausforderungen und Hoffnungen des Alltags der

Vielen, die sozialdemokratische Politik wieder stärker

beschäftigen müssen. In ihnen äußern sich die konkre-

ten Konsequenzen der vielfältigen Krisen- undWandel-

prozesse unserer Zeit, die Konsequenzender Zeitenwen-

de. Es ist gut, wenn auch die Sozialdemokratie genau

darüber redet, diskutiert, gerne auch streitet.

 

DabeiwerdenwirnichtdieAugenverschließen.Wirwer-

den hinsehen und Fehler benennen. Es bringt nichts,

Dinge schön zu reden.Wenn etwas nicht rund läuft, be-

nennen wir es und bieten Lösungen an. Wenn uns je-

mand zu seinen Sorgen und Problemen ins Vertrauen

zieht, ist ihm oder ihr nicht geholfen, wennwir erklären,

dass es objektiv kein Problem gibt. Wir werden die Hin-

weise ernst nehmen, genau hinschauen und gemein-

sam Lösungsvorschläge erarbeiten.
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Das, was die Vielen am Abendbrottisch, im Sportver-

ein, auf dem Kirmesplatz, beim Schützenfest oder in der

WhatsApp-GruppederNachbarschaft beschäftigt,muss

auch wieder sozialdemokratische Politik schwerpunkt-

mäßig beschäftigen. Umgekehrt haben wir dann auch

wieder den Anspruchmit unseren Ideen und politischen

Lösungen dort Gesprächsthema zu sein.

 

NRW VONMORGEN.

 

These 8. Unser Orientierungsrahmen 2035 – NRW von

Morgen.

Unsere Antwort auf die Zeitenwende ist die Neujustie-

rung unseres politischen Orientierungsrahmens für das

nächste Jahrzehnt.Wir haben verstanden, dasswir trotz

einer breiten inhaltlichen und differenzierten Aufstel-

lung nicht klar genug gesagt haben, wowir unsere Prio-

ritäten setzen und bei welchen unserer Ziele die Men-

schen fest auf uns vertrauen können.

 

Wir sind überzeugt: Das NRW vonMorgen braucht poli-

tischeGestaltung und es braucht unseren Einsatz, wenn

es fortschrittlich und gerecht sein soll. Wir wissen: Fort-

schritt, Gerechtigkeit undGemeinsinnwachsen dort am

besten, wo die soziale Ungleichheit klein ist und al-

le Menschen Respekt erfahren. Über die Ebenen hin-

weg wollen wir deshalb ein konzentriertes Leitbild ent-

wickeln, das unsere Mission als NRWSPD im Kern be-

schreibt. Wie wollen wir in Zukunft leben, arbeiten und

wirtschaften? Was wird die Grundlage von Wohlstand

und guter Arbeit sein, wenn klar ist, dass wir das Klima

nicht zusätzlich belasten dürfen? Was wird die Gesell-

schaft in Nordrhein-Westfalen im Kern zusammenhal-

ten und wie sorgen wir dafür, dass Vielfalt in der einen

Gesellschaft gelebt werden kann?

 

Entlang dieser Fragen werden wir unsere inhaltliche

Mission verdichten und auf unsere zentralen Botschaf-

ten zuspitzen. Dabei beziehen wir nicht nur die Brei-

te der Partei, sondern auch die Netze und Erfahrungen

des Alltags in unsere Diskussion mit ein. Bei der Um-

setzung sind wir der Garant dafür, dass wir keine:n zu-

rücklassen: Die Klimawende darf nicht nur für die Bes-

serverdienenden finanzierbar sein. Nachhaltige Energie

undMobilität dürfen kein Luxusgut sein, sondern für al-

le bezahlbar. Die Ausstattung der Kitas und Schulen darf

nicht von der Kassenlage der jeweiligen Stadt abhän-

gen. Bildung ist ein Grundrecht und muss für alle kos-

tenlos sein. Wenn sich die Sozialdemokratie nicht dafür

einsetzt, wird es keine:r tun! Wir werden dafür sorgen,

dass die Voraussetzungen überall gleich sind.

 

Wir haben den Anspruch, nicht nur Antworten, son-

dern auch Lösungen für die drängenden und existenzi-

ellen Fragen der Vielen in NRW zu haben. Unsere poli-
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tischen Lösungen beziehen die unterschiedlichen politi-

schen Ebenen immer in ihrer Rolle mit ein.

 

• Wir in NRW sorgen für den Wohlstand von Mor-

gen. NRW ist Industrieland und soll es bleiben.Wir

haben den Strukturwandel in der DNA. Wir wol-

len spätestens 2045 klimaneutral sein, aber nicht

deindustrialisiert. Unsere starke Industrie, mittel-

ständischeWeltmarktführer:innen, Start-Ups und

das Handwerk, innovative Dienstleistungsunter-

nehmen und die dichteste Hochschul- und For-

schungslandschaft Europas geben uns alle Chan-

cen. Eine neue Wohlstandspolitik trägt dieser

Vielfalt Rechnung. Wir wollen, dass NRW wie-

der das Land der Innovationen wird. Industrie,

Wissenschaft, Start-Ups, Kreativbranche, mittel-

ständische Unternehmen — sie alle sind Trei-

ber und Träger von Innovationen. Wir wollen

hier politisch fördern und erleichtern. Nordrhein-

Westfalen braucht eine aktive Wirtschaftspolitik,

die ihrenNamen verdient: Durch eine Aufwertung

der Dualen Ausbildung, durch eine Bekämpfung

des Fachkräftemangels und nicht zuletzt durch In-

vestitionen; unter anderem unterstützt durch un-

ser Konzept eines Transformationsfonds. Wir wis-

sen, dass die Energiewende alternativlos ist und

nur vor Ort geleistet werden kann. Wir wissen

auch, dass ihr Gelingen voraussetzt, Menschen

nicht zu übervorteilen, zu bevormunden oder zu

überrumpeln. Wir wollen, dass die Energiewende

gelingt.

 

• Wir in NRW stellen Familien in den Mittelpunkt.

Sie brauchen mehr Zeit, mehr Geld und mehr Ver-

lässlichkeit. Insbesondere die Corona-Zeit hat ge-

zeigt, wie wichtig Familien für Sicherheit, Rück-

halt und Geborgenheit waren. Als unter anderem

Schulen und Kitas schließen mussten, haben Fa-

milien – und dort vor allem Frauen – diesenWeg-

fall im Privaten aufgefangen.Während alle auf Di-

stanzgehenmussten, gabenFamilienNähe.Wenn

man selbst droht ins Bodenlose zu fallen, bietet

die Familie ein Sicherheitsnetz. Überall dort, wo

Menschen bedingungslos Verantwortung fürein-

ander übernehmen, da ist Familie. Wir machen

NRW zum besten Zuhause für Familien. Die Fami-

lien erleben die Bildungskatastrophe hautnah: Zu

wenig Kita-Plätze, fehlende Lehrer:innen, marode

Schulgebäude und stockende Digitalisierung. Die

Familien in NRW haben ein Recht darauf, dass die

Politik sie nicht weiter vertröstet. Wir machen die

Kitas und Schulen in NRW zu den besten und mo-

dernsten Kitas und Schulen in Europa, in denen al-

le Kinder bestmöglich gefördert werden. Wir wis-

sen, was für ein weiter Weg das ist. Aber es lohnt
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sich, ihn zu gehen.

 

• Wir in NRW sorgen für ein Land, das für alle funk-

tioniert. Die Infrastruktur des Alltags ist über Jah-

re hinweg vernachlässigtwordenund funktioniert

nicht mehr oder nicht mehr so, wie es die Men-

schen zu Recht erwarten. Sie müssen sich darauf

verlassen können, dass Politik dafür sorgt, dass die

Dinge funktionieren: Bezahlbarer Wohnraum für

jeden und jede einzelne, eine intakte kommuna-

le Infrastruktur wie Spielplätze, Sportstätten und

Schwimmbäder undMobilität, die alle erreicht. Ei-

ne zuverlässige Daseinsvorsorge ist für uns Kern-

aufgabe eines funktionierenden Staates und stellt

einen zentralen Baustein gegen wachsende Un-

gleichheit und zur Herstellung gleichwertiger Le-

bensverhältnisse überall in NRW dar. Dazu gehört

auch zu klären, wie diese Zukunftsinvestitionen

bezahlt werden. Unsere Antwort ist unmissver-

ständlich: Zur Finanzierung der notwendigen Zu-

kunftsinvestitionen müssen Menschen mit sehr

hohen Einkommen und Vermögen herangezogen

werden, die trotz der Krisen immer reicher gewor-

den sind. Außerdem müssen wir für Abhilfe bei

der sich weiter zuspitzenden finanziellen Situati-

on unserer Städte und Gemeinden zu sorgen. Die

Menschen in armen Städten haben ein gleiches

Anrecht auf saubere Luft, schöne Parks, funktio-

nierende Spielplätze und vieles mehr. Hier wollen

und müssen wir gegensteuern. Wenn wir es nicht

tun, macht es keine:r!

 

• Wir in NRW stehen für Respekt und Zusammen-

halt ein. Damit knüpfen wir daran an, was NRW

ausmacht. Respekt und Zusammenhalt entstehen

über gute Arbeit, Tarifbindung, Mitbestimmung

und gerechte Löhne. Doch noch immer arbeiten

20 Prozent der Beschäftigten in NRW im Nied-

riglohnsektor. In Schweden sind es nur fünf Pro-

zent, in Dänemark nur drei. Wir wollen skandina-

vischeVerhältnisse auf unseremArbeitsmarkt. Re-

spekt und Zusammenhalt entstehen im Mitein-

ander von Menschen, deren Familien schon über

viele Generationen hier leben, deren Großeltern

oder Eltern dieses Land schon geprägt haben, die

kürzlich hierhergekommen sind oder noch kom-

men werden. Jeder Mensch muss die Chance ha-

ben, seine Fähigkeiten frei zu entfalten und sein

Leben so zu leben, wie er sich das vorstellt. Wer

vor Krieg, Gewalt oder Verfolgung zu uns flieht,

soll würdig und gut untergebracht werden und

einen schnellen Einstieg ins gesellschaftliche Le-

ben und in den Arbeitsmarkt machen können. Da-

für schaffenwir die Voraussetzungen. Feind:innen

von Freiheit und Demokratie stellen wir uns mit
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aller Macht entgegen. Wir wissen, dass Freiheit

nur möglich ist, wenn die Regeln des Zusammen-

lebens – ungeachtet von Status, Hautfarbe oder

Religion – für alle gelten, die hier leben. Wir wis-

sen, dass diese Freiheit vor allem von Rechts be-

droht wird. Wir geben dem keinen Fußbreit nach.

Gemeinsammit den Vielen, mit Vereinen, Initiati-

ven, Kulturschaffenden, Gewerkschaften und Un-

ternehmer:innen, denen NRW am Herzen liegt,

wollenwir die Städte undGemeinden vonMorgen

gestalten. Wir wollen, dass sie zu lebendigen, in-

novativen und nachhaltigen Orten der Demokra-

tie und Freiheit werden, in denenMenschen gerne

leben und gegenseitig auf sich achten.

 

Diesen Orientierungsrahmen entwickeln wir in vier

„NRW-von-Morgen-Werkstätten“. Anhand der hier für

unser „NRW von Morgen“ skizzierten Themenfelder

„Wohlstand“, „Familie“, “Infrastruktur des Alltags“ und

„Respekt und Zusammenhalt“ werden wir formulieren,

was wir darunter im Detail verstehen und welche Pro-

jekte jeweils geeignet sind, die Vielen anzusprechenund

zu begeistern. Wir wollen einzelne Projekte identifizie-

ren, die unsere politische Haltung und Lösungskompe-

tenz beispielhaft transportieren können.

 

Unsere „NRW-von-Morgen-Werkstätten“ werden unter

Einbeziehung aller Ebenen, eigenständig arbeiten. Jede

Werkstatt wird mindestens zu einem Drittel mit Ver-

treter:innen aus Vereinen, Verbänden, Gewerkschaften,

Initiativen, den Kirchen und Religionsgemeinschaften,

der Wirtschaft oder der Wissenschaft besetzt sein. Al-

le Werkstätten sollen über ihren Arbeitsprozess hinweg

mindestens einmal zentral zusammenkommen. Mit Be-

schlüssen auf Landesebene werden wir die Arbeit der

„NRW-von-Morgen-Werkstätten“ festhalten. Mit die-

sem Prozess schaffen wir gleichzeitig die Grundlage für

unsere programmatischen Impulse zur Bundestagswahl

2025 und für unseren kommunalpolitischen Orientie-

rungsrahmen für die Kommunalwahlen 2025.

 

Darüber hinaus kann der Landesvorstand Kommissio-

nen zur Klärung klar umrissener, politischer Fragestel-

lungeneinrichten. Voraussetzungen sind jeweils ein ein-

deutiger Auftrag, ein verbindlicher Zeitplan und die Ein-

beziehung aller betroffener Ebenen.

 

These 9. Vor allem vor Ort.

Wir haben verstanden, dass sich unsere Partei mit ih-

rer stolzen und tiefen Verankerung in der nordrhein-

westfälischenGeschichtemoderner, bürger:innennäher

und schlagkräftiger aufstellen muss, um die nordrhein-

westfälische Zukunft zu gestalten.

 

Die praktische Arbeit vor Ort ist für uns eine beson-
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ders enge Verbindung zwischen den täglichen Erfah-

rungen der Menschen im Wandel und unserer politi-

schen Arbeit. Auch bei der Formulierung unseres neu-

en Leitbildes wollen wir deshalb auf diese Stärke der

NRWSPD setzen. Die breite Aufstellung unserer haupt-

und ehrenamtlichen Kommunalen, die vielen Aktiven in

unserer Parteiorganisation und unsere örtlichen Man-

datsträger:innen sind ein großer Schatz, den wir nutzen

wollen. Ebenso werden wir gezielt unsere Begleiter:in-

nen aus Kultur und Wissenschaft, Gewerkschaften und

Wirtschaft, Sozial- und Umweltverbänden, Kirchen und

Religionsgemeinschaften, dem organisierten Sport und

Brauchtum einbeziehen. Vor allem aber werden wir vor

Ort Plattformen für die Menschen aus der arbeitenden

Mitte schaffen.

 

Vor Ort zu sein, bedeutet für uns auch wieder stärker

dort zu sein, wo die Menschen sind. Auf den Marktplät-

zen, in den Quartieren, Stadtteilen und Dörfern. „Raus

ausdenGremien– rausaufdie Straße“ ist unsereDevise.

Dazu werden wir Aktionsformate aufbauen, umsetzen

und gemeinsammit unseren Strukturen vor Ort wieder

näher zu den Menschen rücken.

 

Als Landesverband wollen wir als gutes Beispiel vor-

an gehen und die vielerorts erfolgreiche Arbeit unserer

Ortsvereine, Unterbezirke und Kreisverbände sowie Ar-

beitsgemeinschaften  unterstützen. Wir wollen im gan-

zen Land mit den Menschen reden, deren Interessen

wir vertreten. Hierzu entwickeln wir einen Baukasten

für Veranstaltungs- und Aktionsformate, bei denen es

jeweils im Kern um niedrigschwelligen, direkten Kon-

takt zu den Vielen der arbeitenden Mitte geht. Für die-

sen Veranstaltungsbaukasten greifen wir auf Ideen aus

unseren Gliederungen und erfolgreichen kommunalen

Wahlkämpfen zurück. Unser Ziel sind 20 Dialogveran-

staltungen oder -aktionen in 20 unterschiedlichen Un-

terbezirken vor dem Kommunal- und Bundestagswahl-

kampf 2025. Was sich hier bewährt hat, kann anschlie-

ßend im Kommunal- und Bundestagswahlkampf inten-

siviert und von allen genutzt werden.

 

DIE DIALOGPARTEI.

 

These 10. Klare Botschaften. Ehrlicher Dialog.

Jenseits populistischer Empörungskommunikation ist

die Zeit der One-Way-Kommunikation vorbei. Nicht nur

die Funktionsweise der sozialenMedien, sondern vor al-

lem die veränderten und gewachsenen Ansprüche der

Menschen, die für die Sozialdemokratie erreichbar sind,

erfordern ein ehrlichesDialogangebot der Partei, die um

ihr Vertrauen wirbt. Eine solche, wertschätzende Kom-

munikation bezieht Kommunikationspartner:innen ein

und setzt auf ihr Urteilsvermögen.
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Wir wollen offen, klar und selbstbewusst kommunizie-

ren. Deshalb beschränken wir uns auf das Wesentliche

und darauf, was die Menschen in Bezug auf ihr Leben

und die Zukunftsfähigkeit unseres Landesmit der NRW-

SPD verbinden sollen. Kommunikation braucht deshalb

starke Symbole und Bilder, vor allem jedoch eine Ge-

schichte, die mitten im Leben der Menschen in NRW

spielt, ihre Alltagserfahrungen aufnimmt und zu einem

politischen Auftrag für unser Land verdichtet.

 

These 11. Kampagnenfähigkeit in der Fläche.

Politik lebt vonder Zuspitzungunddavon, dass Entschei-

dungsalternativen klarmarkiertwerden. Dies gilt für die

parlamentarische ebenso wie für die gesellschaftliche

Debatte. Die mediale Entwicklung der letzten Jahre hat

viele klassische Wege des öffentlichen politischen Dis-

kurses an den Rand derWahrnehmbarkeitsschwelle ge-

bracht. ÖffentlichkeitswirksameKampagnen sollen des-

halb dazu beitragen, die politische Auseinandersetzung

wieder auf die Straßen und Plätze des Landes, vor allem

aber in den Alltag der Menschen in NRW zu holen.

 

Dort wo Zukunftschancen für unser Land verspielt und

dieMenschen inNRWimStichgelassenwerden,werden

wir die Öffentlichkeit mobilisieren. Wir stellen den ver-

säumten Chancen unser Bild eines fortschrittlichen und

gerechten NRW von Morgen entgegen und zeigen, wie

wir NRW gestalten wollen. Wir machen deutlich: Un-

ser Land braucht die politische Auseinandersetzung, um

den richtigenWeg und die richtigen Entscheidungen.

 

Im nächsten Jahr wird das Europäische Parlament ge-

wählt. Wir werden aus Nordrhein-Westfalen heraus un-

seren Beitrag für die europäische Demokratie leisten,

um das an den Interessen der Vielen orientierte Europa

sichtbar zu machen und die sozialdemokratische Stim-

me in Europa zu stärken. Im Rahmen eines abgestimm-

ten Kommunikationskonzepts werden wir unsere ana-

logen und digitalen Kommunikations- und Veranstal-

tungsformate sowohl der internen als auch der exter-

nen Kommunikation auf den Prüfstand stellen und neu

ausrichten. Die Landesgeschäftsstelle wird kampagnen-

orientierter aufgestellt, um eng abgestimmt die strate-

gische und operative Ausrichtung der Kommunikation

der NRWSPD zu begleiten. Haupt- und Ehrenamtliche in

der Flächewerden indie ErstellungdesKonzeptes einbe-

zogenund sind in derUmsetzungwichtigeAkteur:innen

der Kampagne in der Fläche.

 

DIE VIELFALTPARTEI.

 

These 12. Authentische Kandidierende.

Erfolgreiche Politik lebt davon, in der Spitze wie in der

Breite durch authentische Personen vertreten zu wer-

den. Die Entwicklung der letzten Jahrzehnte hat die gro-
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ßen Parteien ihres natürlichen Vorfeldes beraubt, aus

dem Kandidierende mobilisiert werden konnten. Auch

sozialdemokratische Politik droht lebens- und arbeits-

weltlich zu verarmen, wenn wir nicht aktiv gegensteu-

ern.

 

Mit einem breit angelegten Personalaktivierungs- und

-entwicklungsprogramm wollen wir zukünftig mehr

Menschen – in der ganzen Vielfalt, die unser Land zu

bieten hat – für eine aktive Vertretung der Sozialde-

mokratie gewinnen, qualifizieren und in Verantwortung

bringen. Menschenmit Erfahrungen aus der aktiven ge-

werkschaftlichen Arbeit oder dem Engagement in der

Mitbestimmung in Unternehmen stellen für die Erfül-

lung unserer Ziele und Werte geeignete, authentische

Kandidierende dar.

 

In Zusammenarbeit mit den aufstellenden Gliederun-

gen wollen wir Personenprofile zu den Anforderungen

des jeweiligen Wahlkreises entwickeln und bezüglich

der Auswahl und Aktivierung passender Persönlichkei-

ten besser werden. Unser Motto dabei: Statt vorrangig

dem Senioritätsprinzip zu folgen, wollen wir die Kan-

didat:innen aufstellen, die das größte Potential haben,

den Wahlkreis zu gewinnen. Wir greifen hierbei auf die

Ergebnisse unserer Landtagswahlanalyse und Erfolgsre-

zepte aus unseren Gliederungen zurück.

 

These 13. In den Regionen des Landes verwurzelt.

Wir in Nordrhein-Westfalen sind in über 70 Jahren

zusammengewachsen, ohne dabei unsere regionalen

Identitäten – auch unsere regionalen Strukturen – auf-

gegeben zuhaben.Das ist gut so, denn in einemBundes-

land, dasmit 18Mio. Einwohnerndoppelt sogroßwiedie

Schweiz oder dreimal so großwieDänemark ist, braucht

es regionale Nähe.

 

Die tiefe Verwurzelung der NRWSPD in den Regionen

spiegelt die Vielfalt unseres Landes in unserer Partei wi-

der. Sie ist Garant dafür, dass wir vor Ort ansprechbar

bleibenund alsNRWSPDdie Interessen der unterschied-

lichen Regionen in die Landespolitik einbringen können.

Gemeinsam sorgen wir seit vielen Jahren dafür, dass

auch strukturell schwächere Regionen auf Landes- und

Bundesebene mit Mandatsträger:innen vertreten sind.

Dieser regionale Ausgleich macht uns stark in der Flä-

che. Gemeinsamwerdenwir unsere regionaleArbeit auf

neue Beine stellen.

 

These 14. So vielfältig wie das Land.

Es ist ein riesiger Erfolg gesellschaftlicher Emanzipation,

dass heute mehr Menschen in Nordrhein-Westfalen ih-

re Kultur, ihre sexuelle Identität, ihren Lebensstil leben

können, als jemals zuvor.Wir verkennendabeinicht:Dis-

kriminierungen und soziale Schranken bestehen unge-

50



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag L-01

653
654
655
656
657
658
659
660
661
662
663
664
665
666
667
668
669
670
671
672
673
674
675
676
677
678
679
680
681
682
683
684
685
686
687
688
689
690
691
692
693
694
695
696
697
698
699
700
701
702
703
704
705
706
707

achtet dessen fort. Diese weiterhin zu beseitigen, bleibt

Auftrag für die NRWSPD als emanzipative Fortschritts-

partei.

 

Gemeinsam wollen wir dafür sorgen, dass unsere Kan-

didat:innen so vielfältig sind, wie dieMenschen in unse-

rem Land, in unseren Städten und Kreisen, die sie vertre-

ten. Auch Engagierte von außen, die unsere sozialdemo-

kratischen Ziele teilen, laden wir ein, auf unseren Listen

zu kandidieren.

 

Gemeinsam mit den Gliederungen wollen wir des-

halb über konkrete Verbesserungen in den Listenauf-

stellungsverfahren, Wahlkreisvergaben sowie niedrig-

schwelligen und kostengünstigen Förderprogrammen

ins Gespräch kommen und Lösungen beschließen. Der

Landesvorstandbietet dafür einen Prozess an, an dessen

Ende ein transparentes Verfahren für eine Listenaufstel-

lung, die die Vielfalt unserer Kandidierenden anerkennt

und als Stärke identifiziert, steht.

 

Unser Ziel ist insgesamt, mit unserem politischen Per-

sonal die vielfältigen Lebenswirklichkeit der Menschen

in Nordrhein-Westfalen abzubilden. Hierfür werden wir

darauf hinwirken, dass auch die Zusammensetzung

des Landesvorstands diese Vielfalt widerspiegelt. Hier-

zu zählt auch aktive Nachwuchsförderung.

 

DIE MITMACHPARTEI.

 

These 15. Aktiv in den Netzen des Alltags.

Etwa die Hälfte aller Menschen in Nordrhein-Westfalen

engagiert sich ehrenamtlich inVereinenundVerbänden,

Gewerkschaften, Initiativen, den Kirchen und Religions-

gemeinschaften. In diesen Netzen des Alltags organisie-

ren Ehrenamtliche Sport, Kultur und Brauchtum, helfen

Geflüchteten und unterstützen Bedürftige, engagieren

sich für den Umwelt- und Klimaschutz, für ihr Dorf oder

ihre Nachbarschaft. Diese vielfältigen Aktivitäten hal-

ten das Land, die Städte und Gemeinden zusammen, sie

schaffen Lebensqualität und Gemeinschaft.

 

Dieses Engagement ist auch unser Engagement. Wir

wollen als NRWSPD wieder stärker mitwirken in den

Netzen des Alltags und selbst wieder stärker Netzwerk-

knoten werden. Das heißt, einen Ort zu schaffen, an

dem die Engagierten politische Ansprechpartner:innen

für ihre Anliegen finden, wo aber auch wir unsere Wur-

zeln neu in der Bürger:innengesellschaft schlagen kön-

nen. Ebenso wollen wir uns stärker mit Vertreter:innen

der jüngerenGeneration austauschenundausloten,wie

wir gemeinsame Interessen zu einer Fortschrittsallianz

bündeln können.

 

Mit dem DGB und seinen Einzelgewerkschaften ver-
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bindet uns dabei eine besondere strategische Partner-

schaft. Für die NRWSPD ist der Ort für regelmäßige,

vertrauliche und konstruktiv-kritische Wege der Ab-

stimmung und gemeinsame Politikentwicklung in die-

ser Partnerschaft der Gewerkschaftsrat. Der Gewerk-

schaftsrat setzt sich aus den sozialdemokratischen Vor-

sitzenden der DGB-Gewerkschaften und den Mitglie-

dern des Präsidiums zusammen. Die Bündnisarbeit mit

dem DGB und seinen Einzelgewerkschaften wird durch

eine feste haupt- und ehrenamtliche Koordinierungs-

stelle unterstützt. Außerdem initiieren wir eine Mitbe-

stimmungskonferenz für Betriebs- und Personalräte.

 

These 16. Agile Mitglieder- und Mitmachpartei.

Die NRWSPD lebt von ihren engagierten Parteimitglie-

dern und denjenigen, die bei unsmitmachen, ohneMit-

glied zu werden. Engagement auf Zeit und bezogen auf

Projekte wird dabei immer wichtiger. Wir wollen stär-

ker Mitmachplattform für die Anliegen der aktiven Bür-

ger:innengesellschaft werden.

 

Unsere Mitmachstrukturen auf der Regional- und der

Landesebene wollen wir agiler, offener und digitaler

gestalten. Wir wollen die Transparenz unserer Debat-

ten erhöhen. Deshalb werden wir im Landesvorstand

Maßnahmen entwickeln, Informationen über Beschlüs-

se und Ansprechpartner:innen einfacher und vor allem

digital zugänglich zumachen. Vor allem aber wollenwir

vor Ort sichtbarer werden in unseren Mitmachangebo-

ten.

 

Als Mitgliederpartei sind wir nur so gut, wie die vielen

einzelnen Mitglieder, die sich bei uns engagieren. Wir

werden daher auch in Zukunft Mitgliederwerbung ins

Zentrum unserer Parteiarbeit stellen. Wir sind außer-

demüberzeugt:Wer bei uns ist, soll bleiben.Wirwerden

uns um jedes Mitglied, das mit dem Gedanken an einen

Austritt spielt, bemühenundumsein:ihrweiteres Enga-

gement bei uns werben.

 

Unsere Gremienstrukturen auf Landesebene werden

wir verschlanken und auf die Verantwortung der not-

wendigen politischen Entscheidungsfindung in den

wichtigen politischen, organisatorischen und personel-

len Fragestellungen ausrichten. Präsidium und Landes-

vorstand nehmen ihre Führungsaufgabe für die NRW-

SPD in enger Abstimmungmit der Landtagsfraktion, der

NRW-Landesgruppe und den Kommunalen wahr. Die

Konzentration auf wesentliche Aufgaben der Parteior-

ganisation wird sich auch in der zukünftigen Personal-

und Finanzstruktur des Landesverbandes widerspie-

geln. Das Präsidiumwird dazu ein Konzept erarbeiten.

 

Die Organisation des vielfältigen ehrenamtlichen Enga-

gements unserer Mitglieder wird durch unsere Haupt-
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amtlichkeit gestützt. Die diesbezügliche organisations-

politische Weiterentwicklung ist eine eigenständige

Aufgabe, die bei der Landesgeschäftsführung liegt.

 

DIE NEUE SPD IMWESTEN.

 

‚Culture eats strategy for breakfast‘ – alle neue Strategie

wird die NRWSPD nicht erfolgreicher machen, wennwir

sie nicht in einem Geist angehen, der uns als Sozialde-

mokrat:innen neu verbindet.

 

These 17. Gemeinsammehr erreichen.

MitMut und Zuversicht, Selbstbewusstsein und Kampf-

geist gehen wir die vor uns liegenden Herausforderun-

gen an. Unsere Mission ist klar. Wir werden sie nur ge-

meinsam erfolgreich bestehen können. Es kommt auf

uns an, auf jede einzelne und jeden einzelnen. Wo Mut

und Zuversicht wachsen, wird aus dem ‚Rette sich wer

kann‘ das ‚Gemeinsam schaffen wir das‘. Unser gemein-

sames Ziel ist, die Gestaltungsmacht in NRWwieder zu-

rückzugewinnen, um das Leben der Vielen in NRW bes-

ser zu machen. Dafür kämpfen wir.

 

Im politischenTagesgeschäftwerdenwir in Zukunft vor-

ausschauender zusammenarbeiten, um die Interessen

der Vielen in NRW effektiv vertreten zu können. Wir

schaffenhierfür eineKoordinationsstelle der politischen

Ebenen, die frühzeitig Themen identifiziert, die Ebenen

übergreifend angegangen und aus Perspektive der Vie-

len in NRW relevant sind. Hierzu können dann Ad-Hoc-

Plattformen des Austausches eingerichtet werden, de-

ren Arbeit endet, sobald die jeweilige Sachfrage ge-

klärt oder zeitlich überholt ist. Initiativen zu Ad-hoc-

Plattformen sollen ausdrücklich aus allen Kraftzentren

kommen.

 

These 18. Solidarische Führung.

Die NRWSPD hat mit der Landespartei, der Landtags-

fraktion, der NRW-Bundestagsgruppe und den Kommu-

nalen viele starke Kraftzentren. Die vier Regionen und

das Ruhrgebiet bilden eine selbstbewusste regionale

Ebene. Die Führung der NRWSPD kommt ohne eine brei-

te Aufstellung über die unterschiedlichen Kraftzentren

und Regionen hinweg nicht aus.Wir bringen sie in einer

solidarischen Führung zusammen, die die NRWSPD zu

neuen Erfolgen führt.
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Antragsbereich 03: Kommunalpolitik, Stadtentwicklung,Wohnen (K)

Antrag K-01

UB Hochsauerland

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Landtags- und Bundestagsfraktion

Auflegung eines Förderprogrammes „Mut zur Lücke“

1
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Ein Förderprogramm „Mut zur Lücke“ zu beschließen,

um noch einmal offensiv die Aktivierung von Bauland

voranzutreiben. Hier sollen gezielt Anreize zur Bebau-

ung von Baulücken und zur innerörtlichen Verdichtung

geschaffenwerden, die genossenschaftliches Bauen un-

terstützen und so für zusätzlichen bezahlbaren Wohn-

raum in den vorhandenen örtlichen Strukturen sorgen.

Zudem sollen alle Orte Entwicklungsmöglichkeiten be-

kommen, denn für viele Bauwillige ist es oft derWunsch

im Heimatort zu bauen. Hier sollte fehlendes Ange-

bot sowohl bei Baulücken wie auch bei Baugebieten

nicht dazu führen die Entwicklung der Orte zu bremsen

und schlimmstenfalls eine weitere Abwanderung jun-

gerMenschen in Kauf zu nehmen. Die Förderung von Lü-

ckenbebauung sollte soweit möglich die Vorzugsvarian-

te sein.

Begründung

 

Bauland ist überall ein knappes Gut. Viele Baugebiets-

erschließungen sind in Planung, aber mit Blick auf zu-

rückgehende Einwohnerzahlen im ländlichen Raum si-

cher nicht immer die nachhaltigste Lösung, wenn die-

se an der Peripherie der gewachsenen Orte entstehen.

Wohnraum entsteht immer weiter weg von der örtli-

chen Infrastruktur und den Einrichtungen des täglichen

Lebens. Die Ver- und Entsorgungsnetze müssen teilwei-

semit großenAnstrengungen erweitertwerdenund der

Flächenverbrauch ist schließlich auch ein Faktor, der Ein-

fluss auf die Umwelt hat. Deshalb sollten innerörtliche

Nachverdichtungen besonders gefördert werden, denn

nicht nur vorhandene Straßen, sondern auch die Leitun-

gen der Ver- und Entsorger sind oftmals bereits vorhan-

den. Durch ein Programm „Mut zur Lücke“ würde nicht

nur der Flächenverbrauch geschont. Nein, viel wichtiger

sind auch langfristig stabile Gebühren für Wasser und

Abwasser. Denn einsmussmanwissen, die gesetzlichen

Vorschriften in Nordrhein-Westfalen erlauben es nicht,

die Eigentümer vonunbebautenGrundstückenüberGe-

bühr an der Erhaltung der leitungsgebundenen Infra-

struktur, die ja eigentlich für Ihre Grundstücke errichtet

wurde, zu beteiligen. Erst mit der der Bebauung und In-

betriebnahme der kommunalen Ver- und Entsorgungs-

einrichtungen entsteht die Gebührenpflicht und trägt

somit nachhaltig zur Finanzierung der öffentlichen In-

frastruktur bei.
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Antrag K-02

UB Remscheid

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Die Zeit drängt - Kommunale Altschuldenregelung jetzt!
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Die Parteigliederungen und Parlamentsfraktionen auf

Ebene des Landes und Bundes werden aufgefordert,

die durch den Bundesparteitag beschlossene Forde-

rung nach einer kommunalen Altschuldenregelung zü-

gig umzusetzen und einzufordern. Das Zeitfenster für

eine finanzierbare und angemessene Regelung durch

Bund und Länder schließt sich infolge der wirtschaft-

lichen Entwicklung. In NRW sollte – wie bereits in

Rheinland-Pfalz geschehen – ein breites Bündnis der de-

mokratischen Parteien im Landtag diesen Prozess be-

schleunigen. Die NRWSPD sollte hierzu die Initiative er-

greifen und ein entsprechendes Angebot zur Unterstüt-

zung und Mitgestaltung an die Regierungsfraktionen

von CDU und Bündnis’90/DIE GRÜNEN richten. In glei-

cherWeise sollte die Bundesregierung diese Beteiligung

seitens der CDU im Bund einfordern und ermöglichen.

Begründung

 

Der Stärkungspakt Stadtfinanzen hat in NRW gewirkt.

Er wurde von einer breiten Mehrheit im nordrhein-

westfälischen Landtag ermöglicht und beweist, dass es

wichtig ist in zentralen Zukunftsfragen einen Konsens

unter den demokratischen Parteien zu suchen und zu

ermöglichen. Leider hat es seit 2017 keine Bewegung

mehr in der Frage der Unterstützung der Kommunal-

finanzen durch die Landesregierung gegeben. Die zu-

gesagte Landesregelung für eine Altschuldenhilfe wur-

de nicht vorgelegt. Die Ankündigung von Bundeskanz-

ler Olaf Scholz, eine Regelung auchmit Hilfe des Bundes

zu ermöglichen, hat Bewegung in die Debatte gebracht.

Es ist nun an der Zeit zu handeln. Der Ankündigung der

neuen Landesregierungmüssen schnell Taten folgen, da

ansonstenwertvolle Zeit verloren geht.Weiteres Zuwar-

ten verteuert eine Lösung der Altschuldenfrage unnö-

tig. Deshalb ist es notwendig nun alle demokratischen

Parteien im Landtag und imBundestag aufzufordern, an

einer gemeinsamen Lösung zu arbeiten und diese zü-

gig umzusetzen. Das kann gelingen, indem die NRW-

SPDalsOppositionspartei der Landesregierung ihre kon-

struktive Mitarbeit in dieser Frage anbietet. Dies kann

weiter dadurch gelingen, dass die Bundesregierung die

demokratischen Oppositionsparteien im Bundestag in

die Pflicht nimmt, die kommunale Altschuldenregelung

frei von taktischen Erwägungen oder parteipolitischen

Kalkül zu ermöglichen. Die Kommunen haben Hilfe ver-

dient. Ohne eine Entlastung und eine auskömmliche Fi-

Ersetze ab Zeile 8:

 

Die SPD Nordrhein-Westfalen hat hierzu die Initiative

ergriffen und ihre Bereitschaft zur Unterstützung und

Mitgestaltung der Landesregierung gegenüber erklärt.

In gleicher Weise sollte die Bundesregierung die Unter-

stützung seitens der CDU im Bund einfordern.

 

Füge ein in Zeile 16:

 

Wesentliche Eckpunkte sind:

- Sie muss von Bund, Land und Kommunen gemein-

schaftlich finanziert werden;

- Siemussnachhaltigwirken; dafür ist es erforderlich, ei-

ne erneuteVerschuldung zu vermeiden, indemeine aus-

kömmliche Finanzierung der Kommunen sichergestellt

wird;

- Siemuss die Investitionsfähigkeit der Kommunen stüt-

zen und ausbauen.
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nanzierungwird es ihnennichtmöglich sein, dieHeraus-

forderungen der gegenwärtigen Krisen zu bewerkstelli-

gen und die erforderlichen Investitionen in die Zukunft

kommunaler Infrastruktur zu leisten. Die gesellschaftli-

che undwirtschaftliche Zukunftsperspektiven entschei-

det sich in den Kommunen. Dafür muss die kommunale

Selbstverwaltung wieder gestärkt werden.
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Antrag K-03

UB Oberhausen

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Würdig zu wohnen ist ein Menschenrecht
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Der Landesparteitag fordert eine umfassende neue

Schwerpunktsetzung der öffentlichen Förderung im

Wohnungsbau. Der soziale Wohnungsbau mit einer

Mietpreisbindung von maximal 20 Jahren soll in Zu-

kunft fortentwickelt werden. Neben dem wichtigen En-

gagement von privaten Investoren soll der Schwer-

punkt des sozialen Wohnungsbaus in Zukunft durch

eine wesentlich stärkere und umfassendere Förderung

von Wohnungsgenossenschaften, die in der Regel ih-

renWohnungsbestand zu bezahlbaren genossenschaft-

lichen Mieten seit über 100 Jahren anbieten, verändert

und ergänztwerden. FürWohnungsbauprojekte, die pri-

vate Investoren wegen nicht ausreichender Rentabilität

nicht angehen, braucht es darüber hinaus auf Landes-

ebene eine eigeneWohnungsbaugesellschaft.

Begründung

 

Das Wohnen wird in den Städten und auf dem Land

immer teurer. Seit 2007 haben sich die Mieten mehr

als verdoppelt. Daher muss sich in derWohnungspolitik

schnell etwas ändern. Zu wenige und damit teureWoh-

nungen und immer weiter steigendeMieten sind für al-

le Bürgerinnen und Bürger eine zusätzliche Belastung.

Öffentlich geförderter sozialer Wohnungsbau wird im-

mer knapper. Die bisherige Mietraumförderung im so-

zialen Wohnungsbau (Sozialwohnungen), das zeigt die

Geschichte, ist keine langfristige Lösung, denn die Bin-

dung für die öffentlich geförderten preisgebundenen

Wohnungen beträgt ca. 12 bis 20 Jahre, selten auch

mehr. Danach werden sie auf dem freien Wohnungs-

markt mit entsprechend hohen Mieten oder als Eigen-

tumswohnungen angeboten.

 

Die sinnvollste langfristigste staatliche Wohnraumför-

derung ist mithilfe von Wohnungsgenossenschaften

zu erreichen. Seit über 100 Jahren setzen diese auf

die Grundprinzipien: Selbsthilfe, Selbstverwaltung und

Selbstverantwortung. Wesentlich dabei ist, dass ihre

Unternehmensziele nicht aufGewinnmaximierungaus-

gerichtet sind. Die Genossenschaftsmitglieder haben

ein weitgehendes Mitwirkungsrecht und können sicher

sein, dass sich die Genossenschaft nicht an den In-

teressen fremder Kapitalgeber orientiert, sondern aus-

schließlich an denen der Mitglieder.

Erwirtschaftete Überschüsse werden in die Erhaltung

und Modernisierung der Bestände, in den Neubau und
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in den Ausbau der Service-Angebote investiert. Die de-

mokratische Organisation von Genossenschaften ge-

währleistet, dass stets im Sinne derMitglieder entschie-

den und gehandeltwird. Kündigungwegen Eigenbedarf

gibt es bei Wohnungsgenossenschaften nicht. Der Un-

terbezirk Oberhausen fordert daher eine Schwerpunk-

tänderung der öffentlichen Förderung im Wohnungs-

bau, möglichst weg vom bisherigen Verfahren mit ei-

ner Mietpreisbindung von maximal 20 Jahren hin zu ei-

ner umfassenden Förderung von Wohnungsgenossen-

schaften, die in der Regel ihren Wohnungsbestand zu

bezahlbaren genossenschaftlichen Mieten unter sozia-

len Aspekten anbieten.

58



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag K-04

Antrag K-04

UB Duisburg

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Bauliche Kriminalprävention als genehmigungsrelevante Vorgabe im Baurecht
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Die SPD setzt sich auf Landesebene dafür ein, Maß-

nahmender baulichenKriminalprävention als genehmi-

gungsrelevante Vorgabe für wohnungswirtschaftliche

Baumaßnahmen in den entsprechenden Gesetzen zu

verankern.

Begründung

 

Obwohl seit 2016 ein Rückgang der registrierten Woh-

nungseinbruchdiebstähle zu verzeichnen ist, stellt das

noch immer hohe Fallzahlenaufkommen die Sicher-

heitsbehörden vor große Herausforderungen. Durch-

schnittlich wurden in Deutschland im Jahr 2017 täglich

319Wohnungseinbruchdiebstähle verübt. Besonders fa-

tal daran ist, dass die Polizei gerade einmal etwa 15% der

Fälle aufklären kann; durchschnittlich liegt die Aufklä-

rungsquote über alle Delikte mit 54,9 Prozent wesent-

lich höher.

 

Wohnungseinbrüche bedeuten auch einen immensen

wirtschaftlichen Schaden. Laut Angaben des Gesamt-

verbands der Deutschen Versicherungswirtschaft wur-

den deutschen Versicherern 2015 rund 160.000 versi-

cherte Wohnungseinbrüche gemeldet. Damit erreichte

die Zahl der versicherten Einbrüche den höchsten Stand

seit 2003. Für diese Einbrüche leistete die Branche eine

Rekordschadenersatzsumme von 530 Millionen Euro an

ihre Kunden.

 

Nicht bezifferbar hingegen sind die emotionalen und

psychischen Schäden von Betroffenen bzw. Opfern. Vie-

le Opfer schildern immerwieder, dass sie nachhaltig un-

ter dem Eindringen in die Privatsphäre bzw. demGefühl

permanenter Verletzlichkeit leiden und sich nach der

Konfrontation mit einer solchen Tat in ihrem geschütz-

testen Bereich wohl fühlen.

 

Mit zusätzlichen Sicherungen für Fenster und Türen so-

wie mit Alarmanlagen könnten viele derWohnungsein-

brüche verhindert oder eingedämmt werden. Hierbei

spielt vor allemder Schutz gegenAufhebeln einewichti-

ge Rolle, um einen Einbruch zu verhindern. Hebeltechni-

ken wurden in 56 Prozent aller untersuchten Einbrüche

durch die Haus- und Wohnungstüren angewendet. Mit

57 Prozent liegt der Anteil der Hebeltechniken bei Ein-

brüchen durch Fenster auf einemähnlich hohenNiveau.

Hier rangieren fehlende Sicherungen an den Dreh-Kipp-
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Mechaniken mit 15,1 Prozent auf dem zweiten Platz.

Professionelle Einbruchmeldeanlagenmit Aufschaltung

auf eine Notruf- und Serviceleitstelle (NSL) können mit-

tels Fernüberwachung eine unmittelbare Beurteilung

der Situation vorOrt, sowie eine frühzeitige Benachrich-

tigung der Polizei gewährleisten.

 

Die bei der Polizei eingerichteten kriminalpräventiven

Beratungsstellen haben ohne Zweifel in der Vergangen-

heit in diesem Bereich hervorragende Aufklärungs- und

Beratungsarbeit geleistet und sicherlich einen nicht un-

wesentlichenAnteil daran, dassdie Fallzahlen rückläufig

sind. Auch sind zwischenzeitlich staatliche Förderpro-

gramme zum Einbruchschutz durch die KfW gestartet

worden. Dort, wo private Eigentümer bei Nachrüstung

und Neubau eigenverantwortlich tätig werden können,

funktioniert die auf Freiwilligkeit basierende Verbesse-

rung der Sicherheit auch in vielen Fällen. Wo sich aber

Investoren und Bauträger für den Ausbaustandard ver-

antwortlich zeichnen, sieht es nach Auskunft von Exper-

ten leider meist anders aus: Zwar werden Sicherheits-

aspekte inzwischen alsMarketingargument genutzt, je-

doch entsprechen die verwendeten Bauteile (z.B. Ein-

bruchschutz von Fenstern) meist kaum den wirksamen

Sicherheitsstandards. Die meisten Käufer verfügen zu-

dem auch nicht über die Fachkenntnis, Qualität und

Wirksamkeit angemessen überprüfen zu können.

 

Des Weiteren sind aufgrund der tendenziell sinkenden

Fallzahlen im Allgemeinen und des corona-bedingten

Absinkens im Besonderen Personalkürzungen im Be-

reich der Kriminalprävention schon heute absehbar.

 

Währendman in der Vergangenheit zahlreiche wichtige

Belange - z.B. Umwelt-/Artenschutz, Berücksichtigung

von Menschen mit Behinderungen, Schaffung von PKW

-und Fahrradstellplätzen - als (bau)genehmigungsrele-

vante Vorgaben in die Landesbauordnung u.a. Gesetze

aufgenommen hat, wurde bei der baulichen Kriminal-

prävention allein auf Beratung und freiwilliges Engage-

ment gesetzt. Nach Meinung vieler Experten reicht dies

jedoch längst nicht mehr aus, so dass es vielmehr eines

verbindlichen Rechtsrahmens für kriminalpräventive In-

terventionen und baurechtlicher Standards bedarf, die

durch denGesetzgeber zu schaffenwären. Hier kannder

Forderung nachmehr Sicherheit ganz konkret und ohne

Kosten für die öffentlicheHandRechnunggetragenwer-

den.

 

Gewiss würde Bauen auch hierdurch weiter verteuert,

doch könnendie damit verbundenenAufwendungen im

Vergleich zu den bereits bestehenden Vorgaben und im

Kontext eines baulichenGesamtvolumens zweifellos als

marginal bezeichnet werden. Als unstrittig dürfen zu-

dem die positiven Effekte in Bezug auf das Sicherheits-
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empfinden der Menschen und der volkswirtschaftliche

Nutzen gelten.
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Antrag K-05

OV Zülpich

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Landtagsfraktion

Klimaschutz als pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe der Kommunen
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1. DieNRW-SPDwirkt in ihrer nächsten Regierungsbetei-

ligung darauf hin, die pflichtigen Selbstverwaltungsauf-

gabenderKommunenumdenFaktorKlimaschutz sowie

Klimaanpassung zu erweitern. Bis dahin fordert der Lan-

desparteitag die oppositionelle SPD-Fraktion im Land-

tag auf, einen entsprechenden Antrag einzubringen.

 

Konkret bedeutet die Erweiterung umden Faktor Klima-

schutz und Klimaanpassung bei den pflichtigen Selbst-

verwaltungsaufgaben unter anderem folgendes:

• Die Einbeziehung von Klimaschutz und Klimaan-

passung als Ziele von überragendem öffentlichen

Interesse in alle kommunalen Aufgabenfeldern.

• Die Erstellung und Umsetzung von Klimaschutz-

und Klimaanpassungskonzepten als Handlungs-

grundlage für alle Städte und Gemeinden

• Die Planung und Umsetzung konkreter Maßnah-

men für treibhausgasneutrale und klimaange-

passte kommunaleGebäudeundVerwaltungen in

allen Städten und Gemeinden.

• Die Gewährleistung einer langfristigen, fächen-

deckenden und geschäftsbereichsübergreifenden

Personalausstattung für Klimaschutz und Klima-

anpassung in allen Kommunen.

• Die Bereitstellung von genügend finanziellenMit-

teln seitens des Landes, um Aufgaben und Projek-

te wie die kommunale Wärmeplanung, Personal

(z.B. Klimawandelmanger*innen) und die Trans-

formation ausreichend finanzieren zu können.

Begründung

 

Die Kommunen in Deutschland bieten ein enormes Po-

tenzial an kommunalen Klimaschutzmaßnahmen und

sind als Akteurinnen zentral imBereichKlimaschutz und

Klimaanpassung. Exemplarisch genannt seien nur die

Bereiche der Versorgung der Bürgerinnen und Bürger

mit Strom und Wärme, der Bereitstellung des Perso-

nennahverkehrs, dem Erhalt der Biodiversität und des

Erstellens von Vorgaben im Bereich der Siedlungspla-

nung. Das Bundesamt hat dies rechnerisch deutlich dar-

gestellt. Alleine mit kommunalen Maßnahmen ließen

sich 1/3 der deutschen Emissionen reduzieren. Diese ho-

he Verantwortung zeigt sich jedoch nicht in den klam-

men Kassen der Kommunen. Viele müssen den Klima-

schutz im Rahmen der Priorisierung der Pflichtaufgaben

zurückstellen. EineErweiterungdieser brächtedenKom-
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munen die Möglichkeit, neue Mittel zu generieren und

mehr Personal für die Bekämpfung und Anpassung der

Klimakrise auszuweisen. Zudem würde auch die aktive

Weigerungshaltung vieler kommunaler Verwaltungen

und Fraktionen in den Räten beendet, die trotz klammer

Kassen und zu wenig Personal nicht die bereits gegebe-

nen Möglichkeiten nutzen, da sie die Dringlichkeit der

Klimakrise nicht begriffen haben.
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Antragsbereich 04: Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik (A)

Antrag A-01

UB Duisburg

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Landtagsfraktion

Erhöhung der Förderung der Friedens- und Konfliktforschung

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37

Die SPD setzt sich auf allen Ebenen für den Aus-

bau der finanziellen und institutionellen Förderung der

Friedens- und Konfliktforschung ein; insbesondere die

SPD-Bundestags und die SPD-Landtagsfraktion werden

aufgefordert, in diesem Sinne tätig zu werden.

Begründung

 

Der brutale Angriffskrieg Russlands gegen die Ukrai-

ne hat die Haltung und Erwartungen der Politik, aber

auch von Wissenschaftlern u.a. Experten zu dessen au-

ßenpolitischem Verhalten offensichtlich widerlegt. Das

Undenkbare ist Realität geworden: Krieg in Europa un-

ter Beteiligung einer Groß- und Atommacht. Und auch

wennNATOund EUgroßeGeschlossenheit (sicherlich so

nicht unbedingt vorhersehbar und von Putin offenbar

unterschätzt) demonstrieren, scheint vieles von dem,

was bisher als Gewissheit galt, ins Wanken geraten zu

sein und Neubewertungen (z.B. Haltung zu Aufrüstung

und Bundeswehr) notwendig zu machen.

Darüber hinaus gibt es weitere Konfliktherde, die sich

perspektivisch ebenfalls ausweiten und die aktuelle Si-

tuation noch verschärfen könnten (Georgien; Bosnien-

Herzegowina etc.) und auch für Konfliktherde außer-

halb Europas wird die deutsche Außenpolitik im 21.

Jahrhundert Lösungen finden müssen, die ggf. oft jen-

seits der Denkmuster klassischer bzw. selbstverständli-

cher Außen- und Sicherheitspolitik liegen werden. Um

mit den aktuellen und künftigen Auseinandersetzun-

gen in Osteuropa und anderen Regionen der Welt bes-

ser umgehen zu können, benötigen politische, militäri-

sche und auch wirtschaftliche Entscheidungsträger vor

allem neue wissenschaftliche Erkenntnisse - konzeptio-

neller, methodischer und inhaltlicher Art. Ein deutlicher

Ausbau der Friedens -und Konfliktforschung, aber auch

der Osteuropaforschung hierzulande könnte dazu einen

elementaren Beitrag leisten.
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Antrag A-02

AGS NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

China hat Fünfjahrespläne; was haben wir? Mit Kalkül und Kompetenz für China!

1
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39
40
41
42
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45
46
47

1. dass sich die SPD für eine ebenso kritische wie kon-

struktive China-Politik einsetzt. Dazu gehört das Auf-

rechterhalten bewährter politischer und diplomatischer

Kommunikationswege. Insbesonderewollenwir,wo im-

mermöglich, den zivilgesellschaftlichenAustausch stär-

ken: Durch Städtepartnerschaften, Kunst, Kultur, Wis-

senschaft und Sport. Damit tragenwir der Realität Rech-

nung, dass China zwar von großer geopolitischer Bedeu-

tung, aber eben auch erbittert systemischer Rivale ist.

Undwir stärkenunserer Solidaritätmit der chinesischen

Bevölkerung, die unter Menschenrechtsverletzungen in

China leidet.

 

2. dass die SPD zukünftig auch eine Dialogkompetenz

im Umgangmit China entwickelt. Hierfür ist es wichtig,

dass eine entsprechende China-Kompetenz in der SPD

auf- bzw. ausgebautwird. Dieser Ausbau beinhaltet ins-

besondere folgende Punkte:

• Bewusstseinsschaffung für die Geschichte und

die Funktionalität des politischen Systems Chinas.

Beide Aspekte bilden ein wichtiges Fundament,

um die Interessen sowie Ziele Chinas besser zu

verstehen. Dieses Verständnis ist die Grundlage

für die Entwicklung einer China-Strategie.

• Es ist notwendig, sozialdemokratische Mandats-

und Funktionsträger auf allen Ebenen betreffend

China zu sensibilisieren und weiterzubilden. Zur

Schaffung dieser China-Kompetenz sind Foren

zum kulturellen Austausch notwendig. Auch sol-

len Know-how und Angebote der Hochschulen,

Thinktanks (z.B. FES, MERICS), Stiftungen und Par-

teischulen genutzt werden.

 

3. dass die SPD sich zukünftig für die Schaffung einer

Chinastrategie auf nationaler und europäischer Ebene

einsetzt. Eine China Strategie ist ein elementarer Eck-

pfeiler sowohl für eine gemeinsame Kooperation bei

globalen Fragen (z.B. Klimawandel, globale Abrüstung),

aber auch für den Umgang mit chinesischem Engage-

ment in Europa (z.B. Investition in Schlüsseltechnolo-

gie und kritische Infrastruktur). Eine notwendige Bedin-

gung für eine europäische China-Kompetenz ist, dass

sich die europäischen Staaten Ihrer Interessen mit Blick

auf China bewusst sind und diese auch verstehen, ge-

meinschaftlich zu artikulieren. Dafür brauch es eine

SPD mit einer China-Kompetenz, die ein europäisches

Deutschland prägt.

Füge ein in Zeile 1:

 

Die VR China hat sich in den zurückliegenden Deka-

den grundlegendweiterentwickelt und verändert – dies

und die politischen Entscheidungen Chinas machen ei-

ne Anpassung Deutschlands Umgangs mit China erfor-

derlich.DieBundesregierunghatdaher imSommer2023

ihre neue Chinastategie vorgestellt. Gemeinsam in Eu-

ropa und mit internationalen Partnern sollen Rahmen-

bedingungen defniert werden, unter denen die Inter-

essen Deutschlands in der Zusammenarbeit mit China

gewahrt werden, wir aber gleichzeitig unserer globa-

len Verantwortung gerecht werden. In einer multipola-

renWelt muss Deutschland ein starker Partner der Län-

der des Globalen Südens sein, dabei müssen wir genau

auf Chinas entwicklungspolitisches Engagement schau-

en. China ist aktuell der bedeutendste bilaterale Kre-

ditgeber für zahlreiche Staaten im Globalen Süden und

schafft dadurch neueAbhängigkeiten, da die Schuldner-

länder oftmals nicht in der Lage sind, ihre Kredite zu

bedienen. Im Rahmen der „Neuen Seidenstraße“ wird

sich Chinas Gläubigerposition zukünftig weiter stärken.

Für Deutschland bedeutet das, dass wir unsere Partner-

schaften im globalen Süden stärken müssen. Was wir

dazu brauchen ist zumeinen der Auf- und Ausbau sozia-

ler Basisschutzsysteme und zum anderen einen Schul-

denschnitt für hoch verschuldete Staaten des globalen

Süddens.Wir fordern eine echte Entschuldungsinitiative

und eine ReformderWeltbank, die demRechnung trägt.

 

Ersetze Zeile 34 ff. durch:

 

3. Dass die SPD sich zukünftig für die SchaffungundWei-

terentwicklung einer Chinastrategie auf nationaler und

europäischer Ebene einsetzt.

 

Ergänze in Zeile 59 nach “Europa”:

 

und derWelt.
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4. dass die SPD zukünftig eine Politik gestaltet, die

der einseitigen wirtschaftlichen Abhängigkeit Deutsch-

lands und der EU von China entgegenwirkt. Dazu gehö-

ren insbesondere

• die Diversifizierung von Lieferketten, damit deut-

sche und europäischeUnternehmenbesser vorbe-

reitet sind auf Störungen im Lieferungs- und Be-

schaffungsprozess.

• die zusammenhängende und kritische Betrach-

tungder Aktivitäten chinesischerUnternehmen in

Europa. Die Analyse einzelner Investitionen/Betei-

ligungendarf nichtmehr ausreichend sein für eine

politische Einordnung.

• die Fokussierung des globalen Wettbewerbs, um

Zugänge zu Ressourcen und Einflüsse gegenüber

China zu sichern.

 

5. dassdie SPDeineentsprechendeChinastrategie inden

Dimensionen Partnerschaft, Wettbewerb und System-

rivalität entwickelt, damit sozialdemokratische Grund-

werte wie auch Menschenrechte bei einer künftigen

China-Politik durchgesetzt werden.

 

6. dass die SPD sich für die Entwicklung einer europäi-

schen Taiwan-Strategie einsetzt, die die besondere Be-

deutung Taiwans als liberale und progressive Demokra-

tie anerkennt. Eine Annexion Taiwans durch China leh-

nen wir entschieden ab und engagieren uns, um sie zu

verhindern.

Begründung

 

China wird in der deutschen Presse entweder einseitig

negative oder gar nicht dargestellt, obwohl China für

Deutschland aber auch Europa damals wie heute ein

wichtiger Partner ist. Vor allem in den Themen Wirt-

schaft, globale Rüstungskontrollarchitektur oder der Lö-

sung des Klimawandels ist eine Lösung ohne die Ko-

operation mit China nicht möglich (siehe Maier und

Staack 2022). Deswegen ist es wichtig, über verschie-

de Kommunikationsformate im Dialog mit China zu

bleiben, zum Beispiel mit einem sog. heißen Draht

auf Regierungsebene oder über Städtepartnerschaften

auf kommunaler Ebene. Insbesondere die Zuspitzung

mit Blick auf Taiwan in den letzten Wochen hat die

Notwendigkeit einer regelmäßigen Kommunikation ge-

zeigt. Denn sozialdemokratische Politik ist reden statt

schießen (Christoph Zöpel).

 

Im Umgang mit China ist aber nicht nur Dialogbereit-

schaft, sondern auch Dialogkompetenz erforderlich. Für

eine Dialogkompetenz ist es wichtig, die chinesischen

Denkweisen zu verstehen. Beispielweise wirkt sich die

Geschichte Chinas (z.B. Konfuzianismus oder das Han-
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deln in langen Linien) sowie die Besonderheit des poli-

tischen Systems (z.B. Bedeutung von individuellen Frei-

heiten) auf das Handeln der politischen Akteure aus

(siehe Heberer und Müller 2017). Zur Schaffung die-

ser Dialogkompetenz bzw. China-Kompetenz sind Fo-

ren zum kulturellen Austausch notwendig. Auch sollte

die Kompetenz der Hochschulen (z.B. Institute of East

Asian Studies) und Thinktanks wie die Friedrich-Ebert-

Stiftung oder des Mercator Institute for China Studies

(MERICS) mit einbezogen werden. Umgesetzt werden

sollte dies durch eine Ausweitung von Veranstaltungs-

formaten wie Seminaren, Akademien der Parteien oder

öffentlichkeitswirksamen SPD-Veranstaltungen.

 

Diese Breite an Kompetenzvermittlungen ist dringend

erforderlich, um unsere eigenen Interessen in einer

Chinastrategie zu bündeln. Eine SPD mit einer China-

Kompetenz kann in Europa vorangehen, umso bei der

Gestaltung einer gemeinsamen europäischen China-

Strategiemitzuwirken. Diese solltemit Blick auf die USA

und China souverän und ausgeglichen sein.

 

Eine China-Kompetenz bildet auch die Grundlage, um

mit China im Bereich Wirtschaft umzugehen, da nicht

einmal chinesische Investitionen in Schlüsseltechnolo-

gien (z.B. Robotik, Biomedizin) das allgemeine oder po-

litische Problembewusstsein geweckt haben (Jungbluth

2018).

 

Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Deutsch-

land und China haben sich in den letzten Jahren inten-

siviert. Daher bezieht fast die Hälfte der deutschen Un-

ternehmen wichtige Vorleistungen (z.B. 65% der Roh-

stoffe für Elektromotoren) aus China (siehe Baur und

Flack 2022; siehe Bond et al. 2022; siehe Matthes 2022).

Vor allem NRW ist dabei zum beliebtesten Bundesland

für chinesische Investoren geworden. Heute wird al-

lein in NRW ein jährliches Handelsvolumen mit Chi-

na i.H.v. 44 Mrd. Euro erreicht (siehe Wirtschaftsminis-

terium NRW 2021), mittlerweile sind in diesem, unse-

rem bevölkerungsreichsten, Bundesland mehr als 1.200

chinesische Firmen ansässig (siehe Giustolisi und Ter-

striep 2020). Im Ruhrgebiet haben sich über 200 Firmen

aus China niedergelassen. Auch sind etwa im Duisbur-

ger Hafen 100 Unternehmen und damit 50.000 Arbeits-

plätze vom Handel mit China abhängig. Deshalb ist es

notwendig, die Unternehmen bei der Diversifizierung

Ihrer Lieferketten zu unterstützen, damit keine einsei-

tigen wirtschaftlichen Abhängigkeiten entstehen. Dar-

über hinaus benötigen wir für die Umsetzung unserer

Klimaziele nachhaltige Technologien, bei welchen wir

gegenwärtig im besonderen Maße von China abhängig

sind. In den letzten Jahren hat China auch seinen Ein-

fluss weltweit gesteigert, um so eigene Spielregeln im

Welthandel zu etablieren. Der aktuelle 14. Fünfjahres-
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plan (2021– 2025) bestätigt diese Tendenzen und zeigt,

dass China sich zu einemstarkenMagnetfeld für globale

[Produktions-]Faktoren entwickeln möchte (siehe Pan-

tekoek et al. 2022; siehe Xinhua).

 

China erhöht die eigene Unabhängigkeit vom globalen

Markt und gleichzeitig die Abhängigkeit anderer Länder,

insbesondere des globalen Südens, von China. Auf die-

seWeisewirdChinaunempfindlicher fürwirtschaftliche

Sanktionen. Besonders betroffen davon sind die Berei-

cheVorleistungen, Robotik, Energiesysteme, neueMate-

rialien, aber auch der Zugang zu strategischen Ressour-

cen (z.B. seltene Erde).

 

China ist auf der Landkarte und die SPD muss mit der

chinesischen Politik umgehen. Gleichzeitig suchen wir

den freundschaftlichen Umgang mit der chinesischen

Bevölkerung und dem Respekt vor der chinesischen Kul-

tur.

 

Die Forderungen dieses Antrages stehen im Einklang

mit demKoalitionsvertrag „Mehr Fortschrittwagen“, der

sich das Ziel gesetzt hat, die Beziehungen mit China in

den Dimensionen Partnerschaft, Wettbewerb und Sys-

temrivalität neuzugestalten. Es ist wichtig, dass sich die

SPD mit dem europäischen bzw. deutschen Verhältnis

mit China kritisch beschäftigt.
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Antrag A-03

AG Migration und Vielfalt NRW, NRWJusos, NRWSPDqueer,

ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Rote Linien für eine humanitäre und solidarische Asylpolitik
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Das Asylrecht ist eine große menschenrechtliche Errun-

genschaft – entstanden als eine Folge des dunkelsten

Kapitels unserer Menschheitsgeschichte. Nach der Er-

fahrung der nationalsozialistischen Diktatur, des Zwei-

ten Weltkriegs und der mit ihm verbundenen Flücht-

lingsbewegungen schriebdie „Allgemeine Erklärungder

Menschenrechte“ der VereintenNationen von 1948 erst-

mals ein individuelles Asylrecht fest. Artikel 14, Absatz 1

lautet: “JederMensch hat das Recht, in anderen Ländern

vor Verfolgungen Asyl zu suchen und zu genießen.”

 

Diese Errungenschaft des Asylrechts wird durch den

jüngst getroffenen Asylkompromiss auf der EU-

Innenministerkonferenz ausgehöhlt. Menschen, die aus

individuellen Notlagen fliehen, wie beispielsweise vor

Krieg undTerror und völkerrechtlich ein Anrecht auf Asyl

in der Europäischen Union haben, können abgewiesen

werden, wenn sie über einen sogenannten sicheren

Drittstaat in die EU eingereist sind. Sie werden in den

sogenannten sicheren Drittstaat zurück abgeschoben.

Auch die geplante Ausweitung der sogenannten siche-

ren Drittstaaten, ist aus menschrechtlicher Perspektive

ein weiterer Schritt, der die Aushöhlung des Asyl- und

Völkerrechts formt. Wie drastisch Menschenrechte,

durch sogenannte Kooperationen zwischen der EU und

von der EU deklarierten sicheren Drittstaaten erfolgt,

missachtet werden, sehen wir nun mal einmal zuhauf

an der Situation von Schutzsuchenden in Libyen. Grenz-

verfahren und Geflüchteten-Camps außerhalb der EU

einzurichten und dort den Anspruch der Geflüchteten

auf Asyl zu prüfen, trifft die Schwächsten, insbeson-

dere Familien mit Kindern und Minderjährigen sowie

allein reisende Minderjährige und weitere vulnerable

Gruppen wie z. B. die der LGBTIQA*, besonders hart.

Zudemwird insbesondere für Kinder undMinderjährige

der besondere Schutz der UN-Kinderrechtskonvention

nicht eingehalten. Standardisierte, verkürzte und ab-

sehbar ohne Rechtsbeistand durchgeführte Verfahren

reduzieren die Chancen von FINTA-Personen Asyl zu er-

langen und sie werden auf ihr „sicheres Herkunftsland“

reduziert. Weitere Asylgründe treten hierdurch in den

Hintergrund.

 

DieserAsylkompromiss ist ein rechtstaatlicher Kotau vor

den Rechtspopulist*innen in der EU. Er dient lediglich

der Abschreckung Schutzsuchender, die sich trotzdem

Ersetze Zeile 44f.:

 

Dieser Asylkompromiss ist das erschreckende Ergebnis

eines immer stärker um sich greifenden Rechtspopulis-

mus in Europa, der sich auch in immer mehr Regierun-

gen wiederfindet.”

 

Streiche Zeile 72ff:

 

Wir kritisieren … gestellt wird.

 

Füge ein in Zeile 74:

 

Eine Abschaffung oder Aufweichung des Asylrechts -

ganz gleich in welcher Form - wie es die Spitze der

Unions-Bundestagsfraktion fordert, darf es niemals ge-

ben. Das Recht auf Asyl ist auch aus historischer Verant-

wortung fest verankert in unserer Verfassung. Die Kata-

strophe der Konferenz von Evian, die keine Einigung auf

ausreichend Plätze zur Aufnahme von verfolgten Jüd:in-

nen erzielen konnte, verpflichtet uns, am individuellen

Recht auf Asyl festzuhalten.

 

Ergänze in Zeile 79:

 

Gleichzeitig gehört zu einer solidarischen Asylpolitik ein

gerechter und verpflichtender Verteilmechanismus un-

ter allen EU-Mitgliedsstaaten, der gegebenenfalls auch

mit Sanktionen durchgesetzt werden kann.
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weiterhin auf den tödlichen Weg über das Mittelmeer

machen werden. Er missachtet vor allem die Lebensper-

spektive jener, die ein Leben in Schutz benötigen und

verdienen. Er dient lediglichderAbschreckungSchutzsu-

chender, die sich trotzdem weiterhin auf den tödlichen

WegüberdasMittelmeermachenwerden. ImGegenzug

schreckt er lediglich diejenigen ab, die wir in Deutsch-

land als Arbeits- und Fachkräfte zur Wahrung unseres

Wohlstandes benötigen. Wieso sollte ein Mensch noch

nach Europamit Abwehrkultur migrieren, wenn er auch

in ein anderes Land gehen kann, wo er sich zudem noch

in der englischen Sprache verständigen kann?

 

Aussagen der rechtsgerichteten Regierungen in Polen

und Ungarn, dass sie selbst diesen Asylkompromiss

nicht mitgehen wollen, lassen weitere Verschärfungen

befürchten.

 

Wir wollen mit diesem Antrag rote Linien definieren

für eine humanitäre und solidarischeAsylpolitik unserer

Partei.

 

• Wir bekennen uns zum Asylrecht. Das ist ei-

ne menschenrechtliche Errungenschaft nach den

dunkelsten Erfahrungen unserer Menschheitsge-

schichte. Wir kritisieren es, wenn dieses Asylrecht

von CDU-Politikern wie Jens Spahn in Frage ge-

stellt wird.

• Wir lehnen Pläne ab, wie sie von den Regierungen

in Großbritannien und Dänemark verfolgt werden

bzw. wurden, Asylverfahren in andere Länder wie

zum Beispiel Ruanda auszulagern.

 

Wir fordern die sozialdemokratischen Mitglieder der

Bundesregierung, die SPD-Bundestagsfraktion, den

SPD-Bundesparteivorstand und die SPD-Mitglieder

in der S&D-Fraktion im Europäischen Parlament

auf, sich für folgende Verbesserungen des auf der

EU-Innenministerkonferenz getroffenen Asylkompro-

misses und GEAS-Reform einzusetzen:

 

• Grenzverfahren müssen freiwillig bleiben und

durch EU-Mittel finanziert und deren Durchfüh-

rungdurchEU-Personal begleitetwerden. Eine Fik-

tion der Nichteinreise ist abzulehnen.

• Verpflichtendes Menschenrechtsmonitoring

durch Nichtregierungsorganisationen in allen

Phasen des Asylprozesses und der Zugang und die

Transparenz müssen vollumfänglich gewährleis-

tet sein.

• Analog zur deutschen Regelung sollten Geflüch-

tete eine unabhängige Verfahrensberatung an die

Seite gestellt bekommen, und sie müssen ein in-

dividuelles Recht auf einen Rechtsbeistand - wäh-

rend ihres gesamten Asylprozess - anerkannt be-
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kommen. Hilfsorganisationen brauchen jederzeit

Zugang.

• Keine de facto Inhaftierungen: Alle Einrichtungen

müssen im laufendenAsylprozess jederzeit undan

jedem Schritt unverzüglich verlassen werden kön-

nen.

• Familien mit Kindern sollen vom Grenzverfahren

ausgenommen werden.

• Medizinische und psychologische Betreuung ist

dauerhaft und professionell von ausgebildetem

Fachpersonal sicherzustellen.

• Sichere Drittstaaten müssen unter qualifizierten

Kriterien durch die Kommission und das Europäi-

sche Parlament festgelegt werden. Eine Durchrei-

se oder ein Aufenthalt zur Durchreise dürfen nicht

als Verbindung zum Drittstaat gewertet werden.

• Wir lehnen also eine willkürliche Ausweitung von

sogenannten sicheren Drittstaaten ab.

 

DesWeiteren fordernwir für eine zukünftige humanitä-

re Asylpolitik:

 

• Das Sterben der flüchtenden Menschen auf dem

Mittelmeer muss ein für alle Mal durch huma-

nitäre Maßnahmen enden. Die Bundesregierung

muss sich in Zusammenarbeit mit den europäi-

schen Partner*innen für den Einsatz und Aus-

bau der Seenotrettung mit ärztlicher Versorgung

einsetzen. Hilfsorganisationen dürfen nicht krimi-

nalisiert und diffamiert werden; sie sollen auf-

genommene Geflüchtete unmittelbar in europäi-

sche Häfen ausschiffen dürfen. Wir müssen daher

immer unterscheiden zwischen notwendiger Hil-

fe der Seenotrettung auf der einen undGeschäfte-

machern auf der anderen Seite, denen das Schick-

sal der Flüchtenden egal ist.

• Die Menschenrechtsverletzungen der Frontex

müssen aufhören. Die Frontex-Politik an den

europäischen Grenzenwird im Sinne humanitärer

Hilfe überarbeitet und geändert. Die Bundes-

regierung muss sich entschieden aktiv gegen

Pushbacks einsetzen.

• Frontex ist gegenüber dem Europäischen Parla-

ment und dem Rat der Europäischen Union Fron-

texmuss von einem ständigen parlamentarischen

Kontrollgremium überwacht werden. Ein struktu-

relles Vorbild dieses Gremiums kann das parla-

mentarische Kontrollgremium von Europol sein.

In diesem muss Frontex regelmäßig, transpa-

rent und umfassend über die allgemeinen Tätig-

keiten und über Vorgänge von besonderer Be-

deutung unterrichten und weiteren Berichtswün-

schen nachkommen.

• Wir fordern die Einrichtung eines EU-Fonds für In-

tegration und Entwicklung, um Kommunen euro-
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paweit dabei zu unterstützen, Geflüchtete zu in-

tegrieren.

• Die Resettlement-Programme, die eine sichere

Aufnahme von Schutzsuchenden ermöglichen,

müssen in der Europäischen Union ausgebaut

werden.

• Beschäftigungsverbote für Asylbewerber*innen

und Geduldete sollen in Gänze abgeschafft wer-

den. Wir benötigen in Deutschland Arbeitskräfte,

und Arbeit ist der besteWeg zur Integration.

• Die bei den Ukraine-Geflüchteten angewandte

FREE (Fachanwendung zur Registerführung, Er-

fassung und Erstverteilung) als vorübergehen-

des Schutz-System, das individuelle Rahmenbe-

dingungen der Geflüchteten, wie z. B. familiäre

Bindungen, bei der Zuweisung auf die Kommunen

berücksichtigt, soll für alle Geflüchteten gelten.

 

Wir wissen, dass die Kommunen enorme Integrations-

leistungen bei der Aufnahme von geflüchteten Men-

schen geleistet habenund immer noch leisten. Die Kom-

munen brauchen hierfür mehr Unterstützung! Dazu

wollen wir die finanziellen, rechtlichen und politischen

Rahmenbedingungen setzen.

 

• Integration muss als kommunale Pflichtaufgabe

gesetzlich abgesichertwerden, undBundund Län-

der müssen die Kommunen mit ausreichend fi-

nanziellen Mitteln bei der Integration unterstüt-

zen.

• Das LandNRWmuss die Zahl der Plätze in den Lan-

deseinrichtungen für Geflüchtete ausbauen – auf

mindestens 70.000, so wie die kommunalen Spit-

zenverbände es fordern.

• Das Land NRW setzt sich für rechtliche und

verbindliche Qualitätsstandards in allen Un-

terbringungseinrichtungen -im Kontext von

Landesaufnahmesystemen- ein.

• Schutzsuchende verdienen in NRW eine hürden-

lose und humane Gesundheitsvorsorge. Das Land

NRWund vor allemdie Landesregierung,muss da-

für die elektronischeGesundheitskarte für Schutz-

suchende flächendeckend einführen. Auch hier

dürfen die dafür aufzubringenden und laufenden

Kosten nicht bei den Kommunen liegen und müs-

sen vom Land übernommen werden.

• Das Land NRWmuss die vom Bund zur Verfügung

gestelltenMittel zurGeflüchtetenversorgung voll-

ständig an die Kommunen weiterleiten und darf

nicht, wie zuletzt geschehen, die Hälfte für sich

einbehalten. Ein Polster für den Landeshaushalt

auf Kosten der Geflüchteten und der Kommunen

zu schaffen, ist schäbig von der schwarz-grünen

Landesregierung.

• Für die Verteilung von geflüchteten Menschen in

72



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag A-03

212
213
214
215
216
217
218
219
220
221
222
223
224
225
226
227
228
229
230
231
232

die Länder und auf die Kommunen brauchen wir

einen neuen Verteilungsschlüssel. Die Verteilung

der Geflüchteten vom Bund auf die Länder er-

folgt aufgrund des Königsteiner Schlüssels, der ur-

sprünglich für die Verteilung der Kosten überre-

gional bedeutender Forschungseinrichtungen auf

die Bundesländer gedacht war und auf Basis der

Steuereinnahmen und der Bevölkerungszahl be-

rechnet wird. Das Land verteilt die Geflüchteten

auf dieKommunenaufgrundeines Schlüssels (Flü-

AG), der den Einwohner*innenanteil der Gemein-

den an der Gesamtbevölkerung des Landes und an

dem Flächenanteil der Gemeinde an der Gesamt-

fläche Nordrhein-Westfalens berücksichtigt. In ei-

nem neuen Integrationsschlüssel müssen weite-

re Aspekte berücksichtigt werden: Wie viele Kita-

und Schulplätze stehen zur Verfügung? Wie vie-

le freie Wohnungen gibt es? Und inwiefern ha-

ben die Kommunen bereits andere Integrations-

leistungen zu bewältigen, zum Beispiel durch Ein-

wanderung innerhalb der Europäischen Union?
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Antragsbereich 05: Bildung undWissenschaft (B)

Antrag B-01

UB Kleve

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Sprach-Kitas

1
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47

Die SPD-Landtagsfraktion NRW wird aufgefordert, sich

für ein umfassendes und verlässliches Konzept, ange-

lehnt an das bisherige Bundesprogramm „Sprach-Kitas:

Weil Spracheder Schlüssel zurWelt ist“, einzusetzenund

eine Förderrichtlinie auf NRW-Ebene anzustreben, die

schnellstmöglich Planungs- und Finanzierungssicher-

heit für Kitas, Beschäftigte, Träger, Kinder- und Familien

gibt.

Begründung

 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen

und Jugend (BMFSJ) startete im Januar 2016 das Bun-

desprogramm „Sprach-Kitas“. Im Jahr 2017 wurden die

Mittel verdoppelt und neue Kitas in das Programm

aufgenommen. Mittlerweile ist jede zehnte Kita eine

Sprach-Kita: Über 6.000 Sprach-Kitas arbeiten bun-

desweit zusammen mit rund 500 Fachberatungen

daran, alltagsintegrierte sprachliche Bildung, inklusive

Pädagogik und die Zusammenarbeit mit Eltern zu

stärken. (https://sprach-kitas.fruehe-chancen.de/fi-

leadmin/PDF/Sprach-Kitas/210122_Flyer_Bundespro-

gramm_Sprach-Kitas_BF.pdf)

 

Das Programm wird noch bis Ende 2022 fortgesetzt

und dann nicht mehr aus Bundesmitteln finanziert. Der

Wegfall des Programms ohne Ersatz würde nicht nur

zu Lasten der Inklusions-und Integrationsarbeit gehen,

sondern zudem zu einemmassiven Verlust von gut qua-

lifizierten Fachkräften in der Sprachbildung führen. Al-

lein imKreis Klevewären vonder Streichung 18 Fachkräf-

te betroffen.

 

Wir als SPD haben uns im Bundes- und Landeswahlpro-

gramm sowie in der parlamentarischen Arbeit deutlich

für denAnspruch anmehrQualität in der frühkindlichen

Bildungmit dem Ziel von besseren Arbeitsbedingungen

und keiner zusätzlichen Belastung für Familien einge-

setzt. Nun gilt es, sich auf allen Ebenen für eine zeit-

nahe und verlässliche Förderung von Sprach-Kitas auf

NRW-Ebene einzusetzen. Wir verstehen Sprachförde-

rung nicht als ein befristetes Projekt, sondern als einen

essenziellen Bestandteil der frühkindlichen Bildung. Die

Beschäftigten kommen schon jetzt an ihren Belastungs-

grenzen. Die Corona-Pandemie hat die Herausforderun-

gen für alle Beteiligten noch verstärkt. Die Sprach-Kitas

brauchen umgehend langfristige Planungs- und Finan-

74



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag B-01

48
49
50
51
52
53
54
55
56
57
58
59
60
61
62

zierungssicherheit über 2022 hinaus.

 

Ein Verweis auf die angespannte Haushaltslage durch

das FDP-geführte Bundesfinanzministerium darf nicht

zu Lasten der Kinder, Familien, Beschäftigten und Träger

gehen.

 

Deshalb erwarten wir, dass die Länderparlamente um-

gehend handeln und Konzepte entwickeln. Mit dem

Wissen, dass die SPD-Fraktion im Landtag NRW sich

ebenfalls für die Qualität in der frühkindlichen Bildung

und die Unterstützung der Beschäftigten einsetzt, stel-

lenwir diesenAntrag, umauchdeutlich zumachen, dass

wir auf kommunaler Ebene alles dafür tun, die Sprach-

förderung weiter zu sichern.
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Antrag B-02

UB Düsseldorf

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von B-12

STUDIERENDENWERKE AUSFINANZIEREN – HOCHSCHULEN ALS LEBENSRAUM ERHALTEN

1
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Die SPDDüsseldorf fordert die NRWSPD auf, sich für die

Ausfinanzierung der Studierenden- werke einzusetzen

und darauf hinzuwirken, Hochschulen wie Schulen und

Kindertagesstätten von den pauschalen Zielen zur En-

ergieeinsparung im öffentlichen Raum auszunehmen.

Des Weiteren soll Druck auf die Landesregierung aus-

geübt werden, möglichst bald eine Lösung für die Aus-

zahlungder 200e EinmalzahlunganStudierende zufin-

den, damit diese für die anstehende Heizkostenabrech-

nung auch zur Verfügung steht. Die NRW SPD soll sich

dafür starkmachen, dasshierbei keine Entscheidungoh-

ne eine angemessene Mitsprache durch die Studieren-

denschaft getroffen wird.

Begründung

 

Schon während Corona hat sich gezeigt, wie wenig Stu-

dierende von der CDU-geführten Landesregierung mit-

gedachtwurden: Bibliothekenwaren über lange Phasen

geschlossen und die Lehre massiv eingeschränkt. Gera-

de erst hatte sich der Alltag an den Hochschulen wieder

normalisiert, die Präsenzlehre schien gesichert und For-

schung war ohne Einschränkungen möglich.

Doch nun wird Lehre und Forschung erneut massiv ein-

geschränkt, ohne dass die Lebenssituation der Studie-

renden ausreichend in den Blick genommen wurden.

 

Die Geldnot der Studierendenwerke kommt nicht von

ungefähr. Lange schon setztendiese sich ander Seite der

Studierendenschaft für ihre Ausfinanzierung ein, wes-

halb ausdrücklich betont werden soll, dass sich der Ap-

pell nicht gegendie Studierendenwerke richtet. Zu lange

ist dort nichts passiert: Die Kosten und die Zahl der Stu-

dierendennahmenzu, ohnedassdie Finanzierungdurch

das Land entsprechend erhöht wurde.

 

Nun muss die Landesregierung endlich reagieren! Die

Studierendenwerke sind gezwungen, die Teuerungen

bei Lebensmitteln und Energie an die Studierenden-

schaft weiterzugeben und die damit sowieso schon an-

gespannte finanzielle Lage der Studierenden noch wei-

ter zu verschärfen. Es ist nicht hinzunehmen, dass Essen

in der Mensa um bis zu 30 % teurer und Mieten in Stu-

dierendenwohnheimen erhöht werden. Das Land muss

nachhaltig Abhilfe schaffen und mehr Geld für Studie-

rendenwerke bereitstellen.
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Stattdessen spart die Landesregierung auch noch im

Herzen der universitären Forschung, indem Bibliothe-

kenwie an der Heinrich-Heine-Universität, inklusive der

Universitäts- und Landesbibliothek, früher schließen.

Diese Entscheidung wurde offensichtlich ohne Studie-

rende und damit fernab von studentischen Lebensrea-

litäten gefällt. Berufsbegleitendes Studieren oder auch

nur der Minijob, um die Kostenexplosion zu stemmen,

ist nicht mit dem Studium vereinbar, wenn beispiels-

weise die Fachbibliothek Rechtswissenschaften amWo-

chenende schon um 16 Uhr schließt. Die Universität

muss von der pauschalen 20%-Regelung ausgenommen

werden oder es müssen weniger einschneidende Ein-

sparpotentiale aufgetan werden, die nicht die Qualität

von Lehre und Forschung bedrohen.

 

Der Bund ist mit der Verkündung der Einmalzahlung für

Studierende über 200 e einen ersten wichtigen Schritt

gegangen, doch nützt das Geld nichts, wenn es erst im

nächsten Sommer an- kommt. Die finanziellen Engpäs-

se bei Studierenden werden im Winter besonders hart

und müssen akut abgefedert werden. Dabei ist auch

klar: Langfristig ist der Lage nur mit einer grundlegen-

den Reform des BAföG beizukommen. Wer jetzt erwar-

tet, dass die für die Höhe des BAföG relevanten Löhne

vonGeschwistern Studierendenüber denWinter helfen,

ignoriert die Hilferufe der Studierendenschaft absicht-

lich.

 

Das Sparen an der Zukunft muss ein Ende haben. Eine

Rückkehr in Praxen, die schon während der Coronapan-

demie nicht praktikabel waren, muss verhindert wer-

den. Der Hochschule und den Studierenden muss end-

lich die Bedeutung als Bildungseinrichtung zukommen,

die sie für unser Land haben. Wie auch während Coro-

na trägt die Studierendenschaft solidarisch notwendige

Maßnahmen mit, doch darf dadurch das Studium nicht

gefährdet werden.
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Antrag B-03

UB Siegen-Wittgenstein

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Landtagsfraktion

Qualität für den Ganztag – Fokus auf die Schülerinnen und Schüler richten

1
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Die SPD Siegen-Wittgenstein begrüßt, dass die SPD-

Landtagsfraktion einen Antrag zur Familien- und Bil-

dungsoffensive im Landtag gestellt hat und hierin

die Ausarbeitung eines Ganztagsgesetzes fordert. Um

Chancengleichheit für alle Kinder zu gewährleisten,

bedarf es einer vorbeugenden und vorausschauenden

Familien- und Bildungspolitik. Dazu zählt insbesondere,

landeseinheitliche Standards für die Qualität im Ganz-

tag zu setzen als Grundlage für die pädagogische und

organisatorische Arbeit. Folgende Parameter sind zu be-

achten:

 

• Der Fokus liegt auf den Bedürfnissen der Schüle-

rinnen und Schüler. Alle Maßnahmen werden aus

demBlickwinkel der Kinder betrachtet und Inhalte

der Angebote sollen mittels altersgerechter Parti-

zipationsangebote entwickelt werden.

• Zeiten von Unterricht, Lern- und Hausaufgaben-

phasen sowie Freizeitaktivitäten sind zeitlich und

inhaltlich aufeinander abzustimmen, Erkenntnis-

se zu altersspezifischen Entwicklungen müssen

dabei einbezogen werden. Somit sind der bisher

überwiegend schulische Vormittag und die über-

wiegendnachmittägliche Betreuung enger zu ver-

zahnen.

• Individuelle Interessen der Kinder in musikali-

schen, künstlerischen, sportlichen und/oder tech-

nischenBereichen sollendurchentsprechendeAn-

gebote auch in Zusammenarbeitmit Vereinenund

Institutionen aus dem Sozialraum gestärkt wer-

den. Für die außerschulischen Partner dürften kei-

ne bürokratischen Hürden aufgebaut werden.

• Längere Zeiten in der Schule mit einem Wechsel

an Anspannungs- und Entspannungsphasen be-

nötigen zwingend eine höhere Aufenthaltsquali-

tät. Innenräume und Außenbereiche sind als Lern-

, Lebens- und Bewegungsraum partizipativ so zu

gestalten, dass sie multifunktional nutzbar und

von den Schülerinnen und Schülern als Wohl-

fühlort wahrgenommen und angenommen wer-

den.

• Es werden Teams aus Lehrkräften, Betreuungsper-

sonal, Fachberatung und ggfs. Schulsozialarbeit

gebildet, die gemeinsam individuelle Pläne schrei-

ben, um die Kompetenzen der jeweiligen Schü-

lerinnen und Schüler bestmöglich zu entwickeln.

Die jeweils erreichten Ziele werden im Gespräch
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mit den einzelnen Kindern gesetzt und reflektiert.

• Die Ausstattung mit Lehrkräften und Betreuungs-

kräften wird erhöht sowie qualifiziertes Personal

eingesetzt, ummehr Zeit für gemeinsamePlanun-

gen zu schaffen sowie den Blick auf die individu-

ellen Bedürfnisse eines jeden Kindes zu werfen.

ImGanztagsbereichmüssen Stellen entfristet und

verlässliche Rahmenbedingungen für die Mitar-

beitenden geschaffen werden, um eine Professio-

nalisierung der Teams zu gewährleisten.

• Die Teilnahme an OGS-Angeboten sowie gesun-

demMittagessen muss gebührenfrei sein.

• Um Qualität für den Ganztag nachhaltig zu errei-

chen, ist die Finanzierung über den Bund und das

Land abzusichern.

Begründung

 

Ab dem Jahr 2026 besteht für Grundschulkinder der

Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung. Bereits jetzt

müssen die Voraussetzungen geschaffen werden, um

ausreichend Plätze zur Verfügung zu stellen. Die bis-

herige Erfahrung zeigt, dass nicht nur im interkommu-

nalen Vergleich, sondern selbst innerhalb kleinerer Ge-

meindenmit wenigen Grundschulen die Ausgestaltung

des Ganztags ganz unterschiedlich abläuft und sich

Schulträger, Schulleitungen und Betreuungsträger mit

der gemeinsamen Entwicklung von Qualitätsstandards

schwertun. Auch ein Nebeneinander zwischen Schule

und Betreuung in der OGS darf es nicht mehr geben.

Viel zu häufig wird zudem die Vereinbarkeit von Fami-

lie und Beruf als zu erreichendes Ziel bei der Ausgestal-

tung des Ganztags genannt. Vielmehr sollten die Be-

dürfnisse der Kinder im Mittelpunkt stehen, der Offene

Ganztag istTüröffner,HaltgeberundMöglichmacher zu-

gleich. Landeseinheitliche Standards sind dringend ge-

boten, dieUmsetzungmusspersonell undfinanziell hin-

terlegt werden. Dazu muss ein Ganztagsgesetz erarbei-

tet und beschlossen werden.
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Antrag B-04

UB Köln

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Landtagsfraktion

Umbenennung des herkunftssprachlichen Unterrichts

1
2
3
4
5
6
7
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Das Ministerium für Schule und Bildung des Landes

Nordrhein-Westfalen wird aufgefordert, den sogenann-

ten „herkunftssprachlichen Unterricht“ in „familien-

sprachlichen Unterricht“ umzubenennen. Kinder und

Jugendliche sollen somit vor von außen auferlegten

Identitätsfragen geschütztwerden. In einer offenen und

modernen Gesellschaft sollten diese losgelöst von in-

stitutionalisiertem Unterricht verwirklicht werden kön-

nen.
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Antrag B-05

UB Köln

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Landtagsfraktion

Gendergerechte Sprache in Schulmaterialien

1
2
3
4
5
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Wir fordern eine konsequente gendergerechte Spra-

che in Schulmaterialien ab der weiterführenden Schu-

le. In der Grundschule ist, wenn es dem Bildungsstand

der Schüler*innen entspricht, eine genderneutrale Aus-

drucksweise in Schulmaterialien erwünscht. Ebenso sol-

len tradierte Rollenbilder in Schulmaterialien durch di-

versere Bildnisse ausgetauscht werden, um die Vielfalt

der Gesellschaft darzustellen. Dies soll verpflichtend für

alle neuen Schulmaterialien gelten.
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Antrag B-06

UB Köln

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von B-12

WISSENSCHAFT NICHT DEM MARKT ÜBERLASSEN – GEGEN DIE NEOLIBERALISIERUNG DER DEUTSCHEN HOCHSCHUL-

LANDSCHAFT
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Wir fordern

• Die Abkehr von der Idee der “unternehmerischen”

Hochschule und des meritokratischen Narrativs,

also der Vorstellung, dass alle über die gleichen

Chancen und Bedingungen für einen Bildungsauf-

stieg verfügen und es “nur am Engagement der

Einzelnen” läge.

• Die Förderung von Kooperationen zwischen Hoch-

schulen, Disziplinen und Wissenschaftler*innen

imSinne einer solidarischenWissenschaft statt ei-

nes kopflosenWettbewerbs.

• Bildung liegt in den Händen des Landes und

muss dementsprechend ausreichend finanziert

werden. Dafür braucht es eine Reformierung der

Finanzierung der Hochschulen im Sinne einer um-

fassenden Grundfinanzierung statt einer Vielzahl

befristeter Programme. Diese muss entfristete

Mittel für die Anstellung Dozierender beinhal-

ten, damit es Dauerstellen für Daueraufgaben

gibt und Betreuungsrelationen verbessert wer-

den. Mittel aus dem Hochschulpakt (HSP) und

dem Zukunftsvertrag Studium und Lehre (ZVL)

müssen dabei wieder an die Lehre gebunden wer-

den, damit diese nicht anderweitig eingesetzt

werden können.

• Forschen und Lehren muss von sozialer Herkunft

entkoppelt werden. Dazu braucht es ein Ende der

prekären Arbeitsverhältnisse in der Wissenschaft

und die Schaffung nachhaltiger Zukunftsperspek-

tiven für die beschäftigten.
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Antrag B-07

UB Leverkusen

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von B-12

Abschluss und nun? Ich weiß ja nichts
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DerMitgliederparteitagmöge beschließen, ein Seminar

für Schüler*innen ab dem 9ten Schuljahr einzuführen,

um junge Erwachsene auf die Anforderungen des Le-

bens nach der Schule vorzubereiten. Dies soll durch An-

gebote in Projektwochenund/oder durch zusätzlicheAr-

beitsgemeinschaften an den Schulen umgesetzt wer-

den.

 

Abhängig von der Einschulung sind diemeisten Jugend-

lichen im Alter von 15 oder 16 Jahren und können mit

einem Schulabschluss die Schule verlassen. Das Abitur

wird in der Regel im Alter zwischen 18 und 20 Jahren be-

endet. In diesem Alter sollte man bereits auf das Leben

nach der Schule vorbereitet sein und sich damit ausein-

andergesetzt haben. Viele Kinder/Jugendliche/junge Er-

wachsene träumen davon, ab diesem Zeitpunkt ein ei-

genständiges, selbstbestimmtes Leben führen. Im bes-

ten Fall schnell ausziehen und auf “eigenen Beinen” ste-

hen.

 

Leider wissen viele Schulabgänger nicht, was nach der

Schulewichtig ist undwas beachtetwerdenmuss. Doch

in der heutigen Gesellschaft ist es wichtig, über die

wichtigsten Punkte bereits aufzuklären, bevor sich der

junge Erwachsene dazu entscheidet.

Begründung

 

Wir möchten, dass junge Erwachsene auf die lebens-

wichtigen Umstände nach der Schule vorbereitet wer-

den.Viele jungeErwachsene leidenunterdemUnwissen

über viele Themen im Bereich Finanzen, Steuern, Versi-

cherung und vielemmehr.

 

Um den Jugendlichen den Weg ins echte Leben einfa-

cher zu gestalten, möchten wir mit dem Seminar ei-

ne Grundbasis schaffen. Dieses Seminar könnte man in

die Projektwochen der Schulen integrieren, da an die-

ser Stelle wichtige fachliche und fördernde Kompeten-

zen vermittelt werden. Ein Seminar, das auf das Leben

nach der Schule vorbereitet, ordnen wir dem Sachver-

halt hinzu.

 

Beispiel zur Grundstruktur des Seminars

 

1. Ausbildung

a. Anforderungen (Stellensuche, Bewerbung, Vorstel-
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lungsgespräch, Kleidung)

b. Vergütung (Brutto/ Netto, Zusatzleistungen und -

kosten)

c. Förderungen und Unterstützungen (Wohngeld, Be-

rufsausbildungsbeihilfe, usw.)

d. Entwicklungsmöglichkeiten (Verkürzung, Meister,

Studium nach der Ausbildung)

2. Studium/ Duales Studium

a. Immatrikulation (Hochschulstart, Kosten, Anforde-

rungen, NC)

b. Kosten des Studiums (Möglichkeiten: Bafög, Eltern,

Förderungen)

c. Krankenversicherung/ Meldepflicht/ Beiträge

d. Andere Versicherungen (Haftpflicht, Hausrat, Unfall,

usw.)

3. Auslandsjahr

a. Kosten

b. Versicherungen

c. Möglichkeiten

i. Au-Pair

ii. Work and Travel

iii. FSJ/ FÖJ/ Ehrenamt

4. Freiwilliges soziales Jahr (FSJ/FÖJ)

a.Was ist ein FSJ/FÖJ?

b. Anrechenbarkeit alsWartesemester für ein Studium

5. Nichts nach der Schule?

a. Arbeitslosigkeit beantragen/Ausbildungssuchend

melden, Ansprechpartner

b. Vollzeit- oder Teilzeitarbeit ohne Ausbildung

c. Praktika

6. AlleineWohnen

a. Nebenkosten (GEZ, Energiekosten, Telefon- & Inter-

netkosten)

b. Versicherungen (Hausrat, Haftpflicht usw.)

c. Rechte und Pflichten (Exkurs Mietrecht und Anlauf-

stellen)

7. Steuern

a. Steuererklärung & Fristen

b. Freibeträge/ Absetzungen

8. Selbstständigkeit

a. Gewerbeanmeldung und -abmeldung

b. Rechtsformen (Kleingewerbe, Einzelunternehmen,

GbR, OHG, GmbH, KG, AG)

c. Steuern (Gewerbsteuer, Umsatzsteuer, Vorsteuer, Ab-

setzungen)

d. Rechte & Pflichten für Unternehmer
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Antrag B-08

UB Remscheid

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Landtagsfraktion

Echte Lernmittelfreiheit schaffen – Digitalisierung an Schulen nachhaltig ermöglichen
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Der NRWSPD Landesparteitag und die NRWSPD Land-

tagsfraktion werden aufgefordert, eine echte Lernmit-

telfreiheit zu schaffen, indem auf die Erhebung eines Ei-

genanteils für Schülerinnenund Schüler verzichtetwird.

Dieser Anteil soll vom Land Nordrhein-Westfalen über-

nommenwerden. Zugleich sind die gesetzlichen Grund-

lagen an die Erfordernisse einer nachhaltigen Digitali-

sierung an Schulen zu überarbeiten, dazu zählt auch ei-

ne dauerhafte vollständige Finanzierung von digitalen

Medienundder erforderlichen technischenAusstattung

im schulischen Unterricht.

Begründung

 

Gerade im Bereich von Schulbüchern inklusive digi-

taler Schulbücher ist es von zentraler Bedeutung, ei-

ne angemessene und qualitativ hochwertige Ausstat-

tung der Schülerinnen und Schüler sicherzustellen. Zum

Schuljahr 2021/22 wurden die Durchschnittsbeträge für

Schulbücher um 30 Prozent erhöht. Die Anpassung be-

zieht sich sowohl auf den Anteil für die Schulträger als

auch der Eltern.

 

Der Durchschnittsbetrag pro Schülerinnen und Schüler

pro Schuljahr stellt sich wie folgt dar:

 

Betrag Lernmittel bis zu 102 Euro, Schulträgeranteil bis

zu 68 Euro, Eigenanteil Eltern 34 Euro.

 

Die Finanzierung der technischen Ausstattung von

Schülerinnen und Schülern für die digitale Arbeit imUn-

terricht ist bisher nur in Form einer Einmalregelung zur

Beschaffung von Notebooks oder Tablets erfolgt. Eine

nachhaltige und dauerhafte Regelung existiert bisher

nicht. Diesen Mangel gilt es auszuräumen, um eine re-

gelmäßige Ersatzbeschaffung von Geräten genauso zu

ermöglichen wie die Ausstattung neuer Jahrgänge si-

cherzustellen.
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Antrag B-09

UB Remscheid

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Politische Bildung und Demokratieförderung
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Schule ist der zentrale Ort für die Bildung junger Men-

schen. Schule ist ein fester Bestandteil im Leben von al-

len Jugendlichen, sodass hier gleichberechtigte, politi-

scheBildung stattfindenmuss.Wir nehmenes nicht län-

ger hin, dass Bildung vom Elternhaus oder dem sozia-

lenUmfeld abhängt. Vor demHintergrundder niedrigen

Wahlbeteiligungen in Remscheid wird deutlich, warum

politische Bildung eine wichtigere Rolle im Schulalltag

spielen muss. Grundlegend hierfür ist das Fach Poli-

tik. Dieses muss, anders als heute, landesweit in jedem

Schuljahr der Sekundarstufe I unterrichtet werden. Aber

auch fächer-übergreifend muss ein Raum für politische

Themen geschaffen werden, das ist nicht allein die Auf-

gabe des Politik- oder des Geschichtsunterrichts.

 

Wir fordern für das Fach Politik:

 

1. Das Fach Politik muss in jedem Schuljahr der Se-

kundarstufe unterrichtet werden

2. Es muss fächerübergreifend die Möglichkeit zur

Diskussion über politisch-gesellschaftlichen Fra-

gen geben.

3. Politische Bildung soll nicht nur durch Theorie,

sondern durch praxisorientiertes Lernen erfolgen.

4. Wir sprechen uns für die Durchführung der Junior-

wahl in allen weiterführenden Schulen in Rem-

scheid aus und fordern die Stadt dazu, hierfür fi-

nanzielle Mittel bereitzustellen.

5. Im unterrichtlichen Rahmen sollte sichmit Rassis-

mus und anderweitiger Diskriminierung ausein-

andergesetzt werden.

6. Es soll eine wiederkehrende Weiterbildung von

LehrerInnen im Bereich der Antidiskriminierung

erfolgen.

Begründung

 

PolitischeBildungmuss fest in Lehr-/Schulplänen veran-

kert sein. Das beinhaltet die kritische

Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen Fragen.

Schülerinnen und Schüler sollten die Möglichkeit für

die Diskussion über politisch-gesellschaftliche Themen

im Unterricht erhalten. Die Reflektion von aktuellen

Themen und Konflikten unterstützt Schülerinnen und

Schüler bei der eigenen Meinungsbildung.

Erfolgen kann und sollte politische Bildung nicht nur

durch theoretisches Lernen von Inhalten, sondern vor

Streiche in Zeile 7:

 

in Remscheid

 

Ergänze in Zeile 10 nach „Politik“:

 

sowie das von der Landesregierung jüngst abgeschaffte

Fach Sozialwissenschaften.

 

Ersetze in Zeile 10:

 

„Dieses“ durch „Das Fach Politik“

 

Füge Zeile 1-14 nach den Forderungen ein.

 

Ersetze Zeile 16 durch:

 

Wir fordern für die politische und sozialwissenschaftli-

che Bildung:

 

Ergänze in Zeile 19 nach „Sekundarstufe“:

 

I

 

Streiche in Zeile 26f.:

 

in Remscheid

 

Streiche Zeile 27-28:

 

und fordern…bereitzustellen.

 

Ergänze nach Zeile 34:

 

7. DieWiedereinführung desUnterrichtsfachs Sozialwis-

senschaften für die Sekundarstufe II.

86



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag B-09

48
49
50
51
52
53
54
55
56
57
58
59
60
61
62
63
64
65
66
67
68
69
70
71
72
73
74
75
76
77
78

allem durch die praktische Anwendung. Das kann bei-

spielsweise durch Workshops oder etwa in Planspielen

und Diskussionen erfolgen. Hierfür sollte eine finan-

zielle Unterstützung des Landes zu Verfügung stehen.

Bereits durchgeführte Projekte wie die Juniorwahl zei-

gen, dass das Interesse grundsätzlich da ist, aber auch,

dass an der Umsetzung noch einiges verbessert wer-

den muss. Die Juniorwahl wird bundesweit parallel zu

Bundestags- und Landtagswahlen durchgeführt.

Nebenden klassischen Schulfächern sollte Schule vor al-

lem Demokratie beibringen. Projekte wie die

Juniorwahl, sollten dazu beitragen, sie sollten aber vor

allem junge Menschen für Politik begeistern.

In Remscheid gab es bei der vergangenen Landtagswahl

leider nur für die wenigsten Schülerinnen und Schü-

lern die Möglichkeit. Die Juniorwahl und die dazugehö-

rige Auseinandersetzung mitWahlen sollten, unabhän-

gig der Schulform, verpflichtend für alle weiterführen-

den Schulen in Remscheid sein. Weitergehend ist po-

litische Bildung in Bezug auf Antirassismus von hoher

Wichtigkeit. Die Auseinandersetzung mit Rassismus als

Problem, muss ein fester Teil von Lehrplänen des Poli-

tikunterrichts sein. Aber auch hier kann und sollte zu-

sätzlich mit Workshops oder Experten gearbeitet wer-

den, um jungen Menschen ein Bewusstsein für die Pro-

blematik anzueignen. Dazu gehört grundlegendes Wis-

sen über Rassismus und andere gruppenbezogene Dis-

kriminierung, aber vor allem auch die Sensibilisierung.

Erforderlich hierfür ist auch diewiederkehrendeWeiter-

bildung von Lehrpersonen im Bereich der Antidiskrimi-

nierung.
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Antrag B-10

UB Remscheid

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von B-12

Schule der Zukunft
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Die Jusos stellen denAntrag, dass in Anbetracht der stei-

genden Anforderungen an das System Schule selbiges

durch den Einsatz verschiedener Professionen zu entlas-

ten. Schulsozialarbeiter unterstützen in Schulen bspw.

beim sozialen Lernen oder beim Stellen von Anträgen,

aber auch als Kontaktpersonen zu den städtischen Äm-

tern. Die aufgezählten Bereiche decken einen Teil der

Aufgaben ab. Ein weiterer Teil ist die individuelle Bera-

tung. In diesemFeldwirddie Sozialarbeit, sofern ständig

vorhanden, von Lehrer:innen unterstützt. Lehrer:innen

decken nochmindestens folgende Bereiche ab: Schüler-

verwaltung, Schülerberatung, Elternberatung, Planung

und Durchführung von Fahrten und Ausflügen, Planung

und Entwicklung sowie Evaluation von Lehrplänen und

Schulprogrammen, Hilfe bei IT-Problemen, Vertrauens-

person, Erziehung usw. Zudem kommt der Unterricht

und alles was dazu gehört, z.B. je nach Fach bis zu 150

Klassenarbeiten pro Durchgang.

Folglich wird das System den Hauptakteuren nicht ge-

recht - den Schüler:innen.

 

Die Jusos fordern, dass sich die SPD Remscheid für die

EntwicklungundUmsetzungeinesKonzepts für das Sys-

tem „Schule der Zukunft“ auf kommunaler Ebene, Lan-

desebene und Bundesebene einsetzt. Das Konzept soll

die Einrichtung eines Kompetenzteams, bestehend aus

den folgenden Bereichen, beinhalten:

 

1. IT-Fachpersonal:

Es sollen ausreichend IT-Fachkräfte für den First-Level-

Support an den Schulen arbeiten, die die zunehmende

Anzahl an Endgeräten fachgerecht betreuen.

 

2. Psychologische Fachberatung:

Für Schüler:innen und Lehrkräfte soll es ein regelmäßi-

ges Beratungsangebot geben.

 

3. Verwaltung:

Zusätzliche Mitarbeiter in der Verwaltung sollen die

Lehrkräfte bei VerwaltungsaufgabenwieKooperationen

mit Vereinen und Ausbildungsbetrieben unterstützen.

 

4. Sonderpädagogen:

An den Schulen soll ein ausreichendes Angebot von Son-

derpädagogen vorhanden sein, dass den betroffenen

Schüler:innen gerecht wird.
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5. Ergo-, Logopädie und motorische Therapie:

Für eine optimale Therapie von Schüler:innen mit zu-

sätzlichem Förderbedarf soll es eine schulnahe Therapie

geben.

Begründung

 

An Schulen fehlt es an verschiedenen Professionen:

 

• IT-Fachpersonal:

An Schulen arbeiten je nach Größe von 180 (kleine

Grundschulen) bis 1800 (große Kollegs und Gesamt-

schulen) Menschen. Möglichst bald haben alle techni-

sche Endgeräte. In vielen Fällen müssen Lehrkräfte die-

sen Bereich mitbetreuen.

 

• Psychologische Fachberatung:

Schülerinnen und Schüler, sowie Lehrkräfte sind durch

die Vielfalt der aufkeimenden Situationen auf sich

gestellt. Regelmäßige Beratungsangebote stabilisieren

das Schulsystem.

 

• Verwaltung:

Die Schulsekretariate haben viele Aufgaben. Viele an-

dere Aufgaben müssen von Lehrer:innen übernommen

werden. Ausgebildete Verwaltungsfachkräfte, die unab-

hängig vomSekretariat Verwaltungsaufgabenüberneh-

men,würdeneinenwichtigenBeitrag zur Entlastungder

Lehrkräfte leisten, sodass das Kerngeschäft (Unterricht)

mehr Zeit beanspruchen könnte.

Zudem könnten auch Kooperationen verwaltet werden,

sodass ggfs. mehr Kooperationen von bspw. Vereinen

und Schulen, Ausbildungsbetrieben und Schulen etc.

aufrechterhalten werden können.

 

• Sonderpädagog:innen:

bekannte Debatte —> muss attraktiver gestaltet wer-

den (eigene Debatte)

 

• Ergo-, Logopädie und motorische Therapie:

Besonders während Corona, aber auch schon im Vor-

feld, haben sich Kinder und Jugendliche zunehmend ins

häusliche Umfeld und hinter technische Geräte (Spiel-

konsole oder Computer) zurückgezogen. Dadurch ent-

standen und entstehen verschiedene zusätzliche För-

derbedarfe, die im Sport- und Deutschunterricht und so

weiter aufgefangen werden, aber eigentlich von Profes-

sionen bearbeitet werden sollten. Eine schulnahe und

unkomplizierte Therapiewürde es den Schüler:innen er-

leichtern, sich auf den Unterricht zu konzentrieren und

eine erfolgreichere Schullaufbahn zu begehen.
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Antrag B-11

OV Stadtmitte/Hasten

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Ausbildung zur RettungsschwimmerIn im Fach Sport
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Die Ausbildung zur RettungsschwimmerIn wird in den

Lehrplan für das Fach Sport integriert und die Prüfung

wird, wie eine Facharbeit in anderen Fächern bewertet.

Begründung

 

Seit Jahren beklagen wir den Mangel an Übungsleite-

rInnen und RettungsschwimmerInnen. Der Schwimm-

unterricht in Schulen und Vereinen kann nicht be-

darfsgerecht stattfinden, so dass immer weniger Kinder

schwimmen lernen. Tragischerweise steigt die Zahl der

Ertrinkenden jährlich.

 

Nicht zuletzt bei der Hochwasserkatastrophe im Ahrtal

hat sich gezeigt, dass der Wasserrettungsdienst nicht

ausreichend funktioniert, da es an ausgebildeten Men-

schen fehlt, die hierMensch undTier imNotfall aus dem

Wasser retten können.

 

Auch die Sicherheit an Badeseen, in Freibädern und

an Badestränden haben wir dem Einsatz von Ret-

tungsschwimmerInnen, zu verdanken. Hierzu der DLRG:

„Die Einsatzkräfte beziehungsweise Rettungsschwim-

mer und Wasserretter wachen an verschiedenen Ein-

satzorten über die Sicherheit von Badegästen und

Wassersportlern. Sie übernehmen ebenfalls Erste-Hilfe-

Maßnahmen, die in unmittelbarer Nähe zum Wasser

notwendig sind“.

 

Überall fehlen diese Fachkräfte. Um dem entgegenzu-

wirken, empfiehlt sich die Ausbildung von Schülerinnen

und Schülern zu RettungsschwimmerInnen. Der erfolg-

reiche Abschluss der DLRG-Prüfung soll einer Facharbeit

oder der Prüfung in jedem anderen Fach gleichgestellt

werden und der Note Sport zugeordnet werden.

So wird gewährleistet, dass eine zahlenmäßig planba-

reGruppe vonRettungsschwimmerInnen zurVerfügung

steht, die auf ein Ehrenamt, ein Sportstudium oder ei-

ne professionelle Tätigkeit vorbereitet wird. Gleichfalls

muss der Einsatz als RettungsschwimmerIn als Freiwilli-

ges Soziales Jahr anerkannt werden.

 

Laut einer Forsa-Umfrage für die Deutsche Lebens-

Rettungs-Gesellschaft (DLRG) konnten 20 Prozent der

Kinder zwischen sechs und zehn Jahren 2022 nicht

schwimmen. Wir wollen, dass alle Kinder Schwimmen,

lernen können!
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Antrag B-12

NRW Jusos

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Eine sozialdemokratische Bildungsoffensive - Jetzt!
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Als Sozialdemokratie in NRWhabenwir uns demKampf

gegen soziale Ungleichheit und für das gute Leben

für alle verschrieben. Unabhängig von Geschlecht, Her-

kunft, Religion oder auch körperlicher Ausgangslage

wollenwir eine Gesellschaft, in der jede*r sein kann, wie

er*sie möchte. Als Partei der Arbeit treibt uns in diesem

Zusammenhang natürlich die Forderung nach guter Ar-

beit für alle an. Dass diese Forderung jedoch nur inner-

halb eines breit aufgestellten bildungspolitischen Kon-

zepts und Profils Erfüllung finden kann, ist uns klar. Des-

halb wollen wir als NRWSPD zusammenkommen und

genau solch ein Profil gemeinsam schärfen. Von der Bil-

dung in der Kita, über die Schule, bis zur berufsbilden-

den Qualifikation und das lebenslange Lernen: Als Sozi-

aldemokratie nehmen wir das Bildungssystem nicht als

unabänderlich an, sondern kämpfen für eine Bildung,

die soziale Unterschiede nicht befeuert, sondern aus-

gleicht.

 

Kita

 

Wenn wir über die Chancengerechtigkeit im Schulkon-

text sprechen, vergessen wir oft, dass die Förderung

essenzieller Lerninhalte bereits in der Kita erfolgt und

diese Lerninhalte eine maßgebliche Rolle für die fort-

laufende Entwicklung in der Schule spielen. Allerdings

hängt der Grad der Förderung oft von dem Standort

der Kita ab. Nicht nur die Standortmerkmale spielen da-

bei eine enorme Rolle, sondern auch die personelle Si-

tuation in den Kitas in NRW. Denn ohne Erzieher*in-

nen, Pädagog*innenundmultiprofessionelleTeams sind

Bildungs- und Qualitätsstandards kaum einzuhalten.

Dies fällt zu Lastender Kinder und Eltern –die Förderung

der genannten Ausbildungsberufe ist dafür ein elemen-

tarer Baustein, um ihre Attraktivität zu steigern.

 

Wir fordern:

• Beste Bildung braucht auchmassive Investitionen

in unsere Kitas – die Sanierung und der deutli-

che Ausbau der Betreuungsplätzemuss stetig fes-

ter Bestandteil von Investitionsvorhaben inner-

halb des Bildungssystems sein

• Gebührenfreiheit von Kita bis zum Abschluss

• Beste Bildung braucht ebenfalls bestes Personal.

Dasheißt für uns:wir gebenunsnichtmit demEti-

kettenschwindel der Landesregierung zufrieden

und fordernweiterhin –bedarfsgerecht – die best-

Ergänze in Zeile 50 nach „In“:

 

Berufen

 

Ersetze in Zeile 76:

 

„schon“ durch „spätestens“

 

Ergänze in Zeile 116:

 

Homophobie

 

Ergänze in Zeile 125 nach “Diskriminierung”:

 

und Ausgrenzung

 

Ersetze in Zeile 126:

 

„Auch vergisst das System, …“ durch „Das beginnt be-

reits bei existenziellen Grundlagen.“

 

Streiche in Zeile 135:

 

Das Schulsystem steht seit Jahrzehnten still und…

 

Ersetze die Zeilen 147-152 durch:

 

Das für eine Schule für alle die Rahmbedingungen ge-

schaffen werden, an der alle Kinder und Jugendlichen

in Zukunft von Beginn an einem wohnortnahen Stand-

ort unterrichtetwerden könnten. Inklusion soll Teil jeder

Schule sein. Eine Schule für alle ist inklusiv und hat den

Anspruch, jede*n Schüler*in individuell zu fördern.

 

Ersetze die Zeilen 163-171 durch:

 

Ein Schulsystem, welches sich nicht an den Defiziten

der Schüler*innen orientiert. Ein effektiver Beitrag ei-

ner lernförderlichen Kultur besteht darin, die erworbe-

nen Kompetenzen, detailliert zu beschreiben, denn wir

brauchen ein Beurteilungssystem, welches die individu-

elle Lebenslage vonSchüler*innenberücksichtigt und ei-

ne fördernde Lernkultur schafft. Dafür fordern wir, dass

Schüler*innen an Leistungsbewertungsprozessen parti-

zipieren dürfen und diese in dialogischen und fördern-

den „Bewertungsräumen“ erfolgen. Ebenso sprechen

wir uns gegen Hausaufgaben aus.
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mögliche Betreuung durch mehr Erzieher*innen

und multiprofessionelle Teams

• Inder frühkindlichenBildungmussdieAusbildung

endlich vergütet und die Fort- und Weiterbildung

verbessert und ausgebaut werden

• Die rechtlich verbindliche Umsetzung von Selbst-

und Mitbestimmungselementen in der Kita und

für ganz NRW

 

Schule

        

Die Schulzeit entscheidet maßgeblich darüber, welche

Chancen jemand im Leben haben wird – der Schulab-

schluss schafft Zugang zu beruflicher Bildung durch ei-

ne Ausbildung oder ein Studium. Somit bildet die Schu-

le den ersten, zentralen Schritt hin zu gesellschaftlicher

Teilhabe und einem selbstbestimmen Berufsleben. Un-

ser Schulsystem ist jedoch von starker sozialer Selekti-

vität geprägt. Der „Bildungstrichter“ aus der 20. Sozi-

alerhebung zeigt: Von 100 Kindern aus Akademiker*in-

nenhaushalten studieren 77. Von 100 Kindern aus Fami-

lien ohne akademischen Hintergrund hingegen nur 23.

Ähnlichbetroffenvondieser Selektivität sindSchüler*in-

nen mit Migrationsgeschichte, die in Relation seltener

Abiturmachen oder überhaupt eine Gymnasialempfeh-

lungbekommen. Es zeigt sich klar: unser Schulsystem ist

undurchlässig.

 

Die Selektion von Schüler*innen beginnt schon in der

Grundschule: so müssen Lehrkräfte in der vierten Klas-

se entscheiden, welche Bildungschancen sie einemKind

zuordnen möchten – die daraus folgende subjektive

Empfehlung der Schulform ist aber nicht nur abhängig

von Leistungen, sondern oft auch vom Nachnamen und

sozialer Herkunft der Schüler*innen.

Auch zeigt sich mit einem Blick auf die räumliche Ver-

teilung von Schulabschlüssen, dass gute Bildungschan-

cen immer noch von der Postleitzahl abhängig sind –

so ist das Stigma von sogenannten Brennpunktschulen

immer noch Realität. Solche Schulen, meist in Wohnge-

bieten, die überdurchschnittlich von Armut und Arbeits-

losigkeit betroffen sind, sind marode, nicht digitalisiert

und haben noch größere Probleme mit Lehrkräfteman-

gel als andere Schulen. Dort also, wo individuelle För-

derung von Schüler*innen am notwendigsten wäre für

einMindestmaß an Chancengerechtigkeit, sind Schulen

noch schlechter aufgestellt als im Durchschnitt.

 

Ein Blick in das Schulleben hinein zeigt, dass in den letz-

ten Jahrzehnten unser Schulsystem von Stillstand ge-

prägt war.

Dazu kommt ein veraltetes Bewertungssystem,welches

immer noch versucht, Schüler*innen eine Note von eins

bis sechs zuzuteilen – die individuelle Entwicklung von

Schüler*innen wird dabei ignoriert.

Ersetze in Zeile 182:

 

„für Diversität und Diskriminierung zu sensibilisieren“

durch „für Diversität und Antidiskriminierung“

 

Füge ein in Zeile 430 nach „Lösung“:

 

Fest steht, dass das Modell der Solidarfinanzierung das

das Angebot des Semestertickets überhaupt erst er-

möglicht, der richtigeWeg ist.

 

Ersetze in Zeile 254:

 

„bestärkt“ durch „verstärkt“

 

Ersetze in Zeile 405:

 

„die“ durch „alle Angebote der“.

 

Ergänze nach Zeile 406:

 

Die Finanzierung muss dabei regelmäßig an Inflation

und entsprechende Preissteigerungen angepasst und

mindestens paritätisch 1:1 zwischen Land und Studie-

renden aufgeteilt werden.

 

Füge ein nach Zeile 453:

 

In der Praxis zeigt sich leider, dass Quoten ohne weite-

re Regelungen dazu führen können, dass sich die Hoch-

schulen gegenseitig die Professorinnen wegnehmen -

also an einem viel zu kurzen Tischtuch ziehen, so dass

dann eine andere Hochschule am kürzeren Ende sitzt.

Deshalb wäre es nur richtig dafür zu sorgen, dass es

mehr Frauen gibt, die es bis zur Professur schaffen. Zum

Beispiel durch gezielte Tenure Tracks und Junior Profes-

suren für Frauen mit einer Anschlussgarantie, Verein-

barkeit von Familie und Beruf schon im Studium, wäh-

rend Promotion, etc. als Ergänzung zu einer Quote.

 

Ersetze Zeile 521-527 durch:

 

Wir begrüßen, dass die Bundesregierung die Novellie-

rung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes angesto-

ßen und vorangetrieben hat. Die Debatte rund um die

bisherigen Entwürfe des BMBF, aber auchweitere Initia-

tiven wie zum Beispiel #IchBinHanna zeigen, dass hier

viel zu tun ist. Deshalb setzenwir uns dafür ein, dass die

aktuelle Reform ein erster Schritt von vielen sein muss,

damit endlich Schluss istmit denprekärenArbeitsbedin-

gungen an unseren Hochschulen.
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Dieses Bewertungssystem führt nicht nur zu ungerech-

ter Bewertung, sondern auch einem extremen Leis-

tungsdruck. Während der Coronapandemie war jede*r

dritte Schüler*in psychisch auffällig. Über 25% leidenun-

ter psychischen Krankheiten. In der Schule aber gibt es

kaum Schulpsycholog*innen, um Schüler*innen zu un-

terstützen. Genauso gibt es viel zu wenig Schulsozial-

arbeiter*innen, die dazu beitragen können, Bildungs-

benachteiligungen abzubauen und Bildungschancen zu

eröffnen.

 

Schule ist ein Spiegelbild der Gesellschaft und so macht

auch Diskriminierung nicht am Schultor halt – Rassis-

mus, Antisemitismus, Sexismus, Klassismus und Ableis-

mus sind in den Klassenzimmern Alltag für betroffe-

ne Schüler*innen und trotzdem gibt es keine Anlauf-

stellen in Schulen bei Diskriminierung. Einzig und allein

die Schüler*innenvertretungen oder überlastete Ver-

trauenslehrer*innen sind Ansprechpartner*innen in sol-

chen Fällen – dies wird der Systematik von Diskriminie-

rung aber nicht gerecht. Das Schulsystem ist nicht sen-

sibel für Diskriminierung und kann somit auch nicht un-

terstützend gegenwirken.

Auch vergisst das System, dass Schule nicht am Schultor

endet. Schüler*innen sind teilweise Hunger im Klassen-

zimmer ausgesetzt oder laufen morgens mehrere Kilo-

meter zur Schule,weil sie sich kein Busticket leisten kön-

nen. Von Nachhilfe oder gesellschaftlicher Teilhabe an

den Nachmittagen ganz zu schweigen – Armut grenzt

aus. In der Gesellschaft, im Alltag und auch in der Schu-

le.

 

Das Schulsystem steht seit Jahrzehnten still und als So-

zialdemokratie müssen wir eine traurige Bilanz ziehen:

das System ist zutiefst ungerecht. Es katalysiert die Un-

gleichheit der Gesellschaft, denn Bildungschancen sind

immer noch abhängig vom Geldbeutel der Eltern. Das

sozialdemokratische Aufstiegsversprechen kann in die-

ser Realität Umständen nicht mehr sein als eine Utopie.

Wie könnenwir gegendiesenkatastrophalenStatusquo

vorgehen?

 

Damit Bildungsgerechtigkeit nicht mehr nur ein Ver-

sprechen bleibt, sondern Realität wird, fordern wir:

• Eine Schule für alle, an der alle Kinder und Jugend-

lichen von der ersten Klasse bis zu ihrem jeweili-

gen Abschluss an einem wohnortnahen Standort

unterrichtet werden. Eine Schule für alle ist inklu-

siv und hat den Anspruch, jede*n Schüler*in indi-

viduell zu fördern.

• Multiprofessionelle Teams als flächendeckender

Standard. Diese umfassen Lehrkräfte, Sozialpäd-

agog*innen, Schulsozialarbeiter*innen, Schulge-

sundheitspfleger*innen und die Assistenzen der

Schüler*innen mit Förderbedarf. Dazu braucht es
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eine umfassende Reform von Aus- und Fortbil-

dungsstandards, um diese Teams regelmäßig zu

Themen wie Diversität und Diskriminierung zu

sensibilisieren, aber auchDigitalisierungundneue

Lernmethoden zu vermitteln.

• Eine Schule ohne Noten, denn wir brauchen ein

Beurteilungssystem, welches die individuelle Le-

benslage von Schüler*innen berücksichtigt und

eine fördernde Lernkultur schafft. Dafür fordern

wir vor allem, dass Schüler*innen an Leistungsbe-

wertungsprozessen partizipieren dürfen und die-

se in dialogischen und fördernden „Bewertungs-

räumen“ erfolgen. Ebenso sprechenwir uns gegen

Hausaufgaben aus.

• Moderne Lerninhalte und Einsetzung einer Kom-

mission ausBildungsexpert*innen (Schüler*innen,

Lehrer*innen, Forschende), die einenVorschlag zur

Überarbeitungder Lerninhalte und Lernmethoden

erarbeiten soll- deshalb begrüßen wir ausdrück-

lich die Einsetzung einer Enquete-Kommission

durch die SPD-Fraktion der im Landtag. In unse-

ren Lehrplänen braucht es endlich Platz für sexu-

elle undgeschlechtlicheVielfalt, für Antirassismus

und Feminismus. Schule muss den Anspruch ha-

ben, für Diversität und Diskriminierung zu sensi-

bilisieren.

• Schüler*innenvertretungen (SV) müssen als Ort

politischer Teilhabe verstanden werden. Wir

setzen uns für feste SV-Etats ein sowie für Schü-

ler*innenparlamente, die bei Entscheidungen

über schulinterne Angelegenheiten Entschei-

dungskompetenz besitzen.

• Einen starken Ganztag, denn unsere Schule für al-

le soll mehr als nur ein Ort sein, an dem Lernin-

halte von Lehrkräften an Schüler*innen vermittelt

werden.

• Eine Schulemit Diversitätssensibilität. Das bedeu-

tet, es braucht Antidiskriminierungsstellen und

Schutzmechanismen innerhalb von Bildungsein-

richtungen, an die sich Kinder, Jugendliche und

Eltern bei Diskriminierungsvorfällen wenden und

beraten lassen können. Auchdiese Stellemuss von

externen Akteur*innen besetzt werden.

• Die Einrichtung eines schulscharfen Sozialinde-

xes, damit wir endgültig Schluss machenmit dem

Stigma der Brennpunktschulen. Es gilt ungleiches

ungleich zu behandeln und vor allem dort hinzu-

schauen, wo es gerade am stärksten brennt.

• Eine ungebremste, massive Investition in die

Schulinfrastruktur: es braucht moderne, digitale

Klassenzimmer und barrierefreie Gebäude für ei-

ne inklusive Schule für alle.

• Für wirkliche soziale Gerechtigkeit muss Schu-

le überall kostenlos sein: Mobilität, Mittagessen,

Lehrmittel. Es braucht eine Bereitstellung aller
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Ausstattung, die es für Schule innerhalb und au-

ßerhalb des Klassenzimmers benötigt.

 

Berufsausbildung stärken!

 

Für junge Menschen gibt es vor allem zwei Wege ins

Berufsleben: Studium oder Ausbildung. Das System der

dualen Ausbildung genießt in Deutschland (und teils

auch international) ein hohes Ansehen, sowohl bei Öko-

nom*innen als auch Arbeitgeber*innen und Gewerk-

schaften. Doch das System hat auch strukturelle Schwä-

chen, die seit Beginn der Coronapandemie besonders

deutlich geworden sind.

 

2020 sind die Auszubildendenzahlen um 11% gesunken.

Dass es „nur“ 11% waren, ist dabei wohl den zahlrei-

chen staatlichen Maßnahmen zu verdanken, die ergrif-

fen worden sind. Doch was ist, wenn diese Maßnah-

men auslaufen und noch weniger junge Menschen ei-

ne Ausbildung antreten? Eine Insolvenzwelle droht und

könnte bis zu 25.000Unternehmenbetreffen.Nicht aus-

genommen davon sind Unternehmen, die Staatshilfe

erhalten haben. Im Juli 2022 gab es laut Bundesagen-

tur für Arbeit in NRW 38.555 junge Menschen, die noch

auf der Suche nach einemAusbildungsplatz waren. Hin-

zu kommt, dass Berufsorientierung und Ausbildungs-

vermittlung während der Pandemie nicht ausreichend

stattgefunden haben, sodass Ausbildungsinteressierte

und Unternehmen nicht zusammengefunden haben.

Der Berufsbildungsbericht 2021 zeigt zudem, dass junge

Menschen mit Migrationsgeschichte überproportional

häufig keinen geeigneten Ausbildungsplatz finden. Von

den Bewerber*innen ohne Migrationsgeschichte waren

9% erfolglos und mussten sich arbeitslos melden. Hat-

ten die Bewerber*innen eine Migrationsgeschichte, lag

diese Quote bei 16%.

Dabei kommt dem Finden eines Ausbildungsplatzes ei-

ne hohe Bedeutung zu. Ohne Berufsqualifikation steigt

das Armutsrisiko und es sinken die Chancen auf wirt-

schaftliche Teilhabe und ein selbstbestimmtes Leben

massiv. So können gesamtgesellschaftliche Ungerech-

tigkeiten bestärkt werden, wovon aber nicht alle gesell-

schaftlichen Gruppen gleich betroffen sind.

 

Die Aussichten sind also nicht gut. Wer allerdings einen

Blick in den letzten Berufsbildungsbericht wirft, wird

feststellen, dass es schon vor der Pandemie erhebliche

Probleme gab: In Branchen mit guten Arbeitsbedingun-

gen fehlen Ausbildungsplätze, in Branchen mit schlech-

ten Arbeitsbedingungen gibt es offene Stellen, die viele

Jugendliche aber zu Recht nicht antreten wollen. Fach-

kräftemangel wird auch durch Arbeitgeber*innen selbst

produziert.

 

Haben junge Menschen dann erst einmal einen Aus-
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bildungsplatz gefunden, sind sie mit neuen Problemen

konfrontiert:

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat eine Durch-

schnittsvergütung der tariflichen Ausbildung in Höhe

von 1007 Euro inNRWfür das Jahr 2022 errechnet. Damit

gelten Auszubildende im Durchschnitt als akut armuts-

gefährdet.

Bei der Qualifizierung und Weiterqualifizierung von

Auszubildenden spielen mindestens zwei Faktoren eine

große Rolle. Die Berufsschulen müssen ihren wichtigen

Bildungsauftrag umfassend wahrnehmen können. Da-

für ist eine gute Ausstattung genauso wichtig wie aus-

reichende, gut qualifizierte Lehrer*innen und ein besse-

res Betreuungsverhältnis.

Viele Auszubildende wissen zudem bis kurz vor Ende ih-

rer Ausbildung nicht, ob sie von ihrem Unternehmen

übernommen werden. Dabei werden immer weniger

Auszubildende nach ihrer Ausbildung von ihren Unter-

nehmen übernommen und müssen sich um eine An-

schlussbeschäftigung bemühen. Gleichzeitig kritisieren

diese Unternehmen fehlende Fachkräfte.

 

Zudem liegen besonders in ländlichen Regionen

die Berufsschulen nicht unbedingt in der Nähe des

Ausbildungsortes und aufgrund fehlender ÖPNV-

Verbindungen ist der Weg ohne Auto nicht möglich.

Das hindert besonders junge Menschen aus ärmeren

Familien daran, überhaupt eine Ausbildung anzutreten.

Um den Herausforderungen unserer Zeit gerecht zu

werdenundumzuermöglichen, dass alle dieChanceauf

gute Berufsperspektivenhaben, die zu den individuellen

Vorstellungen eines guten Lebens passenunddamit ins-

besondere das Ausbildungssystembesser gestaltetwird

als heute, fordern wir:

 

• Eine bundesweite, umlagefinanzierte Ausbil-

dungsgarantie. NRW soll mit Modellprojekten

einer wirklichen Ausbildungsplatzgarantie vor-

angehen und unter anderem überbetriebliche

Ausbildungsstätten schaffen. Dort können

Jugendliche eine vollqualifizierende Berufsaus-

bildung machen, wenn sie auf dem regulären

Arbeitsmarkt keinen geeigneten Ausbildungs-

platz erhalten haben.

• Die Erweiterung und den flächendeckenden

Ausbau von Berufsorientierungsangeboten, die

junge Menschen da erreicht, wo sie sind und die

digitaler und aufsuchender werden. Das heißt

für uns: Das flächendeckende Berufsorientie-

rungsprogramm „Kein Abschluss ohne Anschluss“

(KAoA) muss so weiterentwickelt werden, dass

wirklich niemand mehr beim Übergang von der

Schule in den Beruf auf der Strecke bleibt.

• Berufsschulen, die sich in baulich gutem Zustand

befinden, gut ausgestattet sind und über genü-
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gend gut qualifizierte Lehrer*innen verfügen.

• Eine gute Erreichbarkeit der Berufsschulen mit

dem ÖPNV.

• Die Umsetzung der schon jahrelang von den

Gewerkschaften geforderten Übernahmegarantie

für alle Auszubildenden.

• Eine existenzsichernde Mindestausbildungsver-

gütung.

• Arbeitszeitverkürzungen bei vollem Lohnaus-

gleich und familienfreundlichere Arbeitszeitmo-

delle.

• Eine gerechtere Verteilung von unbezahlter

Pflege- und Familienarbeit zwischen Männern

und Frauen.

• Die Anpassung des Arbeits- und Sozialrechts an

den digitalen Wandel und für klare Regeln beim

Homeoffice.

• Die Förderung von Betriebsratsgründungen, die

Stärkung der Rechte von Betriebsräten und Ge-

werkschaften sowie eine Ausweitung der betrieb-

lichen und Unternehmens-Mitbestimmung.

• Die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und För-

dermitteln ausschließlich an Unternehmen, wel-

che sich zu den Grundsätzen von Tariftreue und

Mitbestimmung bekennen.

• Weiterbildung zu stärken. Es muss ein Recht auf

Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen

geben. Zudemmüssen die öffentlichenHochschu-

len in NRW systematisch für beruflich Qualifizier-

te geöffnet und die berufsbegleitendenWeiterbil-

dungsangebote, sowie Fern-, Teilzeit- und Abend-

studiengänge, durch die NRW-Hochschulen aus-

geweitet werden.

• Die Beteiligung von Mitarbeiter*innen am Unter-

nehmenskapital zu fördern.

• Mehr Stellen beim Arbeitsschutz.

• Stärkung des sozialen Arbeitsmarkts, insbesonde-

re über die Instrumente §16e und §16i des SGB II.

 

Wissen schaffen! Hochschule als Lern- und Arbeitsplatz!

 

Die Hochschulen müssen so gestaltet werden, dass sie

allen ein erfolgreiches und selbstbestimmtes Studium

ermöglichen und sich der gesamten Gesellschaft öff-

nen. Überfüllte Hörsäle, schlechte Betreuungssituati-

on, mangelnde Flexibilität in Studiengängen und lan-

geWartezeiten auf Prüfungsergebnisse stellen eine Be-

lastung für Studierende dar. Darüber hinaus haben vie-

le wissenschaftliche Mitarbeitende aber auch studenti-

sche Hilfskräfte, insbesondere in befristeten Arbeitsver-

hältnissen, mit unsicheren Arbeitsbedingungen, gerin-

gen LöhnenundeinemhohenArbeitsaufwand zu kämp-

fen.

Die stetig ansteigende Anzahl an Studierenden ver-

langt in dieser Hinsicht den Ausbau und dieModernisie-
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rung vonHochschulgebäuden. Bei Bau- undModernisie-

rungsmaßnahmen müssen ökologisch nachhaltige und

inklusive Konzepte verwirklicht werden. Doch nicht nur

dieHochschuleals solchebestimmtdas studentische Le-

ben. Auch außerhalb derHochschulemüssen Infrastruk-

turen verbessert werden, um den Studierenden ein gu-

tes Studium zu ermöglichen.

 

Ob Menschen ihr Wunschstudium im Wunschort oder

überhaupt ein Studium verwirklichen oder finanzie-

ren können, hängt insbesondere auch von den Lebens-

haltungskosten und von der sozialen Infrastruktur ab.

Hier gilt es vor allem die Studierendenwerke finanzi-

ell so aufzustellen, dass nachhaltig genügend bezahlba-

rer studentischer Wohnraum geschaffen wird und das

Mensaangebot, wenn nötig, ausgebaut und moderni-

siert wird. Darüber hinaus muss das Beratungsangebot

der Studierendenwerke für Studienfinanzierungsmög-

lichkeiten und darüber hinaus gestärkt werden.

Esmüssen zudem ausreichend Kitaplätze für Studieren-

de mit Kind an allen Hochschulen geschaffen werden.

Auch Studierende, die neben ihrem Studium Angehöri-

ge pflegen, dürfen nicht aus dem Blick verloren werden.

Für sie müssen flächendeckend Beratungs- und Unter-

stützungsangebote geschaffen werden. Die Kosten da-

für dürfen nicht durch immer weiter ansteigende Sozi-

albeiträge allein auf die Studierenden abgewälzt wer-

den. Stattdessen müssen die Studierendenwerke bes-

ser durch das Land finanziert werden. Darüber hinaus

müssen die Mitbestimmungsmöglichkeiten der Studie-

renden in den Gremien der Studierendenwerke gestärkt

werden.

 

Auch Mobilität ist inzwischen zu einem Grundbedürf-

nis geworden. Studierende hatten bisher mit dem Se-

mesterticket einen preiswerten Zugang zum öffentli-

chen Personennahverkehr. Das 49e-Ticket soll ab dem 1.

Mai 2023 zur Verfügung stehen. Dadurch bekommen al-

le Bürger*innen in Deutschland die Möglichkeit, für we-

nig Geld deutschlandweit mit dem ÖPNV zu fahren.

Mit einem für die Allgemeinheit verbilligten ÖPNV

müsste eigentlich im selben Umfang der Preis für

die studentische Mobilität gesenkt werden. Sofern das

Semesterticket wegfällt, würde für die meisten Stu-

dierenden eine erhebliche finanzielle Mehrbelastung

bestehen, die nicht tragbar ist. Gleichzeitig ist es

nicht zumutbar, dass Studierende, die im Grenzge-

biet wohnen oder für ein Praktikum oder ähnliches

außerhalb des Bundeslands unterwegs sind, für ein

NRW-Semesterticket sowie ein Deutschlandticket zah-

len müssen. Langfristig setzen wir uns für einen ticket-

losen ÖPNV ein, aber gerade für dieses kurzfristige Pro-

blem braucht es eine kurzfristige Lösung.

 

Die Anzahl der Angestellten an Hochschulen ist in den
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letzten Jahren stark gestiegen. Die Hochschulenwerden

zu immerwichtigeren Arbeitsplätzen. Nicht nur deshalb

müssen die Bedingungen der Arbeit an Hochschulen

besser werden. Gute Arbeit bleibt unser Ziel in allen Be-

rufszweigen. Und an den Hochschulen gilt dies für alle

dort angestelltenGruppen. Lehrende, aber auchwissen-

schaftlicheundweitereMitarbeiter*innenundauch stu-

dentischeHilfskräfte.Wir setzenuns für unbefristeteAr-

beitsverhältnisse statt Kettenverträge ein, für Lohnfort-

zahlung imKrankheitsfall, für eine gute Entlohnung. Zu-

sätzlich dazu müssen Jungwissenschaftler*innen bes-

sere Forschungsbedingungen geboten werden. Das be-

deutet aufder einenSeite, dass auchNischen-Forschung

möglich sein muss und auf der anderen Seite, dass wir

geregelte Beschäftigungsverhältnisse für Promovieren-

de, sowie klare Perspektiven für promovierte Wissen-

schaftler*innen brauchen. Wie in allen Gesellschaftsbe-

reichen sind Frauen auch hier in leitenden Funktionen

unterrepräsentiert. Deshalb fordern wir eine verbindli-

che mit Sanktionen verknüpfte Quotierung von Profes-

suren und Leitungsfunktionen.

 

Im Spannungsfeld von Wettbewerb, Exzellenzstrategie

und Unterfinanzierung leiden besonders die Mitarbei-

ter*innen ohne Professur: Eine überwältigende Mehr-

heit von 81% der Wissenschaftler*innen in Deutsch-

land ist befristet angestellt und hangelt sich von Befris-

tung zu Befristung. Sie tragen die Hauptlast von Lehre

und Forschung und scheiden nach maximal 12 Jahren

aus dem Wissenschaftsbetrieb aus, wenn sie keine der

rar gesäten Professor*innenstellen ergattern. Der Grund

dafür hat einen Namen: Wissenschaftszeitvertragsge-

setz (WissZeitVG). Das WissZeitVG ist ein Sonderbefris-

tungsgesetz,welcheses ermöglicht,Wissenschaftler*in-

nen im Rahmen einer Qualifizierungsphase wie der Pro-

motion oder Habilitation für eine bestimmte Zeit anzu-

stellen.

Durch die mangelnde Planbarkeit einer wissenschaftli-

chen Karriere bleiben Dinge wie Familienplanung, Al-

tersvorsorge, soziale Bindungen und mentale Gesund-

heit allzuoft auf der Strecke.Das trifft besonders Frauen,

Menschen mit Migrationsgeschichte oder Rassismuser-

fahrung, sowie Erstakademiker*innen. In der stark pre-

karisierten Wissenschaft überlebt nur, wer über ausrei-

chende finanzielle Ressourcen und Netzwerke verfügt.

Der Verlust an hochqualifizierten Fachkräften schadet

der deutschenWissenschaftslandschaft.

 

Um einen chancengerechten Zugang zum Studium zu

ermöglichen, sowie die Bedingungen von Studierenden

und wissenschaftlichen Mitarbeitenden zu verbessern,

fordern wir:

• Bildung liegt in den Händen des Landes undmuss

dementsprechend ausreichend finanziert werden.

Dafür braucht es eine Reformierung der Finanzie-
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rung der Hochschulen im Sinne einer umfassen-

den Grundfinanzierung statt einer Vielzahl befris-

teter Programme.

• Die Abschaffung von Anwesenheitspflichten in

Vorlesungen und Seminaren, die nicht zu einem

freien und selbstbestimmten Studium passt.

• Eine konsequente Demokratisierung der Hoch-

schulen. Ob im Senat oder in den Kommissio-

nen – wir fordern die paritätische Besetzung der

Gremien. Auch bei Entscheidungen des Rekto-

rats brauchen Studierende durch eine*n studen-

tische*n Prorektor*in Mitspracherecht. Schließlich

dürfen Entscheidungskompetenzen nicht in ex-

tern besetzte Runden wir den Hochschulrat ver-

legt werden. Und die SHK-Vertretungen müssen

bleiben.

• Frauen in die Lehrstühle. Wir fordern konkrete

Maßnahmen zur Förderung von Frauen in derWis-

senschaft. Dazu gehören Mentoringprogramme

und Karriereberatungsstellen für Frauen, eine ver-

bindliche Frauenquote von mindestens 50% bei

Neueinstellungen und eine Stärkung des Einflus-

ses von Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten.

• Genauso wie an Schulen fordern wir, dass Hoch-

schulen diskriminierungsfreie Hochschulstruktu-

ren schaffen. Für ein Diversitäts- und Antidiskrimi-

nierungsmanagement sind folgende Aspekte ent-

scheidend: die Schaffung von verpflichtenden Di-

versitätssensibilisierungsangeboten für Dozieren-

de und Studierende, die Schaffung von Antidis-

kriminierungsstellen und die Vermittlung von di-

versitätssensiblen und rassismuskritischen Lern-

inhalten.

• Gute Arbeit an den Hochschulen durch eine Bun-

desratsinitiative zur Novellierung des Wissen-

schaftszeitvertragsgesetzes. Es muss Schluss sein

mit prekären Beschäftigungsverhältnissen durch

immer wieder neue befristete Verträge und Ar-

beitszeiten, die einem selbstverwirklichten Leben

z.B. in Form von Familie entgegenstehen.

• Eine kurzfristige Lösung für einen bezahlbaren Zu-

gang Studierender zum ÖPNV.

• EineBundesratsinitiative für ein elternunabhängi-

ges BAföG sowie eine Rückkehr zum Vollzuschuss.

• Eine Ausfinanzierung der Studierendenwerke, so-

dass die Semesterbeiträge bezahlbar bleiben und

ausreichend bezahlbarer Wohnraum geschaffen

werden kann.

 

Lebenslangen Lernen für alle – außerschulische Bildung

fördern

 

Wir verstehen Bildungsbiografien als Linie, die sich von

der Geburt bis hin zum Tod zieht. Wenn wir also über

Bildung sprechen, dann meint dies auch die außerschu-
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lische Bildung – die vor allem in NRW ein breites Spek-

trum aufweist.

 

Volkshochschulen:

Volkshochschulen sind kaum wegzudenken, sie leisten

einenwichtigengesellschaftlichenund integrativenBei-

trag. Sie ermöglichen beispielsweise vielen Menschen,

ihren Abschluss nachzuholen oder bieten etwa Integra-

tionskurse für Schutzsuchende an und darüber hinaus

fungieren siemittels ihrer interkulturellen Angebote als

Orte der Begegnung und des Miteinanders und können

so gesehen als ein Motor des gesellschaftlichen Zusam-

menhalts gesehen werden. Trotz der vielen guten Din-

ge, die Volkshochschulen in ganz NRW anbieten, befin-

den sich viele in einer prekären Lage. Das liegt vor allem

ander Förderlogik, die die finanzielle Lage vonVolkhoch-

schulen herbeiführt. Das Land NRW – und allen voran

die Sozialdemokratie – muss weiterhin für massive In-

vestitionen in die VolkshochschulenNRWs kämpfen. Die

Investition in die Volkshochschulen der Zukunft dürfen

dabei keineswegs Fragen der Infrastruktur außer Acht

lassen. Auch das Personal – vor allem Dozent*innen –

müssen davon durch berufliche und finanzielle Sicher-

heit profitieren.

 

Gewerkschaftliche Bildung als Motor der

außerschulischen Selbstbestimmung:

Gewerkschaften bieten ein breites Bildungsangebot an.

Diese umfasst sowohl die berufliche als auch die poli-

tische Bildungsarbeit. Nicht nur, weil Gewerkschaften

im Kampf für Gerechtigkeit und einer Gesellschaft der

Freien und Gleichen unsere engsten Partner*innen sind,

sondern auch, weil sie immer für Arbeitnehmer*innen

da sind, wollen wir die gewerkschaftliche Bildung und

darin implizierte Bildungsangebote – als Teil der außer-

schulischen Bildung – stärken. Wir stellen immer noch

fest, dass die Inanspruchnahme der gewerkschaftlichen

Bildungsangebote für nicht alle Arbeitnehmer*innen

unbürokratisch möglich ist. Denn um an Bildungsange-

boten teilzunehmen, bedarf es der Beantragung von Bil-

dungsurlaub, von denen in NRW arbeitende Arbeitneh-

mer*innen nur fünf Tage im Jahr haben und Auszubil-

dende sogar nur fünf Tage im Laufe ihrer Ausbildung –

dies regelt das Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz des

Landes. Für uns ist muss also klar sein: es braucht fle-

xiblere Modelle, mittels derer Arbeitnehmer*innen von

den Angeboten ihrer Gewerkschaften profitieren kön-

nen.

 

Bildung im Strafvollzug als außerschulische Bildung

sehen:

Bildungsangebote in Gefängnissen bilden einen wichti-

gen Baustein der Resozialisierung. Für uns ist klar, dass

wir Bildung in allen Lebensbereichen in den Blick neh-

men müssen und auch diese Gruppe von Menschen
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nicht außer Acht gelassen werden darf. Dafür bedarf

es der Förderung und Erarbeitung zielgruppenspezifi-

scher Programme und Konzepte, die den Bildungs- und

Weiterbildungsbedürfnissen von Insass*innen gerecht

wird. Dazu gehört für uns allen voran die Möglichkeit

der Ausbildung und die dran verknüpfte gerechte Ent-

lohnung dieser, sowie die Möglichkeit der Einzahlung in

die Renten- und Krankenkasse.
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Antrag B-13

UB Bottrop

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

HOLOCAUST GEDENKTAG. Zeitliche Implementierung im Lehrplan der Schulen in NRW aufnehmen.
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Dass alle weiterführenden Schulen verpflichtend und

die Grundschulen freiwillig eine oder mehrere Unter-

richtseinheiten, zeitlich um den Holocaust Gedenktag

in den Lehrplan einfügen. Dabei werden sowohl histo-

rische und religiöse, als auch soziologische Themenstel-

lungen einbezogen.

Begründung

 

Nicht nur durch die verschiedenen Anschläge auf jüdi-

sche Einrichtungen, die während der letzten Jahre nicht

nur an Zahl, sondern auch an Brutalität zugenommen

haben, sondern auch durch die grassierenden Hetzkam-

pagnen in den sog. sozialen Netzwerken sind antisemi-

tische Äußerungen in manchen Kreisen wieder gesell-

schaftsfähig geworden.

 

• Auch und gerade inmuslimischen Kreisenwerden

antijüdische Ressentiments wegen des schwe-

lenden und immer wieder offen ausbrechenden

Nahostkonflikts zwischen Israel und Palästina ge-

schürt.

• Es spielt dabei sicherlich eine herausragende

Rolle, dass jeder monotheistischen Religion der

Alleinseligmachungs-Anspruch innewohnt.Wenn

dann noch die Führungsrolle der Religion in ei-

nemStaat hinzutritt, führt es leicht zuÜbergriffen

und Unterdrückungsaktionen gegenüber Minder-

heiten bzw. Andersgläubigen.

• Die deutsche Geschichte ist durchsetzt von mehr

oder weniger heftigen Anfeindungen gegenüber

jüdischen Mitbürger/innen, deren „Höhepunkt“

sicherlich im sog. Dritten Reich zu finden ist.

• Die jährlich zum 27. Januar stattfindenden Veran-

staltungen zur Befreiung des KZ Auschwitz wer-

den zwar akribisch und mit viel personellem Auf-

wand vorbereitet und durchgeführt; die Teilnah-

me der Bevölkerung ist dagegen beschämend ge-

ring.

• Dabei ist es wichtig, die Erinnerungen wach und

lebendig zu halten, damit zukünftig ein friedli-

cheres Miteinander auf unserem eng besiedelten

Raummöglich wird.

Streiche ab Zeile 8
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Antrag B-14

AfB NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Nationaler Bildungsrat – Neugründung Nationaler Bildungsrat
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Die NRWSPD setzt sich dafür ein, dass der 1970 von der

der SPD-geführten  Bundesregierung unterWilly Brandt

gegründete „Nationale Bildungsrat“ mit voller Kraft sei-

ne Arbeit wieder aufnimmt.

 

Der nationale Bildungsrat soll als dauerhaftes Gremium

eingerichtet werden, das unabhängig von der Kultusmi-

nisterkonferenz an gemeinsam Zielen für das gesamte

Bildungswesen auf der kommunalen Ebene, der Landes-

ebene wie auf der Bundesebene arbeitet

 

Neben den Vertretern der Kommunen, der Länder und

des Bundes sollen hier auchunbedingt Vertreter der Pra-

xis, der Wissenschaft, der Verbände, der Gewerkschaf-

ten sowie die Vertreter der Schüler- und Schülerinnen,

der Eltern, wie der Lehrerinnen  und Lehrer kontinuier-

lich mitarbeiten

 

Der nationale Bildungsrat hat dabei insbesondere auch

die Aufgabe, für eine auskömmliche Finanzierung unse-

res gesamten Bildungswesens sowie eine gerechte Las-

tenverteilung zwischen Bund Ländern und Kommunen

zu sorgen.

 

Die jeweils erarbeiteten Teilergebnisse der Kommissio-

nen des Bildungsrates werden kontinuierlich zur gesell-

schaftlichen Bewertung in unserer kommunalen und

staatlichen Gesamtgemeinschaft veröffentlicht.

 

Die erarbeiten Ergebnisse werden den parlamentari-

schen Gremien auf der  kommunalen, der Landes- wie

der Bundesebene zur Verabschiedung vorgelegt.

Begründung

 

Der Koalitionsvertrag von SPD. Grünen und FDP auf Bun-

desebene lässt auf mehr Kooperation zwischen Bund,

Ländern undKommunen imBildungsbereich hoffen. Die

dauerhafte Beteiligung von Wissenschaft, Verbänden,

Gewerkschaften von Schülerinnen und Schülern, von El-

tern, sowie Lehrerinnen und Lehrern ist dagegen nicht

vorgesehen.

 

Die bereits von der letzten Bundesregierung von Union

und SPD vereinbarte Neugründung des Deutschen Bil-

dungsrats soll eine langfristige Perspektive für das ge-

samte bundesdeutsche Bildungssystem erarbeiten und
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dabei alle Bereiche von der frühkindlichen Bildung bis

zurHochschule sowie zum lebenslangemLernen in Fort-

undWeiterbildung in den Blick nehmen.

 

Der 1970 gegründete Deutsche Bildungsrat hat erst-

malig auf die Benachteiligung von armen Kindern aus

sozioökomisch belasteten Familien hingewiesen, die

durch frühzeitigeFörderungausgeglichenwerdenmüss-

te. 50 Jahre später kämpfen Gewerkschaften, Träger

frühkindlicher Bildungseinrichtungen und Elternbeiräte

immer noch um ein

 

Kitaqualitätsgesetz und aktuell um ein mit verbindli-

chen Qualitätsstandards unterlegtes, auskömmlich fi-

nanziertes Recht auf Ganztagsbetreuung zur besseren

Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

 

Die mangelhafte, völlig unzureichende Quote an

Studien- und Ausbildungsplätze für Fachkräfte im

gesamten Bildungssystem muss hier nicht erneut

hervorgehoben werden.

 

Die Coronapandemie hat deutlich gemacht, dass Kin-

der und Jugendliche sozialen Kontakt brauchen und Bil-

dungseinrichtungen für viele von ihnen auch Schutz-

raum vor elterlicher Gewalt ist. Viele Kinder und Ju-

gendliche haben Lernlücken und leiden an psychischen

Störungen, weil im monatelangen Lockdown die le-

benswichtigen sozialen Kontakte zu Altersgefährt*in-

nen und der Austausch mit Lehrer*innen und Erzie-

her*innen stark eingeschränkt waren.

 

Virolog*innen und Epidemiolog*innen haben die Bun-

desregierung und die Ministerpräsident*innen seit Be-

ginn der Pandemie beraten. Diese haben wissenschaft-

lich begründete Maßnahmen zum Schutz der Bevölke-

rung getroffen.

 

Jetzt brauchen wir einen Schutzschirm für Kinder, Ju-

gendliche und Familien sowie insbesondere für Kinder-

tageseinrichtungen und Schulen in sozioökonomisch

belasteten Stadtvierteln. Wir ordern, für den gesamten

Bildungsbereich wissenschaftsbasierte Maßnahmen zu

treffen und in Bildung zu investieren. Kinder brauchen

Normalität an geschützten Orten, an denen sie sich täg-

lich aufhalten sowie Resilienz- und Präventionsangebo-

te, Maßnahmen, von denenwir wissen, dass sie Kindern

helfen, mit psychischen Belastungen fertigzuwerden.

 

Wir fordern die Bazooka mit Wumms für die Bildung.

Das Corona-Hilfspaket für die Wirtschaft umfasst 380

Milliarden Euro und wurde beschlossen mit der Vorstel-

lung, dass die Schulden nicht der nächsten Generation

aufgebürdet werden sollten, sondern dass wir durch ei-

ne prosperierendeWirtschaft aus den Schulden heraus-
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wachsen können.

 

Investitionen in Bildung lohnen sich. Jede*r Bildungs-

wissenschaftler*in rechnet vor, dass die Rendite bei

auskömmlicher Bildungsfinanzierung ein Vielfaches der

Kosten beträgt. Gut ausgebildete Fachkräfte zahlen

Steuern und in die Sozialkassen ein. Die Wirtschaft be-

nötigt nach den erhobenen Daten der Bundesagentur

für Arbeit 400.000 Fachkräfte jährlich.

 

Geben wir allen Kindern und Jugendlichen eine Chance,

im Bildungssystem erfolgreich zu sein. - Geben wir den

7 Millionen funktionalen Analphabet*innen, Flüchtlin-

gen und Migrant*innen durch Fort- und Weiterbildung

die Chance auf gesellschaftliche Teilhabe zumWohl der

ganzen Gesellschaft.

 

Die Vision der „Achtundsechziger“, die gesamte Gesell-

schaft durch mehr Bildungsqualität positiv verändern

zu können, ist bisher von den handelnden Parlamenten

noch nicht erfüllt.
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Antrag B-15

UB Bochum, AfB NRW, AG Migration und Vielfalt NRW, ASF

NRW, NRWSPDqueer

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

JETZT 100 Milliarden Euro für Bildung sind Investitionen, die sich lohnen! Alles, was Kinder stark macht! Beste Bildung ab

der Geburt
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Die SPD-NRW unterstützt die Forderung der SPD-

Vorsitzenden Saskia Esken, dass der Bund, die Länder

undGemeinden bei ihren Bildungsinvestitionenmit 100

Milliarden Euro unterstützen muss. Länder und Kom-

munen sind aufgrund vielfältiger zusätzlicher Belastun-

genderzeit nicht inder Lage, ihreBildungseinrichtungen

durch die gesamte Bildungskette hindurch – beginnend

bei der frühkindlichen Bildung bis hin zur Fort- undWei-

terbildung - qualitativ und quantitativ auskömmlich zu

finan-zieren. Die bestehenden Fördertöpfe, insbesonde-

re für Kitas und Ganztag, sind erheblich aufzustocken.

Weitere Förderwege zum Beispiel für sozialpädagogi-

scheAngebote und Familienbildung, aber auch zumBei-

spiel für Gebäudesanierung und Lehramtsstudiengän-

ge, sind kreativ zu erschließen–wiebeiDigitalisierungs-

offensive geschehen.

Begründung

 

Jedes Kind hat einen grundgesetzlich garantierten An-

spruch auf Bildung. Bildung entscheidet über Lebens-

chancen. Der Bund - und nicht die Länder, in deren Zu-

ständigkeit die Bildung fällt - hat die beiden wesentli-

chen Reformen für die bestmögliche Bildung, Erziehung

und Betreuung und die bessere Vereinbarkeit von Fami-

lie und Beruf auf den Weg gebracht. Seit 01.08.2013 ha-

ben Kinder ein Recht auf einen Kitaplatz, sobald sie das

erste Lebensjahr vollendet haben. Am 02.10.2021 wur-

de das Ganztagsförderungsgesetz beschlossen, welches

bis 2029 jedem Grundschulkind einen Anspruch auf

ganztägige Betreuung garantiert. Zur Umsetzung des

Rechtsanspruchs auf einen Kitaplatz und auf Ganztags-

betreuung muss der Bund deutlich mehr in die Quanti-

tät und Qualität von Bildung, Erziehung und Betreuung

investieren.

 

Diese Investition lohnt sich, denn die gesellschaftlichen

Nutzeffekte von Bildungseinrichtungen sind sehr hoch.

Nichts fördert die Vereinbarkeit von Familie und Beruf,

die Rechte und die Gleichberechtigung von Frauenmehr

als qualitativ hochwertige, zuverlässige Kinderbetreu-

ung. Vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels sind

Frauen mit ihrer Fach- und Sozialkompetenz eine groß-

artige Ressource für die Wirtschaft. Der Staat wieder-

um profitiert von Steuererträgen und Sozialbeiträgen.

Füge ein in Zeile 4 nach „muss.“:

 

- und zwar im Rahmen einer neuen Investitionspolitik

ohne Schuldenbremse oder Schwarze Null.

 

Ersetze in Zeile 4f :

 

„Länder und Kommunen sind“ durch „alle politischen

Ebenen“

 

Füge ein in Zeile 6 nach „Lage“:

 

wie bisher
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Durch Rentenbeitragseinzahlungenwird dem Risiko der

Altersarmut von Frauen begegnet.

 

Der Bundmuss deutlichmehr in ein qualitativ hochwer-

tiges Bildungssystem investieren. Es muss Schluss sein

mit der „Modellitis“ und „Projektitis“. So hat zum Bei-

spiel erst derDruck auf die Politik bewirkt, dass der Bund

die Sprachkitas bis 2023 weiter fördern wird und dass

danach die Finanzierung sprachlicher Bildung durch

7500 Fachkräfte in den Ländern gesichert sein wird. Die

Verpflichtung, Bildungseinrichtungen auskömmlich zu

finanzieren, ergibt sich aus dem 2 Grundgesetzartikel

6 (1): „Ehe und Familie stehen unter dem besonderen

Schutze der staatlichen Ordnung.“ sowie aus der All-

gemeinen Erklärung der Menschenrechte Artikel 26 (2)

„Die Bildung muss auf die volle Entfaltung der mensch-

lichen Persönlichkeit und auf die Stärkung der Achtung

vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten gerich-

tet sein. Sie muss zu Verständnis, Toleranz und Freund-

schaft zwischen allen Nationen und allen Gruppen, un-

abhängig von Herkunft und Religion, beitragen und der

Tätigkeit der Vereinten Nationen für die Wahrung des

Friedens förderlich sein.“

 

Der Bund muss jetzt die Bildung retten, so wie er die-

ses in Verantwortung für die RettungderWirtschaft und

Gesellschaft kurzfristig beschloss:

• In der Coronapandemie hat der Bund 380 Milliar-

den für die Bazooka mit Wumms zur Rettung der

Wirtschaft bereitgestellt.

• 100 Milliarden Sondervermögen für die Bundes-

wehr wurden drei Tage nach Putins aggressivem

Angriffskriegs gegen die Ukraine am 27.02.2022

mit der Rede von Olaf Scholz angekündigt und

mittlerweile vom Bundestag und Bundesrat be-

schlossen.

• Um die finanziellen Auswirkungen der stark ge-

stiegenen Energiekosten für die Menschen und

die Wirtschaft abzumildern, hat der Bund Finanz-

mittel von bis zu 200Milliarden bewilligt.

Wir brauchen nachhaltige Investitionen in Bildung, ins-

besondere in eine Ausbau- und Qualitätsoffensive für

Kindertagesstätten und den Ganztag an Schulen, da-

mit unserer Gesellschaft nicht noch mehr Kinder verlo-

ren gehen. Die Investition in die Ressource Bildung ist so

wichtigwie die in Glasfaserkabel, erneuerbare Energien,

den klimagerechten Umbau von Arbeit, Wohnen, Ver-

kehr. Investitionen in Bildung sind Investitionen, die sich

lohnen, weil die Kinder zukünftig den Umbau vonWirt-

schaft undGesellschaft gestaltenmüssen. Auchwerden

die Kinder, die jetzt in der Kita sind und die Schüler*in-

nen in den Schulen, die Schulden abzahlen müssen.

 

Eine Studie der Bertelsmann-Stiftung zu frühkindlicher

Bildung legte dar, dass 2023 in NRW 101 600 Kitaplät-
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ze fehlen werden. Um den Bedarf zu decken, müss-

ten 24.400 Erzieher*innen zusätzlich eingestellt wer-

den. Die vergebenen Kitaplätze zeigen nach Analysen

der Ruhr-Universität Bochum/ZEFIR, dass sozial benach-

teiligte Kinder und Kinder mit  erst vergleichsweise spät

eine Kita besuchen und dass es eine ausgeprägte Kita-

Segregation gibt. Arme Kinder und Kinder mit MIgrati-

onsbiografie bleiben in den Kitas häufig unter sich. Kin-

der aus Mittelstandsfamilien haben auf Initiative ihrer

Eltern eine bessere Chance auf einen Kitaplatz und blei-

ben durch Auswahlpraktiken der Einrichtungen unter

sich. Fehlende Kita-Plätze verstärken die Probleme von

Sorgenfamilien in besonderen Armutslagen. Im Januar

2023 gab das Landesjugendamt bekannt, dass 1000 Ki-

tas imRheinlandund 200 inWestfalen-Lippedie Betreu-

ungszeiten reduziert haben. Für die Einrichtungen der

Fort- und Weiterbildung ist aufgrund der besonderen

Belastungen von Kindern, Jugendlichen und Familien,-

insbesondere in der aktuellen Epoche nach Corona ei-

ne kontinuierlich anwachsende, verstärkte Familienbil-

dung, mit gemeinsamen Familien- 3 Erlebnissen auszu-

bauen, in die Eltern undKinder in denWohnbezirken der

Kitas und Schulen einbezogen sind.

 

Beunruhigend ist die Zunahme von Straftaten durch

Kinder. So hat die Kinder- und Jugendkriminalität nach

Corona deutlich zugenommen. Die aktuelle Krisenzeit

verstärkt die Unsicherheit von Kindern, die in prekären

Verhältnissenaufwachsen. InGelsenkirchen sind 39Pro-

zent der Kinder arm. Die Nöte der Eltern übertragen sich

auf die Kinder. Die Lebensunsicherheit entlädt sich häu-

fig entweder in Rückzug oder in Wut und Gewalt. Hier

kann durch verstärkte Investitionen in die frühkindliche

Bildung wirksam gegengesteuert werden.

 

Die Folgen unzureichender Bildung sind schon lange be-

kannt:

• In NRW gibt es 50.000 Schüler*innen ohne Schul-

abschluss. 2021 haben 9700 Schüler*innen die

Schule ohne Abschluss verlassen.

• 2/3 der Langzeitarbeitslosen haben keine Berufs-

ausbildung.

• 1,3 Millionen Menschen zwischen 20 und 30 sind

ohne Ausbildung.

• Ca. 7 Millionen Menschen sind funktionale An-

alphabet*innen.

• Die Akzeptanz unserer freiheitlichen Demokratie

leidet, wenn die Menschen den Eindruck haben,

dass die Regierenden sich für ihre Sorgen nicht

interessieren. Der kontinuierliche Rückgang der

Wahlbeteiligung ist ein Symptom. Bürger*innen,

die den Lügen und Verdrehungen der Querdenker

und Rechtsextremisten glauben, sind eine Gefahr

für die Demokratie.

Prinzipiell helfen nur folgendeMaßnahmen:mehr Geld,
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mehr Personal und von Seiten der Politik die Einsicht,

dass soziale Gerechtigkeit vor allem eins braucht: Kin-

derbetreuung, zu jeder Uhrzeit, umsonst und für alle,

die wollen oder brauchen.

 

2017 forderten mehr als 50 Professor*innen aus den Be-

reichen frühkindliche Entwicklung die Bundesregierung

auf, einGesetz zur VerbesserungderQualität in Kita und

Kindertagespflege auf denWeg zu bringen. Das vomKa-

binett beschlosseneKita-Qualitätsgesetzwird vonErzie-

her*innen als unzureichend kritisiert und dem gesetz-

lich festgelegten Bildungs- und Erziehungsauftrag nicht

gerecht. Insbesondere fehle die in der Evaluation hervor-

gehobene Rolle der Orientierung an wissenschaftlichen

Standards.

 

Der Bund wollte bei der Umsetzung des Ganztagsför-

derungsgesetzes den Schwerpunkt auf die Qualität le-

gen. Allerdings erfüllt das aktuelle Ganztagsförderungs-

gesetz nicht die Forderungen, die die Gewerkschaften,

dieVerbändeunddie Expert*innen stellen.Der zu entwi-

ckelnde gemeinsame Qualitätsrahmen sollte verbindli-

che Vorgaben zu den strukturellen Rahmenbedingun-

gen, zur Qualifizierung der Fachkräfte sowie zur Koope-

ration zwischen Schule und Jugendhilfe auf der Grund-

lage wissenschaftlich gesicherter Erkenntnisse machen

und die finanziellen Ressourcen bereitstellen. DasWohl

des Kindes muss im Mittelpunkt stehen. Das ist grund-

gesetzlich geboten, um die ungleiche Verteilung der

Lebenschancen aufzubrechen und gute Bildung für al-

le Kinder gewährleisten zu können. Der Koalitionsver-

trag der Bundesregierungunter der Leitung vonBundes-

kanzler Olaf Scholz ließ auf mehr Kooperation zwischen

Bund, Ländern und Kommunen in dem durch den Föde-

ralismus segregierten Bildungsbereich hoffen.
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Antrag B-16

UB Herne

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Kostenlose Meisterausbildung für alle!
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Der Unterbezirksparteitag möge beschließen, dass sich

die SPD auf Landes- und Bundesebene für eine entgelt-

freie Meisterausbildung – unabhängig vom Bestehen

ebendieser – einsetzt.

Begründung

 

Wer sich als Handwerker*in entschließt die Meisteraus-

bildung anzugehen, muss mit mehreren Tausend Euro

Kosten rechnen. Abhängig von der Ausbildung kann es

schnell auf 10.000 Euro zugehen. Bei bestandener Prü-

fung gibt es die Möglichkeit, eine Meisterprämie vom

Land NRW über 2.500 Euro zu erhalten, doch häufig

deckt diese nicht die vollen Kosten und besteht man die

Prüfung nicht, somussman die vollen Kosten selber tra-

gen.

Dies führt dazu, dass immer weniger Menschen sich

entschließen, die Meisterprüfung abzulegen: Waren es

2001 noch 4.724 Meisterprüfungen, die in NRW erfolg-

reich abgelegt wurden, so waren es 2021 nur noch

3.546. Zusammen mit den insgesamt gesunkenen Aus-

bildungsverträgen im Handwerk und den immer älter

werdenden Betriebsinhaber*innen, zeigt dies deutlich,

dass die Ausbildungen im Handwerk attraktiver gestal-

tet werden müssen. Ob man sich entschließt, die Meis-

terausbildung anzugehen, darf nicht vom eigenen fi-

nanziellen Hintergrund abhängen. Deshalb fordern wir:

Kostenlose Bildung von der KiTa bis zumMeister!

Streiche Zeile 1

 

Füge ein in Zeile 2 vor „für“:

 

setzt sich

 

Ersetze in Zeile 4:

 

„einsetzt“ durch „ein“

 

Streiche Zeile 6
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Antrag B-17

UB Herne

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

#NRWMussNachlegen – Ausbildungsgarantie ohneWenn und Aber!
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Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Dass sich die SPD auf Bundes- und Landesebene für fol-

gende Punkte einsetzen:

• Stärkung der betrieblichen Ausbildung durch eine

Besserstellung von Branchen und Tarifbereichen,

welche eine hohe Ausbildungsquote garantieren

• Schaffung einer landeseigenen gGmbH welche

bestehende Ausbildungszentren weiterbetreibt

und zu Ausbildungs-Hubs weiterentwickelt, wel-

che überbetriebliche Ausbildungsplätze schaffen

und Verbundausbildung stärken können

• Einführung eines 21,50e Azubi Deutschland Ti-

ckets, analog der Forderung der Landesasten für

ein 129e Semester Deutschland Ticket

• Änderung der Satzung des Studierendenwerke

NRW,dassdiese auchWohnraumfürAuszubilden-

de schaffen dürfen

• Bessere finanzielle und personelle Ausstattung

von Jugendberufsagenturen, auch im pädagogi-

schen Bereich

• Einführung eines „Zukunftsfonds NRW“ am Bei-

spiel der Ausbildungsplatzabgabe des Landes Bre-

men

Begründung

 

Die aktuelle Situation auf dem Aus- und Arbeitsmarkt

stellt unsere Gesellschaft vor großen Herausforderun-

gen. Auf der einen Seite verliert Deutschland durch den

Fachkräftemangel jedes Jahr 100 Milliarden e Brutto-

wertschöpfung und die großen Zukunftsprojekte wie

Energiewende, Digitalisierung und Infrastrukturausbau

bleiben auf der Strecke. Der Fachkräftemangel bedroht

in Nordrhein-Westfalen perspektivisch den Industrie-

standortmit katastrophalen Folgen für die hiesigeWirt-

schaft. Zwei Drittel aller Arbeitsplätze in NRW sind be-

dingt durch den Industriestandort und 20% des Deut-

schen Industrieumsatzes wird in NRW erwirtschaftet.

Der Erhalt des Industriestandortes NRW ist Grundlage

für zukünftigenWohlstand in der Region und dieGrund-

bedingung die industrielle Wertschöpfung zur Bewälti-

gung der oben genannten Jahrhundertaufgaben vor Ort

zu halten.

 

Gleichzeitig sind in NRW aktuell 44.000 jungen Men-

schen im Ausbildungsübergangssystem ohne konkrete

Perspektive diesen zu verlassen. 19,3% der Menschen

Streiche Zeile 25
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zwischen 25 und 35 in NRW haben aktuell keinen quali-

fizierten Berufsabschluss. Jedem fünftem jungen Men-

schen wird damit die Chance auf Perspektive und einer

eigenständigen Zukunft mit guter Arbeit beraubt.

 

DiesebeidenPunkte sindausökonomischer Sicht dumm

undgesellschaftspolitischeinSkandal.Hiermussdas so-

zialdemokratische Versprechen des Respekts gegenüber

allen Menschen und Lebenswegen Wirkung entfalten.

Hier muss und kann die SPD handeln um die konkrete

Lebensrealität von tausenden jungen Menschen zu ver-

bessern.

 

Die vom sozialdemokratischen Arbeitsminister Huber-

tus Heil eingebrachte Gesetzesvorlage zur Einführung

einer bundesweiten Ausbildungsgarantie ist ein erster

und wichtiger Einstieg. NRW, als bevölkerungsstärks-

tes Bundesland,mussweiter vorangehenundbeweisen,

dass wir mit einer „Ausbildungsgarantie – ohne Wenn

undAber“ denWegeinschlagenkönnen zur grünsten In-

dustrieregion Europas und derWelt.

 

Wir brauchen:

 

Eine Stärkung der betrieblichen Ausbildung

Wir müssen Druck machen, dass dieser Punkt in zu-

künftigen Bundesverhandlungen eine Rolle spielt. Ar-

beitgeberverbände, welchemit denGewerkschaftenTa-

rifverträge abgeschlossen haben zur betrieblichen Aus-

bildungmüssendadurchfinanziell profitieren. AuchSys-

teme wie die Umlagesystematik im Bauhauptgewerbe

muss zu einer finanziellen Besserstellung der beteilig-

ten Branche führen gegenüber Arbeitgebern, die sich ih-

rer gesellschaftlichen Verantwortung entziehen. Durch

die Gründung einer landeseigenen gGmbH können be-

stehende Ausbildungszentren, die ihren aktuellen Nut-

zen verlieren, erworben und neue gebaut werden. Die-

se können zu Ausbildungs-Hub entwickelt werden, um

Verbundausbildung zu stärken, überbetriebliche Ausbil-

dungsplätze anzubieten unddurch eine starke Fachkräf-

teausbildung in der Region Investitionen zu sichern.

 

21,50e Azubi Ticket und günstigenWohnraum

Wir brauchen eine echte Gleichstellung von beruflicher

und akademischer Bildung. Das größte Hindernis eine

Ausbildung in einer anderen Stadt zu beginnen sind

lange Wege oder hohe Wohnkosten. Beides sollte kein

Hindernis sein, die Ausbildung zu beginnen die man

möchte. Das heißt ein vergleichbares Angebot für Aus-

zubildende zu schaffen zumSemesterticket – ein 21,50e

Deutschlandticket für Auszubildende. Auchdarf es nicht

am Geldbeutel der Eltern hängen in welcher Stadt man

eine Ausbildung beginnen kann. Wir brauchen flächen-

deckende Azubi Wohnheime in den Ballungszentren

und darüber hinaus. Hier sollte die Landesregierung die
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Satzung der Studierendenwerke ändern, um diesen zu

ermöglichen auchWohnraum für Azubis zu schaffen.

 

Starke Jugendberufsagenturen

In vielen Städten NRWs machen die Jugendberufsagen-

turen einen starken Job. Diese müssen besser ausge-

stattet werden, um noch mehr zu erreichen. Sie brau-

chen die Daten der Schulabgänger*innen um diese di-

rekt ansprechen zu können und bei der Ausbildungssu-

che zu unterstützen. Sie brauchen mehr Personal, um

mehr Orientierung in der Schule und darüber hinaus

geben zu können über mögliche Wege in der (dualen)

Berufsausbildung und sie brauchen geschultes Perso-

nal, um auch pädagogisch begleiten zu können. Zur Be-

kämpfung von Sockelarbeitslosigkeit brauchen wir päd-

agogisches Personal, welches die persönliche Entwick-

lung fördern kann und den jungenMenschen hilft nicht

nur eine Ausbildung zu finden, sondern diese auch er-

folgreich abzuschließen.

 

Zukunftsfonds NRW

Wir brauchen ein solidarisches Finanzierungsmodell für

NRW. Jedes Unternehmen sollte einen Beitrag, gemes-

sen an Beschäftigtenzahl, in einen Zukunftsfonds ein-

zahlen. Aus diesem Fonds werden Unternehmen un-

terstützt, welche selbst ausbilden und Maßnahmen fi-

nanziert, um die betriebliche Ausbildung zu stärken, als

auch Azubis in ihrem Ausbildungsweg zu unterstützen.

 

Die NRW SPD ist die Kraft, die diese gesellschaftliche

Kraftanstrengung auf den Weg bringen kann. Schaffen

wir neue Perspektiven und stärken wir unseren Wirt-

schaftsstandort.NRWkanndas.NRWmuss vorangehen.

Gemeinsam – für eine Ausbildungsgarantie ohneWenn

und Aber.
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Antrag B-18

UB Dortmund

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Praxissemester: Keine Kohle, zu viel Arbeit. Praxissemester im Lehramt vergüten!
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Wir fordern, dass Praxissemesterstudierende für die ge-

samte Zeit des Praxissemesters die gleiche Vergütung

erhalten wie Referendar:innen!

Begründung

 

Im Master of Education müssen Lehramtsstudierende

ein Praxissemester absolvieren. Dies ist mit deutlich

mehr Zeitaufwand verbunden als im alten Examensstu-

dium, welches nur mehrwöchige Praktika vorgesehen

hatte. Gleichzeitig wurde das Referendariat der Lehr-

amtanwärter:innen jedoch von 24 auf 18 Monate ge-

kürzt. So spart das Land auf Kosten der Studierenden

und der Bildung mehrere tausend Euro pro Studieren-

den.

Zu Beginn des Praxissemesters haben Lehramtsstudie-

rende bereits einen Bachelorabschluss erreicht; wäh-

rend andere hiernach z. B. ein bezahltes Trainee-

Programm in der freien Wirtschaft anfangen, müssen

Lehrstudierende trotz ihres universitären Abschlusses

unbezahlt im Praxissemester arbeiten.

ImPraxissemestermüssendie Studierenden jedochwei-

terhin an Begleitkursen der Universität teilnehmen. Die

Anwesenheitspflicht an der jeweiligen Schule umfasst

aktuell 20 Pflichtstunden proWoche. Dabei ist auch vor-

gesehen, dass StudierendeUnterrichtsstundenund eine

Unterrichtsreihe übernehmen.

Die Vor- und Nachbereitung dieser Stunden, der univer-

sitären Kurse und der verpflichtenden Praxiselemente

sind nicht im Arbeitsaufwand von 20 Wochenstunden

berücksichtigt. Hin- und Rückfahrt zu den oft auch fern

gelegenen, zufällig zugeteilten Schulen sind natürlich

nicht eingerechnet. In Anbetracht dessen, dass mehr als

zwei Drittel aller Studierenden neben dem Studium ar-

beiten müssen, um die steigenden Lebenshaltungskos-

ten zu decken, und eine nicht zu vernachlässigende An-

zahl Praxissemesterstudierende auch schonüber 25 Jah-

re alt sind, sodass das Kindergeld und dieMitgliedschaft

in der Familienkrankenversicherungwegfallen, wird das

Praxissemester durch niedrigeres Einkommen in Kombi-

nation mit höheren Ausgaben für viele Studierende zur

finanziellen Herausforderung.

Insbesondere für prekäre Studierende, die nicht auf den

Geldbeutel der Eltern zurückgreifen können, wird das

Praxissemester so zur psychischen und finanziellen Aus-

nahmesituation!

Streiche Zeile 5
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Antrag B-19

AfB NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Qualitätssicherung im Offenen Ganztag
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DieNRWSPDsetzt sich für dieQualitätssicherung imOf-

fenen Ganztag ein. Dazu werden benötigt:

• Fachkräfteoffensive: Um ausreichend pädagogi-

sches Personal in den Schulen etablieren zu kön-

nen. Die tarifliche Bezahlung muss sichergestellt

werden,multiprofessionelle Teams in den Schulen

installiert werden. Darüber hinaus benötigen die

SchulenUnterstützungdurchBüro-/Verwaltungs-

kräfte, damit sich das pädagogische Personal auf

ihre originären Aufgaben unbelastet konzentrie-

ren können.

• Raumkonzepte: Ein qualitativ hochwertiger Ganz-

tag braucht ausriechend und gut ausgestattete

Räume. Die Kommunendürfen nicht alleine gelas-

sen werden, die Finanzierung notwendiger Bau-

maßnahemmuss durchBund/Landgesichertwer-

den.

• Beratung: Um auch Kinder zu erreichen, die

aus pädagogischen Gründen einen Platz benöti-

gen, müssen Eltern frühzeitig über den Rechts-

anspruch informiert werden. In Kitas, bei Kinder-

ärzten, durch aufsuchende Strukturen, Elterncafés

etc.

Begründung

 

Ab dem Schuljahr 2026/2027 geht der Rechtsanspruch

auf einenOGS-Platz in Kraft. Damit dies gelingt, braucht

es intensive und gute Vorbereitung, um den jetzt schon

vorhandenen Problematiken rechtzeitig entgegenzutre-

ten und für alle zu verbessern.

Ganztagsschulen sind Bildungseinrichtungen in denen

alle Kinder entsprechend ihrem individuellen Bedarf,

ihrer Stärken und Schwächen gefordert und gefördert

werden. Für ein gelingendesMiteinander aller amSchul-

leben beteiligten wird auskömmlich und gut ausgebil-

detes pädagogisches Personal benötigt. Darüber hinaus

kluge und großzügige Raumkonzepte.  Familien, in de-

nen beide Eltern berufstätig sind, wird ein Ganztags-

platz obligatorisch eingefordert. Vor allem in Brenn-

punktbereichen sieht dies anders aus. Eine Beratung

über den Rechtsanspruch muss frühzeitig sichergestellt

werden und darf nicht erst bei der Schulanmeldung be-

nanntwerden.NurderHinweis daraufwirddazu führen,

dass viele Kinder, für die ein Platz im Ganztag eine ech-

te Chance auf Bildungsgerechtigkeit bietenwürde, nicht

angemeldet werden.

Streiche im Titel:

 

Offenen

 

Streiche in Zeile 1f.:

 

Offenen
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Antrag B-20

AfB NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Digitalpakt 2.0 – Die Zukunft beginnt jetzt
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Der Landesvorstand und die Landtagsfraktion werden

aufgefordert, sich bei der Bundespolitik für einen Di-

gitalPakt 2.0 einzusetzen. Damit die erste Digitalisie-

rungsoffensive nicht stockt, sondern eine nachhaltige

Wirkung entfaltet, müssen die Mittel für die digitale

Infrastruktur sowie insbesondere den IT-Support, aber

auch für die Instandhaltung der Endgeräte und die Ak-

tualisierung der Software deutlich aufgestockt werden;

viele Kommunen sind hiermit überfordert. Darüber hin-

aus muss der Bund die Länder bei der digitalen Weiter-

bildung der Lehrkräfte stärker unterstützen.

Begründung

 

2019 wurde der „DigitalPakt Schule“ beschlossen, um

die digitale Ausstattung der Schulen dauerhaft zu ver-

bessern. Diese Vereinbarung zwischen dem Bund und

den Ländern beinhaltete eine finanzielle Unterstützung

von 5 Milliarden Euro.

 

Obwohl der ursprüngliche „DigitalPakt“ in seiner bishe-

rigen Form wichtige Schritte zur Verbesserung und Mo-

dernisierung der digitalen Infrastruktur unternommen

hat, benötigt er ein upgrade, damit seineWirkung nicht

verpufft.

 

Hinzu kommt, dass der „DigitalPakt Schule“ in seiner

bisherigen Form noch Lücken aufweist, die gefüllt wer-

denmüssen. Weitere Handlungsfelder müssenmit ein-

bezogen werden, um eine nachhaltige und inklusive Di-

gitalisierung von Schülern und Schülerinnen, Lehrkräf-

ten und Eltern zu gewährleisten. Hierfür müssen weite-

re finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden.  In-

vestitionen in die Digitalisierung sind ein zentraler Bau-

stein der Chancengleichheit im Bildungsystem.

117



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag B-21

Antrag B-21

AfB NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Berufsorientierung verbessern - Fachkräfte sichern
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Um dem bereits schon gravierenden Fachkräftemangel

entgegen zu steuern,muss die Berufsorientierung deut-

lich verbessert werden. Dies beinhaltet im Einzelnen:

• Wissenschaftliche Evaluierung KAOA hinsichtlich

derWirksamkeit und Zielgruppengenauigkeit

• Praktika ausweiten / Sozialpraktikum / Flexibili-

sierung der Praktikumszeiten

• Kontakte zu Unternehmen/Betrieben frühzeitig

herstellen

• flexible und passgenaue individuelle Beratungs-

angebote und Begleitstrukturen für Jugendliche

innerhalb und außerhalb von Schule

• Förderung von Berufsorientierungspartnerschaf-

ten von Schulen/Klassenmit  (Handwerks-)betrie-

ben

• die Verankerung des Themas Berufliche Orientie-

rung in die Aus-, Fort- undWeiterbildung der Lehr-

kräfte

Begründung

 

Ab dem Schuljahr 2012-2013 wurde das Übergangssys-

tem “Kein Abschluss ohne Anschluss” sukzessive bis

2018 eingeführt, um Jugendlichen die Berufs- und Stu-

dienwahl zu erleichtern.

Dennochwird jede4. Ausbildungvorzeitig abgebrochen,

ein Drittel der Studierenden brechen ihr Bachelorstu-

dium ab. Die Gründe hierfür sind sicherlich vielfältig

– ein nicht zu unterschätzender Grund ist die falsche

Wahl der Ausbildung oder des Studienfachs bzw. der ge-

wählten Laufbahn. Vor demHintergrunddes kontinuier-

lichen Ansteigens des Fachkräftemangels ist jeder Ab-

bruch einer zu viel. Hiermuss dringend und zeitnah ent-

gegengesteuert werden.

 

Welche Wirksamkeit KAOA auf den Übergang Schule-

Beruf/Hochschule für Schüler*Innen hat, wurde bisher

nicht wissenschaftlich evaluiert. Festgelegte Standards

für alle weiterführenden Schulen sind zwar hilfreich, ob

sie jedoch ausreichend sind oder ob dochwieder das En-

gagement der einzelnen Schule benötigt wird durch zu-

sätzliche Maßnahmen die vorgegebene Berufsorientie-

rung sinnvoll zuergänzen, darübergibt es keineErkennt-

nisse.

 

Jugendliche beklagen, dass die schulische und außer-

schulische Beratung gut ist, für diejenigen die bereits
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wissen, in welche Richtung ihre berufliche Laufbahn

geht.Was nachwie vor fehlt ist genügend Zeit undGele-

genheit sich auszuprobieren (Praktika), direkter Kontakt

zuUnternehmenundBetrieben (z.B. durchAusbildungs-

börsen/ -messen) und eine kontinuierliche Begleitung,

Beratung und Unterstützung bei den Übergängen.
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Antrag B-22

AfB NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von B-12

Chancengleichheit durch frühkindliche Bildung
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Die NRW SPD wird aufgefordert sich dafür einzusetzen,

dass die Landesregierung und die Bundesregierung ihre

finanziellen Mittel für die frühkindliche Bildung endlich

bedarfsgerecht ausbauen.

Kita, Schule und Einrichtungen, welche Kinder betreu-

en,müssenfinanziell undpersonell so ausgestattetwer-

den, dass siedenBedürfnissen jedesKindesgerechtwer-

den können. Betreuungsplätze müssen ausgebaut und

Fachkräfte ausgebildet werden, damit jedes Kind eine

Betreuungseinrichtung besuchen kann. Kinder, welche

momentan noch keinen Platz in einer Tageseinrichtung

haben,müssenaußerhalbderBetreuungseinrichtungen

gefördert werden. Dazu müssen aufsuchende Struktu-

ren entwickelt und ausgebaut werden, um die Familien

zuberatenund zuentsprechendenAngeboten zu lotsen.

Begründung

 

1. Die Forderungnachbesserer finanzieller undpersonel-

ler Ausstattung von Bildungs- und Betreuungseinrich-

tungen ist von grundlegender Bedeutung, umeine hohe

Qualität in der Erziehung, Bildung und Betreuung zu ge-

währleisten. Jedes Kind hat individuelle Bedürfnisse, die

eine differenzierte pädagogische Betreuung erfordern.

Es reicht nicht aus, Kinder einfach nur “unterzubringen”.

Stattdessen benötigen sie eine Umgebung, die ihre per-

sönliche Entwicklung fördert. Dazu gehört auch die Be-

fähigung des Personals durch adäquate Qualifizierung

undWeiterbildung. Zudem reduziert eine angemessene

Personalausstattung den Betreuungsschlüssel, was den

individuellen Bedürfnissen der Kinder zugutekommt.

 

2. Die außerhalb von Betreuungseinrichtungen leben-

den Kinder sollten in den Fokus von Fördermaßnah-

men rücken. Diese können durch aufsuchende Struktu-

ren, z.B. mobile Beratungsstellen oder digitalen Bera-

tungsangeboten erreicht werden. Es ist wichtig, dass al-

le Familien Zugang zu Bildungs- und Betreuungsange-

boten haben, unabhängig davon, ob sie einen Betreu-

ungsplatz haben oder nicht. Besonders Familien ohne

Betreuungsplatz sollten vorrangig unterstützt werden,

da diese häufig weniger Zugang zu Förderangeboten

und Beratungsdiensten haben.

 

3. Familien spielen eine entscheidende Rolle bei der Ent-

wicklungdesKindes. Sie sinddie erstenBezugspersonen

und somit die primären Bildungspartner. Durch Bera-
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tungsangebote können sie in ihrer Erziehungsarbeit un-

terstützt und gestärktwerden. Zudem fördert die Einbe-

ziehung der Familienangehörigen in Aktivitäten die Bin-

dung zwischen ihnen und den Betreuungseinrichtun-

gen, was eine optimale Förderung der Kinder begüns-

tigt.

 

4. Der Ausbau von Betreuungsplätzen und die Ausbil-

dung von Fachkräften ist ein zentraler Baustein, um je-

dem Kind den Zugang zu qualitativer Frühbildung zu er-

möglichen. Es ist wichtig, dass jede Familie, unabhän-

gig von ihremWohnort oder ihrer finanziellen Situation,

Zugang zu Betreuungsangeboten hat. Durch die Ausbil-

dung von mehr Fachkräften kann auch die Qualität der

Betreuung verbessert werden.

 

5. Familien in Armut oder mit Migrationshintergrund

stehen oft vor zusätzlichen Herausforderungen bei der

Integration in das Bildungssystem. Daher ist es wichtig,

sie besonders zu berücksichtigen. Diese Familien kön-

nen durch eine frühe und qualitativ hochwertige Be-

treuung ihrer Kinder besonders profitieren. Dies kann

helfen, Bildungsungleichheiten abzubauen und allen

Kindern gleiche Startchancen zu ermöglichen. Es ist zen-

tral, dass alle Kinder, unabhängig von ihrem familiären

Hintergrund, die gleichen Chancen auf eine gute Bil-

dung und Betreuung haben.

121



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag B-23

Antrag B-23

UB Siegen-Wittgenstein

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von B-17

Stärkung der dualen Ausbildung sowie der überbetrieblichen Berufsbildungsstätten

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46
47

Angesichts der steigenden Nachfrage nach qualifizier-

ten Fachkräften und der sich ständig wandelnden Ar-

beitswelt erkennen wir als NRWSPD die Notwendig-

keit, die duale Ausbildung weiterhin zu stärken sowie

die überbetrieblichen Berufsbildungsstätten als wichti-

ge Säule des Bildungssystems anzuerkennen. Dieser An-

trag fordert konkrete Maßnahmen zur Förderung und

VerbesserungderdualenAusbildung sowie zurweiteren

Stärkung der überbetrieblichen Berufsbildungsstätten.

 

Anerkennung der dualen Ausbildung

Die duale Ausbildung erkennen wir als eine hochwerti-

ge und praxisorientierte Form der Berufsausbildung an.

Sie gewährleistet eine enge Verknüpfung von theore-

tischem Wissen und praktischer Erfahrung. Wir unter-

stützen die duale Ausbildung als Schlüsselinstrument

zur Lückenschließung im Übergang Schule-Beruf und

zur Verringerung der Warteschleifen im Übergangssys-

tem. Dabei bürgt das Berufsprinzip – Unteilbarkeit und

Ganzheitlichkeit von Qualifikationsprofilen – für beruf-

liche Handlungskompetenz und gesellschaftlichen Sta-

tus von Facharbeiterinnen und Facharbeitern, Identität

und angemessener Entlohnung. Damit die berufliche

Ausbildung zur ersten Wahl und nicht zum letzten Mit-

tel wird, müssen die Aufstiegsmöglichkeiten einer Aus-

bildung deutlich sichtbarer gemacht werden. Die beruf-

liche Fortbildung und Umschulung sowie die Erlangung

des Meisters sindWege zumweiteren Aufstieg.

 

Im Zusammenhang mit dem landesweiten Übergangs-

system „Kein Abschluss ohne Anschluss“ fordern wir

eine noch stärkere Berufsorientierung und Informati-

on über die Aufstiegsmöglichkeiten der dualen Ausbil-

dung. Ein Ziel muss es sein, das Bewusstsein der Schü-

lerinnen und Schüler, Eltern und der Gesellschaft insge-

samt für die Wertigkeit einer Berufsausbildung zu er-

höhen. Wir unterstützen die Entwicklung von Partner-

schaften zwischen Bildungseinrichtungen und Unter-

nehmen, um den Übergang von der Schule zur Berufs-

ausbildung zu erleichtern und Praktika sowie Ausbil-

dungsplätze bereitzustellen. Informationsveranstaltun-

gen, Berufsmessen und überbetriebliche Praktika müs-

sen weiter gefördert werden, um den Schülerinnen und

Schülern direkte Einblicke in verschiedene Berufsfelder

zu ermöglichen. Ebenso müssen klare und verständli-

che Informationen über die dualen Ausbildungsgänge,

ihre Karrierechancen, Verdienstmöglichkeiten undWei-
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terbildungsmöglichkeiten zielgruppengerecht und auf

unterschiedlichen Kanälen abrufbar gemacht werden.

 

Attraktive Vergütung und finanzielle Anreize

Wir fordern die Sicherstellung einer angemessenen Ver-

gütung für Auszubildende, die nicht nur ihre Lebenshal-

tungskosten deckt, sondern auch Anreize bietet, eine

dualeAusbildung zuwählen.Mit Blick auf denanhalten-

den Azubimangel ist es notwendig, gute Arbeitsbedin-

gungen, eine adäquate Arbeitsplatzsicherheit und an-

gemessene Sozialleistungen für Auszubildende bereit-

zustellen. Weiterhin fordern wir eine Abfederung der

Mobilitätsprobleme bei Auszubildenden sowie eine fi-

nanzielle Starthilfe für Jugendliche, die eine Ausbildung

beginnen.

 

Stärkung der überbetrieblichen Berufsbildungsstätten

Die entscheidende Rolle der überbetrieblichen Berufs-

bildungsstätten bei der Ergänzung der betrieblichen

Ausbildung erkennen wir an und betonen die Bedeu-

tung der Bereitstellung und der Weiterentwicklung

hochwertiger Ausbildungseinrichtungen. Wir fordern

daher die verstärkte finanzielle Unterstützung der über-

betrieblichen Berufsbildungsstätten, um die Ausstat-

tung zu modernisieren, ihre Infrastruktur zu verbessern

und die Kapazitäten zu erweitern. Ganz wichtig ist die

Weiterentwicklung im Bereich der sachlichen und per-

sonellen Ausstattung der Berufskollegs. Für die Stär-

kung der örtlichen Berufskollegs ist es unabdingbar, die

Hoheit über die Klassenbildung an die örtlichen Schul-

leitungen zurückzugeben.

 

Modernisierung der Ausbildungsinhalte und

-methoden

DerWandel der Arbeitsweltmacht es unabdingbar, Aus-

bildungsinhalte anzupassen, um den Anforderungen

dermodernenArbeitswelt gerecht zuwerden.Die bishe-

rige Arbeit des Bundesinstituts für Berufsbildung muss

auch zukünftig rechtzeitig und umfassend die Moder-

nisierung der Ausbildungsordnungen vorantreiben. Da-

bei müssen Aspekte der Digitalisierung, Innovation und

Nachhaltigkeit verstärkt einbezogen werden. Die Co-

ronapandemie hat gezeigt, wie wertvoll digitale Me-

thoden und Instrumente für die Bildungseinrichtungen

sind. Um im vollen Umfang von der Digitalisierung zu

profitieren, müssen wir die Innovationskultur im Bil-

dungsbereich stärken. Wir fordern, dass die öffentliche

Beschaffung im Bildungsbereich schneller und stärker

auf digitale Chancen reagiert und stärkere Anreize für

Innovationen schafft.

 

Förderung der Ausbilderqualifikation und Erweiterung

der Ausbildungsfähigkeit der Unternehmen

Um die pädagogischen Fähigkeiten und das Fachwissen

von Ausbilderinnen und Ausbildern sowie Lehrkräften
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zu stärken, müssen adäquate Fortbildungs- und Qua-

lifizierungsmaßnahmen bereitgestellt werden. Ebenso

müssen Anreize und Unterstützungsmöglichkeiten für

Unternehmen geschaffen werden, die in die Aus- und

Weiterbildung ihrer Ausbilderinnen und Ausbilder in-

vestieren.

 

Als SPD sind wir uns sicher: Für junge Menschen gibt

es zwei Wege, um ganz nach oben zu kommen. Sowohl

über die duale Ausbildung als auch über die schulische

Laufbahn. Das ist unser Leitbild, wenn wir von Aufstieg

durch Bildung sprechen.
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Antrag B-24

OV Bonn-Beuel

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von B-09

Neuaufstellung der historisch-politischen Bildung in den allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen des Landes

NRW
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Parteivorstand und Landtagsfraktion werden auf-

gefordert, die Initiative für eine Neuaufstellung der

historisch-politischen Bildung zu ergreifen, mit dem

Ziel mehr Demokratieverständnis in den allgemeinbil-

denden und berufsbildenden Schulen des Landes NRW

zu verankern.

Begründung

 

A. Ausgangslage:  

 

1. Als einziges schulisches Unterrichtsfach neben dem

staatlichen Religionsunterricht hat in NRW der Politik-

Unterricht Verfassungsrang.

 

Artikel 11 LV:

 

„In allen Schulen ist Staatsbürgerkunde Lehrgegenstand

und staatsbürgerliche Erziehung verpflichtende Aufga-

be.“

 

2. Mit dieser „Aufgabe“ des Staates hat sich der Land-

tag von Nordrhein-Westfalen zuletzt 1974 – Politik-

Unterricht – und 1980 – Geschichtsunterricht – befasst.

Das bedeutet 44 bzw. 38 Jahre Nichtbefassung.

  Damals bezogen sich diese Fächer auf Empfehlung des

DEUTSCHEN BILDUNGSRATS auf

• die realen Gesellschaftsverhältnisse

• die reale Bewusstseinslage der Schüler/innen

• die aktuell virulenten Zielsetzungen von Grund-

gesetz und Landesverfassung

• den aktuellen Stand und Standart der Bezugs-

Fachwissenschaften des historisch-politischen

Lernens und der pädagogisch relevanten For-

schung zu den Grundlagen von Lernen durch

Sozialisation und Erziehung

 

3. Auf welche Realitäten muss sich die historisch-

politische Bildung der Schule in diesen vier Bereichen

heute beziehen und konzentrieren?

 

Stichworte in fließenden (!) Übergängen:

 

Gesellschaft

 

• Finanzkapitalistischer Globalimperialismus
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• Globale Klimawandel-Folgen

• UngezügelteMüllüberflutung

• Religionenals Brandbeschleunigerinnen inKriegs-

und Gewaltsituationen

• Weltweite Fluchtbewegungen

• Massenhafte Imigration

• Multikulturelle Gesellschaft in Deutschland

• Weltweite digitale Vernetzung

Jugend

 

• Voranschreiten einer weltweiten Netzgefangen-

schaft der jungen Generationen

• Bedürfnis und Drang nach Freiheit und fort-

schreitender Verlust von individuellen technik-

unabhängigen Kulturtechniken.

• Europäische Union als Raum der selbstverständli-

chen Reisefreiheit – Europa als freier Lernraum

• Deutschland-Bewusstsein: Während die Jugend

der 70er Jahre mit „Deutschland“ mehrheitlich ei-

ne belastete und belastende Identität verbanden,

erfährt die deutsche Jugend heute Deutschland

als ein angesehenes und auf vielenGebietenwelt-

weit sehr erfolgreiches Land.

• Naturgemäßes Versinken der Erinnerung an NS-

Herrschaft, Holokaust und Weltkrieg in den fer-

nen Ozean des Geschichtsbuchwissens.

Grundgesetz

 

• Entwicklung einer auch individuellen Identifika-

tion mit dem organisierten Europa als Friedens-

raum imWandel zu einem staatlichen Ordnungs-

raum

• Europa – Grundgesetz – europäische Verfassung

als Integrationsproblem

• GewaltenteilungundosteuropäischenStaaten. Ist

es sinnvoll, ein „Kern“-Europa anzustreben?

• Privatisierung des Völkerrechts durch globalisie-

rende Freihandelsabkommen mit nichtstaatlicher

Rechtsgewalt

• Digitale Entmündigung durch Bot- und Fake-

News-Industrie, Gefahr der Entstehung eines

demokratisch unkontrollierbaren Überwachungs-

staats und einer rechtspraktisch unkontrol-

lierbaren Überwachungsgesellschaft und die

Zukunft der Demokratie, des Rechtsstaats und der

Menschenrechte.

• Volksentscheide, Populismus und sachlich-

fachliche Kompetenz und historische Verantwor-

tung.

• Wandel des Menschenbildes im Rahmen derWer-

te und Normen des Grundgesetzes und Legitimi-

tät des Rechtssystems (z. B. Geschlecht und Ehe;

Selbstverwirklichung durch Arbeit)
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• Einwanderung, Integration, Grundgesetz

Wissenschaft

 

• Der Stand und der Standard der Fachwissenschaf-

ten zu all diesen historischen-politisch Themen-

, Problem- und Konfliktbereichen und die Fachdi-

daktik des historischen-politisch Lernens im schu-

lischen Unterricht

• Pädagogisch relevanten Grundlagenforschungen:

Psychologie, Soziologie; neu: Hirnforschung, Neu-

rowissenschaften, Genetik und Epigenetik.

 

4. Gegenwärtiger Zustand des Faches Politik-Unterricht

in NRW

 

B. Beschluss-Text des Antrags und

Vorschläge zur Umsetzung des Beschlusses:

 

Parteivorstand und Landtagsfraktion werden aufgefor-

dert, die Initiative für eine

Neuaufstellung der historisch-politischen Bildung

in den allgemeinbildenden und berufsbildenden Schu-

len des Landes NRW

zu ergreifen.

 

Vorschläge zur Umsetzung des Beschusses:

 

1. Vor dem Hintergrund der skizzierten Ausgangslage

soll zunächst eine Expertenrunde eingerichtet werden,

die die in diesem Antrag nur skizzierten und angetipp-

ten Bereiche und Fragen für einen landesweiten Diskurs

ordnet und diskutierbar macht. (Thematisierung)

An dieser Expertenrunde sollten auch Fachleute betei-

ligt werden, die nicht der SPD angehören.

 

2. Auf der Grundlage der Thematisierung durch die Ex-

pertenrunde soll eine Konferenz „Neuaufstellung der

historisch-politischen Bildung in den allgemeinbildenden

und berufsbildenden Schulen des Landes NRW “ einberu-

fen werden, die sich

• aus Experten und Expertinnen (aus Fachdidaktik

undWissenschaft sowie Bundeszentrale und Lan-

deszentrale für politische Bildung),

• aus kompetenten Vertreterinnen und Vertretern

pädagogisch relevanter Organisationen (der Leh-

rer/innenverbände, der GEW, der Deutsche Verei-

nigung für politische Bildung (DVpB) und des Ver-

bands der Geschichtslehrer Deutschlands),

• aus Vertreterinnen und Vertretern der Schüler/in-

nenschaft und der Elternschaft

zusammensetzen soll.

 

Diese Konferenz soll in eigener Vollmacht Teilziele, Ver-

fahren Dauer und Rhythmik ihrer Arbeit festlegen.
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3. Zu erarbeitendes Produkt soll eine fachlich und poli-

tisch begründete Empfehlung an den Landtag sein, ei-

nen Beschluss zur.

Neuaufstellung der historisch-politischen Bildung

in den allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen

des Landes NRW

zu fassen,

• der für die Schulpraxis unddieAusbildungder Leh-

rerinnen und Lehrer in allen Fächern, die für die

historisch-politisch Bildung relevant sind, verbind-

liche Ziele und Inhalte formuliert,

• die sich wissenschaftsbasiert konkret auf die Ge-

genwart und die zu erwartende Zukunft der heute

jungen Menschen beziehen sowie

• auf unsere Gesellschaft und ihr Verhältnis zur

Welt und auf unseren Verfassungsstaat.

Diese Empfehlung soll

• eine kritische historische Evaluation von Politik-

und Geschichtsunterricht seit ihrer Neuorientie-

rung in den 70er und zu Beginn der 80er Jahren

enthalten.

• die derzeitige Praxis, den Unterricht über kompe-

tenzorientierte Kernlehrpläne gestalten zu lassen,

auf den Prüfstand stellen.

• Vorschläge zur Verankerung der historisch-

politischen Bildung in den Stundentafeln der

Schulformen und Schulstufen sowie in den

Ausbildungsordnungen der Lehrämter machen.
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Antrag B-25

OV Bonn-Beuel

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Bekenntnisschulen in Gemeinschaftsschulen umwandeln!

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19

Wir fordern die Landespartei und Landtagsfraktion auf,

mit den übrigen demokratischen Parteien im Landtag

Gespräche über eine Änderung der Landesverfassung zu

führenmit demZiel, Bekenntnisschulen aus der Landes-

verfassung zu streichen. In Bayern und Rheinland-Pfalz

warenes christlicheParteien, die die StreichungderKon-

fessionsschulen ermöglichten – dies sollte auch in NRW

möglich sein.

 

Als erster Schritt sollte in kleinenOrten, in denendie ein-

zigeGrundschule eine Bekenntnisschule ist, diese sofort

– von Amts wegen – in eine Gemeinschaftsgrundschule

umgewandelt werden.

 

Weiterhinmuss übergangsweise im Einzelfall überprüft

werden, ob die Mehrheit der Schülerschaft einer Schule

noch katholisch bzw. evangelisch ist. Wenn nicht, muss

die betreffende Schule – ebenfalls vonAmtswegen – so-

fort umgewandelt werden.
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Antrag B-26

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Ob Klein, ob Groß – NRWmuss im Bildungsbereich Chancengleichheit für alle erreichen

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46
47

1. Bildungskatastrophe abwenden und eine Bildungsof-

fensive starten

 

Die Politik ist gefordert, die Rahmenbedingungen so zu

gestalten, damit Beste Bildung für alle und Chancen-

gleichheitmöglich ist. Bildung ist der Schlüssel zurWelt,

sie macht uns zu kritikfähigen, mündigen und freien

Menschen und ist die Basis für soziale Teilhabe und ei-

ne solidarische Gesellschaft. Bildung ist die Grundvor-

aussetzung für ein gutes und erfüllendes Leben, ein

Aufstiegsversprechen und das Fundament für die wirt-

schaftliche, soziale und kulturelle Zukunftsfähigkeit un-

serer Gesellschaft. Und sie kann nicht zuletzt auch die

Resilienz gegen demokratiegefährdende, populistische

Bewegungen stärken.

 

Dabeiwar uns immer bewusst, die soziale Herkunft darf

nicht über die Bildungschancen derMenschen entschei-

den. Jedes Kind ist gleich viel wert und keines darf im

Bildungsprozess zurückgelassen werden.

 

Die Corona-Pandemie, aber auch die jüngsten Ergeb-

nisse des IQB-Bildungstrends und der IGLU-Studie zei-

gen uns unmissverständlich die Missstände unseres

Schulsystems auf. Die betroffenen Kinder tragen die-

se (Leistungs-) Defizite als schwere Hypothek mit sich

und werden enorme Probleme haben, ohne besonde-

re Förderung diese Defizite auszugleichen. Der ekla-

tante Lehrkräftemangel, dadurchbedingterUnterrichts-

ausfall, überfüllte Klassen, die Zunahme von psycho-

sozialen Belastungssymptomen bei Schüler:innen und

Lehrkräften, marode Schulgebäude, eine defizitäre di-

gitale Infrastruktur und die chronische Unterfinanzie-

rung unseres Bildungssystems sind wesentliche Ursa-

chen für diese über Jahre dramatischer gewordene Si-

tuation. NRW befindet sich inmitten einer Bildungska-

tastrophe. Dies betrifft nicht alleine die schulische oder

berufliche Bildung. Auch für den Bereich frühkindlicher

Bildung lautet der Befund ähnlich.

 

Forderungen:

 

• Wir müssen jetzt kurzfristig alle Kräfte und Res-

sourcen bündeln, um die Bildungskatastrophe zu

bewältigen und unsere frühkindlichen Bildungs-

strukturen und das Schulsystem langfristig für die

Zukunft auf feste, sichere Beine zu stellen.
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• Bildung muss in unserem Land wieder absolu-

te Priorität erfahren und ganz oben auf der poli-

tischen Handlungsagenda stehen. Wir brauchen 

einen breiten politischen und gesellschaftlichen

Konsens für eine nachhaltigwirksameBildungsof-

fensive.

 

2. Frühkindliche Bildung

 

Die rund 10.000 Kitas in NRW leisten trotz enormen

Fachkräftemangels eine hervorragende pädagogische

Arbeit. Mit viel Engagement der Erzieher:innen sind sie

daswesentliche ElementderKinderbetreuungund früh-

kindlichen Bildung in NRW. Dieses individuelle Recht

des Kindes ermöglicht vielen Eltern erst die Verein-

barkeit von Beruf und Familie. Die Kitas in NRW sind

jedoch massiv unterfinanziert. Das System der KiBiz-

Kopfpauschalen führt zu einer unsicheren Finanzie-

rungsbasis der Einrichtungen und fängt die tatsächlich

anfallenden Kosten des Betriebes nicht auf.

 

Auch die Kindertagespflege, die vor allem für Unterdrei-

jährige eine wichtige Rolle bei der Erfüllung des Rechts-

anspruchs spielt, ist vielerorts unterfinanziert. Um allen

Kinderndas individuelle Recht auf frühkindliche Bildung

zu ermöglichen, müssen in Nordrhein-Westfalen insge-

samt 100.000 zusätzliche Plätze geschaffen werden.

 

Die Kitas und deren Träger stehen derzeit unter einem

zusätzlichen Druck. Die infolge des Ukrainekrieges ra-

sant gestiegenen Energiekosten und die aktuellen infla-

tionsbedingten hohen Tarifabschlüsse belasten enorm

das Budget der Träger.

 

Forderungen:

 

• Eine kurzfristige, umfassende Reform des KiBiz,

die denTrägern durch eine Sockelfinanzierung Pla-

nungssicherheit gibt, Tarifsteigerungen frühzeitig

abbildet und Qualitätsstandards für die frühkind-

liche Bildung und die zukunftsfeste Weiterent-

wicklung der Kita-Landschaft in NRW festlegt.

• Eine gesetzliche Verankerung der Alltagshelfer:in-

nen im KiBiz, die deren Finanzierung dauerhaft

sicherstellt, neue berufliche Perspektiven schafft

und die Kitas spürbar entlastet.

• Die sofortige Abschaffung der Elternbeiträge und

eine schrittweise Befreiung von den Kosten zur

Frühstücks- und Mittagsverpflegung. Über einen

gebührenfreien Zugang können alle Kinder ihr

Recht auf Bildung wahrnehmen.

• 100.000 zusätzliche Betreuungsplätze zur Erfül-

lung des Rechtsanspruchs auf frühkindliche Bil-

dung.

• Ohne eine Personaloffensive für mehr Erzieher:in-
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nen wird es nicht mehr funktionieren. Das setzt

die Sicherstellung der Tarifbindung voraus, die

den Beruf wertschätzt und insgesamt attraktiver

macht. Dazu gehört, dass alle Formen der Ausbil-

dung von Beginn an vergütet werdenmüssen und

dass Aufstiegsmöglichkeiten bestehen.

• Ein Maßnahmenpaket zur Unterstützung der Ki-

tas und der Kindertagespflege bei der Bewälti-

gung der gestiegenen Energiekosten und inflati-

onsbedingten hohen Kosten für Lebensmittel etc.

 

3. Schulische Bildung

 

a) Grundschulen

 

Grundschulen legendas Fundament für den schulischen

Werdegang unserer Kinder und sind maßgeblich für ih-

re individuelle Entwicklung verantwortlich. Grundschu-

len sind echte Gesamtschulen im Sinne ihrer Inklusions-

und Integrationsarbeit. Hier kommen alle Kinder, unab-

hängig des Elternhauses, der Herkunft und des Wohn-

ortes zusammen. Grundschulen stehen vor der Heraus-

forderung gemeinsammit Kommunen und Trägern den

Rechtsanspruchs auf einenGanztagsplatz ab 2026 zu er-

füllen. Mehr als 200.000 zusätzliche Plätze werden hier

benötigt. Das Land versäumt es bislang hier geeignete

Rahmenbedingungen zu schaffen.

 

Forderungen:

 

• Deutliche Aufstockung des Personals aller päd-

agogischen Berufe an Grundschulen in NRW, ein-

schließlich der Lehrkräfte, der Schulsozialarbei-

ter:innen, der Sonderpädagog:innen und weite-

rem unterstützendem Fachpersonal, um eine op-

timale Betreuung und Bildung der Kinder sicher-

zustellen. Multiprofessionelle Teams sollen in ih-

rer Arbeit gestärkt werden.

• Die Einführung verbindlicher Grundschulbezirke

in NRW, um Segregation zu verhindern und eine

gleichmäßige Verteilung von Ressourcen und Bil-

dungschancen im Sinne vonmehr Chancengleich-

heit zu gewährleisten.

• Ein Qualitätsgesetz für den Ganztagsanspruch

schnellstmöglich zu verabschieden, in dem Erwar-

tungen an die personelle und räumliche Ausstat-

tung des Ganztages geklärt werden und an dem

sich die finanzielle Förderung des OGS-Ausbaus

durch das Land orientiert.

• Eine Personaloffensive für den Ganztag eng ver-

zahnt mit dem Bereich der frühkindliche Bildung

aufzulegen, um die personellen Voraussetzungen

für den Rechtsanspruch zu schaffen.

• Im Zuge des Ganztagsausbaus eine flächende-

ckende Etablierung von Familiengrundschulzen-
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tren bis 2027 an allen Grundschulen im ganzen

Land, um gleiche und faire Bildungschancen für

alle Kinder zu gewährleisten. Dies führt zum Ab-

bau von Hürden und zur Bündelung von Förder-,

Informations- und Hilfsangeboten an einem Ort.

 

b) Sekundarstufe I:

 

Die Gestaltung des Übergangs von der Grundschule zur

weiterführenden Schule und die Vielfalt der Schulfor-

men spielen eine maßgebliche Rolle bei der Bildungs-

gerechtigkeit und der individuellen Förderung unserer

Schüler:innen.

 

Forderungen:

 

•  Schulformwechsel nur auf ausdrücklichem

Wunsch der Eltern. Ein sogenanntes „Abschulen“

nach unten lehnen wir ab.

• Die Stärkung von Gesamtschulen und Sekun-

darschulen. Gesamtschulen und Sekundarschu-

len bieten eine integrative Lernumgebung, in der

Schüler:innen mit unterschiedlichen Fähigkeiten

gemeinsam lernen können.

• Realschulen nur noch mit regulärem Hauptschul-

bildungsgang.

• Inklusion muss auch an Gymnasien aktiv stattfin-

den.

• Ermöglichen, dass Verbundschulen (Gymnasi-

um/Gesamtschulen) gegründet werden können,

um das Beste an Chancen wie Erfahrungen aus

beiden Systemen zu bündeln.

 

c) Offensive gegen Lehrkräftemangel – Lehrämter at-

traktiv machen

 

Nach jüngsten Zahlen des Schulministeriums fehlen

an öffentlichen Schulen in NRW rund 6.700 Lehrkräfte.

Mehr als ein Drittel der fehlenden Stellen betreffen da-

bei Grundschulen. Außerdemwerden bis zum Jahr 2030

zwei Drittel der erforderlichen MINT-Lehrkräfte nicht

zur Verfügung stehen. Vor demHintergrund einerwach-

senden Anzahl von Schüler:innen im NRW-Schulsystem

werden sich die Folgen des Lehrkräftemangels ohne ei-

ner Vielzahl effektiver Gegenmaßnahmen weiter ver-

schärfen.

 

Forderungen:

 

• Eine Ausbau-Offensive von Studienplätzen für die

Lehrämter, Sonder- und Sozialpädagogik, die ei-

ne Prüfung der aktuellen Zugangsvoraussetzun-

gen mit einschließt.

• Die stärkere Einbeziehung der Hochschulen für

AngewandteWissenschaften indie Lehrkräfteaus-
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bildung, insbesondere imMINT-Bereich.

• Ein landesweites Monitoring der Lehramtsstudi-

enplätze als zusätzliche Unterstützung, bedarfs-

gerecht Studienplätze anzupassen.

• Eine Vereinfachung und Attraktivitätssteigerung

des Seiteneinstieg über alle Schulformen.

• Eine systematische Fortbildungsstrategie und ein

Mentoring-Programm für Lehrkräfte aufzusetzen.

• Die Gewinnung vonmehr Lehrkräften für Schulen

in herausforderndenQuartierendurch den zusätz-

lichen Einsatz eines Listenverfahrens und durch

deutlich erhöhte Zulagen.

• Durch Zahlung von Zulagen für Dienst in dauer-

haft unterbesetzten Schulen.

• Flexible Arbeitsmodelle für Lehrkräfte, insbeson-

dere Teilzeitbeschäftigungen, zu erhalten. Keine

Versetzungen widerWillen.

 

d) Praxisorientierte Bildung intensivieren

 

Schulen müssen Übergänge in eine akademische und

berufliche Ausbildung gleichermaßen ermöglichen und

früh vorbereiten. Angesichts des allgemeinen Fachkräf-

temangels brauchen wir eine stärkere praxisorientierte

schulische Bildung unabhängig der Schulform.

 

Forderung:

 

• Bessere Vorbereitung der Übergänge in hand-

werkliche und akademische Berufslaufbahnen an

allen Schulformen, d.h. mehr praktische Unter-

richtsinhalte in der Sekundarstufe I und die star-

ken Angebote der Berufsorientierung an den Be-

rufskollegs bereits in die Sekundarstufe I zu verla-

gern.

 

e) Sozialindex und Bildungsfinanzierung allgemein

 

Gute Bildung braucht eine verlässliche und auskömmli-

che Finanzierung. Der NRW-Schuletat stieg in 2023 nur

unterdurchschnittlich im Vergleich zur Steigerungsra-

te des Gesamthaushaltes. Bei seinen Schulausgaben ist

NRW mit seinen Pro-Kopf-Ausgaben von 7.500 Euro in

Relation der Bundesländer eines der Schlusslichter. Im

OECD-Vergleich liegt auch die Bundesrepublik mit 30

Milliarden Euro unter dem Durchschnitt der Bildungs-

ausgaben der anderen Länder.

Von denmehr als 5000 öffentlichen Schulen in NRWha-

ben über die Hälfte einen erhöhten, akuten Sanierungs-

bedarf. Esdarf nicht sein, dassdie Finanzkraft einerKom-

mune Auswirkungen auf  die Bildungschancen unserer

Kinder hat. Bildungsgerechtigkeit darf sich nicht nach

der Postleitzahl entscheiden.

Schule ist zudem in den letzten Jahren neben der Ver-

mittlung von Wissen immer mehr zu einem sozia-
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len Lebensraum geworden. Schulsozialarbeit, Inklusion,

Digitalisierung, OGS-Ausbau, und jüngst die Corona-

Pandemie und die Integration von Flüchtlingskindern

sind Aufgaben, die die Schulen bewältigen müssen. Al-

lerdings ist die Systematik unserer Bildungsfinanzie-

rung den wachsenden Aufgaben nicht gefolgt.

 

Forderungen:

 

• Einen stetigen bedarfsgerechten Zuwachs der

Haushaltsmittel für Bildungsausgaben.  Sie müs-

sen jährlichmindestens so steigen, wie insgesamt

der Landeshaushalt wächst. Eine unterproportio-

nale  Steigerungsrate ist angesichts der vielfäl-

tigen Herausforderungen, denen sich unser Bil-

dungssystem gegenübersieht, nicht akzeptabel.

• Ein schuleigenes Budget (wie das Fortbildungs-

budget), um z.B. mit allen Kinder, auch mit denen,

deren Eltern dies nicht finanziell tragen können,

außerschulische Lernorte besuchen zu können.

• Ein Sofortprogramm des Landes zur Behebung

des Investitionsrückstandes an unseres Schulen

bis 2030 in Höhe von 30 Milliarden Euro. Damit

muss jenen finanzschwachen Kommunen gehol-

fen werden, die aus eigenen Mitteln die Erneue-

rung ihrer schulischen Infrastruktur nicht leisten

können.

• Einen New Deal in der Bildungsfinanzierung, der

die Kompetenz- und Verantwortungsverflechtun-

gen zwischen Bund, Ländern und Kommunen

transparenter gestaltet und insgesamt eine effizi-

entere und zielgenauere Steuerung der Bildungs-

ausgaben ermöglicht. Das Land NRW muss eine

entsprechende Bundesratsinitiative auf den Weg

bringen, damit der Bund und die Länder dazu in

Gespräche treten. In einem ersten Schritt jedoch

muss die Finanzierungssystematik zwischen Land

und Kommunen in NRW in Fragen der Bildungsfi-

nanzierung auf den Prüfstand.

• Eine Nachbesserung des Sozialindexes, sowohl fi-

nanziell als auch in seiner Lenkungswirkung, um

die Mittel bedarfsgerecht zu steuern. So kann Bil-

dungsgerechtigkeit vorangebrachtwerden, indem

zusätzlicheMittel sowiemehr Lehr- undmultipro-

fessionelle Fachkräfte für zusätzlichen Unterstüt-

zungsbedarf dorthin gehen, wo sie infolge des so-

zioökomischen Kontextes am ehesten gebraucht

werden. Die Schulen der Standortstufen 4-9 müs-

sen dabeimindestensmit 20%mehr Personal aus-

gestattet werden.
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Antragsbereich 07: Familien-, Frauen- und Gleichstellungspolitik (F)

Antrag F-01

ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch Beschlusslage

Frauen* haben das Recht auf eine gewaltfreie Arbeitswelt – sexuelle Belästigung und geschlechtsspezifische Gewalt am

Arbeitsplatz überwinden
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Der Landesparteitag möge beschließen:

 

• die Bundestagsfraktion der SPDaufzufordern, ILO-

Konvention 190 – vergleichbar mit Initiativen Spa-

niens, Griechenlands und Italiens – zu ratifizieren

und umzusetzen. Parallel hierzu soll auch auf eu-

ropäischer Ebene die Bundesregierung dazu auf-

gefordert werden, größeren Druck auf den Euro-

päische Rat (ER) auszuüben, um eine systemati-

sche Ratifizierung  der Konvention in der ganzen

EU durch die Ermächtigung des ERmöglich zuma-

chen.

• sich – ihrer Vorbildrolle annehmend– entschieden

dafür einzusetzen, in Bundestag und Länderpar-

lamenten Maßnahmen einzubringen und umzu-

setzen, die eine gewalt- und belästigungsfreie Ar-

beitswelt für Arbeitnehmende ermöglichen.

• In diesem Rahmen das Dunkelfeld in den Blick zu

nehmen und im Rahmen der zuvor beschriebenen

Vorbildrolle in Bundestagund Länderparlamenten

systematische und geschlechtssensible Datener-

hebungssysteme zu entwickeln, die der Einrich-

tung oder Weiterentwicklung von Zielgruppen-

zentrierten Hilfs-, Informations- und Beratungs-

angeboten dienen, einschließlich eines internen,

parteiübergreifenden Meldesystems.

• die derzeit gesetzlich vorhergesehenen Fristen

entsprechend der Lehren der #MeToo-Debatten so

zu erweitern, dass Personen, die von sexueller Be-

lästigung oder geschlechtsspezifischer Gewalt be-

troffen sind, auch tatsächlich die Möglichkeit ha-

ben, ihre Ansprüche geltend zu machen.

• eine Gesetzesänderungsinitiative einzubringen,

sodass Betroffene künftig auch gemeinsam kla-

gen dürfen.

• im Rahmen eines Pilotprojekts evidenzbasierte

und Zielgruppen-spezifische Informations- und

Beratungsmechanismen mit Fokus auf die Ar-

beitswelt zu entwickeln oder bestehende Mecha-

nismen zu ergänzen, bei denen sich Arbeitgeben-

de wie Betroffene niedrigschwellig informieren

und beraten lassen können, sowie über die aktu-

elle Rechtslage aufklären lassen können. Dies gilt

mit dem besonderen Ziel, das bestehende gravie-

rende Information Gap zu sexueller Belästigung

und sexualisierter Gewalt in der Arbeitswelt zu
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schließen.

Begründung

 

Mit Beginn der #MeToo-Debatte im Jahr 2017 sind die

Themenfelder sexuelle Belästigung und geschlechts-

spezifischeGewalt amArbeitsplatz auch inDeutschland

zum zentralen Gegenstand der öffentlichen Debatte ge-

worben und haben Aufmerksamkeit für das Sujet gene-

riert. Die von der Internationalen Arbeitskonferenz (ILO)

am 21. Juni 2019 verabschiedete Konvention 190 wird

in diesem Kontext als historischer Meilenstein gesehen.

Sie gilt weithin als wahrscheinlich weitreichendste Vor-

schrift zu Arbeitsstandards, die je von der ILO verab-

schiedet wurden, und  betont das Recht jeder*s Einzel-

nen auf eine Arbeitswelt frei von Gewalt und Belästi-

gung. Das schließt nach Artikel 1 der Konvention auch

die erste weltweit gültige Definition von geschlechts-

spezifischer Gewalt am Arbeitsplatz ein:

 

„Im Sinne dieses Übereinkommens a) bezieht sich der

Begriff „Gewalt und Belästigung“ in der Arbeitswelt

auf eine Bandbreite von inakzeptablen Verhaltenswei-

sen und Praktiken oder deren Androhung, gleich ob es

sich umein einmaliges oder einwiederholtes Vorkomm-

nis handelt, die auf physischen, psychischen, sexuellen

oder wirtschaftlichen Schaden abzielen, diesen zur Fol-

ge haben oder wahrscheinlich zur Folge haben, und um-

fasst auch geschlechtsspezifische Gewalt und Belästi-

gung; b) bedeutet der Begriff „geschlechtsspezifische

Gewalt und Belästigung“ Gewalt und Belästigung, die

gegen Personen aufgrund ihres Geschlechts gerichtet

sind oder von denen Personen eines bestimmten bio-

logischen oder sozialen Geschlechts unverhältnismäßig

stark betroffen sind, und umfasst auch sexuelle Belästi-

gung.“

 

Der Schutzbereich der Konvention bezieht sich dabei

nicht nur auf den Arbeitsplatz allein, sondern auf die

Arbeitswelt generell, hat der Konvention folgend nicht

nur Gewalt am Arbeitsplatz selbst Auswirkungen auf

die Arbeitswelt. Die Konvention betont so zum Bei-

spiel auch die Verantwortung des Arbeitgebenden, Ar-

beitnehmer*innen vor den Folgen häuslicher Gewalt

zu schützen. Vom Anwendungsbereich der Konvention

werden neben formellen überdies auch informelle Ar-

beitsverhältnisse abgedeckt.

 

Die Ratifizierung der ILO-Konvention stellt in diesem

Kontext einen wesentlichen Schritt hin zu einer ge-

waltfreien Arbeitswelt dar. Um Arbeitsbedingungen für

von geschlechtsspezifischer Gewalt und sexueller Be-

lästigung betroffenen Menschen wirklich und nachhal-

tig zu verbessern, muss die Deutsche Bundesregierung

die Konvention allerdings ratifizieren und in nationales
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Recht umsetzen. Hierzu ist – weil europäische Rechtsin-

halte betroffen sind – jedoch die Ermächtigung durch

den ER notwendig, die derzeit noch von einigen Mit-

gliedstaaten blockiert wird.

 

Dabei handelt es sich nicht nur um ein rechtliches,

sondern auch um ein Informations- und Beratungspro-

blem: So gibt die Hälfte der befragten Beschäftigten

laut der aktuelle „Leitfaden für Beschäftigte, Arbeitge-

ber und Betriebsräte“ der Antidiskriminierungstelle des

Bundes (2021) an, am Arbeitsplatz eine nach dem Allge-

meinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) verbotene se-

xuelle Belästigung selbst erlebt zu haben. Im Kontrast

hierzu steht der Umstand, dass trotz bestehender Be-

ratungsmechanismus mehr als 80 Prozent der Befrag-

ten nicht wussten, dass Arbeitgebende dazu verpflich-

tet sind, ihre Beschäftigten aktiv vor sexueller Belästi-

gung zu schützen. Entsprechend wenige Präventions-

und Schutzmaßnahmen sind den Befragten laut des

Leitfadensbekannt: „Jede zweite Personhat angegeben,

überhaupt keine Maßnahmen zu kennen, die im eige-

nen Unternehmen gegen sexuelle Belästigung ergriffen

wurden. Insgesamt fehlt es an InformationenüberMaß-

nahmen zur Durchsetzung eines aktiven Schutzes vor

sexueller Belästigung am Arbeitsplatz.“
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Antrag F-02

ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an den Parteivorstand

Partnerschaftliche Kindererziehung durch eine Reform des Elterngeldes sowie angrenzender Politikbereiche stärken
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• Bestehende familienpolitische und sozialpoliti-

sche Maßnahmen im Rahmen eines evidenzba-

sierten Pilotprojektes daraufhin zu überprüfen, in-

wiefern diese den Fortbestand der geschlechter-

spezifischen Arbeitsteilung absichern und damit

einer partnerschaftlichen Familienphase im Weg

stehen. Dies gilt auch mit Bezug auf benachbarte

Politiksujets wie der Arbeits- und Sozialpolitik.

• Die erreichten familienpolitischen Erfolge bei der

Beteiligung von Vätern offensiv als Investitionen

in den Berufsweg und Karrierechancen der Müt-

ter zu kommunizieren und die Idee einer partner-

schaftlichen Aufteilung von Kindererziehung und

Haushaltsführung kulturell zu verankern. Dies

schließt im Rahmen von geschlechtsspezifischem

Förder- und Entwicklungsmaßnahmen für Frauen

auch in der Arbeitswelt, etwamit Blick auf den Be-

rufswiedereinstieg, mit ein.

• Sich zu einem symmetrischen Elterngeld-

Grundmodell zu bekennen, in dem vorgesehen

ist, dass beide Elternteile die gleiche Anzahl von

Elternmonaten nehmen. Auf dem Weg dorthin

sollten die partnerschaftlich nutzbaren Eltern-

geldmonate („Partnermonate“) schrittweise

erhöht werden. In diesem Zuge sollten auch die

Partnerschaftsbonus-Monate in den Blick genom-

men werden. Gegebenenfalls sollte mit Bezug

auch letztere klare zielorientierte Nutzungsbedin-

gungen formuliert werden, die die Vermeidung

längerer Nichterwerbstätigkeit von Müttern in

den Blick nimmt.

• Bestehende Informations- und Beratungsangebo-

te auszuweiten, über die die Vorteile der Väter-

beteiligung am Elterngeld stärker beworben wer-

den, und gleichzeitig Arbeitgebende über die Vor-

teile zum Beispiel von phasenweiser Teilzeitar-

beitsmöglichkeiten spezifisch für Väter informiert

und beraten werden, um die kulturelle Akzeptanz

ebendieser zu erhöhen. Dies schließt die weitere

Normalisierung der Beteiligung von Vätern am El-

terngeldunddieWeiterentwicklungdeshiermit in

Verbindung stehenden Leitbildes ein.

• Einkommenseinbuße beim Bezug von Elterngeld,

gerade für den – meist männlichen – besserver-

dienenden Elternteil zu begrenzen. Dies schließt

insbesondere die Schließung der Gender Pay Gaps

und die stabile und kontinuierliche Erwerbsinte-
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gration von Frauen ein.

• Den Zugang von Eltern mittleren und niedrigen

Einkommens zu Elterngeld, kurzfristig auch durch

eine (dynamische) Anhebung des Mindestbetrags

des Basiselterngelds, sowie eine stärker bedarfs-

gerechte Förderung für Familien mit mehreren

kleinen Kindern.

• FamilienpolitischeMaßnahmenauchmit Blick auf

die folgenden Lebensjahre des Kindes in den Blick

zu nehmen und bestehende Unterstützungslü-

cken für Elternmit Kindern im Schulalter zum Bei-

spiel durch ein „Elterngeld Jugend“ zu schließen.

Begründung

 

Das im Jahr 2007 eingeführte Elterngeld ist eine von

Deutschlands erfolgreichsten und beliebtesten famili-

enpolitischen Leistungen: So hatten vor der Einführung

des Elterngelds der Anteil der Väter jahrelang stagniert

und nur drei Prozent der Väter damals das sogenannte

Erziehungsgeld in Anspruch genommen. Dies hat sich

inzwischen geändert. Laut aktueller Zahlen nahmen im

Jahr 2019 nunmehr 43 Prozent der Väter das Elterngeld

in Gebrauch, heute sind es vermutlich noch mehr Väter.

 

Dem Anschein nach also eine kleine familienpolitische

Kulturrevolution. In Wissenschaft und Medien werden

jedoch jüngst Stimmen laut, die zwar die große Rele-

vant des Elterngelds als familienpolitische Maßnahme

betonen, aber Reformen fordern. Bis hin zu strukturel-

lem Wandel im Bereich Geschlechtergerechtigkeit und

die von Gesetzgebenden intendierte Erhöhung der Er-

werbstätigkeit von Müttern sei es weiterhin ein wei-

ter Weg. So ist der Anteil an Familien, in denen alleine

die Mutter Elterngeldmonate in Anspruch nimmt, sta-

tistisch immer noch am größten. Nehmen beide Eltern

das Elterngeld in Anspruch, nehmen die meisten Väter

nur das gesetzlich vorgeseheneMinimum von zwei Mo-

naten.

 

Auch bleiben die Auswirkungen von Elternzeit auf den

Arbeitsmarkterfolg von Frauen gravierend, so etwa mit

Blick auf das Berufsprestige von Frauen – ganz im Ge-

gensatz zu der Karriere vonMännern, diemit der Eltern-

zeit von Männern keinen Schaden nimmst, sondern so-

garmit Berufsprestige verbunden ist. Gleichzeitig bleibt

die Hauptlast bei Kinderbetreuung und Hausarbeit wei-

terhin bei Frauen.

 

Die Friedrich Ebert Stiftung (FES, 2022) folgert in ihrer

jüngsten Studie, dass „wir trotz allen Errungenschaf-

ten auch 2022 von einer egalitären Arbeitsteilung und

gleichberechtigten Nutzung des Elterngeldes weit ent-

fernt sind.“Maßnahmen, die denderzeitigenHerausfor-

derungen wirksam entgegenwirken sollen, nimmt die
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Bundesregierung bereits in den Blick: so hat sie sich für

das Jahr 2030 zum Ziel gesetzt, dass 65 Prozent aller Vä-

ter Elterngeld in Anspruch nehmen sollen. Auch die FES

spricht konkrete Empfehlungen für Reformen aus, die

auf eine „stärkere partnerschaftliche Aufteilung der El-

terngeldmonate“ abzielen und die auch kulturell veran-

kertwerdenmüssten – in Familienhaushaltenwie in der

Arbeitswelt: So bestehe großer Nachholbedarf mit Blick

auf  den beruflichenWiedereinstieg von Frauen und be-

ruflichen Förder- und Entwicklungsmöglichkeiten von

Frauen in der Arbeitswelt verknüpft.
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Antrag F-03

UB Köln

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Reform für ein zeitgemäßes Familienrecht dringend
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Der Parteitag der NRWSPDmöge beschließen

 

Weiterleitung SPD- Bundesparteitag

 

I.

Das geltende Familienrechtwird seit langemnichtmehr

der gesellschaftlichen Wirklichkeit gerecht. Abgesehen

von der Neufassung des Vormundschafts- und Betreu-

ungsrechts (1.1.2023) fanden die letzten Reformen 1998

imKindschaftsrechtund2008 imUnterhalts-,Güterund

Versorgungsausgleichsrecht statt.

 

In der Zwischenzeit haben sich Familienformen diversi-

fiziert und sind deutlich vielfältiger geworden. Mittler-

weile werden in Deutschland über ein Drittel der Kin-

der außerhalb der Ehe geboren. Nichteheliche Lebens-

gemeinschaften mit Kindern sind somit eine weit ver-

breitete Familienform geworden. Daneben finden sich

Patchworkfamilien, Familienmit gleichgeschlechtlichen

Eltern, Adoptions- und Pflegefamilien sowie die große

Anzahl von Familien mit getrennten Eltern.

 

Vor diesem Hintergrund hatte schon die damalige SPD-

Familienministerin Katarina Barley 2017 unter der Über-

schrift „Gemeinsam getrennt erziehen“ den Anstoß

zu einer Modernisierung des Familienrechtes gegeben.

Auch eine Vielzahl von Fachleuten fordert nachdrücklich

eine Reformierung des bestehenden Familienrechts ein.

Dies gilt vor allem für die große Zahl von Trennungsfa-

milien.

In einem Drittel aller Familien mit Kindern bis zum 18.

Lebensjahr kommt es jährlich zu einer elterlichen Tren-

nung. Davon sind mehr als 180.000 Kinder betroffen,

die derzeit überwiegend nur bei einem der beiden El-

tern aufwachsen (meist bei den Müttern). Folglich ist

der Kontakt mit dem anderen Elternteil stark reduziert

oder geht sogar ganz verloren.

 

Andererseitswünschen sich viele dieser Eltern eine stär-

ker anteilige Aufteilung von Kinderbetreuung, Familien-

arbeit und Berufstätigkeit. Denn die überwiegend be-

treuenden Eltern tragen erhöhte - nicht nur zeitliche -

Belastungen (z.B. höhere Gesundheitsrisiken) und sind

an beruflicher sowie sozialer Teilhabe (verbunden mit

größerem Armutsrisiko) eingeschränkt. Viele der nicht

betreuenden Eltern fühlen sich andererseits in ihrer El-

ternrolle abgewertet und leidenunter demmangelnden

Streiche Zeilen 49-58

 

Streiche in Zeile 81:

 

oder Feststellung

 

Streiche Zeilen 71-74

 

Ersetze in Zeile 102 “nur” durch:

 

überwiegend

 

Streiche in Zeile 103:

 

einziges

 

Ergänze in Zeile 163:

 

Dafür braucht es entsprechend mehr Richterinnen und

Richter die angeworben werden müssen.

 

Streiche Zeilen 180-183

 

Ersetze Zeilen 186-197 durch:

 

Der Sprachgebrauch im Familienrecht soll zeitgemäß,

verständlich und versöhnend gestaltet werden.
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Kontakt zu ihren Kindern.

Für Kinder bringt Alleinerziehung erhöhte Entwick-

lungsrisiken und vermehrten Bedarf an Hilfen zur Erzie-

hung mit sich.

Diese Erkenntnisse wurden leider bisher gesetzgebe-

risch nicht aufgegriffen, geschweige denn umgesetzt.

Auch die imKoalitionsvertrag formulierten Ziele reichen

nicht aus; zudem sind bisher öffentlich auch hier kei-

ne Umsetzungsschritte erkennbar. So ist auch nicht be-

kannt, ob und gegebenen falls wie weit an einem Ge-

setzentwurf für eine Reformnovelle gearbeitet wird.

 

Wir fordern deshalb Bundesvorstand und Bundestags-

fraktion auf, eine entsprechende Gesetzesinitiative zur

Reform des Familienrechts noch innerhalb der laufen-

den Legislaturperiode von der Regierung einzufordern,

imVerweigerungsfall selbst voranzubringen bzw. einzu-

leiten.

 

Kernaufgaben eines sozialdemokratischen Familien-

rechts sollten dabei sein, zumeinen die im aktuellenGe-

setz bestehende Ungleichbehandlung zwischen nicht-

ehelichen und ehelichen Lebensgemeinschaften sowie

zwischenMüttern und Vätern zu beseitigen. Zum ande-

ren sollte das Familienrecht am Leitbild der Kooperati-

on auch getrennter Eltern ausgerichtet werden, anstatt

diese in Konfrontationssituationen zu führen.

 

II.

Bei der Reform des Familienrechts sollen insbesondere

folgende Elemente Eingang finden:

 

1. Elterliche Sorge

• Nach Anerkennung oder Feststellung der Vater-

schaft steht beiden Eltern von Gesetzes wegen

die elterliche Sorge zu. Es bedarf hier einer grund-

rechtlichen Gleichstellung des Vaters, der bisher

nur auf Antrag oder mit Zustimmungserklärung

der Mutter das Sorgerecht erhält. Die richterliche

Überprüfung steht derMutter imRahmender Kin-

deswohlprüfung bei Bedenken ihrerseits - unter

Einschluss des Verhaltens der Eltern untereinan-

der - weiterhin offen.

 

• Als weiteres Betreuungsmodell nach einer elter-

lichen Trennung sind im Kindschaftsrecht - sowie

in angrenzenden Rechtsgebieten (Melderecht, So-

zialrecht, Steuerrecht, Jugendhilferecht) - Formen

„anteiliger Betreuung“ durch beide Eltern recht-

lich darzustellen.

 

• Das bestehende Familienrecht gestaltet in seinen

Regelungen zur gemeinsamen elterlichen Sorge,

zum Unterhalt sowie zum Zusammenleben mit

denKindern rechtlichbisher nur das „Residenzmo-
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dell“ als einziges familiäres Lebensmodell nach ei-

ner Elterntrennung aus. Dies soll umdie rechtliche

Ausgestaltung von Formen anteiliger Betreuung

erweitertwerden.Dabei sollen Familiendas für sie

passende im Recht abgebildete Betreuungs- und

Lebensmodell auswählen können.

 

2. Unterhalt

• Es soll gesetzlich klargestellt werden, dass beim

Kindesunterhalt eine anteilige Betreuung durch

beide Eltern zu berücksichtigen ist. Gleichzeitig

sind bestehende Einkommensunterschiede zwi-

schen den Eltern ebenfalls zu berücksichtigen. Für

eine faire Berechnung ist das individuelle Einkom-

men beider Eltern sowie ihre jeweiligen Betreu-

ungsanteile zu Grunde zu legen. Der Kindesunter-

halt ist entsprechend quotal zur Einkommenshö-

he und quotal zum Betreuungsanteil zu berech-

nen.

 

• Entscheiden sich die Eltern bei Trennung dafür, die

Kinder paritätisch zubetreuen, dürfen sie nicht die

Kindesunterhaltszahlungen imgegenseitigen Ein-

vernehmen aufheben, sondern sind verpflichtet,

den Kindesunterhalt quotal nach ihren jeweiligen

Einkommensverhältnissen zu leisten. Damit soll

vermiedenwerden, dass dieses Betreuungsmodell

zu EinsparungenvonUnterhaltszahlungengegen-

über den Kindern missbraucht wird. Ein Verzicht

zu Lasten der Kinder ist auch imEinvernehmender

Eltern unzulässig. Die hierzu gängige Rechtspre-

chung des BGH und der Obergerichte soll gesetz-

lich verankert werden, um Klarheit herzustellen.

 

• Nach der Trennung sollen verheiratete und

nichtverheiratete Eltern, die gemeinsame Kin-

der überwiegend betreuen, beim Anspruch auf

Betreuungsunterhalt gleichgestellt werden. Es

soll klargestellt werden, dass der Betreuungsun-

terhalt sich am Sachverhalt der Betreuung des

Kindes orientiert und nicht an dem persönlichen

Familienstand.Derzeit wird bei verheirateten

Eltern die Höhe des Betreuungsunterhalts auf der

Grundlage des gesamten Familieneinkommens

bemessen. Bei nichtverheirateten Eltern wird

nur das Einzeleinkommen des überwiegend

betreuenden der beiden Eltern zu Grunde gelegt.

Verheirate und nicht verheiratete Eltern werden

dadurch im Hinblick auf die Höhe des Anspruchs

ungleich behandelt.

 

3. Konfliktlösung

• In familiengerichtlichen Verfahren von Paarenmit

Kindern soll vorab die Möglichkeit der Durchfüh-

rung eines gerichtlichen Mediationsverfahren an-
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geboten werden, um möglichst im Vorfeld Eini-

gungen über familienrechtliche Regelungen zu er-

zielen und lange gerichtliche Auseinandersetzun-

gen zu vermeiden. Dazu sollte eine staatlich bezu-

schusste Mediationskostenhilfe eingeführt wer-

den.

 

• Schon im Vorfeld einer Trennung sollen Eltern

und Familien umfassende Beratung im Hinblick

auf die Trennungsfolgen und eine konstruktive

Gestaltung des Familienlebens nach einer Eltern-

Trennung erhalten. Darin sollen auch finanzielle

Fragenmit eingeschlossen sein. Für eine solche in-

tegrierte Beratung sollte ein Rechtsanspruch im

Jugendhilferecht geschaffen werden.

• Bei den Jugendämtern und in der Jugendhilfe sol-

len verbindliche Qualitätsstandards für die Bera-

tung und Intervention bei elterlichen Trennungen

eingeführt und evaluiert werden, ähnlich wie es

bereits bei den „Frühen Hilfen“ und beim „Kinder-

schutz“ erfolgreich der Fall ist.

 

• Den Familiengerichten muss es kraft Gesetzes er-

möglicht werden, unversöhnlich streitende Eltern

zur Teilnahme an Elternkursen und Familienbera-

tung per Auflage zu verpflichten.

 

4. Sprachgebrauch im Familienrecht

• Ungleichbehandelnde, streitfördernde und nicht

mehr zeitgemäße sprachliche Formulierungen

wie „Umgang“, „Sorgerecht“ und „Elternteil“

sollen aus dem Sprachgebrauch im Familienrecht

gestrichen werden. Anstelle von „Umgang“ und

„Umgangsregelung“ sollte von „Zusammenle-

ben mit dem Kind“, „anteiliger Betreuung“ oder

„alternierender Betreuung“ gesprochen werden;

anstatt von „elterlichem Sorgerecht“ von „elter-

licher Sorgeverantwortung“. Eltern sollten nicht

als „Elternteile“, sondern als „Elternpersonen“

angesprochen werden.

 

5. Weiterentwicklung der amtlichen Statistik

• Als wichtige Informationsquelle für die Sozialpla-

nung und für politische Entscheidungen muss die

amtliche Statistik die tatsächlicheVielfalt der heu-

tigenFamilienformenerfassenundabbilden.Hier-

zu ist notwendig, neben überwiegend betreuen-

den Eltern auch die tatsächliche Zahl der Alleiner-

ziehenden anzugeben.

 

• Daneben müssen auch haushaltsübergreifende

Lebenszusammenhänge von Familien getrenn-

ter Elternmit anteiligenBetreuungsarrangements

sowie die Anzahl derjenigen Eltern, die von ihren

Kindern getrennt leben, miterfasst werden.
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Antrag F-04

ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Internationaler Frauentag

1
2
3
4
5
6
7
8
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19
20
21
22
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Die Landeskonferenz sozialdemokratischer FrauenNRW

beauftragt die o.g. Adressat:innen künftig dafür Sorge

zu tragen, am Internationalen Frauentag, dem 8. März

jeden Jahres, keine parteipolitischen Veranstaltungen

undGremiensitzungen stattfinden zu lassen und der in-

ternationale Frauentag am 08.März soll zum gesetzli-

chen Feiertag in NRW erklärt werden.

Begründung

 

Der Internationale Frauentag am 8. März gehört allen

Frauen und allen Feminist:innen, die sich für die Ge-

schlechtergerechtigkeit einsetzen.

Bundesweit werden für diesen Tag spezielle Programme

ausgearbeitet und vielfältige Veranstaltungen durch

Kommunen, Träger und Verbände organisiert und

durchgeführt. Parteipolitische Termine, die auf diesen

Tag fallen, können die Teilnahme daran verhindern.

Als feministische Partei ist es folglich wichtig, auch hier

ein Zeichen der Solidaritätmit Frauen zu setzen und die-

sen Tag ihnen zu schenken, indem dafür Sorge getragen

wird, dass am8.März keine Sitzungenundweiterenpar-

teipolitischen Termine stattfinden.
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Antrag F-05

OV Sankt Augustin

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an den Parteivorstand

Elterngeld anheben – Familien stärken

1
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4
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8
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35
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DieBundesregierungwirdaufgefordert, denMindestbe-

trag sowie den Höchstbetrag des Elterngeldes an die In-

flationsentwicklung anzupassen und zukünftig eine In-

flationsindizierung vorzusehen.

Begründung

 

Das Elterngeld wurde zum 01. Januar 2007 eingeführt.

Seitdem existiert der Mindestbetrag von 300,- EUR so-

wie der maximale Höchstbetrag von 1.800,- EUR an El-

terngeld für die maximale Bezugszeit von 12 Mona-

ten + 2 Partnerschaftsmonate. Mit dem ElterngeldPlus

wurden zudem Hinzuverdienstmöglichkeiten geschaf-

fen.Trotz aller Reformenseit der Einführungwurdenwe-

der der Mindestbetrag noch der maximale Betrag ange-

passt. Insbesondere die Inflationsentwicklung der Jah-

re 2022 und 2023 macht eine Anpassung beider Beträge

nötiger denn je.

 

Gemäß den Angaben des Statistischen Bundesamtes

beträgt der Verbraucherpreisindex für das abgeschlos-

sene Jahr 2022 110,2 (Basisjahr 2020: 100,0). Der pro-

gnostizierte Vebraucherpreisindex liegt bei 115,9 für das

laufende Kalenderjahr 2023. Bezogen auf das Basisjahr

2020 liegt der Verbraucherpreisindex für das Einfüh-

rungsjahr des Elterngeldes 2007 bei 84,7. Die Preisstei-

gerungen der Jahre 2007 – 2020 entsprechend damit in

etwa den Preissteigerungen von 2020 – 2023.

 

Bezogen auf den Mindestbetrag sowie den Maximalbe-

trag des Elterngeldes bedeutet dies einen drastischen

Kaufkraftverlust für die Familien.

 

Der Mindestbetrag des Elterngeldes müsste demnach

heute bei 410,- EUR liegen, um der Kaufkraft von 2007

gemessen am Verbraucherpreisindex zu entsprechen.

Der Höchstbetrag demzufolge bei 2.460,- EUR. Bei die-

sen Beträgen würde lediglich der Inflationsausgleich

seit Einführung auf Basis des statistischenWarenkorbes

stattfinden. Eine Erhöhung des Elterngeldes wäre dies

damit faktisch nicht.
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Antrag F-06

UB Bielefeld

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Gewaltpräventive Institutionen zur Bekämpfung von geschlechtsspezifischer Gewalt an Frauen* und Mädchen* fördern

1
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Frauen*häuser, sowie Beratungs- und Interventionsstel-

len sind unverzichtbare Institutionen für die aktive Be-

kämpfung von geschlechtsspezifischer Gewalt an Frau-

en* und Mädchen*. Allerdings wird die Arbeit dieser ge-

waltpräventiven Einrichtungen zunehmend durch den

akuten Personalmangel und fehlende Räumlichkeiten

erschwert. Eine Ursache für diesen Zustand liegt in der

chronischenUnterfinanzierung dieser Institutionen. Die

unmittelbare Konsequenz,welche sich hieraus gestaltet

ist, dass gewaltbetroffene Frauen* und Mädchen* im-

mer weniger zeitnahe Unterstützungsangebote erhal-

ten sowiemit einemPlatz in einer Schutzunterkunft ver-

sorgt werden.

 

Gegenwärtig wird jede dritte Frau* in Deutschland ein-

mal in ihrem Leben Opfer von Gewalt. Gleichzeitig ist

zu beobachten, dass die Anzahl der Betroffenen von

häuslicherGewalt kontinuierlichamSteigen ist.Weswe-

gen eine Förderung von Interventionsstellen von Nöten

ist. Diese spielen eine zentrale Rolle in der kurzfristigen

Krisenintervention, da Mitarbeiter:innen nach polizeili-

chen Einsätzen aufgrund von häuslicher Gewalt, Kon-

takt mit den Betroffenen und ihren Angehörigen auf-

nehmen, um sie zu unterstützen und zu beraten. Über-

dies hinaus helfen sie Gewaltbetroffenen bei der Ver-

mittlung anweiterführende Schutzeinrichtungen sowie

psychologische und juristische Beratungen.

 

Damit jedoch gewaltbetroffene Frauen* und Mädchen*

möglichst zeitnah mit einer sicheren und geschützten

Unterkunft versorgt werden können, werdenmehr Plät-

ze in Frauen*häusern benötigt. Unter Berücksichtigung

der Vorgaben der Istanbuler Konvention fehlen gegen-

wärtig in NRW mehr als 1.000 Plätze in Frauen*häu-

sern. Zusätzlichmangelt es an barrierefreienUnterkünf-

ten für schutzsuchende Frauen* und Mädchen* mit Be-

hinderung. Ebenfalls ist zu beobachten, dass eine höhe-

re Anzahl von Kindern bei Gewaltbetroffenen die Un-

terbringung in einem Frauen*haus erschwert. Weswe-

gen auch an dieser Stelle weiter nachgebessert werden

muss.

 

Nicht außer Acht zu lassen ist der akute Personalman-

gel, welcher sowohl in Interventionsstellen als auch in

Frauen*häusern anzutreffen ist. Daher ist die Erhaltung

des bestehenden Personals, als auch dieNeuanwerbung

vonMitarbeiter:innenessentiell, damit Schutzsuchende
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ausreichend versorgt werden können.

Die BundesrepublikDeutschlandhat sich zur Einhaltung

der Istanbul Konvention verpflichtet,Maßnahmenzuer-

greifen, geschlechtsspezifische Gewalt an Frauen* und

Mädchen* umfassend zu bekämpfen.

 

Zuständig für die Umsetzung sind die Bundesländer.

Aufgrund dessen fordern wir gegenüber dem Land

NRW:

• Eine stärkere finanzielle Förderung von bestehen-

den Frauen*häusern sowie Beratungs- und Inter-

ventionsstellen gegen häusliche Gewalt

• Den Ausbau von Frauen*häusern sowie

Beratungs- und Interventionsstellen

• DieMiteinplanung vonBarrierefreiheit bei der Pla-

nung von neuen Frauen*häusern und weiteren

Schutzunterkünften

• Die Förderung von Barrierefreiheit in bereits

bestehenden Frauen*häusern sowie weiteren

Schutzunterkünften

• Maßnahmen zur Bekämpfung des Personalman-

gels in Frauen*häusern und Interventionsstellen
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Antragsbereich 09: Gesundheitspolitik (G)

Antrag G-01

AG 60plus NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Entwicklung einer EXIT-Strategie für die private Krankenversicherung aus der Krankenvollversicherung

1
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Die SPD wird aufgefordert, eine EXIT-Strategie für die

private Krankenversicherung aus dem Krankenversiche-

rungsvollgeschäft zu entwickeln. Ziel ist es, die Entwick-

lung einer „Bürgerversicherung“ voranzubringen und

die Krankenversicherung in diesem Sinne weiterzuent-

wickeln, auch wenn dies kein aktuelles politisches Vor-

haben der neuen Bundesregierung ist. Dabei wird der

Einfluss der Digitalisierung auf die zukünftige Entwick-

lung der Krankenkassen genutzt.

Begründung

 

Der digitale Wandel und der medizinisch-technische

Fortschritt führen zu grundständigen Veränderungen

in der Organisation der Gesundheitsversorgung. Die

im ambulanten Bereich vor hundert Jahren entstan-

denen ärztlichen Vergütungssysteme „Einheitlicher Be-

wertungsmaßstab (EBM)“ für gesetzlich Krankenversi-

cherte (GKV) und „Gebührenordnung Ärzte (GOÄ)“ für

privat Versicherte (PKV) werden mittel- und langfristig

hinfällig. Die Digitalisierung wird den Betreuungsver-

kehr zwischen Spezialisten und Generalisten über un-

terschiedlicheVersorgungsbereichewie z.B.mit demvir-

tuellen Krankenhaus in Interaktion mit den Patient*in-

nen neu regeln, womit auch alte PKV-Privilegien entfal-

len. Da die Ärzteschaft für privat Versicherteweitaus hö-

here Honorare abrechnen kann als für gesetzlich Kran-

kenversicherte, hat der Widerstand der Ärzteschaft seit

je her die Einführung einer Bürgerversicherung maß-

geblich verhindert. Diesen Widerstand wird die Digita-

lisierung „auflösen“.

 

Rund 90% der Bevölkerung in Deutschland sind seit den

1970er Jahren gesetzlich krankenversichert, rund 10%

privat. Faktisch besteht bereits seit einigen Jahrzehn-

ten eine Bürgerversicherung, eine „Umkehrung“ der

Verhältnisse ist ausgeschlossen. Die gesetzliche Kran-

kenversicherung ist von Beginn an als Partner der Ge-

meinsamen Selbstverwaltung die tragende und gestal-

tende Säule des Gesundheitssystems, da die gesetz-

lichen Krankenkassen Verträge mit den Leistungser-

bringern verhandeln. Die PKV verfügt historisch be-

dingt über keinerlei Systemgestaltungskompetenz, da

sie nur Verträge mit den Patienten (Versicherten) ab-

schließt. In der Zeit vor der Digitalisierung reichte es

für PKV-Unternehmen aus, lediglich Arztrechnungen zu

bezahlen und keine systemgestaltenden Aufgaben zu
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übernehmen und stattdessen im Qualitätswindschat-

ten der GKV zu fahren. Ihre mit der GKV vergliche-

nen nahezu doppelt so hohen Verwaltungskosten setzt

die PKV in den Vertrieb für Abschlussaufwendungen.

Durch die Digitalisierung wie auch durch neue An-

forderungen an das Management der Versichertenver-

sorgung, werden PKVen das Krankenversicherungsge-

schäft nicht mehr wie in den letzten 100 Jahren als

einfachen Schadensfall ähnlich einer Unfall- oder Haft-

pflichtversicherung abwickeln können. Dies betrifft ins-

besondere den Anschluss an die Telematikinfrastruk-

tur. Von den 50 PKV-Unternehmen bieten heute 36 ei-

ne Krankenvollversicherung an, 14 Zusatzversicherun-

gen3. Fünf PKV-Unternehmenmit jeweils mehr als über

500.000 Versicherten stellen zusammen 60% des PKV-

Vollversichertenbestandes. D.h., ein Großteil der PKV-

Unternehmen wird die notwendigen Investitionen und

die Umstellung des Geschäftsmodells nicht finanzie-

ren können oder wollen, da es sich oftmals um klei-

ne Versichertenbestände handelt (zwischen 10.000 und

500.000 Versicherten). Neben der Veränderung durch

dieDigitalisierung tragenauchdie Problemeder PKVam

Kapitalmarkt sowie die Einführung der pauschalierten

Beihilfe dazu bei, dass die PKV langfristig als Vollversi-

cherer ausscheidet.

 

Seit längerem liegen viele Gutachten zu den unter-

schiedlichenAspekten einer Systemharmonisierung vor,

die zu einer Gesamt-EXIT-Strategie entwickeln wer-

den sollen. Für die privaten Krankenversicherer braucht

es zwei Optionen für die Zukunft: 1. EXIT: Aufgabe

des Krankenversicherungsvollgeschäftes, 2. TRANSFOR-

MATION zu einem Krankenversicherer, der unter GKV-

Rahmenbedingungen tätig ist.
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Antrag G-02

UB Duisburg

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Bundestagsfraktion

Aktualisierung der Bedarfsplanungs-Richtlinie für die Niederlassung von Ärzt*innen und Psychotherapeut*innen unter

Berücksichtigung der sozioökonomischen Bedingungen
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• Die ASG-Duisburg fordert die Partei und die

Bundestagsfraktion auf zu veranlassen, statt der

schrittweisen Anpassung der Bedarfsplanungs-

Richtlinie für die Sonderregion Ruhrgebiet diese

für Duisburg und Städte in vergleichbarer Situati-

on unmittelbar komplett anzugleichen, kleinräu-

miger (keine Kinderärzte in kinderreichen Stadt-

teilen) zu gestalten, die Verhältniszahlen jeweils

zeitnah an sich verändernde Bedarfe (z.B. Zuzug

kinderreicher Familien, AuswirkungenvonCorona,

Flucht, Krisen auf die Psyche) anzupassen und da-

bei zusätzlich sozioökonomische Aspekte stärker

zu berücksichtigen.

 

• Ergänzend werden die Partei und die Landtags-

fraktion aufgefordert über den Landesausschuss

zu erwirken, dass dieMöglichkeiten nach § 99 Ab-

satz 1 Satz 3 SGB V für die Berücksichtigung regio-

naler Versorgungsbesonderheiten genutzt wer-

den und außerdem Anreize (§ 105 SGB V) für

Niederlassungen in strukturschwachen Stadttei-

len mit erhöhtem Bedarf (hoher Arbeitslosenquo-

te, hohem Anteil an Migranten z.B. aus Südost-

europa und Flüchtlingen z.B. aus der Ukraine und

Menschen in prekären Lebensverhältnissen….) ge-

schaffen werden, wie sie teils bereits im ländli-

chen Raum vorgesehen sind.

 

• Die Partei, die Ratsfraktion und der Oberbürger-

meister werden aufgefordert von der KVNo (Kas-

senärztliche Vereinigung Nordrhein) detaillierte

stadtteilbezogene Zahlen für Haus- und Fach-

ärztinnen sowie Psychotherapeut*innen einzufor-

dern, ggf. von der Verwaltung eine Liste erstel-

len zu lassen und bei der KVNo / dem Landes-

ausschuss Anträge auf Sonderbedarf für Kinder-

ärzt*innen in Bruckhausen und Hochfeld (s. auch

Drucksache 20-0320 Ratsinformationssystem) zu

stellenund indiesemKontext z.B. auchdie Einrich-

tung kommunaler pädiatrischer MVZs (Medizini-

sche Versorgungszentren) zu prüfen, in jedem Fall

aber beim Verkauf von Grundstücken Einrichtun-

gen der Daseinsvorsorge wie Gesundheitseinrich-

tungenPriorität zugewährenund sogar gezielt für

deren Ansiedlung zu werben.
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Begründung

 

Der Zusammenhang zwischen Armut und höherem

Krankheitsrisiko ist gut untersucht und belegt. Dies

gilt ebenso für den Zusammenhang zwischen Bildungs-

chancen und Gesundheit, wobei Sprachbarrieren keine

geringe Rolle spielen.

Auch wenn für das gesamte Stadtgebiet die Arztdich-

te imWesentlichen den aktuellen Vorgaben entspricht,

kommt es gerade in Stadtteilen wie Marxloh und Hoch-

feld zu einer Unterversorgung.

 

Dies trifft Städte wie Duisburg mit einem hohen Anteil

an Menschen in prekären Lebensverhältnissen, hohem

Zuzug an Menschen aus Südosteuropa und aktuell vie-

len Flüchtlingen aus der Ukraine besonders.

Um unserem Ziel gleichwertige Lebensverhältnisse nä-

her zu kommen statt uns in einigen Stadtteilen weiter

davon zu entfernen, besteht dringender Handlungsbe-

darf.

 

Lange Wartezeiten und weite Wege zu Haus- und Kin-

der*ärztinnen, Psychotherapeut*innen sind nicht zu-

mutbar, insbesondere da auch im Rahmen der Kran-

kenhausplanung auf weitere Ambulantisierung gesetzt

wird.
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Antrag G-03

UB Duisburg

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Corona-App zum elektronischen Impfbuch weiterentwickeln
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Wir fordern die Erweiterung und Generalisierung der

Corona-App zumelektronischen Impfbuchweiterentwi-

ckeln.

Begründung

 

Die Corona-App läuft auf vielenHandysnoch immerund

war der erste Schritt, was eine bundesweit verfügbare

App leisten kann.

 

ImMärz 2023 soll die App gelöscht werden.

 

Wir fordern die Weiterentwicklung hin zu einer

Gesundheits-App die dann mittelfristig beispielsweise

das Impfbuch ersetzt oder ergänzt. Perspektivisch sollte

diese App europaweit einheitlich sein.

 

Automatische Benachrichtigungen wären möglich, so-

bald eine Auffrischung von Impfungen nötig ist. Reisen-

de könnten sich direkt informieren, welche Impfungen

empfohlenwerden. Zugleichwäre im Falle einer zukünf-

tigen Pandemie eine Infrastruktur vorhanden, umdirekt

dieMenschen zu informieren und zuwarnen. Aber auch

und gerade durch saisonale Krankheitswellen könnten

konkrete Tipps oder Handlungsanweisungen gegeben

werden.

 

Nicht zuletzt wäre es ein Beitrag zur Barrierefreiheit mit

der Möglichkeit der Mehrsprachigkeit.
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Antrag G-04

ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Defekte Kupferspirale von Eurogine – Betroffene endlich wirkungsvoll unterstützen!
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Der Landesparteitag möge beschließen:

 

• eine spezialisierte Informations- und Beratungs-

stelle für Gynäkolog*innen und Betroffene zu

schaffen, durch die Betroffene und Gynäko-

log*innen (1) systematisch über die fehlerhafte

Spirale informiert werden, (2) qualifizierte und

Betroffenen-zentrierte Beratung erfahren und

(3) im Rahmen einer Verweisberatung an qua-

lifizierte medizinische, psychologische und

(Verbraucherschutz-)rechtliche Unterstützungs-

möglichkeiten weitervermittelt werden.

• sich für die systematische Umsetzung der vom

BfArM beschlossenen Aufforderung an den Her-

steller einzusetzen, Frauenärzt*innenmittels Kun-

deninformationsschreiben dazu anzuhalten, die

Trägerinnen aktiv einzubestellen, um eine Aufklä-

rung sicherzustellen, die korrekte Lage des IUPs zu

prüfen und individuell die bestemedizinische Ent-

scheidung zu treffen.

• ein Hilfsprogramm ins Leben zu rufen, dass Be-

troffene bei der Finanzierung rechtlicher Schritte

gegen den Hersteller unterstützt, sollte eine De-

ckung der Kosten z.B. über eine Rechtschutzver-

sicherung nicht möglich sein und entsprechende

Kosten individuell getragen werden müssen.

• die Verbraucherzentralen in der Schaffung von

qualifizierten verbraucherrechtlichen Beratungs-

strukturen für Betroffene zu fördern und sich

für die Schaffung vergleichbarer Strukturen bei

der Unabhängigen Patientenberatung Deutsch-

land (UPD) einzusetzen.

Begründung

 

Bei der Kupferspirale des spanischen Herstellers Euro-

gine kommt es aufgrund von Produktionsfehlern ver-

mehrt zu Brüchen der waagerechten Seitenarme. An

kritischen Stellen der Seitenarme werden sogenann-

te Bariumsulfat-Agglomerate gebildet, die die Seiten-

arme spröde machen und zum Bruch führen können.

Die Folgen dieses Produktionsfehlers sind beträchtlich,

sie reichen vonBlutungenüberUnterleibsschmerzenbis

hin zu ungewollten Schwangerschaften sowie psycho-

logischen Belastungserscheinungen. Bei vielen betrof-

fenen Frauen liegt somit ein immaterieller, also nicht-

vermögensrechtlicher Schaden vor, der unter bestimm-
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ten Voraussetzungen als Schmerzensgeld geltend ge-

macht werden kann.

 

Bereits seit dem 28.09.2020 warnt das österreichische

Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen offizi-

ell vor einer möglichen „Gefährdung durch Intrauterin-

pessare (IUP) zur Schwangerschaftsverhütung des Her-

stellers Eurogine S.L.”, das deutsche Bundesamt für Arz-

neimittel und Medizinprodukte (BfArM) hält „im Ergeb-

nis der behördlichen Risikobewertung die eigenverant-

wortlich getroffenen korrektiven Maßnahmen des Her-

stellers nicht für angemessen. Wir halten es daher für

geboten, dass der Hersteller über seine bisherigenMaß-

nahmenhinausgehend, die Frauenärztinnen bzw. -ärzte

mittels Kundeninformationsschreiben dazu anhält, die

Trägerinnen aktiv einzubestellen, um eine Aufklärung

sicherzustellen, die korrekte Lage des IUPs zu prüfen

und individuell die beste medizinische Entscheidung zu

treffen.” In Frankreich wurde der Rückruf der Spirale

durch die dortige Arzneimittelbehörde (ANSM) ange-

ordnet und der Vertrieb der Spirale gänzlich verboten

mit der Begründung, die Stabilitätsprüfung genüge eu-

ropäischen Anforderungen nicht und auch die Informa-

tionen für betroffene Frauen durch Eurogine reichten

nicht aus.

 

Dennoch häufen sich weiterhin Berichte, dass in

Deutschland weder Betroffene noch relevante Gynä-

kolog*innen entsprechende Informationen breitflächig

erhalten haben. Außerdem gebe es in Österreich bereits

eine Sammelklage des Verbraucherschutzvereins (VSV)

mit über 700 Betroffenen. Auch wenn sich deutsche

Verbraucherinnen der Klage anschließen können, steht

Vergleichbares in Deutschland noch aus, klagen Be-

troffene. In Deutschland wurden bei Individualklagen

nach aktuellen Berichten Schmerzensgelder in Höhe

von um 10.000 e gefordert, wobei der Hersteller vor-

trug, dass die Höhe des begehrten Schmerzensgeldes

unangemessen sei, da die ärztlichen Eingriffe teilweise

problemlos und unkompliziert verlaufen seien. Hier ver-

kennt der Hersteller nach Meinung der Anwält*innen

der Betroffenen jedoch, dass es auf das individuelle Leid

der Betroffenen ankommt, nicht auf den ärztlichen,

ggf. lege artis durchgeführten Eingriff. Informationen

über den Ausgang des Verfahrens sind derzeit noch

nicht verfügbar. In Österreich erachtete das zuständige

Gericht ein Schmerzensgeld von pauschal e 500,- für

gerechtfertigt, wobei die Klägerinnen wegen der Höhe

des zugesprochenen Schmerzensgeldes in Berufung

gehen werden.
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Antrag G-05

ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Frauengesundheit durch effektive Brustkrebsvorsorge stärken
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Der Landesparteitag möge beschließen:  die Bundes-

tagsfraktion wird aufgefordert:

 

• Forschung im Bereich der Mammo-MRT, insbe-

sondere der fokussierten MRT, und vergleichba-

rer Brustkrebsfrüherkennungsmethoden zu för-

dern und internationale wissenschaftliche Aus-

tauschplattformen zu stärken, um schnellstmög-

lich evidenzbasierte Verfahren für die breitere kli-

nische Praxis zu entwickeln und zu substantiieren.

Hier ist an bestehende Expertise anzuknüpfen, so

etwamit Blick auf richtungsweisende Forschungs-

initiativen der RWTH Aachen.

• vergleichbar mit dem österreichischen Ansatz

Vorsorgeleistungen im Rahmen des Brustkrebs-

Früherkennungsprogramm allen Frauen schon ab

45 und bis 79 Jahren anzubieten du den Altersrah-

men der anspruchsberechtigten somit auszuwei-

ten.

• ein wissenschaftlich begleitetes Modellprojekt zu

starten, mit dem Ziel (1) – vergleichbar mit dem

österreichischen Modell – additive Ultraschalls in

das Screening-Setting aufzunehmen und gemein-

sam mit Mammografie als Packet durchzufüh-

ren und/oder (2) MRTs als Vorsorgeleistung in das

Brustkrebs-Früherkennungsprogramm aufzuneh-

men.

• dafür zu kämpfen, dieDetektionsrate von Frühkar-

zinomen insbesondere in bisher übersehenenRisi-

kogruppen (Frauenmit hoher Brustdichte, präme-

nopausale Frauen, Frauen außerhalb der Alters-

spanne für Vorsorgeleistungen) zu erhöhen und

– u.a. basierend auf den Erkenntnissen der oben

vorgeschlagenen, komplementären Maßnahmen

– verbesserte Vorsorgestrukturen zu schaffen, um

Frauenleben zu retten.

Begründung

 

Derzeit erkrankt eine von acht Frauen im Laufe ihres Le-

bens an Brustkrebs. Im Jahr 2017wurden 129 692 Frauen

wegen Brustkrebs im Krankenhaus behandelt – Brust-

krebs bleibt damit weiterhin die häufigste Krebserkran-

kung bei Frauen. Mit 17 Prozent in relativen Zahlen und

18425 Einzeldiagnosen (im Jahr 2020) bleibt Brustkrebs

zudem die häufigste Todesursache unter den Krebser-

krankungenbei Frauenund zählt als die Krebsartmit der
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höchsten Sterberate bei Frauen in Deutschland.

 

Diese Zahlen sind umso erschreckender, ist Brustkrebs

in der Regel heilbar oder sehr gut behandelbar, wenn er

früh genug erkannt wird. Vor diesem Hintergrund ha-

ben Frauen in Deutschland im Rahmen eines systemati-

schen Krebsfrüherkennungsprogramms gesetzlich den

Anspruch auf verschiedene, altersabhängige Vorsorge-

leistungen. Vom 30. Lebensjahr an können gesetzlich

krankenversicherte FrauenvonGynäkolog*inneneinmal

jährlich eine Tastuntersuchung der Brust durchführen

lassen, einschließlich einer Anleitungen zur Selbstun-

tersuchung der Brust. Auch gehört dasMammographie-

Screening seit 2009 in Deutschland für Frauen vom 50.

bis zum vollendeten 70. Lebensjahr zum gesetzlichen

Krebsfrüherkennungsprogramm.

 

Sowohl mit Blick auf die geltenden Altersbeschränkun-

gen als auchmit Blick auf die Treffsicherheit der Prüfver-

fahren bleiben Frauen jedoch im Bereich der Brustkrebs-

früherkennungmassiv unterversorgt. So zeigen die Zah-

len des Statistischen Bundesamtes, dass 70 Prozent der

Frauen, die an Brustkrebs als Bösartige Neubildung (BN)

versterben, entweder jünger als 50 oder älter als 70 Jah-

re sind. Auch hat die Mammografie als Verfahren et-

wa bei Frauenmit dichtemDrüsengewebe (insbesonde-

re bei prämenopausalen Patientinnen ein entscheiden-

der Faktor) große Schwächen. Das erhöhte Risiko bleibt

somit, dass Brustkrebs durch die Mammographie nicht

oder nicht früh genug entdeckt wird.

 

Auch in NRW gibt es seit Jahrzehnten intensive For-

schung an verbesserten technischen Methoden zur

Brustkrebs-Früherkennung. Hierzu zählt etwa das durch

den Bund geförderte Forschungsprojekt der Klinik für

Diagnostische und Interventionelle Radiologie der Uni-

klinik RWTH Aachen zur vielversprechenden Methode

des MRT der Brust (Mamma-MRT). Dennoch wird das

als mit Abstand als treffsicherstes und am wenigs-

ten gesundheitsschädigendes Untersuchungsverfahren

geltende Mamma-MRT derzeit nicht flächendeckend

anstelle der Mammographie durchgeführt, da es u.a.

als aufwändiger und kostspieliger gilt als die Mammo-

graphie. Forscher*innen und Mediziner*innen kritisie-

ren vor diesemHintergrund, dasMamma-MRT stehenur

sehr selektiv bei Frauen mit sehr hohem familiärem Er-

krankungsrisiko zur Früherkennung zur Verfügung. Dies

sei auch im Hinblick auf die quantitative Verweilung

der Erkrankten (bei weitem mehr Frauen ohne beson-

deres familiäres Risiko) sehr unbefriedigend. Auch für

diese Frauen sei eine verbesserte Früherkennung drin-

gend notwendig und könne Leben retten. Die bisherige

Option, entsprechende Kosten aus eigener Tasche zu be-

zahlen (von 400 bis zu 600,00 e) verstärke bestehende

soziale Ungerechtigkeit im Gesundheitssektor nur noch
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weiter und sei vor diesem Hintergrund als systemati-

scher Lösungsansatz nicht akzeptabel.
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Antrag G-06

UB Bielefeld

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Gewalt im Kreißsaal
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Die SPD Bielefeld fordert:

 

• Das Etablieren vonpsychologischenTherapiemög-

lichkeiten für Gebärende, die Gewalt während der

Geburt erlebt haben, so dass Betroffene das Erleb-

te therapeutisch Aufarbeiten können.

• Mehr Selbstbestimmung und Aufklärung bei me-

dizinischen Interventionen während und vor der

Geburt.

• Die Stärkung und Förderung des Berufes der Heb-

amme, insbesondere der Begleit-Beleghebamme,

durch nachhaltige Lösungsvorschläge der Haft-

pflichtproblematik

• Die Förderung von Spontangeburten

• In einem Übergang zu einem DRG freien, gemein-

wohlorientierten Gesundheitssystem fordern wir

die Deökonomisierung von Geburten.

• Die Implementierung von psychologischen und

physiologischen Folgen von Gewalt in der Ge-

burtshilfe imMedizinstudium.

• Geburtshäuser müssen stärker gefördert werden,

sowohl personell als auch finanziell.
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Antrag G-07

ASG NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Landtagsfraktion

Stärkung der Vor-Ort-Apotheken – nicht nur als Garant der qualitativ hochwertigen Arzneimittelversorgung
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Die Bundestagsfraktion der SPD wird gebeten, die Vor-

Ort-Apotheken zu stärken und die politischen Rah-

menbedingungen so zu gestalten, dass auch zukünf-

tig die wohnortnahe und professionelle Arzneimittel-

versorgung der Bürgerinnen und Bürger garantiert wird.

Begründung

 

Per Gesetz „obliegt den Apotheken die im öffentlichen

InteressegeboteneSicherstellungeiner ordnungsgemä-

ßen Arzneimittelversorgung der Bevölkerung“ (§ 1 Ab-

satz 1 ApoG). Die Wohnortnähe hat sich hierbei zur flä-

chendeckenden Versorgung mehr als bewährt.

 

Die öffentlichen Apotheken stehen mit ihrer Sach-

kompetenz und ihren Kommunikationsmöglichkeiten

nicht nur bei Aufklärungs- und Präventionsaktionen,

sondern insbesondere auch in Krisenzeiten (siehe

Corona-Pandemie) der Bevölkerung als bestmögli-

cher Ansprechpartner rund um die Uhr vor Ort zur

Verfügung.

 

Zudem halten die öffentlichen Apotheke aufgrund der

Vielfalt von Teilzeitarbeitsmodellen eine bekömmliche

Anzahl von Arbeitsplätzen vor.
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Antrag G-08

ASG NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Generikaproduktion in staatliche Hand

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30

Die Bundestagsfraktion der SPD wird gebeten, den Auf-

bau einer staatlichen, gemeinwohlorientierten Pharma-

industrie zur Herstellung von Generika herbeizuführen.

Begründung

 

Die Versorgung der Bevölkerung mit Arzneimitteln ist

ein wichtiges Element der Daseinsvorsorge. Sie sollte

deshalb als Teil der kritischen Infrastruktur betrachtet

werden.

 

Wie die aktuelle Versorgungskrise erweist, ist eine aus-

kömmliche Produktion von Generika unter den Bedin-

gungen der Marktwirtschaft nicht zu garantieren.  Im-

mer mehr Generika-Hersteller stellen ihre Produktion

ein, weil sie bei staatlich gedeckelten Preisen ihre mög-

liche Gewinnspanne für zu gering erachten. Preiserhö-

hungen hingegen würden die Medikamentenkosten in

einem Maße in die Höhe treiben, dass die Beitragssatz-

stabilität in der Gesetzlichen Krankenversicherung ge-

fährdet wäre.

 

Um die Bevölkerung der Bundesrepublik aber dau-

erhaft und sicher mit kostengünstigen Nachahmer-

Medikamenten zu versorgen, muss es staatliche Betrie-

be außerhalb von Marktmechanismen geben.

 

Für die forschenden Pharmaunternehmen und die Pro-

duktion von patentgeschützten Medikamenten wird

diese Notwendigkeit ausdrücklich nicht gesehen.
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Antrag G-09

OV Sankt Augustin

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Geburtsmedizin als Daseinsvorsorge

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30

Die SPD fordert die Sicherstellung der geburtsmedizini-

schen Versorgung in Nordrhein-Westfalen als festen Be-

standteil der Krankenhausplanung. Hierbei ist sicherzu-

stellen, dass ein Kreißsaal oder ein Geburtshaus in ma-

ximal 30Minuten vom jeweiligenWohnort zu erreichen

ist.

 

Wir fordern daher, dass dasLandNRWdie dafür notwen-

digen finanziellen Ressourcen dauerhaft bereitstellt.

Ebenfalls fordern wir, dass die Gründung von Hebam-

men geführten Geburtshäusern – gerade in ländlichen

Regionen mit einem Startzuschuss von 50.000 EUR

durch das Land NRW gefördert werden.

Begründung

 

Die geburtsmedizinische Versorgung in NRW ist seit

Jahren rückläufig. Immer mehr Geburtsstationen und

Kreißsäle schließen und die Wegstrecken zur nächs-

ten Geburtsstation werden für die Familien immer

länger. Dieser Zustand ist inakzeptabel. Es bedarf da-

her kurzfristiger, regionaler Lösungen, welche durch

die Eröffnung bereits geschlossener Geburtsstationen

oder durch die Errichtung eines von Hebammen ge-

führten Geburtshauses entstehen können. Bezogen auf

Nordrhein-Westfalen bedarf es einer Aufnahme in den

neuenNRW-Krankenhausplan in Kombinationmit einer

auskömmlichen, dauerhaften Finanzierung, um wohn-

ortnahe, erreichbare Angebote zu schaffen und zu si-

chern.
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Antrag G-10

ASG NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Kompensation von Belastungen und Anerkennung von Leistungen beruflich Pflegender
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Die Bundestagsfraktion der SPD wird aufgefordert,

die Einführung eines Gratifikationsscheines für beruf-

lich Pflegende (ähnlich dem zum Bergmannversorguns-

schein) veranlassen.

Begründung

 

Für die Sicherstellung der pflegerischen Versorgung in

der nahen undmittleren Zukunft ist es unabdingbar, ak-

tuell beruflich Pflegende in die Lage zu versetzen, wei-

terhin in der Versorgung Pflegebedürftiger verbleiben

zu können, deren Gesundheit und Arbeitsmotivation zu

erhalten und ihre Leistungen zu spürbar anzuerkennen.

 

In allen Bereichen, in denen beruflich Pflegeleistungen

erbracht werden, in der ambulanten Pflege, stationä-

ren Pflege, Krankenhauspflege, Rehabilitations- und Pal-

liativpflege sowie vielen weiteren mehr, sind die nega-

tiven Belastungen für Pflegefachpersonen in den ver-

gangenen Jahren immer weiter gestiegen. Die enorme

Arbeitsbelastung hat Folgen. Gesundheitliche Auswir-

kungen und eine hohe Fluktuation bis hin zum vorzeiti-

gem Berufsausstieg sind die Konsequenz. Beruflich Pfle-

gende sind wesentlich häufiger als andere Erwerbstä-

tige hohen körperlichen und psychischen Arbeitsanfor-

derungen ausgesetzt. Dies spiegelt sich in den Anga-

ben zu Überforderungs- und Stresserleben unter beruf-

lich Pflegenden (BAuA 2020) aber vor allem in konkreten

gesundheitlichen Beeinträchtigungen wider (u.a. BAuA

2020; Drupp/Meyer 2020; Kliner et al 2017).

 

Für beruflich Pflegende, die einen definierten Zeitraum

(10 Jahre inVollzeitäquivalenz) in ihremBeruf gearbeitet

haben, wird ein Anspruch auf den „Pflegeberufegratifi-

kationsschein (PBGS)“ gewährt:

1. der PBGS ermöglicht ab dem fünfzigsten Lebens-

jahr:

• dengesetzlichenAnspruchauf Reduktionder

wöchentlichen Arbeitszeit auf 35 Stunden

proWoche bei vollem Lohnausgleich

• den gesetzlichen Anspruch auf fünf zusätzli-

che Urlaubstage

2. der PBGS garantiert die unbürokratische Ermögli-

chung von Rehabilitationsmaßnahmen und Kuren

3. der PBGS garantiert eine spezielle Sicherung im

Fall von attestierter Erwerbsminderung

4. der PBGS enthält den Anspruch auf Anrechnung
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von vollen Erwerbszeiten in Phasen der Teilzeit

beiNachweis von spezieller häuslicher Care-Arbeit

(z.B. Pflege von Angehörigen)

5. der PBGS bescheinigt beruflich Pflegenden für je

fünfjährigerTätigkeit in einemPflegeberuf zusätz-

liche Rentenpunkte (Rentenansprüche). Das be-

deutet: nach 10 Jahren besteht grundsätzlich der

Anspruch auf den PBGS und nach weiteren fünf

Jahren (erstmals also nach 15 Jahren)werden dann

zusätzliche Rentenpunkte gewährt – alle fünf Jah-

re

6. damit ermöglicht der PBGS beruflich Pflegenden

dieWahl, entweder früher in Rente zu gehen oder

im Vergleich höhere Rentenansprüche bei regulä-

rem Renteneintritt.

 

Hiermit können die Attraktivität der Berufswahl und der

Verbleib bis zum regulären Eintritt in die Rente erhöht

werden.
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Antrag G-11

ASG NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Sichere Versorgung mit Medizinprodukten für Kinder & Jugendliche

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34

Die SPD NRW und deren Mitglieder im Landtag, im

Bundestag und im Europaparlament setzen sich dafür

eindieVersorgungssicherheitmitMedizinprodukten für

Kinder & Jugendliche in Deutschland und der EU herzu-

stellen.

Begründung

 

Nicht nur kindgerechte Arzneimittel können fehlen.

Die Entwicklung, die Produktion und auch eine Ein-

führung von kindgerechter Medizinprodukten in Eu-

ropa und Deutschland werden durch gestiegen An-

forderungen blockiert. Die oft für sich sinnvollen re-

gulatorische Vorgaben (europäische Medizinprodukte-

Verordnung/ Medical Device Regulation/ MDR), die lei-

der höheren Forschung-, bzw. Entwicklungskosten, eine

unzureichende Vergütung und die gestiegenen Materi-

alkosten sind als Ursachen bekannt.

Zur Lösung der formulierten Problematik ist einmultila-

teraler Dialog aller beteiligten Gruppen erforderlich. Die

Verantwortlichen müssen in Ihren Funktionen durch In-

itiativen einwirken: Die Länder, der Bund und die EU sol-

len die Forschung und Herstellung von Medizinproduk-

ten fördern. Die Forschung und Produktion müssen in

Deutschlandbzw. in der EUangesiedelt sein. Bei der Ent-

wicklung und Herstellung müssen die beteiligten Un-

ternehmen / Einrichtungen besser begleitet und unter-

stütztwerden. Außerdembenötigenwir eine „nationale

Reserve“ vonwichtigenMedizinproduktenundMateria-

lien bzw. Rohstoffen.

Abhängigkeiten von nicht demokratischen Staaten

müssen verhindert werden. Der Blick auf die vulner-

ablen Gruppen der Kinder und Jugendlichen benötigen

umfangreichere Aufmerksamkeit.
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Antrag G-12

UB Lippe

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Teilweise Rücknahme des Finanzstabilisierungsgesetzes der Krankenkassen

1
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Die SPD Lippe beantragen:

 

Dass die NRW SPD sich für eine Aufhebung der Budge-

tierung der PA Behandlung im Finanzstabilisierungsge-

setz der Krankenkassen einsetzt.

Begründung

 

In Deutschland sollte man den sozialen Status und ins-

besondere die finanzielle Situation der Menschen nicht

anhand des Lachen erkennen können.

 

Die Parodontitis ist eine Erkrankungdes Zahnhalteappa-

rats, der denKnochen sowie das Zahnfleischumdie Zäh-

ne betrifft. Ausgelöst wird sie durch Bakterien, die zur

Folge haben, dass sich der Knochen um die Zähne suk-

zessive zurückbildet. Dies kann man mit einer Parodon-

titistherapie stoppen und mit regelmäßiger Nachsorge

auch auf diesem Stand halten.

 

Durch die Budgetierung der Zahnärzte, ganz besonders

im Bereich der Parodontitis, wird in Zukunft allerdings

der Geldbeutel wieder viel entscheidender sein. Studien

belegtenbereits inden80erndassfinanziell schwächere

Menschen ein höheres Ernährungsrisiko haben.

 

Man mag meinen, dass mit der Budgetierung riesige

Summen im Etat der Krankenkassen eingespartwerden.

Doch der Anteil der Zahnärzte macht insgesamt nur 8

Prozent des Gesamten Etats aus und die Einsparungen

befinden sich im Bereich der Parodontitistherapie im

Promille Bereich.

 

Es bleibt die Frage, ob wir als Sozialdemokraten die fi-

nanziellen Aspekte über dasWohl derMenschen stellen

wollen? Im Sommerwird über den bisherigen Erfolg des

Gesetzes beraten und wir sollten zeigen dass es Nach-

besserungsbedarf gibt.
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Antrag G-13

UB Borken

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Sicherung der hausärztlichen Versorgung im ländlichen Raum

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46
47

Die SPD fordert die Landesregierung auf, endlich ein

tragfähiges Konzept zur kurzfristigen und nachhaltigen

Verbesserung der hausärztlichen Versorgung in NRW

umzusetzen.

Darüber hinaus wird die NRWSPD ein Zukunftspro-

gramm hausärztliche Versorgung in NRW formulieren.

 

Ein zukunftsfähiges Konzept:

 

1. Stützt und schützt das attraktive Berufsbild des

Hausarztes.

2. Sorgt dafür, dass die Attraktivität des Hausarzt-

modelles gestützt und ausgebaut wird.

3. Beinhaltet, dass Hausärzte ihre Aufgaben ohne

unnötige bürokratische Lasten ausüben können.

4. Erschließt die Telemedizin für Hausärzte und hilft

sie zu motivieren, diesen Service anzubieten.

5. Regelt, inwieweit die Versorgung von Patienten

durch einen Arzt selbst oder durch medizinisch

fortgebildetes Personal erfolgen kann.

6. Führt dazu, dass Pateinten ihr Recht auf freie Arzt-

wahl ausüben zu können, selbst dann, wenn der

eigene Hausarzt seine Praxis aufgibt.

7. Ermöglicht es Hausärzten, sich in der Nähe ihrer

Patienten anzusiedeln, so dass die Entfernung für

die Patienten möglichst gering und Hausbesuche

wirtschaftlich sind.

8. Lässt die Kommunen mit ihren Sorgen um die

hausärztliche Versorgung vor Ort nicht im Stich.

 

Die oberste Priorität muss die flächendeckende garan-

tierte Versorgung mit einem herausragenden hausärzt-

lichen Angebot sein.

Begründung

 

Die Versorgung durch Hausärzte in NRW nimmt ei-

nen immer dramatischeren Verlauf. Der Vergleich des

Versorgungsgrades für das Jahr 2020 und der Progno-

se 2030 zeigt die verehrende Situation: Der Versor-

gungsgrad nimmt durchschnittlich von 97,6 auf 82.2 ab.

Gleichzeitig nimmt die Zahl der unterversorgtenMittel-

bereiche (MB) zu.Waren im Jahr 2022 noch ca. 44% aller

MB zumehr als 100% versorgt, sinkt die Zahl in 2030 auf

nur noch 13%.

Diese Zahlen stammen aus der Bedarfsberechnung

zur Einführung einer Landarztquote in Nordrhein-
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Westfalen. Sie wurde am 14. Februar 2022 von

den Kassenärztlichen Vereinigungen (KV) West-

falen Lippe und Nordrhein vorgelegt und ist auf

der Seite des Gesundheitsministeriums veröffent-

licht (https://www.mags.nrw/sites/default/files/as-

set/document/2022_02_14_prognose_landarztquo-

te_nrw.pdf)

Übersetzenwir dieseZahlen, sehenwirmindestens zwei

bedeutende Szenarien.

Bei einem Versorgungsgrad von 82,2 % können nur

82,2% der Patienten eine hausärztliche Versorgung er-

fahren, der Rest entweder unversorgt ist oder auf eine

hausärztliche Versorgung tagelang warten muss.

Bei einem Versorgungsgrad von 82,2% müssen die zur

Vollversorgung von 100% fehlenden 17,8% auf die rest-

lichen Praxen verteilt werden. Die verbleibenden Praxis-

teamsmüssen also 117,8% Leistung erbringen, damit alle

Patienten versorgt sind –Tendenz steigend. Diese Belas-

tungsquote wollen wir den Teams nicht zumuten.

Beiden Szenarien könnenwir nichts Gutes abgewinnen.

Die oben genannten Berechnungen aus demBericht der

KV in NRW mit sinkenden Versorgungsgraden in 99%

der Mittelbereiche ist ein Beleg dafür, dass die Kranken-

versicherungen in NRW nicht darin vertrauen, dass die

von der Landesregierung beschlossenen Maßnahmen

zu einer flächendeckenden Verbesserung der hausärzt-

lichen Versorgung führen. Denn ansonsten würde der

Versorgungsgrad bis 2030 steigen.

Dieser Einschätzung schließen wir uns vollumfänglich

an.

Die bisherigen Maßnahmen wirken hilf-, plan- kraft-

und ideenlos. Vor allem aber werden sie ergebnislos

sein. Das Bekenntnis der Landesregierung zu einemmo-

dernen Hausarztmodell bleibt ein Lippenbekenntnis. Es

ist ein Bekenntnis des fachlichenVersagens desGesund-

heitsministers und der fehlenden Führungskompetenz

des Ministerpräsidenten.

Die Landarztquote führt lautMinisteriumdazu, dass die

ersten Studierenden aus dem Programm „Landarztquo-

te“ in 2027 ihr Studium abschließen und erst dann ih-

re mindestens fünfjährige Facharztausbildung zum All-

gemeinmediziner beginnen. Vor 2032 wird dieses Pro-

gramm also gar nicht wirken können.

Auch das Hausarztaktionsprogramm mit einem Volu-

men von lediglich 2,5 Mio.e bleibt ein unterfinanzierter

und somit halbherziger Versuch. Denndas finanzielle Ri-

siko der Niederlassung als Arzt ist durchaus überschau-

bar und wird durch die geringen Unterstützungen aus

dem Programmwirtschaftlich nicht wesentlich attrakti-

ver. Ärzten verübeln wir es nicht, diese Finanzspritze in

Anspruch zu nehmen – ein geschenkter Gaul. Die Ursa-

che des Hausärztemangels wird so aber nicht behoben.

Die SPD ist enttäuscht davon, dass die Landesregierung

dieses existenzielle Thema vorsätzlich unprofessionell

behandelt.
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Antrag G-14

UB Bielefeld

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Geburtshilfe fördern - Hebammenhaftpflichtproblematik lösen
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Eine ausgiebige Betreuung durch eine Hebamme ist

für Gebärende und ihr eigenes Wohlbefinden während

der Geburt von hoher Bedeutung. Diese Bedeutsamkeit

greift auch die S3-Leitlinie auf, welche empfiehlt, dass

Gebärende ab der aktiven Eröffnungsphase durch eine

Hebamme Eins-zu-Eins betreut werden müssen. Mithil-

fe einer Eins-zu-Eins-Begleitung, welche mindestens zu

80% der Zeit erfolgen soll, werden zahlreiche Vortei-

le für Gebärende ermöglicht. Hierzu gehört auch, dass

Gebärende durch die geburtsbegleitende Hebamme die

beste emotionale Unterstützung, sowie kontinuierlich

weitere Informationen über den eigenen Geburtsfort-

schritt erhalten.Darüber hinauswurde festgestellt, dass

eine umfassende Betreuung zu mehr vaginalen Gebur-

ten und zu weniger Kaiserschnitten führt. Aber auch in

derVor- undNachbereitung ist die Betreuungdurch eine

Hebamme sinnvoll.

 

Allerdings kann aktuell das empfohlene Betreuungsmo-

dell in vielen Fällen nicht ausgeführt werden. Dieses

liegt, unter anderem, dem ständig wachsenden Perso-

nalmangel in der Geburtshilfe zugrunde.Woraufhin im-

mer mehr Gebärende zur gleichen Zeit betreut werden

müssen. Dementsprechend sind Entbindende auch im-

mer häufiger und längerwährendderGeburt auf sich al-

leingestellt. DesWeiteren löst der stetigwachsendePer-

sonalmangel zunehmend Versorgungsengpässe in der

stationären Hebammenversorgung in Großstädten aus.

 

Der wachsende Personalmangel in der Geburtshilfe

wird insbesondere durch die gesetzlich vorgeschriebene

Berufshaftpflichtproblematik für Beleghebammen be-

günstigt.WährenddieHaftpflichtbeiträge inden letzten

Jahren rasant gestiegen sind, zogen die Vergütungen

für Geburtsbegleitungen kaumnach. An dieser Stelle ist

zu beobachten, dass freiberufliche Hebammen, welche

zusätzlich Geburtshilfe anbieten am stärksten von ho-

hen Haftpflichtbeiträgen betroffen sind. Für diese Be-

rufsgruppe werden monatlich Beiträge von bis zu 900

e fällig. Zwar können Hebammen einen Antrag auf ei-

nen Sicherstellungszuschlag stellen. Jedoch kann dieser

nur rückwirkend bewilligt werden. Anders formuliert,

Hebammenmüssen zunächst in Vorleistung gehen. Des

Weiteren kann die gesetzlich vereinbarte Mindestmen-

ge in derGeburtshilfe nicht von jederHebammeerreicht

werden, weswegen nicht jede ein Recht auf den Sicher-

stellungszuschlag erhält. Überdies hinaus ist anzumer-
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ken, dass Privatpatient*innen nicht mit in die Berech-

nung der Mindestmenge einfließen.

 

Die hohenHaftpflichtbeiträge führen zunehmend dazu,

dass viele Hebammen ihre eigene Existenz nicht mehr

durch ihr generiertes Einkommen sichern können. Im

Zuge dessen scheiden immer mehr Hebammen aus ih-

rem Beruf aus. Gleichzeitig erhöht sich hierdurch für

die verbliebenen Hebammen die Arbeitsbelastung, die

wiederum zuweiteren Berufsaustritten führt. Aufgrund

dieser benannten Faktoren wird der Beruf für potenzi-

elle Berufseinsteiger*innen stetig unattraktiver.Weswe-

gen die Hebammenversorgung in Deutschland nach ak-

tuellem Stand nicht zukunftsfest ist.

 

Hebammen muss es ermöglicht werden von ihrer er-

brachten Arbeit ihren Lebensunterhalt finanzieren zu

können. Damit dieses jedoch erreicht werden kann, be-

darf es einer umfassenden Lösungder Berufshaftpflicht-

problematik, welche über die bisherigen Ansätze hin-

ausgeht.

 

Aufgrund dessen fordern wir:

 

• für den Übergang die Überarbeitung des Sicher-

stellungszuschlags, damitmehrHebammeneinen

Anspruch erhalten können.

• die Entwicklung und Einführung von Lösungsan-

sätzen bzgl. der Hebammenhaftpflichtproblema-

tik.
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Antragsbereich 10: Innen- und Rechtspolitik (IR)

Antrag IR-01

AG 60plus NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Beamtenstatus nur noch für hoheitliche Aufgaben

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17

Der Beamtenstatus im öffentlichen Dienst soll nur noch

für hoheitliche Aufgaben (Polizei, Justiz, Feuerwehr, Zoll

u.ä.) gelten.

Begründung

 

Der Beamtenstatus ist für viele Tätigkeiten im öffentli-

chen Dienst nichtmehr vertretbar. Es kommt häufig vor,

dass in einem Büro 2 Mitarbeiter*innen die gleiche Ar-

beit verrichten, während einer Beamter und der andere

Beschäftigter ist.

 

Diese Ungleichbehandlung muss abgeschafft werden.

Des Weiteren belasten die Beamten mit ihrer Pension

die öffentlichen Haushalte.

In der Privatwirtschaft gibt es nur noch Arbeitnehmer

und keine Arbeiter und Angestellte mehr.
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Antrag IR-02

UB Kleve

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Mehr und schnellere Luftunterstützung beiWaldbränden
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Die SPD setzt sich für mehr und schnellere Luftunter-

stützung bei Waldbränden in Deutschland ein und for-

dert die Überprüfung bzw. Überarbeitung der Konzep-

te, auch grenzüberschreitend, zur Luftunterstützung bei

Waldbränden. Das Zielmuss es sein, Regelungen zur An-

forderungen von Löschhubschraubern zu vereinfachen

und die Entscheidungsbefugnis so weit wiemöglich auf

die Einsatzleitungen zu delegieren.

 

Die SPD-Kreistagsfraktion Kleve wird aufgefordert, das

Waldbrandkonzept für den Kreis Kleve überprüfen zu

lassen und falls notwendig, zu aktualisieren bzw. an die

aktuellen Gefährdungslagen anzupassen.

Begründung

 

In Deutschland gibt es lt. Experten zu wenige Hub-

schrauber und zu hohe Anforderungen, um bei Wald-

bränden schnell durch Luftunterstützung helfen zu kön-

nen. Die hohen Temperaturen, die zunehmende Win-

de und Böen sowie die großen Waldbrände der letzten

Monate zeigen, dass es immer wichtiger wird, bundes-

weit und auch in NRW auf extreme Waldbrandgefah-

ren gut vorbereitet zu sein. Gerade in der Anfangszeit ei-

nesWaldbrandes sollten Strukturen geschaffenwerden,

um die Feuerwehren am Boden mit Luftunterstützung

zu verstärken, damit Waldbrände bereits in der Entste-

hungsphase bekämpft werden können.

 

Daher fordern wir, dass die Luftunterstützung in

Deutschland bei Waldbränden überprüft und überar-

beitet wird. Es sollte ergebnisoffenmit den Expertinnen

und Experten über Technologien und Lösungsstrategien

diskutiert werden, um das o.g. Ziel zu erreichen. Mehr

Hubschrauber können eine Lösung sein, da diese kurz-

fristig und flexibel abrufbar sind und eingesetzt werden

können, um entweder Löschwasser oder Personen bzw.

Material in die Einsatzgebiete bringen zu können. Am

besten Hubschrauber, die unmittelbar nur den Feuer-

wehren zur Verfügung stehen und die in Talsperren,

Seen oder FlüssenWasser aufnehmen können.

 

Auch wenn der Föderalismus für die Struktur der Feu-

erwehren vor Ort in Deutschland gut und sinnvoll ist,

so behindern 16 Regelungen in 16 Bundesländern den

Einsatz von Hubschraubern. Zum Teil sind für diesel-

ben Hubschrauber von Bundeswehr und Bundespo-

Streiche Zeilen 10-15
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lizei unterschiedliche Formulare je nach Bundesland

notwendig und am Ende ist unklar, ob die Luftunter-

stützung tatsächlich verfügbar ist. (Quelle: NRZ-Artikel

vom 19.07.2022, Interview mit Ulrich Cimolino, Lei-

ter des AK Waldbrand beim Deutschen Feuerwehrver-

band, Link: https://www.nrz.de/panorama/waldbrand-

feuerwehr-suedeuropa-experte-id235938941.html)

 

Deshalb fordern wir, dass die Regelungen deutlich ver-

schlankt, vereinfacht und die Entscheidungsbefugnis

zur Anforderung von Löschhubschraubern bei Wald-

bränden so weit wie möglich nach unten an die Ein-

satzleitungen abgegebenwerden sollten: Esmüssen die

notwendigen und funktionierende Strukturen geschaf-

fen werden, damit möglichst frühzeitig reagiert wer-

den kann. Wenn der Reichswald bei Kleve brennt oder

ein Feuer in einem Waldgebiet im Hochsauerlandkreis

wütet, dann braucht es schnelle Entscheidungen, wann

und wo gelöscht werden soll.

 

Auch grenzüberschreitend sollten die zusätzlichen Hub-

schrauber einsetzbar sein, um im Katastrophenfall auch

in denNiederlanden oder in Frankreich bzw. europaweit

unterstützend einsetzbar zu sein. Waldbrände sind im-

mer verheerend und europäische Hilfe sollte hier an ers-

ter Stelle stehen.
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Antrag IR-03

UB Köln

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an den Landesvorstand

Gottesbezug in der NRW Verfassung ändern
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Wir fordern, dass die Präambel der nordrhein-

westfälischen Verfassung geändert wird, indem

die Formulierung “In Verantwortung vor Gott” durch

“In Anerkennung der unantastbaren Menschenrechte,”

ersetzt wird.

 

Außerdem fordern wir eine Änderung von Artikel 7 Ab-

satz 1 der Landesverfassung und § 2 Absatz 2 des Schul-

gesetzes des Landes NRW, indem der Satzanfang „Ehr-

furcht vor Gott“ durch die Ergänzung “Respekt vor reli-

giösen und nicht-religiösen Weltanschauungen” in der

Aufzählung von Erziehungszielen ersetzt wird. Der in

dieser Weise umformulierte Satz würde lauten: „Ach-

tung vor derWürde desMenschen, Bereitschaft zum so-

zialen Handeln und Respekt vor religiösen und nicht re-

ligiösen Vorstellungen zu wecken, ist vornehmstes Ziel

der Erziehung“

 

Schließlich fordern wir, in Artikel 25 Absatz 2 der Verfas-

sung des Landes NRW dieWorte „als Tag der Gottesver-

ehrung“ durch die Worte „als Tag religiöser und nicht-

religiöserWertebesinnung“ zu ersetzen.
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Antrag IR-04

UB Remscheid

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von IR-06

Bekämpfung von Rassismus in der Polizei
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Meldungen über Vorfälle wie rechtsextreme Chatgrup-

pen unter Polizeibeamten sind längst keine

Seltenheit mehr. Immer wieder wird dann von Einzelfäl-

len gesprochen. Dabei sind es keine Einzelfälle. Immer

wieder werden Vorwürfe laut, in der Polizei gebe es ein

strukturelles Problem mit Rassismus. Und diese brau-

chen strukturelle Lösungen.

 

Wir fordern:

 

1. Antirassismus soll ein fester Bestandteil der Aus-

bildung von Polizistinnen und Polizisten sein.

2. Es brauchtwiederkehrendeWorkshops zu Antiras-

sismus für die ständigeWeiterbildung von Polizei-

beamten.

3. Umunabhängige Untersuchungen zu gewährleis-

ten, soll das Landesamt für zentrale polizeiliche

Dienste künftig bei internen Untersuchungen bei

der Polizei zuständig werden.

4. Racial Profiling bei der Polizei wird nicht geduldet.

5. Das Land NRW soll die Handlungsempfehlun-

gen aus der von ihr durchgeführten Studien

über rechtsextremistische Tendenzen in der Poli-

zei NRW zeitnah umsetzen.

6. Die polizeiliche Medienkompetenz soll gestärkt

werden.

Begründung

 

Die Polizei hat die gesetzliche Pflicht alle Menschen zu

schützen, das schließt auch den Schutz vor Rassismus

ein. Doch wenn Rassismus von Polizeibeamten ausgeht

undkein verlässlicher Schutz gegeben ist, dannwird ihre

Aufgabe weit verfehlt.

 

Es ist deshalb nicht verwunderlich, wenn das Vertrau-

en in die Polizei und andere staatliche Institutionen ver-

loren geht. Antirassismus muss als fester Bestandteil

in der Ausbildung von Polizistinnen und Polizisten eta-

bliert werden. Polizeibeamtemüssen über Hintergrund-

wissen verfügen, um mit entsprechenden Situationen

richtig umgehen zu können. Darüber hinaus braucht

eswiederkehrende Antirassismus-Workshops, die regel-

mäßig zurWeiterbildung dienen.

 

Des Weiteren braucht es verbesserte und unabhängi-

ge Melde- und Untersuchungsstrukturen. Polizistinnen
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und Polizisten, die rassistische Kolleginnen und Kolle-

genmeldenmöchten, dürfen keine Angst vormöglichen

Konsequenzen für sie selbst haben. Fälle von Rassismus

in Polizeibehörden müssen zudem unabhängig unter-

sucht werden. Es darf nicht noch einmal passieren, dass

Behörden untereinander gegenseitig ermitteln, das ist

keine Neutralität. Viele Erfahrungsberichte von People

of Color zeigen zudem, dass rassifizierte Menschen viel

öfter kontrolliert werden. Ein grundsätzliches Misstrau-

en People of Color gegenüber, verstößt gegen das Recht

auf Gleichbehandlung. Fälle von Racial Profilingmüssen

ernst genommenund angemessen verfolgtwerden. Un-

gleichbehandlung darf nicht länger Alltag vieler Men-

schen sein. Wie weit verbreitet Rassismus und Rechts-

extremismusbei der Polizei inNordrhein-Westfalen sind

lässt sich nicht sagen, da es keine Datenerhebung des

Landes NRWgibt. Es braucht eine Studie zu Diskriminie-

rung bei der Polizei NRW. Die Fälle von Halle, München

und auch Hanau haben gezeigt, wie schnell sich Men-

schen im Netz radikalisieren können. Mögliche Täterin-

nen und Täter können sich über die Medien sehr leicht

vernetzen und gegenseitig radikalisieren, aber alle kön-

nen schnell Opfer von Populismus werden. Das verdeut-

licht, wie wichtig es ist die polizeiliche Medienkompe-

tenz zu stärken
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UBMünster

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Armut darf nicht bestraft werden
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Wer in Deutschland eine Geldstrafe nicht zahlen kann

oder nicht zahlenmöchte,muss insGefängnis. § 43 StGB

normiert, dass andie Stelle einer uneinbringlichenGeld-

strafe eine sogenannte Ersatzfreiheitsstrafe tritt, wobei

ein Tagessatz der Geldstrafe einem Tag Freiheitsstrafe

entspricht.

 

Wer ist vornehmlich von der Ersatzfreiheitsstrafe be-

troffen?

 

Zumeist trifft die Ersatzfreiheitsstrafe Menschen, die

nicht in der Lage sind, die Geldstrafe zu bezahlen. Dies

sind vor allem Menschen, die wohnungs- oder obdach-

los und oftmals psychisch krank sind. Viele haben ei-

ne Migrationsgeschichte, viele sind gar nicht mehr ar-

beitsfähig. Es sind Menschen, die am Rande der Gesell-

schaft stehen. Die begangenen Delikte, aufgrund de-

rer die Geldstrafe verhängt wurde, sind oftmals „Ar-

mutsdelikte“, wie der Ladendiebstahl einer Flasche Vod-

ka aufgrund einer Suchtkrankheit oder das sogenann-

te Erschleichen von Leistungen, indem man den öffent-

lichen Nahverkehr ohne gültigen Fahraus- weis nutzt.

Diese Delikte werden dann häufig mit Geldstrafen ge-

ahndet, da das Gericht der Meinung ist, dass die Schwe-

re des Deliktes nicht ausreicht, um eine Freiheitsstrafe

zu verhängen. Kann man die Geldstrafe nicht bezahlen,

landet man gem. §43 StGB doch im Gefängnis. Obwohl

es dazu ja gerade nicht kommen sollte. Dies geschieht

durch einen Strafbefehl, ein schriftliches Urteil in Abwe-

senheit, der von einem Richter oder einer Richterin ab-

genickt wird. Dieser wird an die letzte bekannte Adres-

se der beschuldigten Person geschickt. Nach 2 Wochen

wird dieser Strafbefehl rechtskräftig, die beschuldigte

Person ist nun ohne möglichen Rechtsbehelf verurteilt.

Ohne jemals vor einem oder einer Richterin gestanden

haben zu haben, ohne jemals dieMöglichkeit gehabt zu

haben, dass das Gericht sich die Person und ihre indivi-

duelle Lebensgeschichte anschaut,möglicherweise eine

verminderte Schuldfähigkeit oder sogar die Schuldunfä-

higkeit feststellt. So landen regelmäßig psychisch kran-

ke, stark demente, stark des- orientierte oder auch dro-

genabhängige Menschen in Gefängnissen. Menschen,

die den Brief womöglich gar nicht gelesen haben. Vie-

le hat dieser Brief aufgrund einer alten Adresse niemals

erreicht, viele sind durch starke psychische Belastung

nicht in der Lage sich damit auseinanderzusetzen. Die-

seMenschen brauchen Unterstützung durch das Sozial-

Füge ein in Zeile 5 vor „ein“:

 

bisher

 

Füge ein in Zeile 6 nach „entspricht“:

 

Der Deutsche Bundestag hat am 22.06.2023 mit dem

„Gesetz zur Überarbeitung des Sanktionenrechts“ (Bun-

desrat 07.07.2023) eine Änderung des Umrechnungs-

maßstabes im Verhältnis 2:1 beschlossen, also eine Hal-

bierung des Umfangs der Ersatzfreiheitsstrafen.
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system. Und vor allem keine Freiheitsstrafe.

 

Zahlen und Fakten zur Ersatzfreiheitsstrafe

 

Die Zahl normaler Freiheitsstrafen ist rückläufig, doch

die Zahl der Ersatzfreiheitsstrafen steigt. Und das

enorm. Seit 2003 stieg die Zahl an Menschen, die eine

Ersatzfreiheitsstrafe absitzen, um 25% – Es sind so vie-

le wie noch nie. Jedes Jahr müssen etwa 100.000 Men-

schen eine Ersatzfreiheitsstrafe antreten, das sindmehr

als die Hälfte (!) aller jährlichen Haftantritte. Es kann so-

mit festgehalten werden, dass jedes Jahr die Bevölke-

rung einer kleinen Großstadt inhaftiert wird, um Schul-

den abzusitzen. Da die Ersatzfreiheitsstrafen meist nur

kurz sind, oftmals wenige Wochen, herrscht ein reger

Wechsel in den Gefängnissen. So machen Menschen,

die eine Ersatzfreiheitsstrafe absitzen etwa 10% aller Ge

fängnisinsassen aus. Dass kurze Freiheitsstrafen der Re-

sozialisierung enorm entgegenlaufen und häufig Men-

schen noch mehr in die Kriminalität treiben, ist so- gar

dem Gesetzgeber aufgefallen. So normiert § 47 StGB,

dass kurze Freiheits- strafen, also Freiheitsstrafen un-

ter 6Monaten, nur in Ausnahmefällen verhängtwerden

sollen. Ersatzfreiheitsstrafen liegen oft unter 6Monaten

und sinddabeimeist so kurz, dass erst gar keine Resozia-

lisierungsmaßnahmen vorgenommen werden.

 

Ein Hafttag kostet den Staat und die Länder dabei etwa

150e, in manchen Bundesländern 170e.

 

Dazu ein Beispiel: Erhält ein Mensch für das Fahren oh-

ne Fahrschein (§ 265a StGB) 30 Tagessätze Geldstrafe

und kann dann diese Geldstrafe nicht zahlen, geht er

gem. § 43 StGB für 30Tage ins Gefängnis. Das kostet den

Staat bei 150e pro Hafttag dann 4.500e. Für ein nicht

gekauftes Ticket, das vielleicht 3e gekostet hätte. Pro-

blematisch ist dabei zusätzlich, dass der Großteil dieses

Geldes nicht in Sozialmaßnahmen, wie die Einstellung

von mehr Krankenpfleger*innen oder Sozialarbeiter*in-

nen fließt, sondern in die teuren Sicherheitsvorkehrun-

gen der Gefängnisse. Dieses Geld könnte an anderen

Orten, wie dem Sozialsektor, deutlich besser investiert

werden. ZumBeispiel in dieVerbesserungderUnterstüt-

zung für Arbeits-,Wohnungs- oder Obdachlose. In einen

Ausbau sozialer Anlaufstellen.

 

Schwitzen statt Sitzen

 

Es gibt zwar die Möglichkeit, statt des Antretens der

Ersatzfreiheitsstrafe gemeinnützige Arbeit abzuleisten.

Dies kommt allerdings für viele Betroffene gar nicht in

Betracht. Viele der Beschuldigten sind aufgrund körper-

licher oder psychischer Krankheiten gar nicht in der La-

ge, gemeinnützige Arbeit zu leisten. Viele sind schon

lange arbeitsunfähig. Außerdem scheitert es häufig be-
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reits an der Bürokratie. „Schwitzen statt Sitzen“ kann

man nur auf Antrag. Der muss zunächst einmal gestellt

werden, was eine große Hürde darstellt.

 

Es geht auch ohne Ersatzfreiheitsstrafe

 

Viele andere Länder kommen ohne das Instrument der

Ersatzfreiheitsstrafe aus,wie zumBeispiel Italien. Italien

ist hierbei interessant, da das Verfassungsgericht Itali-

ens die Ersatzfreiheitsstrafe bereits in den 1970er Jahren

als verfassungswidrig einstufte.

 

Oftmals wird von Befürwortern der Ersatzfreiheitsstra-

fe vorgebracht, dass ohne diese die Zahlungsunwilligen,

also die, die dieGeldstrafen bezahlen können, aber nicht

wollen, ohne die Ersatzfreiheitsstrafe ihre Geldstrafen

nichtmehr bezahlenwürden.Dies ist jedoch aus der Luft

gegriffen, da es hierfür keine Evidenz gibt. Zudem könn-

te man dieser Sorge mit einer konsequenteren Vollstre-

ckung effektiv entgegenwirken, beispielsweise über die

Vollstreckungsmöglichkeiten der Steuerverwaltung. Die

„Abschreckungswirkung“ der Ersatzfreiheitsstrafe kann

dann dahinstehen.

 

Fazit

 

Die Ersatzfreiheitsstrafe bestraft Menschen dafür, dass

sie arm sind. Menschen begehen Armutsdelikte, um ih-

ren Hunger, Durst oder ihre Sucht zu befriedigen. Sie

fahren ohne Fahrschein, weil sie sich diesen nicht leis-

ten können. Undwenn sie sich dann die Geldstrafe nicht

leisten können, müssen sie ins Gefängnis. Ohne jemals

eine*n Richter*in gesehen zu haben. Das ist absurd.

 

Wir begrüßendenAnsatz der Ampel-Regierung, dasVer-

hältnis von Tagessätzen zu Ersatzfreiheitsstrafe zu hal-

bieren, dass also einTagErsatzfreiheitsstrafe zweiTages-

sätze tilgt. Damit ist es jedoch noch lange nicht getan.

 

Deswegen fordern wir:

 

• Kurzfristig:

– eineUmrechnung von drei Tagessätzen zu ei-

nem Tag Ersatzfreiheitsstrafe.

– eine Anhörung vor einer*mRichter*in, die die

Ersatzfreiheitsstrafe anordnen müssen.

– die Entkriminalisierung vonBagatelldelikten,

wie dem Erschleichen von Beförderungsleis-

tungen gem. § 265a StGB,mit weiterenMaß-

nahmen zur Verhinderung von Erzwingungs-

haft.

– stärkerer Ausbau gemeinnütziger Arbeits-

stellen, in welchen die Geldstrafe abgearbei-

tet werden kann. Insbesondere für Arbeits-

stellen, die eine besondere Betreuung ge-
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währleisten, um die Zugänglichkeit und den

Kreis der angesprochenen Personen zu er-

weitern

– verstärkte Ausgabe von Sozialtickets für den

ÖPNV

– Resozialisierungsmaßnahmenwiepsychoso-

ziale Unterstützung, auch bei kurzen Haft-

strafen

• Langfristig die Abschaffung der Ersatzfreiheits-

strafe und die Ersetzung durch ein System, das auf

Reintegration in die Gesellschaft zielt.

• Begleitend fordern wir mehr Investitionen in den

sozialen Sektor, damit Menschen gar nicht erst zu

einer Ersatzfreiheitsstrafe getrieben werden, ins-

besondere

– ein breiteres Angebot für psychisch kranke

Menschen, das kosten- los und barrierefrei

zugänglich sein muss.

– eine stärkere Unterstützung für wohnungs-

und obdachlose Menschen, durch Finanzie-

rung von (Not-) Unterkünften (Housing-First-

Ansatz)

– einen gesicherten Zugang zu Essen und Trin-

ken durch staatliche Maßnahmen

– Keine Vertreibung von obdach- und woh-

nungslosen Menschen von öffentlichen Plät-

zen
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Der Landesparteitag möge beschließen:
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Annahme in Fassung der Antragskommission

Rechtswidriger Polizeigewalt und Rassismus wirksam entgegentreten
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Die SPD-Fraktion im Landtag wird aufgefordert, sich für

die nachfolgenden Maßnahmen einzusetzen:

 

1. Eine Pflicht zur gut sichtbaren Kennzeichnung für

Polizeibeamtinnen und -beamte, entweder an-

hand eines Namensschildes oder anhand einer

einprägsamenNummer, stellt dieNachverfolgbar-

keit von Fehlverhalten sicher. Länder wie Berlin,

Bremen oder Brandenburg haben diese Forderung

schon umgesetzt. Gerade im Bereich von Großver-

anstaltungen scheitern Ermittlungen gegen Be-

amtinnen und Beamte häufig an der mangeln-

den Identifizierbarkeit. Fälle, in denen Polizeibe-

amtinnen und -beamte im persönlichen Umfeld

Repressalien durchDritte ausgesetztwaren, nach-

dem sie – zumal aufgrund einer Nummer – im

RahmenvonEinsätzen identifiziertwordenwaren,

sinddagegen, trotz entsprechender gewerkschaft-

licherWarnungen, nicht bekannt. Diese Problema-

tik muss jedoch in Zukunft sorgfältig beobachtet

werden.

2. Notwendig ist die Etablierung einer offenen Feh-

lerkultur. Kein Mensch, auch kein Polizeibeam-

ter und keine Polizeibeamtin, kann in jeder Si-

tuation fehlerfrei arbeiten. Umso wichtiger ist im

Dienstalltag die Zeit zur Supervision in Gestalt

der Aufarbeitung problematischer Einsatzsitua-

tionen. Diese Zeit fehlt nach Erfahrung vieler Po-

lizeibeamtinnen und -beamter im Alltag. Dabei

darf der Fokus nicht primär auf einer repressiven

Reaktion auf – vermeintliches oder tatsächliches

– Fehlverhalten liegen, die die Beamtinnen und

Beamten von vornherein in eine Abwehrhaltung

drängt, sondern im Vordergrund muss das Ziel

stehen, kritische Situationen so zu reflektieren,

dass sie in Zukunft besser gelöst werden. Über-

all, gerade aber in Brennpunkten ist dabei zusätz-

lich die regelmäßige Betreuung durch Psycholo-

gen nötig, wie sie andere Bundesländer zum Teil

bereits flächendeckend etabliert haben, um eine

etwaige Verfestigung rechtsstaatlich problemati-

scher Einstellungen und Handlungsroutinen früh-

zeitig zu erkennenund ihr entgegenzuwirken. Ent-

sprechende Konzepte sollten polizeiwissenschaft-

lich erarbeitetwerden. Aucheinehöhere Personal-

rotation für BeamtinnenundBeamte inbesonders

konfrontativen Einsatzgebieten – etwa in Brenn-

Füge ein in Zeile 10 nach „umgesetzt“:

 

und in NRW war es die Sozialdemokratie, die in Regie-

rungsverantwortung diese Kennzeichnungspflicht be-

reits einführte, bevor sie unter Innenminister Reul Ende

2017 wieder abgeschafft wurde.

 

Füge ein in Zeile 79 (neu) vor „5. Die Position“:

 

5. Angehörige vonOpfern rassistischer Anschlägemach-

ten die erschütternde und retraumatisierende Erfah-

rung einer zum Teil diskriminierenden und stigmati-

sierenden Behandlung durch Sicherheitsbehörden im

Nachgang zur Tat, beispielsweise in Hanau. So erlitten

sie in ihrem Schmerz und Leid noch eine zusätzliche

Entwürdigung und Kränkung. Mitarbeiter*innen von Si-

cherheitsbehörden sowie weiterer staatlicher Stellen

müssen kontinuierlich für solche Situationen und den

Umgangmit Opfern rassistischer Gewalt und deren An-

gehörigen geschult und umfassend sensibilisiert wer-

den. Dafür ist auch im Prozeduralen in der Form der In-

formation, Betreuung und Begleitung Sorge zu tragen.

 

Ersetze in Zeile 79 (alt):

 

dasWort „5.“ durch „6.“ [6. Die Position……]

 

Füge ein in Zeile 157 (alt) vor „9. Um die“:

 

9. Turnusmäßige Konferenzen bzw. Runde Tische zwi-

schen den Leitungen der Kreispolizeibehörden und Ver-

einen, Initiativen, Gemeinden und MSOs, die sich mit

Fragen von Antirassismus, Diversität und Pluralität in

ihrem Alltag befassen, sollten auf lokaler Ebene eta-

bliert werden. Derartige Treffen dienen gleichermaßen

demAustausch, demKennenlernen, demBenennen von

Ängsten und Sorgen sowie ingesamt dem Vertrauens-

aufbau. Für vieleMitglieder dieser Organisationen ist es

von hoher Bedeutung, dass Recht und Ordnung eben

gerade auch als Schutz durch Polizei- und Sicherheits-

behörden vor rassistischer, muslimfeindlicher oder an-

tiziganistischer Gewalt begriffen werden, während öf-

fentlich im Zuge einer „Versicherheitlichung“ der Debat-

ten häufig rechtspopulistische und reaktionäre Diskur-

se Raum greifen, die ihre Gefährdung und Betroffenheit

durch ebensolche Gewalt geradezu ausblenden und ins

Gegenteil verkehren.
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punktbezirken oder als Teil von Hundertschaften

– sollte zur Vermeidung übermäßiger Frustration

eruiert werden.

3. Teil dieser Fehlerkultur muss zugleich die Unter-

stützung jener Beamtinnen und Beamten sein, die

rechtsstaatswidriges oder zur Rechtsstaatswidrig-

keit neigendes Verhalten zur Sprache bringen. Sie

dürfen nicht länger von Teilen der Kolleginnen

und Kollegen als „Nestbeschmutzer“ oder „Ver-

räter“ angesehen werden, sondern verdienen po-

sitive Wertschätzung auch und gerade aus dem

Kreis der Kolleginnen und Kollegen für das Bestre-

ben, die polizeiliche Arbeit zu verbessern und ih-

rer rechtsstaatlichen Verantwortung nachzukom-

men. Dafür bedarf es zugleich niederschwelliger

Kontaktmöglichkeiten, um Fehlverhalten – auch

anonym – auch dann anzusprechen,wenn imkon-

kreten Fall der Eindruck besteht, dass dies inner-

halb der eigenen Einheit nicht möglich ist.

4. Entscheidend ist darüber hinaus periodisch

wiederkehrende verpflichtende Aus- und Fort-

bildungsmaßnahmen zu rechtswidriger Polizei-

gewalt und Rassismus. Derartige Inhalte bleiben

bislang häufig auf die Ausbildung am Anfang der

Karriere beschränkt. Einschlägige Fortbildungsan-

gebote gibt es in deutlich zu geringem Umfang,

die zudem häufig auf Freiwilligkeit beruhen –

Anordnungen zur Teilnahme werden nur selten

ausgesprochen – und damit die Beamtinnen und

Beamten mit problematischem Verhalten in der

Regel gerade nicht erreichen.

5. Die Position von Betroffenen von rechtswidri-

ger Polizeigewalt und polizeilichem Rassismus

muss gestärkt werden. Hierzu bedarf es vor al-

lem der Etablierung unabhängiger Beschwerde-

stellen, die einschlägigen Vorwürfen gegen Poli-

zeibeamtinnen und -beamte mit der nötigen Di-

stanz nachgehen können, die Polizei und Staats-

anwaltschaften ansonsten gerade nicht eigen ist.

Diesmacht die Ermittlungen fundierter und stärkt

zugleich das Vertrauen der Beschwerdeführerin-

nen und Beschwerdeführer in die rechtsstaatli-

chen Abläufe. Vorbild kann hier etwa Dänemark

sein, wo eine entsprechende Institution eingerich-

tet wurde, die gerade nicht mit Polizeibeamtin-

nen -beamten, sondern mit Juristinnen und Ju-

risten besetzt ist. Diese Institutionen können zu-

gleich die oben angesprochenen niederschwelli-

gen Kontaktmöglichkeiten für Polizeibeamtinnen

und -beamte bereitstellen. Wichtig sind die Ein-

räumung ausreichender Ermittlungs- und Kon-

trollbefugnisse ebenso wie die hinreichende Aus-

stattung mit Personal. Nicht ausreichend sind da-

gegen Modelle wie das 2019 in NRW eingeführte,

in demdas Amt des Polizeibeauftragten selbstmit

 

Ersetze in Zeile 157 (alt):

 

dasWort „9.“ durch „10.“ [10. Um die]
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einemPolizisten besetztwird, der zudemkaumei-

gene Kompetenzen hat.

6. Speziell Opfern von racial profiling kann die –

jüngst etwa in Bremen zumindest für bestimm-

te Fälle im Polizeigesetz verankerte – Einführung

von Kontrollquittungen helfen, mit der die kon-

trollierte Person eine Bescheinigung über Modali-

täten, Rechtsgrundlage und Ergebnis der polizei-

lichen Kontrolle erhält. Dieses etwa in Großbri-

tannien bereits erprobte Modell erlaubt es Ange-

hörigen ethnischer Minderheiten nachzuweisen,

wenn sie tatsächlich besonders häufig kontrolliert

werden, und ermöglicht damit zugleich eine Auf-

arbeitung entsprechender Praktiken.

7. Zur Sicherung der Nachvollziehbarkeit polizeili-

chen Handelns und der Auswertbarkeit etwa-

igen Fehlverhaltens sollte mittelfristig die flä-

chendeckende Nutzung von Körperkameras („Bo-

dycams“) zur Bild- und Tonaufzeichnung im Ein-

satz erfolgen, die bisher nur in Ansätzen um-

gesetzt wird. Erforderlichenfalls sind die ver-

fassungsrechtlichen Rahmenbedingungen hierfür

anzupassen. Erfahrungen aus dem Ausland, et-

wa in einigen Staaten der USA, zeigen, dass hier-

durch Polizeibeamtinnen und -beamte selbst dis-

zipliniert werden, weil sie um die deutlich einfa-

chereVerfolgbarkeit etwaigen Fehlverhaltenswis-

sen, dass aber zugleich auchdieAngriffe gegenPo-

lizeibeamtinnen und -beamte zurückgehen, weil

auch diese Taten unmittelbar dokumentiert wer-

den. Wichtig ist hierbei, dass es nicht im Ermes-

sen der Beamtinnen und Beamten stehen darf, die

Kameras ein- bzw. auszuschalten, sondern dass

zunächst jedes Einsatzgeschehen gefilmt wird,

und dass die Speicherung der Daten so erfolgt,

dass eine Löschung durch die Polizei ausgeschlos-

sen ist. Dabei sollte stets eine Vor-Aufzeichnung

stattfinden, das heißt wenn ein Einsatzgesche-

hen beginnt und die Beamtin/der Beamte darauf-

hin – verpflichtend – die Kamera aktiviert, soll-

te die Aufzeichnung auch eine gewisse Zeitspan-

ne (bspw. eine Minute) vor dem Zeitpunkt des

Knopfdrucks umfassen, um insbesondere die Ent-

stehung einer Situation (etwa einen Angriff auf

die Beamtinnen und Beamten) besser nachvollzie-

hen zu können.

8. Der Bezirks- und Schwerpunktdienst sollte mit-

telfristig personell erheblich besser ausgestattet

werden, um – vor allem, aber nicht nur in Brenn-

punkten – durch mehr niederschwellige Kontakte

zwischen Bürgerinnen und Bürgern und der Poli-

zei (insbesondere inGestalt von Fußstreifen)mehr

Verständnis füreinander und so ein besseres Mit-

einander zu schaffen.

9. Um die Beweissicherung durch Betroffene und
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Dritte in potentiell problematischen Situationen

nicht zu erschweren, bedarf es darüber hinaus ei-

ner Klarstellung, dass die Videoaufzeichnung von

Einsatzhandlungen nicht unter den Tatbestand

des § 201 StGB (Verletzung der Vertraulichkeit des

Wortes) fällt. Immerwiederwerden derartige Auf-

zeichnungen bislang polizeilich mit Verweis auf

die Strafvorschrift unterbunden oder gar strafge-

richtlich verfolgt. Dabei wird von den Gerichten

unterschiedlich beurteilt, ob die Norm einschlägig

ist (vgl. etwa LG München I, Urteil vom 11. Februar

2019 – 25 Ns 116 Js 165870/17 – , gegenüber LG Kas-

sel, Beschluss vom23. September 2019–2Qs 111/19

– ). Umnicht den Betroffenen oder Zeuginnen und

Zeugen das Risiko aufzuerlegen, ob die Voraus-

setzungen eines rechtfertigendenNotstands (§ 34

StGB) vorliegen, die das Filmen rechtmäßig ma-

chen (vgl. LG Aachen, Beschluss vom 19. August

2020 – 60 Qs 34/20 – , Rn. 29, juris), ist eine ge-

setzliche Klarstellung erforderlich, da das Vorhan-

denseins objektives Beweismaterials für den Fall

einer Auseinandersetzung umdie Rechtmäßigkeit

des polizeilichen Vorgehens aus rechtsstaatlicher

Sicht nur zu begrüßen ist. Sofern die Normen des

Urheberrechts nicht als ausreichend angesehen

werden, der unbefugten Veröffentlichung derarti-

ger Aufnahmen entgegenzuwirken, kann auf die-

ser Ebene eine gesetzliche Einschränkung erfol-

gen.

Begründung

 

Am 18.06.2020 berichtete die Sendung „Monitor“ über

den Fall eines in Berlin lebenden Venezolaners. Eigent-

lich mit dem Fahrrad unterwegs und durch ein Telefo-

nat auf Spanisch alsmutmaßlich über einenMigrations-

hintergrund verfügend erkennbar, wird er im Septem-

ber 2019 von Polizistinnen und Polizisten zu Boden ge-

bracht, geschlagen, gewürgt und getreten, immer wie-

der befragt, wo die Drogen und Waffen seien. Finden

könnendie PolizistinnenundPolizistennichts. DemHin-

weis des Opfers, er sei als ambulanter Pflegehelfer tätig,

schenken die Beamtinnen und Beamten zunächst kei-

nen Glauben, bis sie schließlich seinen Dienstausweis

finden. Sie lassen unmittelbar von ihrem Opfer ab und

verschwinden. Das Geschehen wird von einem Zeugen

gefilmt.

 

Wegen der erlittenen Verletzungen kommt der Vene-

zolaner zunächst ins Krankenhaus, später in die Reha.

Gerade aufgrund der psychischen Folgen ist er noch

zumZeitpunkt der Ausstrahlungberufsunfähig undhat-

te seine Arbeitsstelle aufgeben müssen. Die Polizei in-

des erstattete ihrerseits Anzeige gegendenVenezolaner

wegenWiderstands, tätlichen Angriffs und Beleidigung.
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DerAusgangdesgerichtlichenVerfahrens ist nochunge-

wiss.

 

Rechtswidrige Polizeigewalt und Rassismus in der Poli-

zei wie im geschilderten Fall sind nicht erst seit dem Be-

kanntwerden einer Reihe offenbar rassistisch begründe-

ter Übergriffe in den USA ein Thema. Gleichzeitig neh-

menWiderstandshandlungenund tätlicheAngriffe zum

Nachteil von Polizistinnen und Polizisten stark zu. Wäh-

rend diese immer wieder entschiedene politische Re-

aktionen auslösen, die unter anderem bereits zur Ver-

schärfung der einschlägigen Straftatbestände geführt

haben, stehen Verhinderung sowie Ahndung rechtswid-

riger Gewaltanwendung und rassistischer Verhaltens-

weisen seitens der Polizei bislang häufig weiter hinten

auf der politischen Agenda. Es steht gar zu befürchten,

dass durch denTrend zur Verschärfung von Polizeigeset-

zenproblematischesVerhalten vonBeamtinnenundBe-

amten noch an Raum gewinnt.

 

Die gesellschaftliche Diskussion hat in der jüngsten Ver-

gangenheit jedoch deutlich an Fahrt aufgenommen,

nicht zuletzt nach dem Bekanntwerden der Existenz

mehrerer rechtsextremerChatgruppen in Polizeikreisen.

Fehl geht dabei der Einwand, gewisse Verhaltensweisen

seien bei einer Polizei, die „Spiegelbild der Gesellschaft“

sein solle, eben hinzunehmen. Die Polizei als Trägerin

des Gewaltmonopols muss an sich selbst vielmehr be-

sonders scharfeMaßstäbe in Sachen Rechtsstaatlichkeit

anlegen lassen. Selbst bei der vielbeschworenen Quo-

te von 99 Prozent rechtschaffenen Beamtinnen und Be-

amten blieben bundesweit gut 2.700 Polizeibeamtinnen

und -beamte übrig, die sich rechtsstaatswidrig verhal-

ten. Schon dies weist darauf hin, dass die These von blo-

ßen „Einzelfällen“ kaum haltbar ist.

 

Mit der seit März 2018 laufenden Studie „Körperver-

letzung im Amt durch Polizeibeamte“ (KVIAPOL) des

Kriminologen Prof. Dr. Tobias Singelnstein und seines

Team von der Ruhr-Universität Bochumwird das Feld in

Deutschland erstmals umfassend wissenschaftlich un-

tersucht. Dabei wurden erhebliche Missstände offen-

bar: So lag etwa die Quote von Verfahren gegen Polizei-

bedienstete wegen Gewaltausübung und Aussetzung,

die in einer Anklage oder einem Strafbefehl gemündet

haben, bei unter 2 Prozent und damit deutlich niedri-

ger als der Durchschnitt aller Strafverfahren; dort liegt

der Wert bei 24 Prozent. Es bestehen erhebliche Zwei-

fel, dass die Diskrepanz zwischen diesen beiden Zah-

len allein auf die Rechtmäßigkeit polizeilicher Gewalt-

anwendung zurückzuführen ist. Freilich wird auch nach

Abschluss des Projekts noch ein erheblicher Forschungs-

bedarf bestehen.

 

Bereits jetzt sind, unter anderem gestützt auf die Ergeb-
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nisse von KVIAPOL, eine Reihe vonMaßnahmen erkenn-

bar, die geeignet sind, die Rechtsstaatlichkeit der Polizei

unddamit zugleichdasVertrauender Bevölkerung indie

Polizeibehörden zu stärken. Das verspricht nicht nur ei-

ne effektivere Polizeiarbeit, sondern stärkt das Vertrau-

en in den Rechtsstaat allgemein und damit in unser de-

mokratisches Gemeinwesen insgesamt.

 

Während einzelne Maßnahmen in einigen Bundeslän-

dern bereits umgesetzt sind, gibt es bundesweit – auf

Länder- wie auf Bundesebene – noch Handlungsbedarf.

Namentlich in NRW finden die obigen Punkte bisher

kaum Berücksichtigung. Die Sozialdemokratie muss auf

Bundes- und Länderebene entschieden für die Umset-

zung dieser Maßnahmen eintreten und sie, wo die SPD

selbst Regierungsverantwortung trägt, selbst sicherstel-

len.

 

Zu beobachten sind, insbesondere im Zusammenhang

mit dem, aber nicht allein beschränkt auf den Be-

reich von racial profiling, zudem die Erfahrungen mit

der gesetzlichen Etablierung einer Beweislastumkehr

nach Berliner Vorbild bei Beschwerden gegen polizei-

liches Vorgehen. Dieses Instrument bezieht sich nicht

auf straf- oder disziplinarrechtliche Maßnahmen gegen

konkrete Polizeibeamtinnen und -beamte, sondern auf

die institutionelle Verantwortlichkeit der Behörde bzw.

des Rechtsträgers. Sie zwingt letzteren dazu, sich mit

einschlägigen Vorfällen auseinanderzusetzen, könnte

damit einen Beitrag zur Etablierung der oben geforder-

ten Fehlerkultur leisten.

187



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag IR-07

Antrag IR-07

ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Geoblocking in Deutschland verbieten – Transparenz bei Anrufen aus dem Ausland

1
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Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert unver-

züglich das sogenannte Geoblocking zu verbieten und

somit mehr Transparenz bei Anrufen aus dem Ausland

herzustellen.

Begründung

 

Seit Jahren sind Romance-Scammer bekannt. Sie er-

reichen ihre meist weiblichen Opfern auf Plattformen

wie Facebook, Tinder, Linkeding usw. Nachdem das Op-

fer Vertrauen zu dem Scammer aufgebaut hat, wird es

schnell um hohe Geldbeträge gebeten, die dann bereit-

willig überwiesen werden, denn die Scammer sind nur

auf das schnelle Geld aus.

Eine Kontaktaufnahme erfolgt zuerst auf den Plattfor-

men. Schnell werden Telefonnummern ausgetauscht.

Wenn nun telefonischer Kontakt hergestellt wird, be-

nutzen die Scammer das Geoblocking um den wahren

Standort zu verbergen. Da die Opfer immer noch glau-

ben, dass der Scammer in Deutschland und nicht im

Ausland wohnt, wird auch weiter Geld gezahlt. Bis das

BankkontoeinesTages leer ist undderBetrug spätestens

dann auffliegt.

Durch das Verbieten von Geoblocking werden die wah-

ren Länderkennung gesendet und der Standort (Land)

transparent gemacht. So merken viele Opfer vielleicht

rechtzeitig den Betrug.

Füge ein in den Titel nach „Deutschland“:

 

zielgenau

 

Ersetze Zeilen 1-4 durch:

 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich in

der Ampel-Koalition für ein zielgenaues Verbot des so-

genannten Geoblockings und eine konsequente Umset-

zung bestehender EU-Verordnungen einzusetzen, um

durch eine solche Untersagung mehr Transparenz bei

Anrufen aus dem Ausland herzustellen.
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Antrag IR-08

UBMülheim a.d.Ruhr

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von IR-06

Polizeibeauftragter
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Der SPD-Landesverband Nordrhein-Westfalen und die

SPD-Landtagsfraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen

sollen sich dafür einsetzen, dass

 

auf Landesebene das Amt einer unabhängigen Polizei-

beauftragten / eines unabhängigen Polizeibeauftragten

geschaffen wird.

 

Die oder der Polizeibeauftragte soll die Aufgabe ha-

ben, das partnerschaftliche Verhältnis zwischen Poli-

zei und Gesellschaft zu stärken. Alle Polizeibeschäftig-

ten in Nordrhein-Westfalen sowie alle Einwohnerinnen

und Einwohner in Nordrhein-Westfalen sollen die Mög-

lichkeit haben, sich unmittelbar an die oder den Poli-

zeibeauftragten zu wenden. Die oder der Polizeibeauf-

tragte soll im Rahmen ihrer oder seiner Zuständigkeit

dazu beitragen, Fehler und Fehlverhalten in Einzelfäl-

len zu erkennen und ihnen vorzubeugen beziehungs-

weise sie abzustellen sowie strukturelle Fragestellun-

gen aufzuzeigen. Dazu soll die oder der Polizeibeauf-

tragte Akteneinsicht nehmen können und Fragen an die

Polizei- und Ermittlungsbehörden stellen können; die

Polizeibehörden sollen grundsätzlich zur Amtshilfe ver-

pflichtet sein. Die oder der Polizeibeauftragte soll dabei

vom Landtag gewählt werden, grundsätzlich unabhän-

gig sein, keinemMinisterium eingegliedert sein und zu-

dem über hinreichend Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter verfügen, umdie genanntenAufgaben selbstständig

zu erledigen.

Begründung

 

Die Polizei des Landes Nordrhein-Westfalen genießt un-

ter den Einwohnerinnen und Einwohner ein hohes Ver-

trauen, Akzeptanz und ein großes Maß an Wertschät-

zung. Ihr hohes Ansehen beruht auf professionellem

und verantwortungsvollem Handeln. Der Polizei obliegt

die Durchsetzung des staatlichen Gewaltmonopols. Po-

lizistinnen und Polizisten üben eine wichtige Aufgabe

für das Gemeinwohl in der Bundesrepublik Deutschland

und in Nordrhein-Westfalen aus. Nur eine demokrati-

sche und rechtsstaatliche Polizeiarbeit kann verhindern,

dass sich letztlich physisch die faktisch stärkeren und

machtvolleren Personen und Gruppen durchsetzen: Das

Gewaltmonopol des Staates ist deshalb auch ein zu-

tiefst sozialdemokratisches Anliegen.
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Auf der anderen Seite darf nicht verkannt werden, dass

polizeiliche Maßnahmen in der Vergangenheit teilwei-

se dem Vorwurf diskriminierender und zum Teil auch

rassistischer Handlungsweisen ausgesetzt waren. Sol-

chen Vorwürfen muss sowohl im Einzelfall als auch

in struktureller Betrachtungsweise nachgegangen wer-

den, insbesondere auch um das Vertrauen in die poli-

zeilicheArbeitmöglichst bei allenBevölkerungsgruppen

in Deutschland zu stärken. Die Polizei muss für alle Tei-

le der Bevölkerung Ansprechpartner bei Fragen und Pro-

blemen im Bereich der öffentlichen Sicherheit sein.

 

Angesichts der hohen Bedeutung der Polizei im rechts-

staatlichen Gefüge ist daher die Aufarbeitung vonmög-

lichen Problemen besonders wichtig. Aufgrund der An-

sprüche und Belastungen, die mit den Aufgaben der Po-

lizei einhergehen, trägt auch die Legislative eine beson-

dereVerantwortung für die Bedienstetender Polizei und

steht in der Pflicht, sich mit den sie betreffenden An-

gelegenheiten sorgfältig auseinanderzusetzen. Die Eta-

blierung externer Institutionen zur Aufklärung etwa-

igen Fehlverhaltens im polizeilichen Bereich ist daher in

vielen europäischen Staaten bereits üblich. Dieser An-

trag orientiert sich in Teilen an der Rechtslage im Land

Brandenburg.

 

InNordrhein-Westfalenwerdengegenwärtig Beschwer-

den in Polizeiangelegenheiten dezentral in den Polizei-

behördenbzw. den Polizeieinrichtungenbearbeitet. Par-

allel dazu besteht natürlich immer auch dieMöglichkeit

einer Beschwerde an den Petitionsausschuss des Land-

tages, dieses Verfahren hat jedoch eine andere Zielrich-

tung. Es besteht Bedarf an einer zusätzlichen und von

der Polizei unabhängigen Stelle, an die sich Bürgerinnen

und Bürger wenden können. Die externe und neutrale

Anlaufstelle bietet zudem die Möglichkeit für Polizeibe-

dienstete, innerdienstlicheKritik, Anregungenoder ähn-

liche Hinweise vorbringen zu können. Es ist im eige-

nen Interesse der Polizei, berechtigte Kritik aufzuneh-

men und für Verbesserung in den Arbeitsabläufen zu

sorgen. Dies betrifft beispielsweise Arbeitsabläufe oder

Problememit Vorgesetzten und Arbeitskolleginnen und

-kollegen sowie den Umgang mit innerdienstlicher Kri-

tik. Durch eine intensivere Beschäftigungmit diesen An-

liegen kann die Arbeit der Polizei insgesamt verbessert

werden.

 

Dabei soll die oder der Polizeibeauftragte in erster Li-

nie durch kommunikative Intervention oder – in ge-

eigneten Fällen – auch durch eine entsprechende Öf-

fentlichkeitsarbeit tätig werden. Des Weiteren soll die

oder der Polizeibeauftragte sich regelmäßig mit wis-

senschaftlichen Institutionen (Universitäten,Hochschu-

len, Fachinstitute) austauschen und auch den Kontakt

mit betroffenen Interessensgruppen und verbandlichen
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Akteuren suchen (Polizeigewerkschaften, migrantische

Vereine und Verbände, Betroffenengruppen aus dem

Bereich Schwule, Lesben, queereMenschen, andere Ver-

bände von Betroffenengruppen von möglicher polizeili-

cher Diskriminierung). Die Grenze der Tätigkeit der oder

des Polizeibeauftragten ergibt sich, wenn eine Zustän-

digkeit oder rechtliche Einwirkungsmöglichkeit durch

Land nicht gegeben ist (z.B. bunderechtlich abschlie-

ßend geregelter Sachverhalt) oder die Behandlung eines

Anliegens einen Eingriff in ein gerichtliches, steuerstraf-

rechtliches oder disziplinarrechtliches Verfahren bedeu-

ten würde.

 

Zudem soll die oder der Polizeibeauftragte einen regel-

mäßigen Bericht an den Landtag des Landes Nordrhein-

WestfalenundandieÖffentlichkeit geben.Diese Berich-

te sollen auch Verbesserungsvorschläge enthalten wie

Hinweise und Vorschläge für dienstliche Anweisungen,

Hinweise und Vorschläge für die Verbesserungen von

Aus- und Fortbildungsinhalten, Verbesserungen beim

Schutz von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten vor

Gewalt einerseits und auch Verbesserunen beim Schutz

vor möglicher Polizeigewalt andererseits; zu Letzterem

gehören auch mögliche Hinweise und Vorschläge zur

Verbesserungen der Nachvollziehbarkeit und Beweis-

führung nach polizeilichen Maßnahmen (z.B. Frage ei-

ner Kennzeichnungspflicht, Umfang der Auszeichnung

durch sog. Bodycams ).

 

Für die Umsetzung der entsprechenden Aufgaben der

oder des Polizeibeauftragten sollen der oder dem Be-

auftragen eine angemessene Zahl vonMitarbeiterinnen

und Mitarbeiter bereitgestellt werden, die durchaus ei-

nen polizeilichen Ausbildungshintergrund haben kön-

nen, aber arbeits- und dienstrechtlich unmittelbar der

oder dem Polizeibeauftragten zugeordnet sein müssen.

 

Die oder der Polizeibeauftragte soll vom Landtag des

Landes Nordrhein-Westfalen gewählt werden und in ih-

rer/seiner Arbeit unabhängig sein und nur dem Landtag

des Landes Nordrhein-Westfalen verantwortlich sein,

ähnlichwie heute schon der oder die Landesbeauftragte

für Datenschutz und Informationsfreiheit oder der oder

die Bundeswehrbeauftragte auf Bundeebene.
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Antrag IR-09

OV Speldorf

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Bundestagsfraktion

Drogenkriminalität
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Die Anzahl der Drogentote hat den höchsten Stand in-

nerhalbder letzen 30 Jahre erreicht. DieAnzahl derMen-

schen, die wegen Drogenkonsum medizinisch behan-

delt werden, steigt ebenfalls seit vielen Jahren. Die Ko-

kainmärkte explodieren. Die Sicherheitslage in unseren

Nachbarländern Niederlande und Belgien ist beunruhi-

gend. Auch hier zu Lande treiben verschiedene Gruppie-

rungen der organisierten Kriminalität, ihr Unwesen.

 

Wir wollen das Thema Drogenkriminalität ganzheitlich

angehen. Das betrifft außen – und ggf. entwicklungs-

politische Maßnahmen in Bezug auf Produktionsländer

genauso wie die Stärkung der europäischen Strafver-

folgungskompetenzen. Neben den Vorhaben der Bun-

desregierung in Sachen Cannabis wollen wir die Nach-

frage Seite dadurch reduzieren, dass wir uns präventiv

mehr um die Konsumentinnen und Konsumenten küm-

mern und sie nichtweitermit denMitteln des Strafrech-

tes verfolgen.Wir wollen daher Anleihen amportugiesi-

schen Modell nehmen.

 

Zugleich muss das Land seiner gesundheitspoliti-

schen Verantwortung endlich nachkommen und mehr

Präventions- und Betreuungsangebote zur Verfügung

stellen.

 

Darüber hinaus befürworten wir das so genannte Drug

Checking.

192



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag IR-10

Antrag IR-10

OV Speldorf

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch Beschlusslage

Polizeiausbildung
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4
5
6
7
8
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12
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14

Die Landesregierung hat erhebliche Probleme, eine hin-

reichende Anzahl geeigneter Bewerberinnen und Be-

werber für den Polizeiberuf zu finden. Es sollen da-

her zusätzliche Interessengruppen angesprochen und

gewonnen werden. Hierfür sollen im späterem Ver-

lauf des Bachelor-Studiums Schwerpunktmodule für

die Bereiche Einsatz, Kriminalitätsbekämpfung und Ver-

kehr angebotenwerden. Die Absolventen der jeweiligen

Schwerpunkte bekommen die Möglichkeit unmittelbar

imAnschluss an das Studium in einemAufgabenbereich

zu arbeiten der  ihrem Studienschwerpunkt entspricht.

Erst durch diese Rahmenbedingungen können auch die

Berufsbilder Kriminalpolizei und Verkehrsdienst bewor-

ben werden.
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Antrag IR-11

OV Speldorf

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Umweltkriminalität
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Wir fordern die Landesregierung auf, eine Landesstra-

tegie zur Bekämpfung der Umweltkriminalität vorzule-

gen. Dieses soll mindestens beinhalten:

 

• eine ausreichende Anzahl von Schwerpunkt-

staatsanwaltschaften, mindesten vier

 

• eine hinreichende personelle und technische Aus-

stattung, sowie Fortbildungsangebote für die kri-

minalpolizeilichen Dienststellen, die für Bekämp-

fung der Umweltkriminalität zuständig sind, so-

wie derWasserschutzpolizei

 

• eine hinreichende Unterstützung der Natur-

schutzbehörden

 

• ein jährliches Landeslagebild, das neben Hellfeld-

daten auch Dunkelfeld-Untersuchungen beinhal-

tet
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Antrag IR-12

OV Speldorf

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Schiedsämter
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3
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Die Schiedsleute leisten in NRW einen wichtigen Bei-

trag zumgesellschaftlichen Frieden. Sie verdienendaher

unsere Anerkennung. Leider werden sie in den vorgese-

henen Strafrechtsfällen immer seltener in Anspruch ge-

nommen. Ein wesentlicher Grund liegt darin, dass Po-

lizeibeamtinnen und Polizeibeamte in allen Fällen von

den sie erfahren, eine Strafanzeige aufnehmenmüssen,

weil ihnen ansonsten selbst ein Strafverfahren wegen

Strafvereitelung im Amt droht.

Wir setzen uns daher für eine Überprüfungen der ge-

setzlichnormierten Strafverfolgungspflicht in Fällendes

§ 380 StPO ein.

195



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag IR-13

Antrag IR-13

OV Speldorf

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Landtagsfraktion

Kinderdelinquenz

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11

Eine Absenkung des Alters der Strafmündigkeit lehnen

wir ab. Das Konzept der Häuser des Jugendrechts soll

überarbeitet und weiterentwickelt werden. Auch Kin-

der, die wiederholt delinquentes Verhalten gezeigt ha-

ben, sollten in das Konzept einbezogen werden. Dafür

müssen in eigenen “Abteilungen” zusätzlicheNetzwerk-

partner, auch nicht staatliche Organisationen, wie z.B.

Kinderpsychologen, Freie Träger, Nachbarschaftsvereine

u.v.w. mit einbezogen werden. Auf diese Weise soll in-

dividuell und frühzeitig auf ein Ende des delinquenten

Verhaltens hingewirkt werden.
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Antrag IR-14

ASJ NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Abschaffung der Hinweismöglichkeit auf Inhaftierung für Zeugnisse und Nachweise, § 30 Abs. 3 StVollzG NRW
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Die SPD-Landtagsfraktion und der SPD-Landesvorstand

setzen sich dafür ein, dass die Hinweismöglichkeit auf

Inhaftierung für Zeugnisse und Nachweise gemäß § 30

Abs. 3 StVollzG NRW abgeschafft wird.

Begründung

 

Mit dem Gesetz zur Novellierung des nordrhein-

westfälischen Landesjustizvollzugsgesetzes (Drs.

17/15234) hat die schwarz-gelbe Landesregierung in der

letzten Legislaturperiode die Möglichkeit geschaffen,

dass Nachweise und Zeugnisse über schulische oder

berufliche Bildung, die während einer Gefangenschaft

erbracht wurden, den Hinweis erhalten können, dass

diese im Rahmen des Freiheitsentzuges erworben

wurden. Dies ist bundesweit ein beispielloses Vorgehen.

Jedes andere Bundesland hat eine entsprechende Re-

gelung, dass Nachweise und Zeugnisse gerade keinen

Hinweis auf eine Inhaftierung enthalten dürfen. Es

stellt sich also die Frage, was hier die Motivation hinter

der Änderung hin zu einer Soll-Vorschrift ist. Die Geset-

zesbegründung selbst hebt das Ziel, dass Zeugnisse und

Nachweise gerade keine Hinweise auf eine Inhaftierung

enthalten sollen, hervor, sodass weiterhin unklar bleibt,

was der Zweck hin zu einer Soll-Vorschrift sein soll (Drs.

17/15234, S. 131). Die intendierten Nebeneffekte liegen

jedoch auf der Hand: der Hinweis auf eine frühere Ge-

fangenschaft hat im Hinblick auf das gesamte weitere

Berufsleben eine stigmatisierende Wirkung, die das

Finden einer Arbeitsstelle und damit auch den Prozess

der Resozialisierung nachhaltig behindern können.

Streiche Zeile 6
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Antragsbereich 11: Arbeitsmarktpolitik (Ar)

Antrag Ar-01

AG 60plus NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch Beschlusslage

Kohleausstieg 2030 –Wahrung der Interessen der Beschäftigten

1
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Die NRWSPDwird aufgefordert, die Maßnahmen zur Si-

cherstellung der Interessen der Beschäftigten im Zuge

eines vorgezogenen Kohleausstiegs auszuarbeiten und

umzusetzen. Dabei sollen nicht nur die schon beschlos-

senen Strukturhilfen für den Kohleausstieg 2038 erhöht

werden, sondern auch die soziale Unterstützung und

die Qualifizierungsmaßnehmen für die betroffenen Be-

schäftigten sind neu zu überarbeiten und zu verbessern.

Begründung

 

Für das Erreichen der Klimaziele insb. die Einhaltung des

1,5-Grad-Ziels des Pariser Klimavertrages von 2015 und

die Einhaltung des Klimaurteils des Bundesverfassungs-

gerichts vom März 2021 ist ein Ende der Kohleverstro-

mung im Jahre 2030 notwendig. Im Sondierungsdoku-

ment der SPD, der Grünen und der FDP heißt es zwar

„idealerweise schon bis 2030“, aber vom Markt getrie-

ben ist der Ausstieg im Jahre 2030 schon vorgezeichnet.

Die Ursache dafür ist die Entwicklung des CO2-Preises,

bei dem die Kohlekraftwerke unwirtschaftlich werden

und daher abgeschaltet werden.

 

Gerade in dieser Situation getrieben aus Gründen der

Marktmechanik ist eine besondere Unterstützung der

betroffenen Beschäftigten notwendig. Neue Entschädi-

gungen, Stilllegungsprämien etc. für die Unternehmen

sind in dieser Situation nicht notwendig.
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Antrag Ar-02

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Heute für die Fachkräfte von morgen sorgen – die sozialdemokratische Antwort auf den Fachkräftemangel
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Ausgangslage

 

Die bundesrepublikanische Wirtschaft und die

nordrhein-westfälische im Speziellen sind angewiesen

auf Fachkräfte. Egal ob in der Industrie, im Handwerk,

im Einzelhandel, in der Bildung, in den sozialen Be-

rufen oder in der Pflege – unser Wohlstand wird von

den vielen Arbeitnehmer:innen erwirtschaftet und

gesichert, die den Laden jeden Tag am Laufen halten.

Umso besorgniserregender ist es, dass in ganz verschie-

denen Branchen ein zunehmender Fachkräftemangel

sowie ungenügendes Engagement bei der Sicherung

von Fachkräften zu beobachten ist. Die Menschen in

Nordrhein-Westfalen merken das schon jetzt auf ganz

individueller Ebene, wenn sie wochenlang auf einen

Handwerker:innentermin warten; wenn sie die Kinder-

betreuung privat organisieren müssen, weil die Kitas

die Öffnungszeiten verkürzen; wenn der Zug ausfällt

oder wenn sie keinen Pflegeplatz für ihre Angehörigen

mehr finden. Diese individuellen Erfahrungen sind oft

leider keine Einzelphänomene mehr, sondern Ausdruck

eines sich verschärfenden Fachkräftemangels, der

auf volkswirtschaftlicher Ebene unser Wachstum und

unserenWohlstand gefährdet.

 

Der dringende Handlungsbedarf wird auch durch einen

Blick auf die Zahlen deutlich. Bereits für das Jahr 2021

wies das ‚KompetenzzentrumFachkräftesicherung‘ (KO-

FA) eine Fachkräftelücke von 53.880 qualifizierten Ar-

beitnehmer:innen allein für Nordrhein-Westfalen aus.

Eine Studie der Boston Consulting Group aus dem letz-

ten Jahr beziffert die Kosten je fehlender Fachkraft pro

Jahr auf 86.000 Euro. Setzt man diese Zahlen zueinan-

der in Verbindung, dann reden wir allein für das Jahr

2021 von über 4,6Mrd. Euro an Kosten für das LandNRW

aufgrund fehlender Fachkräfte. Die Megatrends Demo-

graphie,DigitalisierungundDekarbonisierungverschär-

fen die beschriebene Entwicklung. Allein schonmit Blick

auf die dringend notwendige Energiewende, die be-

sonders für das Industrieland Nordrhein-Westfalen von

Bedeutung ist, kann man festhalten: Diese wird viel-

leicht an Konferenztischen erdacht, aber sie wird von

vielen Handwerker:innen gemacht. Kein Windrad ent-

steht durch warme Worte und keine Solaranlage setzt

sich von alleine aufs Dach. Dafür braucht es Fachkräfte.

Gleiches gilt für die Mobilitätswende, die im Stau ste-

cken bleibt ohne Ingenieur:innen, die neue Brücken pla-
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nen oder den Betrieb auf den Schienen am Laufen hal-

ten. Aber auch was die Berufe in der Pflege und der Er-

ziehung angeht, ist der Fachkräftemangel ein Problem

für den Respekt und den Zusammenhalt unserer Ge-

sellschaft, weil sichmenschliche Bedürfnisse eben nicht

nach gerade verfügbaren Fachkräften richten.

 

Hier sindwir gerade als Sozialdemokratie gefragt, durch

kluges politisches Handeln denWohlstand von morgen

zu sichern, die sozial-ökologische Transformation vor-

anzutreiben und die Gesellschaft dabei zusammenzu-

halten. All diese Herausforderungen hängen mit dem

Fachkräftemangel zusammen. Für uns als NRWSPD ist

dabei klar, dass wir dieses Thema konsequent aus der

Sicht der Beschäftigten angehen. Denn so real die be-

schriebenen Herausforderungen sind, die sich aus den

tatsächlich vorhandenen Engpässen an Fachkräften er-

geben, so sehr wissen wir ebenso, dass nicht überall,

wo Fachkräftemangel draufsteht, auch Fachkräfteman-

gel drin ist. Hinter so manchen Klagen über angeb-

lich fehlende Fachkräfte stecken manchmal ganz ande-

re Gründe, z.B. schlechte Arbeitsbedingungen und Ent-

lohnung, die mangelnde Ausbildungsbereitschaft man-

cher Unternehmenund derWunsch nach Bestenauslese

einerseits und billiger Arbeitskraft andererseits. Da pas-

sen Worte und Taten nicht immer zusammen. Auch Po-

litik und öffentliche Hand müssen sich hier an die eige-

ne Nase fassen. Die Jahrzehnte des Spardiktats und der

mangelnden Zukunftsinvestitionen haben auch für die

Beschäftigten im öffentlichen Dienst zu einer höheren

Arbeitsverdichtung und an den meisten Stellen zu ei-

ner deutlichen Ausweitung der Aufgaben geführt. Un-

sere Kolleg:innen in den Gewerkschaften weisen in ih-

ren aktuellen Streiks zu Recht darauf hin. Wo die Belas-

tung immer höher geworden und die Attraktivität im-

mer mehr gesunken ist, darf man sich nicht über einen

vermeintlichen Fachkräftemangel beschweren. Der öf-

fentliche Dienst eine wichtige Säule zur Organisation

des Gemeinwesens, der Vergabe von Aufträgen und vie-

lemmehr. Massive Investitionen in die öffentliche Infra-

struktur sind dringend notwendig und diese können nur

umgesetzt werden, wenn die öffentliche Hand – gera-

de auch in den Kommunen – ein attraktiver Arbeitgeber

ist. Die Realität ist aber, dass Stellen für Techniker:innen,

Ingenieur:innen und viele andere Berufe in Kommunen,

aber auch anderen Ebenen, bereits heute nichtmehr an-

nähernd besetzt werden können. Das führt zur Unzu-

friedenheit mit staatlichen Stellen, weil (Bau-)Projekte

nicht umgesetzt werden können und Serviceangebote

leiden.

 

Überall dort, wo tatsächlich Fachkräftemangel herrscht,

entsteht zunehmend ein Be-werber:innenmarkt. Es sind

dort nicht mehr die Unternehmen, die sich die bes-

ten Arbeitnehmer:innen aussuchen, sondern es sind die
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Arbeitnehmer:innen, die sich die besten Unternehmen

aussuchen können. Diese Entwicklung birgt das Poten-

tial, dass die Rolle der Beschäftigten nachhaltig gestärkt

wird, wenn es der Arbeiter:innenbewegung gelingt, so-

lidarisch zu bleiben und sich nicht auseinander dividie-

ren zu lassen, nach dem Motto: Wenn jede:r für sich

verhandelt, ist an alle gedacht. Gemeinsam mit unse-

re Kolleg:innen in den Gewerkschaften wollen wir ge-

nau dafür sorgen. Denn Solidarität wird mehr denn je

gefragt sein, wenn die Schere zwischen gut qualifizier-

ten Fachkräften einerseits und ungelernten Arbeitskräf-

ten andererseits weiter auseinandergehen wird. Es darf

keine Beschäftigten zweiter Klasse geben. Deshalbmüs-

senwir dafür sorgen, dass schonbeimÜbergang vonder

Schule in den Beruf kein junger Mensch auf der Strecke

bleibt und genauso müssen wir den bestehenden Be-

schäftigten durch eine entsprechende Weiterbildungs-

infrastruktur lebenslang die Möglichkeit für eine neue

berufliche Perspektive offen halten.

 

Vor allem in Pflege, Gesundheits- und Erziehungsbe-

rufen führt der dramatische Fachkräftemangel zu ei-

nem Anstieg von Leiharbeit, deren Anbieter mit An-

reizen wie höherem Gehalt, flexibleren Arbeitszeiten

und weiteren Boni immer öfter die vorhandenen Fach-

kräfte an sich binden können. Die Folgen sind nicht

nur die erhöhte finanzielle Belastung der freien Träger

und Dienstleister, sondern auch erhöhte Belastung des

Stammpersonals und ultimativ der Abbau von Angebo-

ten in Gesundheits- und Bildungseinrichtungen. Daher

braucht es eine weitergehende gesetzliche Reglemen-

tierung von Leiharbeit, um sowohl die Auswirkungen

des Fachkräftemangels als auch die Arbeitsbedingun-

gen in diesen Sektorennicht nochweiter zumNegativen

zu verschärfen.

 

Schließlich wollen wir dafür sorgen, dass die Produkti-

vitätssteigerungen nicht nur auf die Seite des Kapitals,

sondern auch auf die Seite der Arbeit einzahlen. Die Be-

schäftigten sollen von der gesteigerten Produktivität in

Form höherer Löhne und besserer Arbeitsbedingungen

profitieren. Insbesondere die Diskussionen um eine an-

dere Art der Verteilung der Arbeit, umArbeitszeitverkür-

zungbis hin zur 4-Tage-Wocheweisenhier indie richtige

Richtung.

 

Um die beschriebenen Entwicklungen gestalten zu kön-

nen, braucht es eine aktive Politik, die das Thema Fach-

kräftemangel in seiner Breite erfasst. Diese sieht für uns

wie folgt aus.

 

Handlungsfelder

 

Deutschland zu einem wirklichen Einwanderungsland

machen
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Deutschland ist seit Jahrzehnten ein Einwanderungs-

land, hat sich aber viel zu lange nicht wie eines ver-

halten. Dabei wäre der bundesrepublikanische Wohl-

stand ohne die Generationen der sogenannten „Gastar-

beiter:innen“ nicht denkbar gewesen. Auch in Zukunft

wird die Bundesrepublik auf Arbeits- und Fachkräfte aus

dem Ausland angewiesen sein. Die Vorstandsvorsitzen-

de der Bundesagentur für Arbeit spricht von einer Ein-

wanderung von 400.000 Menschen pro Jahr, die nö-

tig wäre, um die Zahl der Erwerbstätigen stabil zu hal-

ten. Um das zu ermöglichen, braucht es nicht nur das

klare Bekenntnis, dass Deutschland ein Einwanderungs-

land ist, sondern auch konkrete politischeMaßnahmen.

Dabei ist es wichtig, die Menschen, die nach Deutsch-

land kommen, nicht als reine Arbeits- und Fachkräfte zu

betrachten oder sie als vermeintlich billige Arbeitskräf-

te gegen bereits hier Beschäftigte auszuspielen. So set-

zenwir uns unter anderem für eine konsequente Verfol-

gung und für strenge Kontrollen der Vermittlungsagen-

turen ein, wo ausländische Arbeitskräfte als Saisonar-

beiter:innen oder in der häuslichen Pflege ausgebeutet

werden, umnur einBeispiel zunennen.Umzueiner ech-

tenWillkommenskultur zu kommen, reichen keine war-

menWorte.

 

Vor diesem Hintergrund begrüßen wir das neue, ge-

plante Fachkräfteeinwanderungsgesetz der Bundesre-

gierung, dass die Hürden zur Einwanderung senkt und

neben Fachkräften sowohl Menschen mit langjähriger

Berufserfahrung als auch jungen Menschen eine beruf-

liche Perspektive in Deutschland eröffnet. Damit die gu-

ten Regelungen des Entwurfes auch in der Praxis umge-

setzt werden können, braucht es mehr Personal in den

deutschen Konsulaten, umdie Visavergabe zu beschleu-

nigen sowie zusätzliches Personal in den kommuna-

len Ausländerbehörden. Auch landesweite Anlaufstel-

len sind ein probates Mittel beim Fachkräftezuzug.

 

Neben dem geplanten Gesetz braucht es aus unse-

rer Sicht weitere Anstrengungen. Dazu gehört insbe-

sondere eine bessere, unbürokratischere und deutlich

schnellere Anerkennung von im Ausland erworbenen

beruflichen Qualifikationen und (Akademischen-) Ab-

schlüssen. Zu viele gut ausgebildeteMenschen, die nach

Deutschland kommen, arbeiten hier oft unterhalb ih-

res Qualifikationsniveaus, weil ihre Abschlüsse nicht an-

erkannt werden. In diesem Zusammenhang braucht es

auch einen leichteren Zugang zu Ausgleichsmaßnah-

menundAnpassungsqualifizierungen. Ebenso sprechen

wir uns für einenunbürokratischenFamiliennachzug so-

wie für einen flächendeckenden Zugang zu Sprachkur-

sen aus.

 

Neben dem eigentlichen Fachkräftezuzug muss es uns
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aber auch gelingen, den Menschen, die zu uns geflüch-

tet sind, einen besseren Zugang zum Ausbildungs- und

Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Hierzu sind die Maßnah-

men des Koalitionsvertrags auf Bundesebene zügig um-

zusetzen. Dazu gehört für uns die Abschaffung von

Arbeitsverboten, die Ermöglichung eines Spurwechsels

aus dem Asylsystem in die Arbeitsmigration sowie ein

vereinfachter Zugang zum Bleiberecht für Geduldete.

 

Und schließlich geht es auch um die Menschen, die be-

reits hier sind – teilweise seit Jahrzehnten oder in zwei-

ter unddritterGeneration–unddie sich immernochmit

rassistischen Ressentiments konfrontiert sehen. Denn

auch beim Zugang zum Ausbildungs- und Arbeitsmarkt

hängen die eigenen Chancen nach wie vor viel zu sehr

davon ab, wie der eigene Vorname lautet oder in wel-

chem Viertel man wohnt.

 

Raus aus der Teilzeitfalle – Erwerbsbeteiligung von

Frauen erhöhen

 

Um alle Potentiale am Arbeitsmarkt zu heben, muss es

außerdem gelingen, die Erwerbsbeteiligung von Frauen

weiter zu erhöhen. Zwar ist es in den letzten zwei Jahr-

zehnten gelungen, die Erwerbstätigenquote von Frau-

en deutlich zu steigern. Zu viele weibliche Beschäftigte,

nämlich fast die Hälfte, arbeiten jedoch noch immer in

Teilzeit mit den entsprechenden Folgen bei Entlohnung

und Altersvorsorge. Von einer wirklichen Gleichstellung

kann hier keine Rede sein. Diese wäre erreicht, wenn die

Frage nach demOb und der Dauer der Beschäftigung ei-

ne freie, individuelle Entscheidung wäre und nicht aus

Mangel an Alternativen getroffen wird. Um das zu än-

dern, müssen wir die Vereinbarkeit von Familie und Be-

ruf weiter verbessern, deren Mangel immer noch einer

derHauptgründe für die sogenannteTeilzeitfalle ist. Tat-

sächlich schlägt hier der Fachkräftemangel doppelt zu.

Fehlende qualifizierte Erzieher:innen und damit fehlen-

de Betreuungsmöglichkeiten führen in der Praxis häu-

fig dazu, dass vor allem Frauen die Kinderbetreuung pri-

vat organisieren oder selbst übernehmen müssen und

so nicht dieMöglichkeit haben, einer eigenen Beschäfti-

gung nachzugehen. So verstärkt der Fachkräftemangel

bei den Erzieher:innen und besonders die dramatische

Situation in der frühkindlichen Bildung zugleich den

allgemeinen Fachkräftemangel. Ähnliches gilt bei der

selbst geleisteten Pflege von Angehörigen. Hier braucht

es also einen verstärkten Ausbau der Betreuungsange-

bote und Pflegeplätze und die Inanspruchnahme darf

dabei keine Frage des eigenen Geldbeutels sein. Außer-

demmüssenweitere politische Anreize gesetzt werden,

um die Care-Arbeit gerechter aufzuteilen. Dazu gehö-

ren für uns eine Neuregelung der Elternschutzzeit, die

die Regelungen des sogenannten Mutterschutzes auf

die:den Partner:in überträgt. Auch die Elternzeit sollte
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dahingehend überarbeitet werden, dass eine gleichmä-

ßige Aufteilung finanziell stärker gefördert wird. In die-

semZusammenhang bekräftigenwir unsere Ablehnung

des sogenannten Ehegattensplittings und begrüßen die

Pläne der Ampel-Regierung für eineWeiterentwicklung

der Familienbesteuerung. Neben diesen familienpoliti-

schen Steuerungsmaßnahmenmüssen auch die Arbeit-

geber:innen stärker in die Pflicht genommen werden.

Dazu sind die noch bestehenden Hürden bei der Brü-

ckenteilzeit abzusenken, sodass mehr Beschäftigte vom

Rückkehrrecht profitieren können. Außerdem braucht

es flexiblere und familienfreundliche Arbeitszeiten so-

wie eine verstärkte Möglichkeit zum Homeoffice. Und

selbstverständlich müssen die Lohnunterschiede zwi-

schen den Geschlechtern endlich der Vergangenheit an-

gehören.

 

Die Erfahrung älterer Fachkräfte länger nutzen

 

Nicht nur bei der Erwerbsbeteiligung von Frauen gibt

es mit Blick auf den Fachkräftemangel noch Verbesse-

rungsbedarf. Wir wollen darüber hinaus auch langjäh-

rigen Fachkräften die Möglichkeit geben, länger in ih-

remBeruf zu arbeiten und ihre Erfahrung zur Verfügung

zu stellen. Hierzu sind ebenfalls entsprechend flexible

Arbeitszeiten und mehr Homeoffice zu ermöglichen so-

wie Teilzeitangebote in den Fällen, in denen diese ge-

wünscht oder eine Vollzeit nicht mehr leistbar ist. Vor-

stellbar sind für uns auch ausgeweitete Regelungen der

Urlaubstage, um dieMöglichkeiten der Regeneration zu

erhöhen. Die Angebote zur Gesundheitsprävention soll-

ten außerdembereits früh im Erwerbsleben greifen und

ausgebaut werden, um eine lange gesunde Erwerbstä-

tigkeit zu sichern.Undumauch langjährigeBeschäftigte

in der Transformation der Arbeitswelt nicht allein zu las-

sen, können zielgruppenspezifische Weiterbildungsan-

gebote helfen. Mit einem ganzen Mix aus Maßnahmen

kann es so gelingen, erfahrene Fachkräfte nicht früh-

zeitig aus dem Arbeitsmarkt zu verlieren. Forderungen

nach einemhöheren Renteneintrittsalter erteilenwir an

dieser Stelle jedoch eine klare Absage.

 

Alle Potentiale nutzen – für einen inklusiven

Arbeitsmarkt

 

Wenn wir im Zusammenhang des Fachkräftemangels

über die Erwerbsbeteiligungverschiedener gesellschaft-

licher Gruppe sprechen, dann geht es nicht an, dass ei-

ne Vielzahl von Mitgliedern mancher Gruppen faktisch

keinen echten Zugang zum Arbeitsmarkt erhält. Teilha-

be am Arbeitsmarkt bedeutet immer auch Teilhabe am

gesellschaftlichen Lebenund jede:r hat ein Recht darauf.

 

Deshalb ist es für uns inakzeptabel, dass die Erwerbs-

quote von Menschen mit Behinderung immer noch
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deutlich unter der Erwerbsquote von Menschen oh-

ne Behinderung liegt. Im Jahr 2019 lag diese ledig-

lich bei knapp 57 Prozent, während die Erwerbsquo-

te von Menschen ohne Behinderung bei 82 Prozent

lag. Wir begrüßen vor diesem Hintergrund das auf

Bundesebene verabschiedete Gesetz zur Förderung ei-

nes inklusiven Arbeitsmarkts, das die Arbeitgeber:in-

nen durch höhere Ausgleichsabgaben stärker in die

Pflicht nimmt. Auch das in der letzten Legislatur be-

schlossene Teilhabestärkungsgesetz wies in die richti-

ge Richtung. Aber es braucht darüber hinaus weite-

re Maßnahmen zur konsequenten Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention.

 

Sicherheit imWandel geben durch lebenslanges Lernen

 

In einer sich stetig und mit zunehmender Geschwin-

digkeitwandelndenArbeitswelt habenMaßnahmenzur

Umschulung, Weiterbildung und Qualifizierung für al-

le Beschäftigten einen hohen Stellenwert. Die Vorstel-

lung, in jungen Jahren einen Beruf zu erlernen und die-

sendann45 Jahre lang sowie einmal gelernt auszuüben,

ist nicht mehr zeitgemäß. Einzelne Berufe und ganze

Branchen verändern sich rasant, manche Berufsbilder

fallen ganz weg und auf der anderen Seite entstehen

ganz neue Berufe, was auch eine Anpassung der Aus-

bildungsgänge erfordert. Ummit diesen Entwicklungen

Schritt zu halten, braucht es eine entsprechende Wei-

terbildungsinfrastruktur, die allen Beschäftigten über

die gesamte Dauer ihres Erwerbslebens berufliche Per-

spektiven eröffnet, im Wandel Sicherheit gibt und nie-

manden im Stich lässt. Besonders müssen hier auch die

hunderttausenden Menschen, die sich in der Landzeit-

arbeitslosigkeit befinden, mit in den Blick genommen

werden. Zurzeit haben wir es zu oft noch mit einem Fli-

ckenteppich aus einzelnenWeiterbildungsmaßnahmen

zu tun, die in unterschiedlichen Trägerschaften angebo-

ten werden. Hier sind wir als Politik gefragt, eine öffent-

liche Weiterbildungsinfrastruktur aufzubauen, die den

beschriebenen Anforderungen gerecht wird. Wir halten

dafür vor allemdie Berufskollegs für geeignet, die schon

jetzt eine Vielzahl an Bildungswegen ermöglichen und

im Umgangmit Heterogenität erfahren sind. Sie wollen

wir zu Transformationszentren weiterentwickeln. Um

nicht nur Fachkräfte einmal neu zu gewinnen, sondern

sie immer wieder als Fachkräfte zu erhalten und auch

um gering qualifizierten Beschäftigten neue Perspekti-

ven zu eröffnen, müssen wir deshalb unsere Anstren-

gungen intensivieren. Unser Ziel bleibt ein umfassendes

Recht auf Weiterbildung. Dazu ist konkret die geplante

Einführung einer Bildungs(teil)zeit auf Bundesebene ein

wichtiger Schritt zur Förderung selbstorganisierterWei-

terbildung.Wir unterstützen in diesemZusammenhang

die Forderungen des DGB, die Förderhöchstdauer zu er-

höhen sowie den Fokus auf die Förderung geregelter
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Bildungsgänge- und -abschlüsse zu legen. Auch der For-

derung nach einem Rechtsanspruch auf Freistellung im

Teilzeit- undBefristungsgesetz schließenwir uns an.Ne-

ben dieser Maßnahme unterstützen wir ebenso die ge-

plante Einführung eines Qualifizierungsgeldes. Dieses

muss so gestaltet sein, dass es in der Breite der betrieb-

lichen Praxis Anwendung findet. Auch die Pläne zum

Weiterbildungsgeld sowie der vorgesehene Ausbau des

Aufstiegs-BAföGs sind wichtige Schritte hin zu einem

umfassenden Recht auf Weiterbildung. Keine notwen-

dige Qualifizierung darf an einer unzureichenden finan-

ziellen Absicherung scheitern.

 

Keinen jungen Menschen zurücklassen – für eine echte

Ausbildungsgarantie!

 

Nachbesserungsbedarf sehen wir mit Blick auf die Plä-

ne der Ampel-Koalition bei der Frage der Ausbildungs-

garantie, die für uns von hoher Bedeutung bei der Be-

kämpfung des Fachkräftemangels ist. Auch wir verste-

hen unter einer Ausbildungsgarantie ein ganzes Bün-

del an Maßnahmen. Im Kern geht es aber um einen

Rechtsanspruch für jeden jungen Menschen auf eine

vollqualifizierende Berufsausbildung und dieser Rechts-

anspruch muss auf Bundesebene kommen. Absoluten

Vorrang hat dabei die Vermittlung in eine betriebliche

Berufsausbildung. Zu diesem Zweck muss das Angebot

an Ausbildungsplätzen in den Betrieben erhöhtwerden.

Erst wenn alle dahingehenden Vermittlungsbemühun-

gen gescheitert sind, greift der Anspruch für jede:n Aus-

bildungssuchende:n auf eine außerbetriebliche Ausbil-

dung. Diese soll bei einem überbetrieblichen Bildungs-

träger in Zusammenarbeit mit einem Kooperationsbe-

trieb stattfinden. Auch hierbei ist das Ziel, dass diese

außerbetriebliche Ausbildung spätestens zum zweiten

Lehrjahr in eine betriebliche Ausbildung überführt wird.

Gelingt dies nicht, besteht der Anspruch auf eine voll-

qualifizierendedreijährigeBerufsausbildungbeimüber-

betrieblichenTräger.Wichtig ist dabei, dass es keineAus-

zubildenden zweiter Klasse gibt. Die Ausbildungsbedin-

gungen und die entsprechende Vergütung müssen also

vergleichbar sein.

 

Darüber hinaus muss eine Ausbildungsgarantie solide

finanziert sein. Eine gerechte Finanzierung der Garantie

wird aus unserer Sicht in Form eines umlagefinanzier-

ten Fonds erreicht. Die Beiträge für nicht-ausbildende

Betriebe müssen über den betrieblichen Ausbildungs-

kosten - je nach Betriebsgröße - liegen, um den Anreiz

für die betriebliche Ausbildung zu fördern. Schon heu-

te profitieren alle Betriebe von gut ausgebildeten Fach-

kräften, allerdings beteiligen sich nur ca. 20 Prozent der

Unternehmen an den Kosten, indem sie Ausbildungs-

plätze anbieten. Ein umlagefinanzierter Fonds schafft

hier mehr Gerechtigkeit. Mit ihm sind zwei Ziele ver-

206



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Ar-02

433
434
435
436
437
438
439
440
441
442
443
444
445
446
447
448
449
450
451
452
453
454
455
456
457
458
459
460
461
462
463
464
465
466
467
468
469
470
471
472
473
474
475
476
477
478
479
480
481
482
483
484
485
486
487

bunden. Zum einen wird damit die betriebliche Ausbil-

dung gestärkt und Ausbildungsbetriebe finanziell bes-

ser gestellt. Zum anderen sollen aus dem Fonds die Kos-

ten für zusätzliche inner- und außerbetriebliche Ausbil-

dungsplätze imRahmenderGarantie finanziertwerden,

um so das Ausbildungsplatzangebot zu erhöhen. Betrie-

be, die ausbilden oder Auszubildende aus einer außer-

betrieblichen Ausbildung übernehmen, profitieren also

von der Umlagefinanzierung, wie sie in ähnlicher Form

beispielsweise im Baugewerbe (SOKA BAU) schon lange

Praxis ist.

 

Weitere Maßnahmen im Rahmen der Ausbildungsga-

rantiemüssendenÜbergang zwischenSchule undBeruf

in denBlick nehmen. Allein inNRWwaren imSeptember

2022 laut Bundesagentur für Arbeit immer noch 17.006

Bewerber:innen auf Ausbildungssuche. Hinzu kommen

circa 40.000 junge Menschen, die in Übergangssyste-

men geparkt sind und von denen laut DGB NRW vie-

le anschließend keine Berufsausbildung mehr machen.

Der “Übergang” wird also für viele zu einem unfrei-

willigen Dauerzustand teilweise sogar zur Endstation

im Berufsbildungssystem. Ziel muss daher ein systema-

tisches Übergangsmanagement sein, dass keinen jun-

gen Menschen mehr zurücklässt. Vorbildcharakter für

andere Bundesländer und die Überlegungen auf Bun-

desebene hat aus unserer Sicht das in NRW erfolgrei-

che Programm“Kein Abschluss ohne Anschluss”, daswir

hier vor allem in Hinblick auf Jugendliche, die die Schu-

le ohne Abschluss verlassen, weiterentwickeln wollen.

Außerdem muss die Berufsorientierung in den Schulen

stärker auf die Attraktivität der beruflichen Ausbildung

hinweisenundaufdie Perspektiven, die sichdamit eröff-

nen. Dafür braucht es in den Schulen aber auch Zeit und

entsprechende Kapazitäten für die Lehrkräfte. Die Qua-

lität der Berufsorientierung darf nicht vom bemerkens-

werten Einsatz einzelner Lehrer:innen abhängen. Auch

sollen die Berufskollegs stärker als Praktikumsorte wäh-

rend der Orientierung in den Fokus rücken. Ausdrücklich

begrüßen wir die geplante Stärkung und den Ausbau

von Jugendberufsagenturen. Diese sollten aus unserer

Sicht flächendeckend in der Bundesrepublik eingeführt

bzw. bestehende entsprechend ausgebaut werden und

jungeMenschenbereits vor demSchulabgangunddann

bis zum Abschluss einer Ausbildung begleiten. Zu ihren

Aufgaben gehören eine durchgängige und professionel-

le Beratung, Hilfe bei der Berufsorientierung und falls

nötig auch die Vermittlung von Unterstützungsangebo-

ten und das alles aus einer Hand. Um alle jungen Men-

schen zu erreichen, ist dabei auch eine aufsuchende Be-

ratung notwendig. Die Jugendberufsagenturen sind zur

Erfüllung ihrer Aufgaben entsprechend personell und fi-

nanziell sowie mit den notwendigen Daten auszustat-

ten. Da Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungs-

markt häufig auch räumlich auseinanderfallen, begrü-
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ßen wir ebenso die geplante Mobilitätsprämie, die Aus-

zubildende unterstützt, die fernab des Wohnorts eine

Ausbildung aufnehmen. Und damit sich die Auszubil-

denden dort auch eineWohnung leisten können,wollen

wir Azubiwohnheime weiter stärken.

 

Um die Attraktivität der beruflichen Bildung weiter

zu steigern, halten wir außerdem eine konsequen-

te Abschaffung versteckter Ausbildungskosten und ei-

ne Erhöhung der Mindestausbildungsvergütung sowie

der Berufsausbildungsbeihilfe für notwendig. Beson-

ders die Finanzierung der schulischen Ausbildungen ge-

hört hier verbessert. Auch die Maßnahmen der Assis-

tierten Ausbildung sollten gestärkt werden, um allen

jungen Menschen den Weg in eine betriebliche Ausbil-

dung zu eröffnen. In dem Zusammenhang sollte ebenso

die Möglichkeit zu einer Ausbildung in Teilzeit bekann-

ter gemacht und die Zugangsvoraussetzungen dazu ge-

senkt werden. Nötig sind schließlich zusätzliche Maß-

nahmen zur Unterstützung der Verbundausbildung, um

die Ausbildungsqualität gerade bei kleinen und mitt-

leren Unternehmen zu sichern, die nicht die gesamte

Bandbreite an Ausbildungsinhalten abdecken können.

 

Unser Ziel bleibt einewirkliche Gleichwertigkeit von be-

ruflicher und akademischer Bildung. Ein Meister muss

endlich so viel wert sein wie ein Master. Dazu gehört

auch, dass die Meisterausbildung wie der Master an

der Hochschule kostenfrei wird. Dafür reichen nicht nur

warme Worte über eine bessere gesellschaftliche An-

erkennung. Berufliche Qualifikationen müssen endlich

gleichwertig anerkannt werden und mit ihnen müssen

die gleichen Möglichkeiten einhergehen wie mit ver-

gleichbaren akademischen Qualifikationen. Das Ziel ist

eine echtewechselseitige Anrechenbarkeit der verschie-

denen Qualifikationen, um so zu einer besseren Durch-

lässigkeit inklusive flexiblerer Ein- und Ausstiege zwi-

schen den Systemen der beruflichen und akademischen

Bildung zu kommen. Im Kampf gegen den Fachkräfte-

mangel darf es keineAbschlüsseerster undzweiterKlas-

se geben.

 

Fazit

 

Der vorliegende Antrag zeigt nicht nur den Handlungs-

druck, der mit Blick auf den Fachkräftemangel besteht,

sondern auch den großen Handlungsspielraum und die

Breite an Forderungen, mit der wir als Sozialdemokratie

dieses Thema angehen. Uns geht es dabei um die Siche-

rung von nachhaltigemWachstumundWohlstand auch

in den kommenden Jahrzehnten, vor allem geht es uns

aber auch um gute Arbeit und Ausbildung für die Be-

schäftigten.
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Antrag Ar-03

ASJ NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Bundestagsfraktion

Gestaltungsrahmen für Plattformarbeit
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Die NRW SPD wird aufgefordert, den untenstehenden

Antrag für einen Gestaltungsrahmen der Plattformar-

beit auf dem Bundesparteitag einzubringen.

 

Die sozialdemokratischen Vertreter*innen in der Bun-

desregierung und die SPD-Bundestagsfraktion werden

aufgefordert, sich in der Ampel-Koalition für die unten-

stehenden Maßnahmen einzusetzen.

Begründung

 

Arbeit, die über digitale Plattformen organisiert, ange-

boten oder vermittelt werden (Plattformarbeit) benö-

tigt Regulierungsbedarf, um Plattformarbeit zu guter

Arbeit zu entwickeln. In den letzten Jahren hat sich ein

digitaler Schattenarbeitsmarkt etabliert, der weltweit

an Bedeutung gewonnenhat. Auch ist zu erwarten, dass

die Zahl der Erwerbstätigen auf Plattformen imZugeder

Entwicklung von „Künstlicher Intelligenz“ deutlich an-

steigenwird. Bei denkommerziellenArbeitsplattformen

wie zum Beispiel Uber oder Lieferando handelt es sich

um digitale Geschäftsmodelle, mit denen Dienstleis-

tungsarbeit grundsätzlich neu organisiert wird. Das Ge-

schäftsmodell von Plattformbetreibern beruht in wei-

ten Teilen auf einer behaupteten Selbständigkeit der

Erwerbstätigen, die oft zu prekären Arbeitsbedingun-

genunterUmgehungvonArbeitnehmerrechtenundder

Sozialabgabenpflicht führt. Betreiber und Betreiberin-

nen von Arbeitsplattformen berufen sich dabei auf ihre

Allgemeinen Geschäftsbedingungen und in diesem Zu-

sammenhang auch darauf, dass Plattformerwerbstäti-

ge frei darüber entscheiden können, ob sie Aufträge an-

nehmen. DieWirklichkeit der Plattformarbeit zeigt aber

oft ein anderes Bild: Viele der Plattformerwerbstätigen

sind in die Arbeitsorganisation der Betreiber eingeglie-

dert und unterliegenWeisungen. Der Grad der Kontrolle

und Steuerung der Plattformarbeit lässt im Vergleich zu

traditionell Beschäftigten den Plattformerwerbstätigen

nichtmehr, sondernweniger Handlungsspielräume, der

zu einer hohen Abhängigkeit führt.

 

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat mit seinem Urteil

vom 01. Dezember 2020  (9 AZR 102/20) bestätigt, dass

Plattformerwerbstätige als Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer einzustufen sind, wenn sie in die Organi-

sationsstrukturen der Plattform eingebunden sind und

unabhängig von der Vertragsbezeichnung weisungsge-
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bunden arbeiten. Das BAG hat dabei ausdrücklich di-

gitale oder algorithmische Steuerungsinstrumente als

mögliche Formen der arbeitsrechtlichen Weisung aner-

kannt, die für eine Einordnung der Beschäftigungsver-

hältnisse auf Plattformen als Arbeitsverhältnisse spre-

chen. Auch hinsichtlich des Unionsrechts findet die sog.

EU-Arbeitsbedingungen-Richtlinie 2019/1152 mit Erwä-

gungsgrund 8 ausdrücklich auch auf Plattformbeschäf-

tigte Anwendung und erkennt an, dass diese Arbeit-

nehmerinnenundArbeitnehmer sein können soweit die

nach dem Europäischen Gerichtshof aufgestellten Kri-

terienweisungsgebundener Arbeit gegenVergütung er-

füllt sind.

 

Zu einemGestaltungsrahmen für Plattformarbeit gehö-

ren vor allem die folgenden Elemente:

 

-Durchsetzung mittels Beweislastumkehr

 

Plattformbeschäftigte verfügen in der Regel nicht über

die erforderlichen Informationen, um den Nachweis ei-

ner abhängigen Beschäftigung zu führen und sind da-

mit im arbeitsgerichtlichen Verfahren in einem Beweis-

notstand. Der Nachweis einer abhängigen Beschäfti-

gung anhand von Tatsachen, die eine Einbindung in die

Arbeitsorganisation und den Grad der Weisungsgebun-

denheit belegen, ist kaum möglich. Deshalb wird eine

Umkehr der Beweislast zur Feststellung des Beschäf-

tigungsverhältnisses insbesondere bei Plattformarbeit

gefordert. Für den Fall einer gerichtlichen Statusklärung

ist eine widerlegbare Vermutung eines Arbeitsverhält-

nisses zur Plattform mit einem konkreten Indizienkata-

log zu regeln. Sofern der Plattformbeschäftigte Indizien

für das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses vortragen

kann, sollten die Plattformbetreiber beweisen müssen,

dass es sich um eine echte Selbständigkeit handelt.

 

- Kontrolle der AGBs der Plattformen stärken

 

Die Arbeitsbedingungen auf Plattformen sind auf der

Grundlage von Allgemeinen Geschäftsbedingungen

(AGBs) geregelt. Selbständige, die auf Plattformen

arbeiten wollen, haben diesbezüglich keinen Verhand-

lungsspielraum. Dabei enthalten AGBs oft unwirksame

Klauseln, die Beschäftigte einseitig benachteiligen.

Notwendig ist daher, dass die gerichtliche Überprü-

fung von AGB Klauseln, die einseitig zu Lasten der

Plattformbeschäftigten gehen, vereinfacht wird. Platt-

formerwerbstätige sind als Verbraucher zuqualifizieren.

 

-Ausbau der sozialen Sicherung von Soloselbständigen

 

Zum notwendigen Mindestschutz von Selbständigen

auf Plattformen gehört eine ausreichende soziale Absi-

cherung für den Fall der Krankheit, Erwerbsunfähigkeit,

210



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag Ar-03

103
104
105
106
107
108
109
110
111
112
113
114
115
116
117
118
119
120
121
122
123
124
125
126
127
128
129
130
131
132
133
134
135
136
137
138
139
140
141
142
143
144
145
146
147
148
149
150
151

Arbeitslosigkeit, des Unfalls und des Alters. Der gesetzli-

che Unfallversicherungsschutz ist weiter zu entwickeln.

Als erster Schritt muss eine von den Auftraggebern fi-

nanzierte Pflichtversicherung für besonders gefahrge-

neigte Tätigkeiten im SGB VII eingeführt werden, wie

beispielsweise im Handwerk und bei Lieferdiensten.

 

-Mindestentgeltsicherung

 

Auch für Soloselbständige sind Mindestentgeltbedin-

gungenerforderlichundverbesserte rechtlicheMöglich-

keitenTarifverträge abzuschließen, um zu branchenspe-

zifischen Mindestabsicherungen zu kommen.

 

-Stärkung der betrieblichen Mitbestimmung

 

Durch das Bestreiten ihrer Rolle als Arbeitgeber und

das aktive Verhindern von Betriebsratswahlen entzie-

hen sich die Plattformen bisher den Instrumenten der

betrieblichen Mitbestimmung. Um für die Gesamtheit

der Plattformerwerbstätigen eine kollektive Interessen-

vertretung zu ermöglichen, ist eine Erweiterung des

persönlichen Anwendungsbereichs des Betriebsverfas-

sungsgesetzes auf arbeitnehmerähnliche Personen er-

forderlich. Außerdembedarf es einer Anpassung des be-

triebsverfassungsrechtlichenBetriebsbegriffs andieGe-

gebenheiten digital vernetzter Arbeit. Denn unter den

Bedingungen der digitalen Vernetzung ist der räumliche

Aspekt neu zu bewerten.

 

-Stärkung der Tarifbindung

 

Der Ausbau und die Erweiterung derMöglichkeiten zum

Abschluss von Tarifverträgen sind für die Verbesserun-

gen der Plattformerwerbstätigen mit dem Fokus auf ar-

beitnehmerähnliche Personen und Soloselbständige er-

forderlich. Nach der bisherigen Rechtslage ist der Ab-

schluss von Tarifverträgen für Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer sowie nach Maßgabe des § 12a TVG auch

für solche arbeitnehmerähnlichen Personen möglich,

wenn diese überwiegend für einen Auftraggeber tätig

sind oder von einem Auftraggeber mehr als die Hälf-

te ihres Entgeltes erhalten. Diese Schwelle sollte abge-

senkt werden, da viele Plattformerwerbstätige ihren Le-

bensunterhalt über mehrere Plattformen bestreiten. §

12a TVG ist deshalb dahingehend zu erweitern, dass ei-

ne wirtschaftliche Abhängigkeit von einer Plattform be-

reits bei Erreichung eines Drittels anstatt der Hälfte des

Entgelts angenommen  werden sollte.
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Antrag Ar-04

UB Oberhausen

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Bundestagsfraktion

Mitbestimmung sicherstellen

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
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17
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21
22
23
24
25

Der Landesparteitag setzt sich dafür ein, eine Initiative

zu starten, die die Gesetzgebung dahingehend ändert,

dass dieMitbestimmung derMitarbeiterinnen undMit-

arbeiter von kirchlichen Trägern beim Übergang in pri-

vatwirtschaftliche Unternehmen sichergestellt wird.

Im ersten Schritt muss geklärt werden, in welchen Ge-

setzen die Mitbestimmung und Betriebsübergänge ge-

regeltwerdenundob Landes- oder Bundesparteimit der

Änderung per Antrag zu beauftragen sind.

Begründung

 

Zum 01.04.2020 ist die Katholische Klinikum Oberhau-

sen GmbH in die Ameos Holding AG übergegangen.

Für die Mitarbeiter bedeutete dies, dass ihre Mitbe-

stimmung bis zur Wahl eines Betriebsrates stark einge-

schränkt war. Es gibt keine gesetzlich verpflichtenden

Übergangsfristen, die die Mitbestimmung des kirchli-

chen Trägers bis zurWahl eines Betriebsrates regeln. Für

mindestens 10 Wochen gab es kein Mitbestimmungs-

gremium im Betrieb.

Da wir der Meinung sind, dass es in den nächsten Jah-

renöfter zu solchenÜbergängenkommenwirdunddass

dies in Oberhausen wohl kein Einzelfall bleibt, sollten

wir uns als SPD für eine gesetzliche Regelung einsetzen.
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Antrag Ar-05

AfA NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Mitbestimmung stärken. Mehr Demokratie in der Arbeitswelt. Betriebsverfassungsgesetz auf die Höhe der Zeit bringen.

1
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Der SPD Landesparteitag NRW fordert ein Betriebsver-

fassungsgesetz auf derHöhe der Zeit. Dazu gehören ins-

besondere folgende Punkte:

 

1. Betriebsräte stärker vor Drangsalierung schützen und

so das demokratische Recht auf Mitbestimmung ent-

schiedener durchsetzen.

2. Die Mitbestimmung bei neuen Arbeitsorganisations-

formenund der digitalen und ökologischenTransforma-

tion verankern.

3. Die Mitbestimmung inhaltlich so aufstellen, dass Be-

triebsräte in ihren Unternehmen wirklich über die Zu-

kunft mitbestimmen können.

4. Die gesellschaftliche Bedeutung vonMitbestimmung

stärken.

Begründung

 

Die Mitbestimmung in den Betrieben und Unterneh-

men in Deutschland bröckelt. Vor 20 Jahren wurden

noch 50% der Beschäftigten in Westdeutschland und

42% der Beschäftigten in Ostdeutschland von einemBe-

triebsrat vertreten. Heute sind es nur noch 39% imWes-

ten und 34% imOsten. Das ist ein Problem – für uns alle.

Denn die Mitbestimmung in den Betrieben und Unter-

nehmen ist nicht einfach ein nettes Gimmick, sondern

ein grundlegender Pfeiler für eine wirklich demokrati-

sche Gesellschaft. Deshalb ersetzt weder ein coffee cor-

ner noch eine Obstbox in der Etagenküche und auch ein

Kicker im Pausenraum nicht das Recht auf Mitbestim-

mung.

 

Die Koalition aus SPD, Grünen und FDP auf Bundesebe-

ne hat ihrem Regierungsprojekt das Motto gegeben:

„Mehr Fortschritt wagen“. Im Koalitionsvertrag haben

sich die Koalitionsparteien auch darauf verständigt, die

Mitbestimmung weiterzuentwickeln. Das ist auch drin-

gend nötig, da die Mitbestimmungsrechte heute längst

nicht mehr der betrieblichen Wirklichkeit entsprechen.

Auch fortschrittliche Unternehmen und Gewerkschaf-

ten drängen darauf, die Mitbestimmung auf die Höhe

der Zeit zu bringen. Die DGB-Gewerkschaften haben im

vergangenen Jahr einen umfassenden Reformvorschlag

für das Betriebsverfassungsgesetz vorgelegt.

 

Das Betriebsverfassungsgesetz beruht imWesentlichen

immer noch auf seiner Reform von 1972 durch die da-
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maligen Koalitionsparteien SPD und FDP. Diese Reform

folgte dem von Willy Brandt geprägten Motto: „Mehr

Demokratie wagen.“ In den 50 Jahren seitdem hat sich

die Arbeitswelt jedoch tiefgreifend gewandelt: Beschäf-

tigte übernehmen heute mehr unternehmerische Ver-

antwortung, Digitalisierung, Globalisierung und Klima-

wandel erfordern Veränderungen. Die Reformen zum

Betriebsverfassungsgesetz 2001 und auch das Betriebs-

rätemodernisierungsgesetz von 2021 waren wichtige

und nötige Schritte, um die Mitbestimmung moderner

zu machen. Aber um sie wirklich auf die Höhe der Zeit

zu bringen, bleibt noch viel zu tun.

 

Viele für uns als Gesellschaft wichtige Entscheidungen

treffen wir demokratisch. Das macht sie in der Tendenz

ausgewogener und erhöht ihre Legitimation. Aber nicht

alle wichtigen Entscheidungen treffen wir gerade de-

mokratisch, zum Beispiel unternehmerische Entschei-

dungen in der Wirtschaft. Aber auch in der Wirtschaft

könnte es demokratischer zugehen. Dafür spielt dieMit-

bestimmung eine Schlüsselrolle. Sie stärkt die Unter-

nehmen: Mitbestimmte Unternehmen sind krisenfes-

ter, produktiver und haben zufriedenere Beschäftigte.

Und sie stärkt unsere Gesellschaft: Wo die Mitbestim-

mung in den Betrieben und Unternehmen stark ist, ist

es auch das Vertrauen in demokratische Prozesse über-

haupt. Angesichts des Vorrückens faschistischer Strö-

mungen inunsererGesellschaft braucht esgeradeheute

nichtweniger, sondernmehrMitbestimmung,mehrDe-

mokratie.Wer sich dem entgegenstemmt, gießtWasser

auf die Mühlen derjenigen, die das Rad der Geschichte

zurückdrehen wollen. Wir hingegen wollen mehr Fort-

schritt, mehr Demokratie, mehr Mitbestimmung wa-

gen.

 

1. Betriebsräte stärker vor Drangsalierung schützen und

so das demokratische Recht auf Mitbestimmung ent-

schiedener durchsetzen. Union Busting wirksam be-

kämpfen.

 

Das Betriebsverfassungsgesetz ist eine wichtige Errun-

genschaft der Arbeiter*innenbewegung in Deutschland

und trägt wesentlich zur sozialen Sicherheit abhängig

Beschäftigter bei. Wo es Betriebsräte gibt, gibt es meist

einen höheren Lohn, mehr Urlaubstage und bessere Ar-

beitsbedingungen. Studien zeigen, dass eine starkeMit-

bestimmung der Beschäftigten darüber hinaus ein we-

sentlicher Erfolgsfaktor für eine langfristige Unterneh-

mensentwicklung ist. Denn in mitbestimmten Betrie-

ben steigt durchschnittlich die Produktivität – und da-

mit auch die Gewinne.

 

Dennoch versuchen Arbeitgeber*innen immer häufi-

ger, betrieblicheMitbestimmung in ihrenUnternehmen

auszuhebeln oder ganz zu verhindern. Jüngste Beispie-
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le in der Plattformökonomie zeigen ein in Deutschland

vergleichsweise neues Phänomen: „Union Busting“, das

systematische Bekämpfen von Gewerkschaften und das

Ver- oder Behindern von betrieblicher Interessenvertre-

tung. Zwar ist ein aggressives Vorgehen gegen Betriebs-

räte nichts gänzlich Neues in Deutschland, doch wurde

in den letzten Jahren ein neues Niveau erreicht. Ganze

Branchen haben sich darauf spezialisiert, das Gründen

von Betriebsräten zu verhindern und ihre Arbeit zu be-

hindern.

 

Solche Einschüchterungsversuche von Arbeitgeber*in-

nen gegen Betriebsräte sind nicht nur ein Angriff

auf die Interessen der Beschäftigten. Die Vermeidung

von Mitbestimmung ist unsolidarisch gegenüber den

vielen Unternehmen in Deutschland, die die Mitbe-

stimmungsrechte ihrer Beschäftigtenwertschätzenund

achten. Und sie untergräbt auch einen Grundpfeiler

jedes wirklich demokratischen Zusammenlebens. Be-

schäftigte müssen ihre demokratischen Rechte und In-

teressen verfolgen können, ohne deswegen Sanktionen

oder gar eine Kündigung fürchten zu müssen. Mitbe-

stimmung ist ein demokratisches Recht und das Min-

deste, was Beschäftigte erwarten können. Dieses Recht

wird vom Gesetz geschützt: Unternehmensführungen,

die es einzuschränken versuchen, machen sich strafbar.

 

Doch nur ein verschwindend kleiner Bruchteil der gegen

Betriebsratsarbeit begangenen Straftaten wird auch

verfolgt. Eine strafrechtliche Verfolgung erfolgt bislang

nur auf Antrag; antragsberechtigt sind unter anderem

der Betriebsrat oder die Gewerkschaft. Schaffen es Ar-

beitgeber*innen jedoch früh genug, die Bildung eines

Wahlvorstands zu verhindern, so findet sich meist nie-

mand, der einen Antrag stellen kann. Eingeschüchterte

oder rausgeschmissene Betriebsräte scheuen sich mit-

unter, Anzeige gegen ihre (ehemaligen) Arbeitgeber*in-

nen zu erstatten.

 

Deshalb ist es ein entscheidender Schritt zum Schutz

des demokratischen Rechts auf Mitbestimmung, sol-

che Straftaten gemäß § 119 des Betriebsverfassungs-

gesetzes zum Offizialdelikt zu machen. Das ermöglicht

Staatsanwaltschaften, sie auchdann zuverfolgen,wenn

Betriebsräte und andere Betroffene keinen Strafantrag

stellen können oder wollen.Wir begrüßen die Vereinba-

rung im Koalitionsvertrag von SPD, Grünen und FDP auf

Bundesebene und unterstützen Bundesarbeitsminister

Hubertus Heil dabei, diese Vereinbarung in einem Ge-

setz umzusetzen.

 

Mit einer gesetzlichen Regelung allein ist es jedoch

nicht getan. Staatsanwaltschaften müssen die Ressour-

cen haben, solche Straftaten auch tatsächlich verfol-

gen zu können. Dafür ist es nötig, Schwerpunktstaats-
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anwaltschaften für Straftaten gegen das demokratische

Recht auf Mitbestimmung zu bilden, in denen sich spe-

zialisierte Staatsanwaltschaft mit der Verfolgung die-

ser Taten beschäftigen. Zuständig für die Bildung sol-

cher Schwerpunktstaatsanwaltschaften sind die Länder.

Wir fordern daher die Landesregierung auf, bereits jetzt

die nötigenVorkehrungen zu treffen, ummindestens ei-

ne Schwerpunktstaatsanwaltschaft zur Verfolgung von

Straftaten gegen Betriebsräte in NRW zu bilden.

 

2. Die Mitbestimmung bei neuen Arbeitsorganisations-

formenund der digitalen und ökologischenTransforma-

tion verankern. Mitbestimmung auf Höhe der Zeit.

 

Das Betriebsverfassungsgesetz ist mehr als 70 Jahre

alt. Als es 1972 grundlegend reformiert und die Grund-

züge des heutigen Mitbestimmungsrechts festgelegt

wurden, gab es in vielen Unternehmen noch keine

Computer. Heute arbeiten dort agile Teams in SCRUM-

Prozessen. Digitale Video-Konferenzen sind kaummehr

wegzudenken. Für Millionen ist Home-Office Alltag.

Aber auch als die letzte größere Mitbestimmungs-

Reform von 2001 beschlossen wurde, gab es noch keine

Smartphones und auch kein schnelles Internet. Es wäre

undenkbar gewesen, Millionen von Beschäftigten kurz-

fristig insHome-Office zu verlagern.Heutehingegenha-

benFahrradkurier*innennicht einmalmehr einen festen

Betrieb, ihre Arbeitsanweisung erhalten sie von einer

App. Das Betriebsrätemodernisierungsgesetz von 2021

hat für die digitale Arbeit von Betriebsräten viele Ver-

besserungen gebracht. Spätestens die Erfahrungen der

Corona-Pandemie haben jedoch gezeigt, dass es mehr

digitale Rechte braucht.

 

Das digitale Zugangsrecht der Gewerkschaften zu den

Betrieben ist dafür ein wichtiger Baustein. Gerade bei

hauptsächlich digital geführten Unternehmen, bei de-

nen die Beschäftigten von zuhause oder unterwegs ar-

beiten, ist ein Zugangsrecht der Gewerkschaften zum

Betrieb zwar wichtig – aber wenig hilfreich, um in ei-

nen echten Austausch mit den Kolleg*innen zu kom-

men. Daher ist es wichtig, dass die Gewerkschaften ent-

sprechend ihrer bestehenden analogen Rechte auch das

Recht bekommen, die digitalen Kommunikationsmög-

lichkeiten im Unternehmen zu nutzen, um Kontakt zu

den Kolleg*innen aufnehmen zu können. Auch hier be-

grüßen wir die Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag

und unterstützen Bundesarbeitsminister Hubertus Heil

bei der Umsetzung dieses von der Sozialdemokratie an-

gestoßenen Vorhabens.

 

Ebenfalls unterstützen wir die Einigung im Koalitions-

vertrag, ein eigenes Gesetz zum Beschäftigtendaten-

schutz einzuführen. Angesichts der Digitalisierung und

dem massenhaften Sammeln und Verarbeiten von Da-
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ten in vielen Betrieben und Unternehmen ist es drin-

gend nötig, Beschäftigten Rechte über die Verwendung

ihrer Daten einzuräumen.

 

Mit dem Begriff der Digitalisierung werden heute sehr

unterschiedliche Entwicklungen in der Arbeitswelt be-

schrieben. So erleben wir völlig neue Arbeitsorganisati-

onsformen auf der einen Seite und breite Prekarisierung

auf der anderen Seite. In vielen Bereichen arbeiten Be-

schäftigte in selbstorganisierten Teams. Dort gehört es

zu ihrer Arbeit, ihre Arbeit zu bearbeiten und weiterzu-

entwickeln. Partizipation und vorgeblich flachere Hier-

archien lassen aufscheinen, welches Potential in diesen

Arbeitsformen stecken könnte. Die Folgen dieser Form

der Arbeitsorganisation zeigen sich jedoch in überlan-

gen nicht erfassten Arbeitszeiten, in Mobbing und psy-

chischen Belastungen sowie in der Erosion kollegialer

und gewerkschaftlicher Solidarität. Um sich mit diesen

Folgen solidarisch auseinandersetzen zu können, ist es

wichtig, dassdieKolleg*innenund ihre Interessenvertre-

tungen sich diese Teamstrukturen und -dynamiken be-

wusstmachen. Betriebsräte brauchen deshalb ein Mit-

bestimmungsrechtnicht nur bei derDurchführung, son-

dern auch bei der Einführung von Gruppenarbeit.

 

In anderen Bereichen sehen wir eine Tendenz zuneh-

mender Prekarisierung: Beschäftigte arbeiten in befris-

teten Verhältnissen, oft auch in Scheinselbstständig-

keit, organisiert und herumkommandiert von Algorith-

men, die sie bewerten. Auch hier ist es wichtig, dass

sich die Kolleg*innen die Mechanismen bewusst ma-

chen können, die hinter ihrer Arbeitsorganisation ste-

cken. Dafür brauchen Betriebsräte Informations- und

Mitbestimmungsrechte bei der Einführung Künstlicher

Intelligenz und algorithmischer Datenverarbeitung.

 

Angesichts der anhaltenden Debatten um einen

Fachkräfte- oder Arbeitskräftemangel ist die Forderung

von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil, Deutschland

müsse Weiterbildungsrepublik werden, nur zu begrü-

ßen. Betriebsräte können dabei eine wichtige Rolle

spielen, indem sie innerbetriebliche Weiterbildungs-

perspektiven vorantreiben und die Umschulung ihrer

Kolleg*innen unterstützen. Dafür brauchen Betriebsräte

ein Mitbestimmungsrecht bei Maßnahmen, die der

Aus- undWeiterbildung dienen.

 

In vielen kritischen Bereichen wie der Pflege verlassen

zahlreiche Beschäftigte ihren Job wegen der Arbeitsbe-

dingungen. Um dem entgegenzuwirken, brauchen wir

neben Ausbildungs- und Öffentlichkeitsinitiativen ein

Mitbestimmungsrecht der Betriebsräte bei der Perso-

nalbemessung. Denn Betriebsrätewissenmeist sehr ge-

nau um dieMöglichkeiten und Grenzen der Personalde-

cke in ihrem Betrieb. Sie können dazu beitragen, durch
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ein ausgewogeneres Verhältnis der Belastung bei den

Kolleg*innen Fortgänge zu verringern.

 

3. Die Mitbestimmung inhaltlich so aufstellen, dass Be-

triebsräte in ihren Unternehmen wirklich über die Zu-

kunft mitbestimmen können.

 

Wir befinden uns in Zeiten tiefgreifenden gesellschaftli-

chenWandels. Betriebliche Interessenvertretungen ste-

hen an erster Stelle, wenn es darum geht, diesen ge-

sellschaftlichen Wandel zu gestalten. Die Herausforde-

rungen, vor denen wir als Gesellschaft stehen, sind da-

bei zahlreich – das wissen wenige besser als diejeni-

gen, die sie in den Unternehmen tagtäglich bewältigen.

Häufig sind es Betriebsräte, die Vorschläge zum Wan-

del ihrer Betriebe ausarbeiten und Transformationsplä-

ne vorlegen. Betriebsräte setzen sich in vielen Fällen

eindrücklich mit Fragen des Klimaschutzes und der ge-

sellschaftlichen Tragweite unternehmerischer Entschei-

dungen auseinander. Viele Betriebsräte arbeiten Tag für

Tag daran, die Interessen ihrer Kolleg*innen zu vertre-

ten, indem sie ihre Unternehmenweiterentwickeln und

damit einen sinnvollen Beitrag zu unserer Gesellschaft

leisten. Es sind die Beschäftigten in den Unternehmen

und Betrieben, die unsere Gesellschaft am Laufen hal-

ten. Um den gesellschaftlichen Wandel und damit un-

sere Zukunft in unserem Sinne zu gestalten, spielt die

Mitbestimmung der Kolleg*innen in den Betrieben und

Unternehmen eine entscheidende Rolle.Wir wollen die-

se wichtige Rolle der Kolleg*innen anerkennen – und ihr

entsprechende rechtliche Geltung verschaffen.

 

Jede Zeit braucht ihre Antworten, unsere braucht mehr

Mitbestimmung. So,wie sich die Arbeitswelt in den letz-

ten Jahrzehnten gewandelt hat, haben sich auch die An-

sprüchederKolleg*innenandieMitbestimmungweiter-

entwickelt. Beschäftigte, die sich in ihre Arbeit einbrin-

gen, ihren Betrieb mitgestalten und immer mehr unter-

nehmerische Verantwortungwahrnehmen, erheben zu-

recht den Anspruch, auch bei der Entwicklung ihres Un-

ternehmens einWörtchen mitzureden zu haben. Vielen

Menschen ist es heutewichtig,mit ihrer Arbeit nicht nur

ihren Lebens- und Familienunterhalt zu verdienen, son-

dern damit auch etwas Sinnvolles zu tun.

 

Dabei treffen auch Beschäftigte und Betriebsräte nicht

immer richtige Entscheidungen. Aber katastrophale

Management-Fehlentscheidungen wie etwa die ver-

meidbare Schließung von rund 50 Standorten der

Galeria-Kaufhäuser zeigen deutlich: Betriebsräte sind

besser als so manche Unternehmensleitungen in der

Lage, widersprechende gesellschaftliche Interessen ge-

geneinander abzuwägen und ausgewogene Entschei-

dungen voranzutreiben. Das private Interesse von In-

vestor*innen und Anteilseigner*innen an Profiten und
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einer möglichst hohen Rendite tritt nicht nur in Wi-

derspruch zu den Interessen der Kolleg*innen. Häufig

verletzen an einer möglichst hohen Rendite orientierte

Entscheidungen auch gesamt-gesellschaftliche Interes-

sen, zum Beispiel das Interesse an einer nachhaltigen

Entwicklungbelebter Innenstädte.Die Interessenvertre-

tungen der Beschäftigten können bei Entscheidungen

solcher Tragweite eine vermittelnde Rolle spielen: Sie

haben ein starkes Eigeninteresse an einer wirtschaft-

lich tragfähigenUnternehmensentwicklung und treffen

deshalb tendenziell Entscheidungen, die dem Erhalt des

Betriebs und Unternehmens dienen. Dabei schauen sie

aber nicht bloß auf eine kurzfristige Rendite, sondern

haben ein Interesse an einer langfristigen Sicherung ih-

rer Arbeitsplätze, auch und gerade in Zeiten von Krisen

und Transformation. Zugleich leben die Beschäftigten –

anders als viele Investor*innen – auch meist in der Um-

gebung ihrer Betriebe.Deshalb kannbetrieblichen Inter-

essenvertretungen im Interesse ihrer Kolleg*innen nicht

egal sein, wie sich die Umgebung ihrer Betriebe ent-

wickelt. Wir wollen deshalb, dass Betriebsräte ein Mit-

bestimmungsrecht bei Standort-Schließungenunddem

Eröffnen neuer Betriebe oder Standorte haben.

 

Betriebsräte sind längst nicht die Verhinderer in denUn-

ternehmen, als die sie oft gezeichnetwerden. ImGegen-

teil: Viele Betriebsräte arbeiten Tag für Tag daran, die In-

teressen ihrer Kolleg*innen zu vertreten, indem sie ih-

re Unternehmenweiterentwickeln, um einen sinnvollen

Beitrag zu unserer Gesellschaft zu leisten. Das können

sie besser, wenn sie dafür nicht auf den guten Willen

der Unternehmensleitungen angewiesen sind, sondern

auf ein gesetzlich garantiertes Recht zurückgreifen kön-

nen. Betriebsräte sollten deshalb das Recht haben, bei

strategischen Entscheidungenwie dem Einführen völlig

neuer Produktlinien oder dem Einstellen ganzer Unter-

nehmensteilemitzubestimmen. Den Unternehmenslei-

tungen wird dabei, anders als mitunter behauptet, ihre

unternehmerische Freiheit nicht genommen. Durch ein

Mitbestimmungsrechtmüssen Betriebsräte bei der Ent-

scheidungeinbezogenwerden, die Entscheidung treffen

jedoch immer noch die Unternehmensleitungen selbst.

Sie können berechtigte Einwände und Vorschläge dann

jedochnicht rücksichtslos indenWind schlagen,weil Be-

triebsräte in einem solchen Fall die Einigungsstelle an-

rufen könnten, die willkürlichen Entscheidungen entge-

gentreten kann. Dieser Mechanismus, der bei vielen be-

trieblichenAngelegenheiten lange erprobt undbewährt

ist, führt zu besser abgewogenen Entscheidungen und

nachgewiesenermaßen zu einer nachhaltigeren Unter-

nehmensentwicklung, auchdurchZeiten vonKrisenund

Transformation.

 

Besonders deutlich wird die entscheidende Rolle der

betrieblichen Interessenvertretungen bei ökologischen
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Fragen. Gesetzliche Regelungen, die dem Klimaschutz

dienen, gelten für alle Unternehmen gleichermaßen.

Während viele Unternehmen bereits mit aller Kraft die

eigeneTransformation in RichtungKlimaneutralität vor-

antreiben, bleiben andere deutlich hinter ihrem Poten-

tial zurück. Gesetzliche Bestimmungen noch weiter zu

verschärfen, birgt mitunter die Gefahr, dass die Belas-

tungen für einige Unternehmen nicht mehr tragbar

sind. Betriebsräte könnenhier für einemöglichst schnel-

le Transformation unserer Gesellschaft eine wichtige

Rolle einnehmen. Sie kennen ihre Betriebe und Unter-

nehmen und haben ein großes Eigeninteresse an deren

Weiterbestehen. Schon aus Eigeninteresse werden sie

deshalb in aller Regel keine unerreichbaren Anforderun-

gen an den betrieblichen Klimaschutz stellen. Gleichzei-

tig haben sie ein Interesse an einemmöglichst langfris-

tigen Fortbestehen des Unternehmens – auch über die

jetzige Transformation hinaus – und an einer natürli-

chenUmgebung, in der sie und ihre Familien noch lange

gut leben können. Viele Betriebsräte nehmen diese Ver-

antwortung für ihre Kolleg*innen und den Klimaschutz

jetzt schonwahr und gestalten die Transformation in ih-

ren Unternehmen zusammen mit weitsichtigen Arbeit-

geber*innen oder über Umwege, zum Beispiel den Auf-

sichtsrat,mit.Wodiese jedoch fehlen, sind denBetriebs-

räten oft die Hände gebunden, da sie kaum Rechte im

Hinblick auf Mitbestimmung bei ökologischen Fragen

haben. Wir wollen deshalb ein Mitbestimmungsrecht

derBetriebsrätebei betrieblichenMaßnahmen, die dem

Umwelt- und Klimaschutz dienen.

 

Auch bei Fragen der Geschlechtergerechtigkeit spie-

len Betriebsräte eine wichtige Rolle. Sie tragen schon

häufig in Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften

dazu bei, Geschlechtergerechtigkeit in Betrieben und

Unternehmen voranzutreiben. Grundlegend sind da-

für zum Beispiel Entlohnungsgrundsätze und Entgelt-

gleichheit im Betrieb. Betriebsräte brauchen deshalb

Mitbestimmungsrechte für Entlohnungsgrundsätze so-

wie bei Maßnahmen zur Herstellung von Entgeltgleich-

heit und Geschlechtergerechtigkeit im Betrieb.

 

Gesellschaft und Arbeitsverhältnisse werden auf ver-

schiedenengesellschaftlichen Ebenen reproduziert. Pro-

bleme werden in verschiedenen Lebenswirklichkeiten

bearbeitet und Lösungen entwickelt nicht nur auf der

Ebene „der Politik“, sondern auch in den Betrieben, so-

zialen Einrichtungen und bei der Arbeit zuhause. Da-

bei spielen die Beschäftigten eine wesentliche Rolle. Je

wichtiger gesellschaftliche Anforderungen bei der Ar-

beit werden und je mehr sich die Kolleg*innen damit

auseinandersetzen müssen, desto wichtiger wird es,

dass sie die Zeit haben, sich darüber auszutauschen. Für

eine gelingende Transformation ist es wichtig, Beschäf-

tigtenüber ihreGewerkschaften sowiedie Betriebs- und
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Personalräte dafür zu gewinnen, sich in ihrer Arbeit mit

der Lösung von denAspekten der gesellschaftlichen Pro-

bleme zu befassen, diemit ihrer Arbeitstätigkeit zusam-

menhängen. Wir halten es für nötig, dass Beschäftig-

te mindestens eine Stunde in der Woche als Demokra-

tiezeit zur Verfügung haben, um sich mit diesen gesell-

schaftlichen Anforderungen an ihre Arbeit und einem

demokratischen Umgang damit solidarisch auseinan-

derzusetzen.

 

4. Die gesellschaftliche Bedeutung vonMitbestimmung

stärken.

 

Neben dem rechtlichen Rahmen der Mitbestimmung

spielen auch gesellschaftliche Bedingungen eine we-

sentliche Rolle dafür, wie wirksam Mitbestimmung ist.

Vielen Menschen in Deutschland und auch vielen Be-

schäftigten sind Bedeutung und Vorteile der Mitbe-

stimmung nicht bekannt. Gerade in prekären Beschäfti-

gungsverhältnissen arbeiten oft migrantische Beschäf-

tigte, für die das deutsche Arbeitsrechtmitunter schwe-

rer verständlich und denen betriebliche Mitbestim-

mung, wie sie in Deutschland praktiziert wird, häufig

unbekannt ist.

 

Vor diesem Hintergrund bedarf es umfassender gesell-

schaftlicher Informationen, um die Bedeutung der Mit-

bestimmung in der Breite der Gesellschaft zu erhöhen,

mehr Betriebsräte in der Fläche zu etablieren und die

Tarifbindung in Deutschland zu stärken.Wir fordern die

Landesregierung NRW, namentlich Landesarbeitsminis-

ter Laumann dazu auf, eine landesweite Kampagne zu

veranlassen, um die Bedeutung der Mitbestimmung in

Betrieben und Öffentlichkeit präsent zu machen und

Informationen über die Gründung und Arbeit von Be-

triebsräten zu verbreiten.

 

Vielen jungen Leuten fehlt Wissen über das System der

betrieblichen und unternehmerischen Interessenvertre-

tung in Deutschland. Schüler*innen und Student*innen

haben selten einen praktischen Zugang dazu und im

Verlauf des Bildungsweges werden kaum Kenntnisse

über Mitbestimmung vermittelt. Es ist deshalb wichtig,

dass bereits in allgemeinbildenden Schulen und Berufs-

schulen über die Bedeutung der Mitbestimmung brei-

ter informiert wird. Dabei sollte Wissen über Mitbe-

stimmung und Interessenvertretungen schon frühzei-

tig und praxisnah an junge Menschen vermittelt wer-

den.Wer eine allgemeinbildende Schule in Deutschland

verlässt, sollte nicht nur Kenntnisse über grundlegende

Funktionsweisen eines Unternehmens haben, sondern

auch darüber informiert sein, welche Rolle dabei die

Beschäftigten und ihre Interessenvertretungen, die Ge-

werkschaften und Betriebsräte in diesem Zusammen-

hang spielen. Auch hier ist die Landesregierung in einer
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gesellschaftlichen Verantwortung.

 

In jedem Betrieb in Deutschland mit mindestens fünf

Beschäftigten besteht das Recht, einen Betriebsrat zu

gründen. Viele Beschäftigte wissen von diesem Recht

nicht. Doch nur, wer seine Rechte kennt, kann sie durch-

setzen. Wir unterstützen deshalb den Vorschlag der

DGB-Gewerkschaften, dass Unternehmensleitungen in

Betrieben, in denen es noch keinen Betriebsrat gibt,

mindestens einmal im Jahr auf einer Betriebsversamm-

lung bei Einladung der im Betrieb vertretenen Gewerk-

schaften die Belegschaft über die Möglichkeiten der

Gründung eines Betriebsrates informieren müssen.

 

Die Mitbestimmung beschränkt sich nicht auf das Be-

triebsverfassungsgesetz allein. Auf verschiedenen Ebe-

nen des Betriebs und Unternehmens (Aufsichtsrat, Ju-

gendausbildungsvertretung, Schwerbehindertenvertre-

tung) aber auch außerhalb der Privatwirtschaft (Perso-

nalrat) vertretenBeschäftigte ihre Interessengegenüber

ihren Arbeitgeber*innen. Diese Interessensvertretungs-

organe stehen oftmals in Wechselwirkung zueinander.

So finden sich Betriebsräte oft in Aufsichtsräten wie-

der, aus der Jugendausbildungsvertretung kommen zu-

künftige Betriebsrät*innen, aber auch die Schwerbehin-

dertenvertretung nimmt an Betriebsratssitzungen teil.

Die verschiedenen Bereiche des Mitbestimmungsrechts

spielten für die rechtliche Entwicklung der jeweils ande-

ren stets auch eine Rolle. Die Trennung des Mitbestim-

mungsrechts nach öffentlichem Sektor (Personalvertre-

tungsgesetz) undprivatemSektor (Betriebsverfassungs-

gesetz) ist kaum noch zeitgemäß. Die Sonderstellung

der Beschäftigten bei kirchlichen Arbeitgeber*innen ist

– sofern es sich nicht um verkündungsnahe Tätigkei-

ten von Priester*innen handelt – völlig aus der Zeit ge-

fallen: Es gibt keinen verständigen Grund, warum Pfle-

ger*innen in einem städtischen Krankenhaus anderen

Regeln der Mitbestimmung unterfallen sollten als ih-

re Kolleg*innen in einem kirchlichen Krankenhaus. Des-

halb ist es perspektivisch sinnvoll, die unterschiedlichen

Gesetze, die das Mitbestimmungsrecht regeln, stärker

zusammenzuführen.

 

Tarifautonomie und betriebliche Mitbestimmung sind

eng miteinander verzahnt. Wo es keinen Betriebsrat

gibt, ist die Tarifbindung geringer und umgekehrt. Ta-

rifverträge sichern gute Arbeit und faire Löhne. In der

Transformation setzen sie den Rahmen für gute Arbeits-

bedingungen. Besonders gut funktionieren Tarifverträ-

ge dort, wo Betriebsräte an ihrer Umsetzung mitwirken

und sie kontrollieren.Wer Mitbestimmung stärken will,

muss daher auch die Tarifbindung stärken – und um-

gekehrt. Der Staat als öffentlicher Auftraggeber hat da-

bei eine Vorbildfunktion. In Zeiten schwindender Tarif-

bindung bedarf es aber auch der Allgemeinverbindlich-
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keitserklärung von Tarifverträgen. In erster Linie ist es

aber die Pflicht der Arbeitgeber*innen, sich ihrer Verant-

wortung für gute Löhne und gute Arbeitsbedingungen

nicht zu entziehen; der Beitritt zu Arbeitgeberverbän-

den nur imRahmen vonOT-Mitgliedschaften gehört ab-

geschafft.
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Antragsbereich 12: Medien- und Kulturpolitik, Digitalpolitik (M)

Antrag M-01

UB Solingen

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission undÜber-

weisung an die Landtagsfraktion

Gemeinnützige Vereine bei eintrittsfreien Bürger- und Stadtteilfesten von der GEMA freistellen

1
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Bürger- und Stadtteilfeste sind ein integraler Bestand-

teil einer lebendigen Stadt- und Stadtteilgesellschaft

und leisten in vielen Stadtquartieren einen unschätzba-

ren Beitrag für ein friedliches und soziales Miteinander.

 

Die LandesregierungvonNordrhein-Westfalenwird auf-

gefordert, mit der GEMA in Verhandlungen einzutreten,

damit für Bürger- undStadtteilfeste etc., für die kein Ein-

tritt erhobenwird und bei denen der oder die Veranstal-

ter bzw. dieVeranstaltergemeinschaftenals gemeinnüt-

zig anerkannt ist oder nicht in erster Linie kommerziell

ausgerichtet sind, von der GEMA zu befreien.

 

Die Gebühren für die GEMA für die o.g. Veranstaltungen

sollen vom Land getragen werden.

Begründung

 

Durch einen Rahmenvertrag zwischen dem Land und

der GEMA können alle Seiten gewinnen: der Verein, de-

ren Ehrenamtliche von bürokratischem Aufwand ent-

lastet werden, als auch die GEMA, die mehrere tau-

send Fälleweniger im Jahr bearbeitenmuss. Diese “Zeit-

Dividende” kann das Land ausgleichen.

 

Die ehrenamtlich organisierten Bürger- und Stadtteil-

feste sind so vielfältig wie unsere Gesellschaft selbst:

 

• es gibt Bürger- oder Stadtteilfeste, die vonWerbe-

ringen, Verkehrs- und Fördervereinen oder Händ-

lerinitiativen getragen werden;

• es gibt Bürger- und Stadtteilfeste, die auf Initiative

von Stadtteilkonferenzen entstanden sind, als ein

Instrument sozialer Quartiersplanung zur Vernet-

zung der Bürgerinnen und Bürger eines Stadtteils

mit vor Ort ansässigen Vereinen, Verbänden, Ein-

richtungen und Religionsgemeinschaften – und

damit „Nachbarschaftsfeste“ im wahrsten Sinne

desWortes sind;

• und es gibt Sommerfeste von Vereinen, Verbän-

den und Einrichtungen, bei denenmit den Einnah-

men die Anschaffung von Gegenständen für das

Vereinsheim oder mit dessen Erlösen Ausflüge für

Familien, Senioren und Kinder finanziert werden.

 

Wir freuen uns, dass im zweiten Sommer ohne Corona-

bedingte Einschränkungen vielerorts die schon als tradi-

Ersetze die Überschrift durch:

 

Stärkung des Ehrenamts und der Musikschaffenden –

Kostenübernahme der Musiknutzung bei eintrittsfreien

Bürger- und Stadtteilfesten

 

Ersetze in Zeilen 6-7 „Die Landesregierung von

Nordrhein-Westfalen wird aufgefordert, mit der

GEMA in Verhandlungen einzutreten,“ durch:

 

Die SPD-Landtagsfraktion wird aufgefordert, sich im

Landtag für Verhandlungen mit der GEMA einzusetzen,

 

Füge ein in Zeile 16:

 

Ein Beispielmodell in Gestalt einer Pauschalregelung für

gemeinnützige eingetragene Vereine findet bereits in

Bayern Anwendung – unter Zufriedenheit der GEMA als

Verwertungsgesellschaft der Nutzungsrechte der Urhe-

ber*innen.

 

Auf der einen Seite wollen wir mit dieser Entbürokrati-

sierung das Ehrenamt durch Senkung von Kosten und

administrativem Aufwand stärken. Auf der anderen Sei-

te ist dies auch ein klares Signal an die Musikschaf-

fenden: Mittels der Kostenübernahme (Pauschalvertrag

mit der GEMA) gewährleistet die Landesregierung im

Rahmen der definierten Veranstaltungen die angemes-

sene Vergütung der Musikurheber*innen.
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tionell zu bezeichnenden Bürger- und Nachbarschafts-

feste wieder stadtfinden können und auch stattfinden.

 

Die Jahre unter Corona bzw. die Einschränkungen, die

während der Corona-Pandemie gegolten haben, haben

vielerorts Spuren hinterlassen:

 

• vielerorts sind bewährte Strukturen des Ehrenam-

tes schlicht und einfach zusammengebrochen;

• viele Vereine, Verbände und Einrichtungen lei-

den unter den nicht vorhandenen Einnahmen und

Spenden, die in den vergangenen Jahren nicht ge-

neriert werden konnten;

• die Auflagen seitens der Kommunen für die Ein-

haltung von Hygienemaßnahmen, sowie für die

Verkehrssicherungspflicht belasten und demoti-

vieren vielerorts ehrenamtlich tätige Bürgerinnen

und Bürger und führen vielerorts zu Überlegun-

gen, auch traditionelle Bürger- und Stadtteilfeste

nicht mehr stattfinden zu lassen.

 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sind

die Anwälte des Quartiers!

 

Unsere Stadtplanung war immer vom Leitgedanken der

„kurzenWege“ geprägt. Die Ansiedlung von Nahversor-

gungszentren, von Bildungseinrichtungen, von Grünflä-

chen und Sportstätten sowie von soziokulturellen Ein-

richtungen gehörten und gehören für uns zum Leitbild

von Quartieren, in denen Menschen gut und gerne le-

ben!

 

Vielerorts haben sich Geschäfte aus den örtlichen La-

denzeilen zurückgezogen. Kirchengemeinden haben ih-

re Filialkirchen und ihre Gemeindezentren geschlossen.

Die Idee der „Stadt in der Stadt“ ist unter Druck geraten.

 

Umso mehr benötigen jene, die vor Ort noch tätig sind,

sämtlicheUnterstützung, diedieöffentlicheHand ihnen

bieten kann.

 

Die Übernahme der GEMA-Gebühren für Bürger- &

Stadtteilfeste und damit für Ereignisse, in denen Nach-

barschaften zusammen kommen ist dabei weitaus

mehr als ein symbolischer Akt:

 

• es wertet die vor Ort ehrenamtlich tätigen Bürge-

rinnen und Bürger und ihre Rolle für die Stadtge-

sellschaft enorm auf;

• Die Übernahme der GEMA-Gebühren für kosten-

los zugängliche Bürger- und Stadtteilfeste leistet

einen Beitrag zum sozialen Zusammenhalt und

gegen soziale Exklusion, da sich nicht jede Bürge-

rin und nicht jeder Bürger kommerzielle Freizeit-

gestaltung leisten kann.
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• Bürger- und Stadtteilfeste stopfen Lücken, die auf-

grund der weggebrochenen Nahversorgung und

dem Rückzug von Einrichtungen der beiden gro-

ßen Kirchen gerissen wurden.

• Bürger- und Stadtteilfeste sind vielerorts der Kitt,

der die Stadtteilgesellschaft zusammenhält.
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Antragsbereich 13: Organisationspolitik (O)

Antrag O-01

UBMärkischer Kreis

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Einrichtung einer Informationsplattform

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46
47

Der SPD-Landesverband wird aufgefordert, bis zum

Sommer 2023 eine Plattform einzurichten, auf der sich

Ortsvereine, Stadtverbände, Unterbezirke und die SPD-

Fraktionender Räte undKreistagemiteinander Informa-

tionen austauschen sowie Ideen für die politischeArbeit

vor Ort und Anträge für die kommunale Gremienarbeit

anderen Gliederungen zur Verfügung stellen können.

Begründung

 

Nach der Wahl ist vor der Wahl und Wahlkampf ist das

ganze Jahr.

 

Ohne jetzt tiefe Analysen zu führen und das „Woran-es-

gelegen-hat“ zu ergründen kann man pauschal sagen,

dass die SPD in NRW ihre Ziele nicht deutlich und klar

transportieren konnte und nicht genügendWähler mo-

bilisiert hat. Um die Bürger*innen in NRW insbesonde-

re in Hinblick auf die Kommunalwahl 2025 auf die gu-

te Arbeit der SPD-Gliederungen und Fraktionen vor Ort

aufmerksamzumachen sowiedie SPD insgesamt lauter,

aktiver und auch besser zu machen, wäre eine Online-

Plattform hilfreich, auf der sich sämtliche Gliederungen

der SPD in NRW miteinander über gute Ideen für die

Ortsvereinsarbeit vor Ort (Best-Practice-Modelle), aber

z.B. auch über Anträge sozialdemokratischer Fraktionen

austauschen können.

 

Viele unserer kommunalen Anträge (wie z.B. der zum

Thema „kostenlose Menstruationsartikel“, für den sich

die SPD inMendendurch einenAntrag der SPD inHamm

inspirieren ließ) könnten in der Regel ebenso gut auch in

anderen Kommunen gestellt werden. Wären solche An-

träge auf einer Plattform verfügbar, müsste man nicht

immer wieder „das Rad neu erfinden“, sondern könnte

diese einfach umschreiben auf die jeweils lokalen Ver-

hältnisse oder gar einfach abkupfern. Wenn man sich

die vielen Ortsvereine und Fraktionen in NRW (oder gar

bundesweit) anschaut, dann sieht man, welch gute und

kreative Ideen von Sozialdemokrat*innen eingebracht

werden, um das Leben der Bürger*innen zu verbessern.

Und genau würde eine solche Austausch-Plattform an-

setzen – wir müssen uns unsere Ideen und Anträge ge-

genseitig zur Verfügung stellen. Ohne große Hürden

oder besonderen Firlefanz. Gerade den eher kleineren

Ortsvereinen und Fraktionen würde das die politische

Arbeit sehr erleichtern.
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Antrag O-02

UB Solingen

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Europa ist unsere Zukunft
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Die NRWSPD bildet mit sofortiger Wirkung die neue

Arbeitsgemeinschaft Europapolitik. Der Landesverband

unterstützt hierzu die bereits aktiven Europa Arbeits-

kreise der Unterbezirke beim Aufbau entsprechender

Strukturen und wirbt in den übrigen Unterbezirken

für die Qualifizierung der europapolitischen Aktivitäten

durch die Bildung weiterer Arbeitsgemeinschaften vor

Ort. Die Arbeitsgemeinschaft Europapolitik erhält die

gleichen Rechte und Pflichten wie die bereits bestehen-

den Arbeitsgemeinschaften und eine dem entsprechen-

de demokratisch legitimierte und für die Parteimitglie-

der transparente Aufbauorganisation. Eine Gründungs-

versammlung noch vor der Europawahl 2024wird ange-

strebt.

Begründung

 

Europa ist unsere Zukunft. Die Krisen der vergange-

nen 15 Jahre haben uns stets wieder gezeigt, dass wir

auf die großen Herausforderungen unserer Zeit – von

der Finanzkrise über den Klimawandel bis hin zu Co-

rona und dem russischen Angriffskrieg auf die Ukrai-

ne – nur gemeinsam überzeugend antworten können.

Die Transformationsaufgabe, vor der wir stehen können

wir nur europäischmeisten. Die vergangenen Krisen ha-

ben deutlich gemacht, dass wir Europa nicht nur reaktiv

weiterentwickeln, sondern proaktivweiterdenkenmüs-

sen. Die Aufgabe, im engen Schulterschluss mit unse-

ren europäischen Partnern die EU zu stärken und wei-

terzuentwickeln ist eine zentraleMission der deutschen

Führungsrolle. (aus: Leitantrag des Debattenkonvent, Ein

Jahrzehnt des Aufbruchs (...), S. 3, letzter Absatz, beschlos-

sene Fassung, Hervorhebungen im Original)

 

Das wichtigste internationale Projekt Deutschlands ist

die weitere Integration und Stärkung der Europäischen

Union. Der sichtbare Zusammenhalt und die gelebte So-

lidarität in der EU ermöglichen uns, die Herausforderun-

gen gemeinsam zu meistern. Damit behauptet sich Eu-

ropa als Alternative gegenüber Autokratien und Dikta-

turen selbstbewusst. Allerdings sind die gemeinsamen

Werte der Europäischen Union von inneren wie von au-

ßen bedroht. Wir stellen uns denen in den Weg, die

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in der EU abbauen

wollen und werden alle Mittel nutzen, um diese zu ver-

teidigen. Wir rufen alle Demokratinnen und Demokra-

ten insbesondere aus der konservativen Parteienfamilie
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auf, sich hier klar von antidemokratischen Kräften abzu-

grenzen. (eb.da, S. 9, vorletzter Absatz)

 

Der Landesverband NRW der SPD ist der einzige eines

Flächenlandes, der nun schon seit mehr als einem Jahr-

zehnt über ein Netz von Europa-Arbeitskreisen in allen

Regionen verfügt, die mittlerweile auch seit Jahren ih-

re Zusammenarbeit auf Landesebene praktizieren. Um

das strukturelleDefizit innerparteilicherDemokratie ab-

zubauen undweitere Unterbezirke zumotivieren, eben-

falls ihre europapolitische Qualifizierung voran zu brin-

gen, kann die formelle Aufwertung und Demokratisie-

rung der Aufbaustruktur einen wichtigen Beitrag leis-

ten. Ein solches Signal kann über Nordrhein-Westfalen

hinaus als ermutigendes Signal zur Intensivierung der

Europapolitik vor Ort wirken
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Antrag O-03

Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Diskriminierung innerparteilich bekämpfen!
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Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wol-

len, dass alle Menschen – unabhängig von ethnischer

Herkunft, Geschlecht, Behinderung, Religion oderWelt-

anschauung, Alter oder sexueller Identität - bei uns po-

litischmitwirken können undwollen. Vielfalt bringt uns

als Gesellschaft und als Partei voran. Diskriminierung

hat in unserer Parte in keiner ihrer Ausprägung einen

Platz!

 

Deshalb begrüßen wir den Beschluss des Bundespar-

teitages 2021 und die aktuellen Erarbeitungen im SPD-

Parteivorstand für mehr Anti-Diskriminierungsarbeit

und ein Awareness-Konzept innerhalb unserer Partei.

Wir werden die Vorschläge und Konzepte, die zum

nächsten Bundesparteitag aufgelegt werden, anschlie-

ßend in NRW aufgreifen und konsequent umsetzen.

Begründung

 

Diskriminierung beinhaltet jede Verhaltensweise ge-

genüber Personen und Personengruppen, die diese auf-

grund ihres Geschlechts, ihrer Herkunft, ihrer sexuellen

Orientierung, ihrer Religion,Weltanschauung, ihrer kör-

perlichenVerfassung, ihres sozialenStandesoderdesAl-

ters herabwürdigen und/oder eine Nichtakzeptanz von

Frauen, Männern und queerenMenschen als gleichwer-

tige Diskussionspersonen zur Konsequenz hat.

 

Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität sind die Grund-

werte und der Kompass für das Handeln von Sozial-

demokratinnen und Sozialdemokraten. Als Sozialdemo-

kratinnen und Sozialdemokraten stehen wir für einen

Gesellschaftsentwurf, indem jeder Mensch die gleiche

Würde und die gleiche Freiheit hat, selbstbestimmt zu

leben. Sollte es zur Einschränkung der Freiheit oder Be-

nachteiligung des Einzelnen aufgrund seiner Herkunft,

seines sozialen Standes, derHautfarbe, desGeschlechts,

der sexuellen Orientierung, der Religionszugehörigkeit,

der körperlichenVerfassungoder desAlters kommen, ist

es die politische Pflicht der Sozialdemokratie Ungleich-

heiten zu überwinden, um die gleiche Freiheit und glei-

che Gerechtigkeit jedes Individuums zu gewährleisten.

Leider begegnet uns Diskriminierung in unterschiedli-

cher Form und Ausprägung tagtäglich. Vor allem Sexis-

mus und Rassismus sind als Formen der Diskriminie-

rung in unserer Gesellschaft und auch in der Politik seit

jeher zu beobachten. Wir dulden keine Form von Dis-

Ersetze in Zeile 16 “und konsequent umsetzen” durch:

 

und für den Landesverband NRW in geeigneter Form

umsetzen.
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kriminierung und akzeptieren auch keinerlei Sexismus,

weder gesamtgesellschaftlich, noch im politischen Ta-

gesgeschäft. Sie ist mit unseren sozialdemokratischen

Grundsätzen nicht vereinbar! Die Bekämpfung sexisti-

scher und diskriminierender Muster beginnt für uns bei

uns selbst und ist Aufgabe jeder Genossin und jedes Ge-

nossen.
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Antrag O-04

UB Bochum, OV Bochum Altstadt

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an den Landesvorstand

Digitalisierung
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(1) Erneute Einsetzung eines Digitalpoltischen Arbeits-

kreises angesiedelt beim SPD-Landesvorstand.

(2) Dauerhafte Beteiligung digitalpolitisch aktiver Mit-

glieder aus der Landespartei am Arbeitskreis.

(3) Entwicklung eines digitalpolitischen Profils derNRW-

SPD anknüpfend an die in Vorbereitung

befindlichen Grundsätze sozialdemokratischer Digital-

politik des SPD-Parteivorstands.

(4) Einrichtung „Digitalpolitisches Diskussionsforum

NRW“ durch den Landesvorstand der NRW

Begründung

 

Die SPD ist die Partei der Zukunft und des Fortschritts.

Dies gehört zum Kern des sozialdemokratischen Welt-

bildes. Sie muss daher auch führende Kraft für digital-

politische Themen sein und dafür Sorge tragen, dass die

Digitalisierung nach sozialen Aspekten gestaltet wird.

 

Bedeutung des Themas

Ob in Arbeit, Wirtschaft, Schule oder Verwaltung - die

digitale Transformation führt zu tiefgreifenden Verän-

derungen in unserer Gesellschaft. Eine Sozialdemokra-

tie auf der Höhe der Zeit erkennt die Herausforderun-

gen und Chancen des digitalen Wandels. Mit unseren

Werten Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität wollen

wir eine modern und auch künftig sozial gerechte Ge-

sellschaft in der Digitalen Transformation gestalten. Die

Beschlüsse des Debattenkonvents der SPD im Novem-

ber 2022, die Mission Demokratischer Digitalisierung

des SPD Parteivorstands sowie die Schaffung eines di-

gital:hubs beim SPD Parteivorstand unterstreichen den

Stellenwert des Themas innerhalb und außerhalb der

SPD.

 

Digitalisierung nicht reaktiv, sondern aktiv angehen

Digitalisierung gestalten heißt nicht nur Folgen abmil-

dern, sondernChancenerkennenunddieDigitalisierung

als ein Gestaltungsinstrument für sozialdemokratische

Werte und Ziele zu begreifen. So kann Digitalisierung

z.B. einenMehrwert für die Gesellschaft schaffen, wenn

sie die Daseinsvorsorge stärkt und eine faire Teilhabe

an den Gewinnen der Digitalisierung ermöglicht. Dies

muss sich auch sichtbar im politischen Profil der NRW

SPD widerspiegeln.

 

Neue Formen der Aktivierung und der Beteiligung
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schaffen

Die Einrichtung einer Arbeitsgruppe beim Landesvor-

stand soll das Knowhow innerhalb der Partei und der

Mitglieder bündeln und so die Chancen und Heraus-

forderungen des digitalenWandels erkennen, begleiten

und Handlungsoptionen aufzeigen. Die Zukunftswerk-

stätten haben dies angerissen, haben aber nicht den

notwendigen Raum zur Entwicklung fundierter Positio-

nen gelassen. Deshalb fordern wir den Landesvorstand

zur Einrichtung eines „Digitalpolitisches Diskussionsfo-

rums NRW“ auf.
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Antrag O-05

KV Rheinisch-Bergischer Kreis

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an den Parteivorstand

„Wehrhafte Demokraten“ – Beratungsstelle für SPD-Mitglieder, die von rechter Gewalt betroffen oder bedroht sind
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Der Parteivorstandwird aufgefordert, einenHandlungs-

rahmen imUmgang von politischmotivierter, insbeson-

dere rechter Gewalt bedrohten SPD-Mitgliedern zu erar-

beiten.

 

Die Bundespartei richtet auf Basis des Handlungsrah-

mens eine „Beratungsstelle für SPD-Mitglieder, die von

rechter Gewalt betroffen oder bedroht sind“ ein. Sie ist

ein Angebot für SPD-Mitglieder, die von rechts bedroht,

verunglimpft oder gar Opfer von Angriffen wurden. Die

Mitarbeiter:innen der Beratungsstelle sind per Hotline

erreichbar, sie übernehmeneine Lotsenfunktion undbe-

raten die betroffenen Genoss:innen beispielsweise über

juristische Handlungsoptionen, Ansprechpartner:innen

vor Ort sowie weitere Beratungsstellen.

 

Die Mitgliedschaft wird aktiv über die Beratungsstelle /

Hotline informiert.

Begründung

 

In zunehmenden Maßen werde (kommunal-)politisch,

gesellschaftlich oder sozial aktive Genossinnen und

Genossen mit Drohungen und Verunglimpfungen von

rechts konfrontiert. Nicht nur im privaten Bereich und

im Internet, auch im beruflichen Kontext geraten Sozi-

aldemokrat:innen in das Visier rechter Hetzer und Ge-

walttäter. Häufig wird hier auch das familiäre Umfeld

bedroht. Bei Betroffenen stellen sich schnell Gefühle

wir Hilflosigkeit, Ohnmacht und Angst ein. Genau das

möchten Rechtsextreme erreichen, sie greifen so das

Fundament der Demokratie an.

 

Die SPD steht in einer ununterbrochenen Tradition ge-

gen Rechtsextremismus, Faschismus und jeder Art der

Menschenverachtung. Viele Sozialdemokrat:innen en-

gagieren sich aktiv gegen rechtsradikale und rechts-

extreme Strömungen in der Gesellschaft. Wir sind dar-

über hinaus eine Partei, die sich um ihreMitglieder küm-

mert. Leider ist es wieder nötig, sich gegen rechte Ge-

walt und Demagogie zu wappnen. Die “Beratungsstel-

le für SPD-Mitglieder“ kann hier einen wichtigen Bei-

trag leisten. Neben der akuten Hilfe für die betroffenen

Genoss:innen können so auch mögliche rechtsextreme

Kampagnen sichtbar gemacht werden.
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Antrag O-06

ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von Sä-15 bis Sä-17 und von

L-01

Einrichtung einer Kommission zur Sicherstellung der Geschlechterquote / Geschlechterparität
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Der neu gewählte Landesvorstand richtet unter Betei-

ligung der Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer

Frauen eine Kommission ein, die in Vorbereitung der

nächsten Bundestagswahl und zur Sicherstellung der

Geschlechterquote /Geschlechterparität Verfahren ent-

wickelt, wie in NRW SPD :

 

• Möglichist eine paritätische Beteiligung, aber

mindestens die 40 % Geschlechterquote, bei

den  Direktkandidierenden zum Bundestag er-

reicht wird.

• und/ oder die Satzung so ergänzt wird, das sie si-

cherstellt, das in der nächsten Bundestagsfraktion

mehr als 40% Genossinnen vertreten sind.

Begründung

 

In den64NRW-Wahlkreisengabesbei derWahl zum jet-

zigen Bundestag 42 Genossen und 22 Genossinnen, die

in ihren Unterbezirken und Kreisen aufgestellt wurden.

Nur die paritätische Landesliste hat den Frauenanteil

den heutigen Frauenanteil von ca. 35 % erreicht.

Von den 30 Direktgewählten waren 24 Genossen und

6 Genossinnen, was unschwer vermuten lässt, daß es

Frauen schweren haben einen Direktwahlkreis zu be-

kommen, deshalb ist anzustreben, das der Anteil der

Genossinnen, unter Wahrung der demokratischen Ent-

scheidungen in den Unterbezirken und Kreisen, bei den

Direktkandidaturen drastisch erhöht wird.

Die Regelung über die Satzung ( z.B. auf den 10 Plätze

nur an Genossinnen zu platzieren) sollte die Ersatzlö-

sung sein.

Die beschlossene Wahlrechtsreform macht dies not-

wendig.
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Antrag O-07

AGS NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Teilweise erledigt durch Umsetzung auf Bundesebe-

ne (digitalesAntragswesen, kampagne.spd.de), darüber

hinaus Ablehnung.

Antrag auf Erstellung einer digitalen Parteiplattform in Form einer App für Kommunikation, Protokolle, Anträge und

Ideenmanagement.
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Es wird beantragt, eine digitale Plattform in Form einer

App für die Partei zu erstellen, welche für Kommuni-

kation, Protokolle, Anträge und Ideenmanagement ge-

nutzt werden kann. Paragraphen wie z.B. der §12 im Ab-

schnitt 3 Parteiordnungsverfahren (Organisationsstatut

der SPD) sagen nichts über den Aufwand der ehrenamt-

lichenMitglieder, in ihrer Freizeit Protokolle zu erstellen

und diese zu verbreiten etc. und dies auf nicht sicheren

Kommunikationswegen wieWhatsApp o.ä.

Begründung

 

Dieser Antrag ist uns wichtig, da es auch um den Re-

spekt für die Basisarbeit geht, welche erleichtert wer-

den würde durch eine solche Plattform! Protokolle etc.

werden von der Basis teilweise in mühsamer Kleinst-

arbeit, in der Freizeit des Parteimitglieds erstellt. Mit

Hilfe dieser App könnte eine zeitliche Erleichterung er-

folgen, aber auch könnten Protokolle, Anträge etc. im-

mer wieder abgerufen werden! Auch hybrides Arbei-

ten durch Zuschaltung von Gästen und/oder Vortra-

genden könnte dadurch erleichtert und weiterentwi-

ckelt werden. Weiter könnten Anträge digital gestellt

werden, welche dann eine entsprechende vorgefertigte

Form haben, die in der App hinterlegt ist und effizien-

teres Arbeiten ermöglicht. Wir denken an einen Bereich

für Mitglieder und Nicht-Mitglieder samt Erklärungsvi-

deos (in mehreren Sprachen), Zugang zu potentiellen

Kandidaten in den Wahlkreisen und Bottom-Up Ideen-

management. Dazu könntenBuchungenvonSeminaren

z.B. beim Heinz-Kühn-Bildungswerk direkt erfolgen. Die

Budgetzuweisung und Ausgabenübersicht eines jeden

Gremiums könnte auch über diese App erfolgen und ef-

fizienter gestaltet werden, falls die Delegiert*innen sich

dafür entscheiden
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Antrag O-08

UBMünster, OV Sankt Augustin, OV Hennef

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an den Landesvorstand

Arbeitskreis „Säkularität und Humanismus”
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Der Landesvorstand richtet entsprechend § 10 Absatz 4

desOrganisationsstatuts analog zurBundespartei einen

Arbeitskreis „Säkularität und Humanismus“ ein.

Begründung

 

Nachdem der Bundesparteitag im vorigen Jahr mit gro-

ßer Mehrheit gefordert hat, einen Arbeitskreis für die

konfessionell nicht gebundenen SPD-Mitglieder einzu-

richten, ist der Parteivorstand diesem Wunsch gefolgt

und hat auf Bundesebene neben den Arbeitskreisen der

Christen, Muslime und Juden auch den AK Säkularität

und Humanismus (AKSH) eingerichtet. Dieser befasst

sich naturgemäß mit bundespolitischen Themen. Nach

dem Organisationsstatut der Partei können Vorstände

auf allen Ebenen Arbeitskreise einrichten.

 

Zu den Themen, die auf Landesebene zu diskutieren

sind, gehören unter anderem Fragen der politischen Bil-

dung und Erziehung zu Respekt, Toleranz und Inklu-

sion. Diese Aufgaben dürfen nicht allein den mitein-

ander konkurrierenden weltanschaulichen Organisatio-

nen überlassen bleiben. Der AK des Landesverbandes

wird sich vorrangig landespolitischen Fragen zuwidmen

haben und auf Einhaltung gleicher Rechte und Chancen

aller Bürgerinnen und Bürger im Rahmen des Grundge-

setzes achten.
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Antrag O-09

UB Siegen-Wittgenstein

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von O-04

Digitalpolitik in der NRWSPD
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1. Erneute Einsetzung eines digitalpoliti-

schen Arbeitskreises angesiedelt beim SPD-

Landesvorstand.

2. Dauerhafte Beteiligung digitalpolitisch aktiver

Mitglieder aus der Landespartei am Arbeitskreis.

3. Entwicklung eines digitalpolitischen Profils der

NRW-SPD anknüpfend an die in Vorbereitung be-

findlichen Grundsätze sozialdemokratischer Digi-

talpolitik des SPD-Parteivorstands.

4. Der Landesvorstand der NRW SPD wird aufge-

fordert, ein „Digitalpolitisches Diskussionsforum

NRW“ einzurichten.

Begründung

 

Die SPD ist die Partei der Zukunft und des Fortschritts.

Dies gehört zum Kern des sozialdemokratischen Welt-

bildes. Sie muss daher auch führende Kraft für digital-

politische Themen sein und dafür Sorge tragen, dass die

Digitalisierung nach sozialen Aspekten gestaltet wird.

 

Bedeutung des Themas

Ob in Arbeit, Wirtschaft, Schule, Gesundheit oder Ver-

waltung - die digitale Transformation führt zu tiefgrei-

fenden Veränderungen in unserer Gesellschaft. Eine So-

zialdemokratie auf der Höhe der Zeit erkennt die Her-

ausforderungen und Chancen des digitalen Wandels.

Mit unserenWerten Freiheit, Gerechtigkeit und Solidari-

tät wollen wir einemoderne und auch künftig sozial ge-

rechte Gesellschaft in der digitalen Transformation ge-

stalten. Die Beschlüsse des Debattenkonvents der SPD

im November 2022, die Mission demokratischer Digita-

lisierung des SPD Parteivorstands sowie die Schaffung

eines digital:hubs beim SPD Parteivorstand unterstrei-

chen den Stellenwert des Themas innerhalb und außer-

halb der SPD.

 

Digitalisierung nicht reaktiv, sondern aktiv angehen

Digitalisierung gestalten heißt nicht nur Folgen abmil-

dern, sondernChancenerkennenunddieDigitalisierung

als ein Gestaltungsinstrument für sozialdemokratische

Werte und Ziele zu begreifen. So kann Digitalisierung

z.B. einenMehrwert für die Gesellschaft schaffen, wenn

sie die Daseinsvorsorge stärkt und eine faire Teilhabe

an den Gewinnen der Digitalisierung ermöglicht. Dies

muss sich auch sichtbar im politischen Profil der NRW

SPD widerspiegeln.

238



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag O-09

48
49
50
51
52
53
54
55
56
57
58
59
60
61

 

Neue Formen der Aktivierung und der Beteiligung

schaffen

Die Einrichtung einer Arbeitsgruppe beim Landesvor-

stand soll das Knowhow innerhalb der Partei und der

Mitglieder bündeln und so die Chancen und Herausfor-

derungen des digitalenWandels, insbesondere auchmit

Blick auf die Fortschritte auf dem Gebiet der Künstli-

chen Intelligenz, erkennen, begleitenundHandlungsop-

tionen aufzeigen. Die Zukunftswerkstätten haben dies

angerissen, haben aber nicht den notwendigen Raum

zur Entwicklung fundierter Positionen gelassen. Des-

halb fordern wir den Landesvorstand zur Einrichtung ei-

nes „Digitalpolitischen Diskussionsforums NRW“ auf.
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Antrag O-10

NRWSPDqueer, AG Migration und Vielfalt NRW, ASF NRW,

AfB NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an den Landesvorstand

Ehrenamt in der Partei stärken
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Die NRWSPD übernimmt die Vorabendübernachtungs-

kosten für Bundeskonferenzen der Arbeitsgemeinschaf-

ten, wenn der Beginn vor 12 Uhr festgelegt wurde.

Begründung

 

Die SPD ist eineMitmach- undMitgliederpartei. Siewird

von ihren Mitgliedern nicht nur durch den erbrachten

Mitgliedsbeitrag unterstützt, sondern vor allem durch

das ehrenamtliche Engagement, die Zeit, die die Mit-

glieder für die Partei aufbringen. An vielen Stellen zah-

len die Mitglieder für ihre Parteiarbeit mehr als nur ih-

ren Mitgliedsbeitrag: Kosten für Verpflegung während

Parteiveranstaltungen, ob es Sitzungen der Ortsverei-

ne oder ParteitageS sind, die Fahrtkosten zu Parteita-

gen oder anderen Parteiveranstaltungen, Transportkos-

ten für Materialien im Wahlkampf und vielen anderen

Dingen. Dies bedeutet im Umkehrschluss aber leider

auch, dass Genoss*innen, die nicht über entsprechen-

de finanziellen Ressourcen verfügen, bei einer struktu-

rellen Betrachtung, von der Parteiarbeit ausgeschlossen

sind und eben nicht mitmachen können.

 

Bundeskonferenzen der Arbeitsgemeinschaften sind

nicht nur kleiner in ihrer Zusammensetzung gewor-

den, sondern sind von in der Regel zwei Tagen auf ei-

nen Tag verkürzt worden. Demnach finden die Wahlen

zu den Bundesvorständen, Entlastung, Verabschiedung

von Ausgeschiedenen, die viele Jahre ehrenamtlich für

die Partei gearbeitet haben, und die Beratung über An-

träge an einemTag statt. Die Bundeskonferenzen begin-

nen um 10:00 Uhr, dahermüssen alle Delegierte spätes-

tens um 9:30 Uhr im Willy-Brandt-Haus sein, damit sie

sich noch akkreditieren können. Die Konferenzen enden

dann gegen 17:00 Uhr in Berlin.

 

Dies bedeutet für Genoss*innen aus (jeweils ab Hbf):

• Bonn: ICE um 01:38 Uhr bis Dortmund Hbf, 2 Std.

23 Min. Aufenthalt und Ankunft am WBH um

09:40 Uhr.

• Aachen: S-Bahn um 02:37 Uhr bis Köln Hbf (An-

kunft: 3:40 Uhr) und Ankunft am WBH um 09:45

Uhr.

• Köln: RE um 03:49 Uhr und Ankunft amWBH um

9:40 Uhr.

• Moers: Bus um 04:08 Uhr und Ankunft ebenfalls
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um 9:40 Uhr.

• Euskirchen: Bus um 00:36, ebenfalls 2 Std. 23 Min

Aufenthalt inDortmundHbf undAnlunft amWBH

um 09:40 Uhr.

• Siegen: RE um 01:40 Uhr, vier Umstiege und An-

kunft amWBH um 09:40 Uhr.

• Coesfeld: RB um 00:05 Uhr, 4 Std, 44 Min. Auf-

enthalt in Münster Hbf und Ankunft amWBH um

09:40 Uhr.

• Marl-Hamm: S-Bahn um 23:38 Uhr bis Essen Hbf,

dort 5 Std. 02 Min. Aufenthalt und Ankunft am

WBH um 9:40 Uhr.

 

Die Beispiele setzen sich weiter fort. Hinzu kommt, dass

die Genoss*innen in ihren jeweiligen Städten erst ein-

mal bis zum Hauptbahnhof kommen müssen. Dass der

ÖPNV flächendeckend, auch nachts, fährt, ist in wei-

ter Ferne. Wir stärken damit nicht nur das Ehrenamt in

unserer SPD, sondern auch das Fundament, auf das sie

steht. Es ist nicht zumutbar, an einemTag bis zu 16 Stun-

den Fahrtzeit undeineKonferenz erfolgreich abzuschlie-

ßen. Die Qualität der Konferenzen sinkt ebenfalls, da die

Genoss*innen teils übermüdet schon dort ankommen.
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Antrag O-11

ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch die Annahme von O-03

Sexismus innerparteilich bekämpfen: Einführung einer Anti-Sexismus/Diskriminierungskommission auf Landesebene
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Die Kommission wird vom Vorstand einberufen. Sie be-

steht aus sechs Mitgliedern.  Bei der Wahl der Kommis-

sionsmitglieder achtet der Vorstand darauf, dass Frauen

undMänner gleichermaßen vertreten sind.

 

Es soll darauf geachtet werden, dass die Mitglieder der

Kommissionmöglichst unabhängig sind und keine Viel-

fachämter innehaben, die Abhängigkeiten entstehen

lassen könnten. Die Kommission soll ausgewogen aus

aktuell aktiven, ehemals und weniger aktiven Mitglie-

dern besetzt werden, die die Vielfalt des Landesverban-

des widerspiegeln. Voraussetzung ist, dass die Mitglie-

der die Strukturen der Landes-SPD und darüber hinaus

die Strukturen der gesamten SPD kennen. Bereits zu ih-

rer Einberufung sollen die Mitglieder über Gender- und

Vermittlungskompetenzen verfügen.

 

Die ASF-Landesvorsitzenden gehören der Kommission

beratend an.

 

Das Gremium wird vom Landesvorstand und dem Lan-

desbüro unter strenger Wahrung ihrer Unabhängigkeit

unterstützt. Insbesondere zählen hierzu die Finanzie-

rung ihrer politischen Arbeit, ihrer Öffentlichkeitsarbeit

und die Vorbereitung sowie Organisation vonWeiterbil-

dungsmaßnahmen.

Grundsätzlich werden alle Personen, die sich an die

Kommissionsmitglieder wenden, von diesen respektiert

und ernst genommen. Alles was an die Kommissions-

mitglieder herangetragen wird, unterliegt der Schwei-

gepflicht.

 

Die Aufgaben der Anti-Sexismus/Diskriminierungskom-

mission lassen sich in zwei Aufgabenbereiche unterglie-

dern:

 

• Als Expertin und Ansprechperson steht sie zum

einen der gesamten Landes-SPD bei der Sensibi-

lisierungsarbeit vor Ort zur Verfügung. Kontinu-

ierlich arbeitet sie an der Ausarbeitung von Maß-

nahmen zur Bekämpfung von Sexismus/Diskrimi-

nierung und sexistischem Verhalten. Über ihre öf-

fentlicheArbeit berichtet sie halbjährlichdemVor-

stand.

• Wenn es zu sexistischen und diskriminierenden

Vorfällen kommt, steht die Kommission den Be-

troffenen als vertrauliche Anlaufstelle zur Verfü-
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gung. Das Gremium unterstützt die Betroffenen

mit demZiel, die unerwünschte(n) Verhaltenswei-

se(n) sofort zu unterbinden. Wenn die Betroffe-

nen es wünschen und es die Umstände zulas-

sen, bemüht sich die Kommission um ein ver-

mittelndes Gespräch, um Verhaltensänderungen

herbeizuführen und Missverständnisse auszuräu-

men. Zudem informiert das Gremium die Betrof-

fenen über mögliche weitere Schritte.

 

Die betroffene Person oder die Personengruppe allein

entscheidet darüber, ob es ein Verfahren gibt und auf

welche Art undWeise dieses eingeleitet werden soll. Je-

de Entscheidung, die von den Betroffenen gefällt wird,

wird von den Mitgliedern der Kommission akzeptiert

und respektiert. Darüber hinaus ist es möglich, dass Be-

troffene einem Kommissionsmitglied ihres Vertrauens

ihren Vorfall mitteilen – ohne dass die gesamte Anti-

Sexismus-Kommission von dem Vorfall erfährt.

Begründung

 

Sexistisches uns diskriminierendes Benehmen beinhal-

tet jede Verhaltensweise gegenüber Personen und Per-

sonengruppen mit sexuellem oder abwertendem Be-

zug, die seitens der Betroffenen unerwünscht ist, die

Personen aufgrund ihres Geschlechts, der Herkunft, der

Religion oder der sexuellen Orientierung herabwürdi-

gen und/oder eine Nichtakzeptanz von Frauen, Män-

nern und queerenMenschen als gleichwertige Diskussi-

onspersonen zur Konsequenz hat. Dazu gehören vor al-

lem:

 

• anzügliche und herabsetzende Bemerkungen ge-

genüber einer Person oder Personengruppe

• sexistische Sprüche undWitze

• Fixierung sexuell relevanter Körperteile, Hinter-

herpfeifen

• unerwünschte Telefon-/Videoanrufe, Briefe, E-

Mail oder Chatnachrichten mit sexuellem Bezug

• Vorzeigen, Aufhängen oder Auflegen von

sexistisch-pornografischemMaterial

• unerwünschte Körperkontakte und wiederholt

aufdringliches Verhalten

 

Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität sind die Grund-

werte und der Kompass für das Handeln von Sozial-

demokratinnen und Sozialdemokraten. Als Sozialdemo-

kratinnen und Sozialdemokraten stehen wir für einen

Gesellschaftsentwurf, indem jeder Mensch die gleiche

Würde und die gleiche Freiheit hat selbstbestimmt zu

leben. Sollte es zur Einschränkung der Freiheit oder Be-

nachteiligung des Einzelnen aufgrund seiner Herkunft,

seines sozialen Standes, derHautfarbe, desGeschlechts,

der sexuellen Orientierung, der Religionszugehörigkeit,
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der körperlichenVerfassungoder desAlters kommen, ist

es die politische Pflicht der Sozialdemokratie Ungleich-

heiten zu überwinden, um die gleiche Freiheit und glei-

che Gerechtigkeit jedes Individuums zu gewährleisten.

Leider begegnet uns Diskriminierung in unterschiedli-

cher Form und Ausprägung tagtäglich. Vor allem Sexis-

mus als eine Form der Diskriminierung ist in unserer

Gesellschaft und im politischen Tagesgeschäft seit je-

her zu beobachten. Diskriminierung in all ihren Formen

und Ausprägungen hat in unserer Partei und in unse-

rem Kreis keinen Platz! Wir dulden keine Form von Dis-

kriminierung und akzeptieren auch keinerlei Sexismus,

weder gesamtgesellschaftlich, noch im politischen Ta-

gesgeschäft. Sie ist mit unseren sozialdemokratischen

Grundsätzen nicht vereinbar! Die Bekämpfung sexisti-

scher und diskriminierender Muster beginnt für uns im

eigenen Kreis und ist Aufgabe jeder Genossin und jedes

Genossen.

 

Es ist unseremoralische Pflicht die SPDund vor allemdie

SPD in NRW zu einem diskriminierungsfreien und anti-

sexistischen (Schutz-)Raum zu gestalten.
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Antrag O-12

ASJ NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an den Landesvorstand

Wahlordnung praktikabel machen – Vereinfachung der Listenwahl

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46
47

DieNRWSPDstellt den folgendenAntragbeimnächsten

SPD Bundesparteitag

 

§ 8 derWahlordnung erfährt die folgenden Veränderun-

gen

 

1.)

 

a) Bei Nichteinhaltung der Quote findet kein zweiter

Wahlgang statt, sondern die Kandidatinnen bzw. Kan-

didaten des unterrepräsentierten Geschlechts rücken in

der Reihenfolge ihrer Stimmergebnisse auf die freige-

bliebenen Plätze auf.

 

b) Textliche Umsetzung

 

§ 8 Abs. 2 Satz 2 derWahlordnungwird folgendermaßen

gefasst:

 

Wird die Quote nicht erfüllt, so sind die Kandidatinnen

bzw. Kandidaten des überrepräsentierten Geschlechts

nur bis zu ihrer Höchstquote von 60% gewählt, die Kan-

didatinnen bzw. Kandidaten des unterrepräsentierten

Geschlechts rücken in der Reihenfolge ihrer Stimmen-

zahl auf die frei gebliebenen Plätze auf.

 

§ 8 Abs. 2 Satz 3 derWahlordnung wird gestrichen.

 

§ 8 Abs. 2 lit. b) Satz 2 wird folgendermaßen gefasst:

 

Die Sätze 1 bis 3 gelten sinngemäß.

 

2.)

 

a) Bei Stimmengleichheit entscheidet bei Delegierten-

wahlen die Versammlung, ob ein zweiter Wahlgang

oder ein Losentscheid stattfinden soll, sofern sich die

Kandidatinnen und Kandidaten nicht vorher auf eine

Reihenfolge einigen.

 

b) Textliche Umsetzung

 

§ 8 Abs. 4 der Wahlordnung wird durch einen Satz 2

mit dem folgenden Wortlaut ergänzt: Bei Delegations-

wahlen kann mit Mehrheit der gültigen Stimmen der

Verzicht auf eine Stichwahl und die direkte Durchfüh-

rung eines Losentscheides beschlossen werden, sofern

245



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag O-12

48
49
50
51
52
53
54
55
56
57
58
59
60
61
62
63
64
65
66
67
68
69
70
71
72
73
74
75
76
77
78
79
80
81
82
83
84
85
86
87
88
89
90
91
92
93
94
95
96
97
98
99
100
101
102

die Kandidatinnen und Kandidaten sich nicht vorher auf

eine Reihenfolge einigen.

Begründung

 

Zu a)

 

§ 8 Absatz 2 statuiert:

 

Bei einer Listenwahl sind die Kandidatinnen und Kan-

didaten nur gewählt, soweit die Quotenvorgaben des §

11 Abs. 2 des Organisationsstatuts erfüllt werden. Wird

die Quote nicht erfüllt, so sind im ersten Wahlgang die

Kandidatinnen bzw. Kandidaten des überrepräsentier-

ten Geschlechts nur bis zu ihrer Höchstquote von 60 %

gewählt, die Kandidatinnen bzw. Kandidaten des unter-

repräsentierten Geschlechts nur, soweit sie mindestens

die gleiche Stimmenzahl erreichenwieder oder die erste

Nichtgewählte der anderen Gruppe. In einem weiteren

Wahlgang sind nur noch die Kandidatinnen bzw. Kandi-

daten des unterrepräsentierten Geschlechts wählbar.

 

Dies bedeutet, dass bei Nichteinhaltung derQuote nicht

einfach alle Kandidatinnen oder Kandidaten des un-

terrepräsentierten Geschlechts in der Reihenfolge ihrer

Stimmenzahl auf die frei gebliebenen Plätze aufrücken.

Vielmehr muss ein zweiter Wahlgang zwischen den

Vertreter*innen des unterrepräsentierten Geschlechts

stattfinden, sofern diese nicht mindestens die gleiche

Stimmenzahl erreichen wie der oder die erste Nichtge-

wählte des überrepräsentierten Geschlechtes.

 

Hiergegen sprechen zunächst die Kompliziertheit der

Regelung und der zeitliche Aufwand. Nach Wahrneh-

mung der Antragstellerin ist diese Regelung kaum be-

kannt, wenn sie überhaupt wahrgenommen wird, dann

wird sie als sehr kompliziert empfunden und oftmals

falsch oder vorsätzlich nicht angewendet. DieDurchfüh-

rung eines zweitenWahlgangs ist insbesondere bei grö-

ßerenVersammlungen (Neudruck der Stimmzettel, Aus-

zählungenetc.) sehr zeitintensiv. Der für vieleMitglieder

ohnehin nicht sehr attraktive formale Teil wird verlän-

gert.

 

Überdies sind die betroffenen Listenwahlen häufig De-

legiertenwahlen. Diese finden typischerweise am Ende

einer Versammlung statt, sodass viele Genossinnen und

Genossen nach Abgabe des Stimmzettels die Versamm-

lung verlassen und an einem weiteren Wahlgang nicht

mehr teilnehmen können.

 

Demgegenüber sinddieAuswirkungenauf dasWahlver-

fahren erträglich. Es greift derselbe Mechanismus wie

beim Nachrückverfahren bei Delegationen gemäß § 8

Abs. 5 Satz 3 derWahlordnung.
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Zu b)

 

Insbesondere bei Delegiertenwahlen kommt eine Stim-

mengleichheit bei vielen Kandidatinnen und Kandida-

tinnen häufig vor, eine Stichwahl ist angesichts des Auf-

wandes und eventuell der Bedeutung untunlich (etwa

bei der Reihenfolge von Ersatzdelegierten). Dann soll ei-

ne Versammlung entscheiden können, dass sie auf ei-

ne Stichwahl verzichtet. Demgegenüber sollte bei wich-

tigen Ämtern (etwa stellvertretende Vorsitzende) eine

Stichwahl durchgeführt werden.

247



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag S-01

Antragsbereich 14: Sozialpolitik (S)

Antrag S-01

UB Leverkusen

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Bundestagsfraktion

Alterssicherung
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SPD-Abgeordnete in Parlamenten und SPD-Vertreter in

entsprechenden Kommissionen setzen sich dafür ein,

dass

 

- das Nettorentenniveau (vor Steuer) dauerhaftmindes-

tens auf über 50 % bleibt,

- die gesetzliche Rente die tragende Säule der Altersvor-

sorge bleibt,

- der Kreis der Pflichtversicherten ausgeweitet wird, z.B.

durch Einbeziehung von Abgeordneten, Beamten, Selb-

ständigen (Ziel Erwerbstätigenversicherung),

- die Beitragsbemessungsgrenze entfällt,

- die gesetzliche Rentenversicherung nicht weiter durch

versicherungsfremde Leistungen belastet wird und

- das gesetzliche Rentenzugangsalter nicht weiter stei-

gen darf.

Begründung

 

Das sog. Rentenniveau zeigt die Relation zwischen der

Höhe einer Rente (45 Jahre Beitragszahlung auf Basis

eines durchschnittlichen Einkommens) und dem durch-

schnittlichen Einkommen eines Arbeitsnehmers/einer

Arbeitnehmerin.

Das Ergebnis der Rentenkommission für die künftige Al-

terssicherung erfüllt nicht die Anforderungen, die von

einer gerechten und solidarischenAltersvorsorge erwar-

tet werden. Während das Rentenniveau für 2022 noch

bei 49,4 % liegt und in 2023 und 2024 sogar noch

leicht steigen soll, prognostizieren die Vorausberech-

nungen der Bundesregierung im jährlichen Rentenver-

sicherungsbericht ein Absinken des Rentenniveaus auf

unter 43 Prozent bis zum Jahr 2035.

 

Bis zum Jahr 2025 garantiert der Gesetzgeber ein Ren-

tenniveau in Höhe von mindestens 48 Prozent. Sollten

die Vorausberechnungender Bundesregierung im jährli-

chen Rentenversicherungsbericht ein Absinken des Ren-

tenniveaus auf unter 43 Prozent bis zum Jahr 2030 pro-

gnostizieren – was derzeit nicht der Fall ist -, ergibt sich

aus den Vorschriften des Sozialgesetzbuches VI, dass

dem Gesetzgeber geeignete Maßnahmen zum Gegen-

steuern vorzuschlagen sind. Für die Zeit nach 2030 ist

hingegen keine Untergrenze für die Entwicklung des

Rentenniveaus vorgesehen.
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Wir betrachten die aktuelle soziale Situation mit Sorge.

Die Energiepreise steigen und steigen, zusätzlich wer-

denMenschendurchdieweiter anziehende Inflationbe-

lastet. Gleichzeitig stehen der Herbst und der darauf-

folgende Winter direkt vor der Tür. Vor allem Haushal-

te deren Einkommen nur knapp über der ALG2 Grenze

liegt stehen vor einer Katastrophe. Das trifft insbeson-

dere Familien. Die ersten Schritte zu einer alltagstaugli-

chen Entlastung sind bereits im Frühjahr auf den Weg

gebracht worden, allerdings sind dabei nicht nur vie-

le Menschen vergessen worden, gleichzeitig waren die-

se Hilfen absolut nicht ausreichend. Diese Situation ge-

fährdet den sowieso schon schwierigen sozialen Zusam-

menhalt unserer Gesellschaft. Spaltung, Hass und Ge-

walt können in den nächsten Monaten die Folge sein.

Wir als sozialdemokratische Partei haben die histori-

sche Pflicht ganz besonders denMenschen unter die Ar-

me zu greifen, die diese Hilfe jetzt brauchen. Das be-

trifft bei weitem nicht mehr nur Familien und Haushal-

temit sehr niedrigem Einkommen knapp über der ALG 2

Grenze, die Probleme finanzieller Art ziehen sich bereits

jetzt bis weit in die Mittelschicht hinein und belasten

die Menschen. Vor allem Familienmit stabilem Einkom-

men kommendurch diemehrfach gestiegeneBelastung

mehr undmehr ins Straucheln. Insgesamt kannman sa-

gen, dass ein großer Teil der Bevölkerung von der aktu-

ellen Problematik spürbar betroffen ist. Für uns Jusos ist

klar, esmuss endlichwaspassieren.Ungeachtet der poli-

tischen Farbkombinationen auf kommunaler Ebene, im

Land oder im Bund. Die Menschen erwarten eine Reak-

tion der Sozialdemokratie und wir wollen hier und jetzt

den Stein ins Rollen bringen, umein klares Signal zu sen-

den: Niemand wird mit seinen Problemen alleine gelas-

sen!

 

Deshalb fordern wir:

 

1. „Niemand darf imWinter frieren!“

Einkommensschwache Familien und Haushalte mit

mittlerem Einkommen, sowie Studenten, Azubis und

Rentnermüssenbei den steigendenEnergiepreisen vom

Bund und vom Land finanziell unterstützt werden:

Begründung:

Die Bürgerinnen und Bürger dürfen mit diesen un-

menschlichen Energiepreisen nicht länger allein gelas-

sen werden. Besonders einkommensschwache Familien

werden in den nächstenMonaten starke finanzielle Pro-

249



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag S-02

48
49
50
51
52
53
54
55
56
57
58
59
60
61
62
63
64
65
66
67
68
69
70
71
72
73
74
75
76
77
78
79
80
81
82
83
84
85
86
87
88
89
90
91
92
93
94
95
96
97
98
99
100
101
102

bleme bekommen. Vor allem wichtig ist es auch, die Fa-

milien mit niedrigem bis mittlerem Einkommen, Stu-

denten, Azubis und Rentner in denBlick zu nehmen. Die-

se verspüren mehr und mehr Druck und wissen teilwei-

se nicht,wie sie die nächstenMonate überstehen sollen.

Hier liegt eine klareVerantwortungbei Institutionendes

Landes und des Bundes.

 

2. Die Kosten einer Vereinsmitgliedschaft sollen für ein

halbes Jahr vom Land übernommen werden:

Begründung:

Die Mitgliedschaft in einem Verein stellt vor allem für

Kinder im Alter von 6-18 Jahren neben der Schule die

größte Plattform für soziale Kontakte und ein gemein-

schaftliches Miteinander dar. In Sportvereinen lernen

Kinder im Team zu arbeiten, andere zu akzeptieren und

sich gegenüber Respektvoll zu verhalten. Nicht zuletzt

bringt die Mitgliedschaft Freude, Spaß und meist das

Nachgehen eines beliebten Hobbys mit sich. Gerade für

Familien mit mehreren Kindern sind Vereinsmitglied-

schaften aber auch eine finanzielle Belastung.Wir Jusos

sind uns bewusst, dass diese Ausgaben die Ersten sind,

die bei einer möglichen finanziellen Schieflage einge-

spart werden. Mit Blick auf steigende Ausgaben in den

nächsten Monaten befürchten wir also, dass vielen Kin-

dern die Möglichkeit des sozialen Kontaktes außerhalb

der Schule und damit verbunden das Nachgehen eines

Herzenshobbys aus finanziellen Gründen verwehrtwer-

den könnte. Dieses Desaster muss dringend verhindert

werden. Es schadetnichtnurder EntwicklungderKinder,

sondern gefährdet auch die Existenzen der lokalen, klei-

nen Sportvereine, dessen Grundlage ehrenamtliche Un-

terstützerinnen und Unterstützer bilden und somit für

eine belebte Vereinskultur in den Kommunen sorgen.

 

3. Kostenlose Nachhilfeangebote sollen vom Land

schnell und unbürokratisch organisiert werden:

Begründung:

Wir sehen hier eine ähnliche Argumentationsgrundla-

ge, wie beim vorausgegangenen Punkt 2. Nachhilfe bie-

tet für viele Schülerinnen und Schüler die Möglichkeit

sich zu verbessern und im Stoff mitzukommen. In der

Schule werden die ersten Grundsteine für das spätere

Leben gelegt. Basis dafür sind bekanntermaßen die no-

tenbasierten Leistungen. Gute Nachhilfe ist allerdings

teuer und belastet Familien finanziell teilweise stark.

Auch diese Ausgaben könnten bei steigender Belastung

schnell auf der Streichliste landen.Das ist den Schülerin-

nen und Schülern, die Probleme haben mitzukommen,

aber sich trotzdem verbessern wollen ungerecht gegen-

über. Die finanzielle Situationder Familie darf nicht über

die Fördermöglichkeiten einzelner Kinder entscheiden.

Das ist kein gerechtes Bildungssystem, denn in unseren

Augen muss jedes Kind, ungeachtet der finanziellen Si-

tuation, die Möglichkeit haben Zugang zu individuellen
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Förder- und Lernmöglichkeiten zu haben. Deshalb muss

das Land schnell und unbürokratisch Lösungen finden,

Ansätze dafür sind zum Beispiel im Programm „Aufho-

len nach Corona“ vorhanden, welches bereits Nachhilfe-

strukturen enthielt.

 

4. Die Stadt soll mindestens einmal im Jahr vergünstig-

te Fahrten für benachteiligte Grundschulkinder aus fi-

nanzschwachen Familien in einen Freizeitpark o.ä. (z.B.

Zoo) organisieren:

Begründung:

Grundschulkinder im Alter zwischen 6 und 10 Jahren

sind neugierig und Entdeckungsfreudig. Normal gehö-

ren spannende Ausflüge in den Zoo oder in einen Frei-

zeitpark mindestens einmal im Jahr mit dazu. Diese

Fahrten sind für Kinder in ihrer Entwicklung nicht un-

wichtig, sie entdecken Neues und finden sich gemein-

sam mit Freunden und der Familie in spannenden Um-

gebungen wieder. Mit Blick auf die aktuelle finanziel-

le Situation gehen wir Jusos aber davon aus, dass die-

se Fahrten für Familien mit schwachen und mittleren

Einkommen schwierig oder für manche womöglich un-

möglich werden. Hier müssen wir als soziale Kommu-

ne bereitstehen und zumindest im kleinen Rahmen da

helfen wo wir können. Die Stadt Remscheid soll min-

destens einmal im Jahr eine gemeinsame Fahrt in einen

benachbarten Kinderfreizeitpark (Beispiel: Freizeitpark -

Irrland, Kettler-Hof oder Zoom Gelsenkirchen) anbieten

und dabei einen Teil der Eintritts- und Verpflegungskos-

tenübernehmen.DiedafürnotwendigenBusse kanndie

StadtwerkeRemscheid zurVerfügung stellen.Uns ist be-

wusst, dass das Familien weder wirklich entlastet noch

über die aktuell schwierige Zeit hilft, dennochhaltenwir

das für eine wichtige soziale Geste einer sozialen Stadt

Remscheid.

 

5. Verlängerungdes 9e-Tickets über denWinter bismin-

destens März nächsten Jahres:

Begründung:

Das9e-Ticketwar ein voller Erfolg. VieleMenschenwur-

denfinanziell entlastet undhaben denÖNV für sich ent-

deckt. Die hoheZahl an verkauftenTickets zeigt, der Plan

ist aufgegangen.Gleichzeitig habenetlicheBürgerinnen

und Bürger ihr Auto stehen gelassen und haben somit

nichtmehrundnichtweniger als effektivenKlimaschutz

betrieben.Das9e-Ticket hat gezeigt, es geht!Menschen

lassen sich auch auf den Nahverkehr in Deutschland ein

und steigen dafür gerne mal aus dem Auto in die Re-

gionalbahnum.GrundlagedesTickets sinddie finanziel-

lenGründeder stark anziehenden Inflationundden teu-

reren Tankpreisen. Das Ticket sollte den Menschen die

Möglichkeit gebenmobil zu bleiben und dabei so wenig

wie möglich bezahlen zu müssen. Insgesamt eine gro-

ße soziale Stütze. Jetzt zum 1.September sind die drei

Monate des 9e-Tickets ausgelaufen und die Politik dis-
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kutiert über eine Nachfolgeregelung, um den ÖPNV at-

traktiv zu halten und in Zukunft attraktiver zu machen.

Aus Sicht der Jusos Remscheid wird hier ein ganz kla-

rer Punkt verkannt, primär ging es bei der Einführung

des Tickets nicht nur darum, den ÖPNV zu stärken, son-

dern dieMenschen in einer finanziell belastenden Situa-

tion wirkungsvoll zu entlasten. In unseren Augen sind

die Rahmenbedingungen dieser finanziell belastenden

Situation nach wie vor vorhanden. Die Bürgerinnen und

Bürger wissen nicht was an Kosten im Winter auf sie

zukommen könnte. Familien wissen entsprechend auch

nicht, inwieweit sie das Busticket (Schoko-Ticket in Rem-

scheid) für ihre schulpflichtigen Kinder bezahlen kön-

nen. Es ist noch nicht die Zeit über eine Nachfolgerege-

lung zu sprechen, solange das Grundproblem der finan-

ziellen Belastung weiter besteht. Deshalb fordern wir,

dass das 9e-Ticket zunächst bis zum März des Jahres

2023 verlängert wird. Mit Blick auf die ersten drei Mo-

nate sehenwir diese Zeit eher als erfolgreichen Testlauf.

Trotz überfüllten Zügen lässt sich eine Sache sagen, ne-

ben Direktzahlungen ist dieses Ticket eine der wenigen

Entlastungsmaßnahmen der Ampelregierung, die wirk-

lich bei der Bevölkerung angekommen ist und seinen

Zweck erfüllt hat. Über einen Nachfolger kannman sich

erst dann Gedanken machen, wenn die Problemgrund-

lage, die zur Geburt des 9e- Tickets führte, nicht mehr

vorhanden ist.

 

6. Nachfolgeregelung für das 9e-Ticket finden (Vor-

schlag: 365e-Deutschlandticket) und ÖPNV in Zukunft

ausbauen:

Begründung

Wie bereits im Punkt 5 gefordert, finden wir es sinnvoll

zur Unterstützung von Familien, Studenten, Azubis und

Rentnern das 9e-Ticket bis einschließlich März 2023 zu

verlängern. Die kommenden Monate bieten dann ent-

sprechend die Möglichkeit über eine gute Nachfolge-

regelung zu diskutieren. Eine Verlängerung schafft al-

so Zeit ohne, dass Menschen in der aktuell schwieri-

gen Situation ins mobile Nichts fallen müssen. Gleich-

zeitig sind die Vorschläge für eine Nachfolge bunt und

vielfältig. Wir wünschen sich, dass die Idee eines 365e-

Jahrestickets endlich mit den Nachfolgeideen des 9e-

Tickets verknüpft werden. Entsprechend wünschen wir

uns, dass in Zukunft jeder Bürger in ganz Deutschland

mit einem 365e-Jahresticket mobil sein kann, sprich für

1e pro Tag. Uns ist bewusst, dass es für den Bund ei-

ne zu große Belastung wäre, das 9e Ticket auf unbe-

stimmteZeit einzuführenoder denöffentlichenNahver-

kehr womöglich sogar ganz kostenfrei zu machen. Da-

für ist unser Netz an Angeboten des öffentlichen Ver-

kehrs viel zu marode und muss in den nächsten Jahren

zunächst umfänglich auf Vordermann gebrachtwerden.

Dazu gehören die Renovierung von Bahnhöfen, der Aus-

bau der kommunalen Busanbindungen und Schienen-
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Corona, Ukraine-Krise und Energiekostenkrise - die letz-

ten beiden Jahre sind gekennzeichnet durch Inflation,

steigende Lebensmittelpreise und explodierende Ener-

giekosten. FürMillionen vonMenschen in unserem Land

wird dies zu einer Existenzfrage, und wir steuern auf ei-

nen sozialen Konflikt zu, der die Gesellschaft vor eine

Zerreißprobe stellt.

 

Es ist zu befürchten, dass viele Menschen die steigen-

den Lebenshaltungskosten und Energiekosten nicht tra-

gen können und das Leben, das sie bisher geführt ha-

ben, so nicht weiterführen können. Millionen von Men-

schen laufen Gefahr, sich durch die steigenden Lebens-

haltungskosten zu verschulden und ihreWohnungen zu

verlieren, wenn sie die Miete oder die gestiegenen Ne-

benkosten nicht mehr bezahlen können. Mieterinnen

und Mieter können häufig nicht voraussehen, welche

Mehrkosten im Frühjahr 2023 bei der Abrechnung der

Heizkosten auf sie zukommen. Menschen mit einem

Einkommen unterhalb des Durchschnitts wissen zurzeit

nicht, ob sie es sich leisten können, im Winter die Hei-

zung aufzudrehen oder ob sie lieber gleich in ungeheiz-

ten Räumen sitzen sollen. Vor allemMenschenmit nied-

rigeren Einkommen bewohnen schlecht isolierte Woh-

nungen mit hohen Heizkosten.

 

Zu den Menschen, deren soziale Existenz gefährdet

ist, gehören neben Rentnerinnen und Rentnern, Sozial-

leistungsempfängern, Studierenden, alleinerziehenden

Müttern auch Angehörige von Arbeitnehmerhaushal-

ten und kleine Selbständige. Nicht nur die klassischen

armutsgefährdeten Gruppen, sondern auch die untere

Mittelschicht ist von Armut bedroht.

 

Die hohe Inflation führt zu sozialen Verwerfungen. Be-

sonders Haushalte mit geringerem Einkommen, die ei-

nen großen Anteil ihres Einkommens für Lebensmittel

und Heizung ausgeben müssen, werden von der Inflati-

on getroffen.

 

Die bisherigen Maßnahmen des Bundes erscheinen

wenig zielgerichtet und sind nicht geeignet, eine so-

ziale Absicherung der besonders gefährdeten Bevölke-

rungsgruppen sicherzustellen und den betroffenen die

Furcht vor einer existenziellen Notlage durch steigende

Lebenshaltungs- und Energiepreiskosten zu nehmen.
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Die Bundesregierung hat versucht, durch diverse Entlas-

tungspaketedie BürgerinnenundBürger vonden Folgen

der Inflation und der Energiekostenkrise zu entlasten.

Mit den ersten beiden Entlastungspaketen (beschlossen

Mitte 2022) hat die BundesregierungErwerbstätige (300

e), Eltern von Kindern sowie vorübergehend Autofah-

rerinnen durch die Senkung der Mineralölsteuer unter-

stützt - für die breite Masse wurde noch das 9-Euro Ti-

cket eingeführt. RentnerinnenundRentner gingenweit-

gehend leer aus und wurden erst beim letzten Entlas-

tungspaket (September 2022) mit bedacht.

 

Mit dem dritten Entlastungspaket („Inflationsaus-

gleichsgesetz“) wurde ein steigender Grundfreibetrag

im Einkommensteuertarif sowie die Erhöhung des

Kindergeldes beschlossen. Durch den steigenden

Grundfreibetrag soll die kalte Progression abgebaut

werden, die entsteht, wenn Steuerpflichtige durch

Lohnerhöhungen, die die Inflation ausgleichen sollen,

in einen höheren Steuertarif geraten. Privathaushalte

sollen die Strommenge für einen Basisverbrauch zu

einem vergünstigten Preis erhalten.

 

Die Entlastungspakete stehen in der Kritik, weil sie we-

nig zielgerichtet sind und bei den wirklich Betroffenen

kaumspürbare Entlastungenankommen. Entlastetwer-

den aber auch Bezieher hoher Einkommen. Vor allem

Unternehmen (wie z.B. Mineralölkonzerne) profitieren

von der Senkung der Mineralölsteuer.

 

Die Einführung der Gaspreisumlage (ca. 35Mrd.e) führt

zu weiteren sozialen Verwerfungen. Mit der Gaspreis-

umlage will der Gesetzgeber Unternehmen (Gasimpor-

teure) stützen und die dafür notwendigen Kosten an

VerbraucherIinnendurchreichen. Eine Familiemit einem

Verbrauch von 20.000 kWh pro Jahr wird bei einer Gas-

umlage von 2,4 Cent eine Umlage in Höhe von 480 Eu-

ro netto zahlen. Auch die Senkung der Mehrwertsteu-

er führt zu keinen spürbaren Entlastungen: auch die

Senkung der Mehrwertsteuerbelastung von 7 % auf die

seit 2020 um das 2,5-fache gestiegenen Gaspreise führt

für den Fiskus immer noch zu Steuermehreinnahmen

gegenüber dem Stand von 2020. Anstatt die Verbrau-

cher vor den rapiden steigenden Gaspreisen zu schüt-

zen, werden die Unternehmensrisiken diesen noch auf-

gebürdet.

 

Insgesamt erscheinen die Maßnahmen nicht ausrei-

chend und auch nicht zielgerichtet, um sozialen Verwer-

fungen entgegenzuwirken. Wir brauchen Maßnahmen,

die wirksam verhindern, dass Betroffene durch die Infla-

tion sowie steigende Energiekosten in eine soziale Not-

lage geraten. Es müssen Sicherungen eingebaut wer-

den, die Bürgerinnen und Bürger bis zu einem bestimm-

ten Umfang nicht nur vor steigenden Stromkosten, son-
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dern vor allem auch vor rapiden steigenden Heizkosten

schützen.

 

Ein wirksames Instrument zur Begrenzung der Heizkos-

ten für die Bürgerinnen und Bürger wäre ein Gaspreis-

deckel, durch den die steigenden Preise bis zu einem be-

stimmten Umfang (so z.B. 50 % des Normalverbrauchs)

vom Staat ausgeglichen werden. Für die Finanzierung

dieser Maßnahme könnten eine Übergewinnsteuer er-

hoben werden für Unternehmen, die in Krisenzeiten

Extraprofite erwirtschaften. Durch diese Maßnahmen

könnte auch die Inflationsrate reduziert werden. Die Ta-

rifverhandlungen würden sich dann auf den Ausgleich

der Kerninflation beschränken.

 

Bei Abfederung der sozialen Folgen durch die steigende

Inflation und die Energiepreiskrise sind auch die Länder

und die Kommunen gefragt.

 

Die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/ Die Grünen und

FDP im Rat der Stadt Remscheid haben daher im Au-

gust 2022 den Antrag gestellt, einen Härtefallfonds ein-

zurichten, um denjenigen Haushalten zur Seite zu ste-

hen, die angesichts der explodierenden Energiepreise

drohen, in Zahlungsschwierigkeiten zu geraten. Die Ein-

richtung geschieht unter demVorbehalt, dass Bund und

Land keine ausreichenden Hilfsangebote schaffen. Zur

Finanzierung dieses Fonds wird die Gewinnausschüt-

tung der Stadtwerke aus 2021 an die Stadt herange-

zogen. Die Verwaltung wird gebeten, ihrerseits auf die

Mitgesellschafter der EWR zuzugehen und sie aufzufor-

dern, sich an einem solchen Fonds zu beteiligen. Stadt-

werke und Verwaltung beraten Verbraucherinnen und

Verbraucher zum sparsamen Umgang mit Strom und

Gas. Der Energiesparscheck der Caritas und die Beratun-

genderVerbraucherzentrale sindhierbei unverzichtbare

Komponenten.

 

Auf der Ebene der Landespolitik bestünden vielfälti-

ge Möglichkeiten, Familien zu entlasten. Auch die Ein-

richtung eines Notfallfonds könnte Menschen, denen

Strom- und Gassperren drohen, finanziell absichern. Die

SPD-Fraktion hat bereits mehrere entsprechende An-

träge im Landtag gestellt, die Landesregierung ist aber

über einen Ausbau des Beratungsangebots für betroffe-

ne Haushalte nicht herausgekommen.

 

Die Mitgliederversammlung der SPD Remscheid sieht

angesichts der drohenden Notlage dringenden Hand-

lungsbedarf. Wir fordern daher die Bundesregierung

auf,

 

• Eine Gaspreisdeckel einzuführen, um eine Über-

lastung der betroffenen Haushalte zu verhindern,

sowie zur Finanzierung
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• Eine Übergewinnsteuer bei Unternehmen, die

durch die aktuelle Krise besonders hohe Gewinne

einfahren, zu erheben.

 

Wir fordern die Landesregierung auf,

 

• Wirksame Maßnahmen zur Entlastung von Fami-

lien umzusetzen sowie

• einen Notfallfonds einzurichten, um Menschen,

denen Strom- und Gassperren drohen, finanziell

abzusichern.

 

Wir begrüßen die Initiative der Fraktionen der SPD, der

GRÜNEN und der FDP im Rat der Stadt Remscheid zur

Einrichtung eines Härtefallfonds für Haushalte, die we-

gen der hohen Energiepreise in Schwierigkeiten gera-

ten – falls keine entsprechenden Regelungen auf der

Bundes- oder Landesebene erlassen werden.

 

Wir halten es in erster Linie für eine bundes- und landes-

politische Aufgabe, sozialen Verwerfungen, die durch

die Energiepreiskrise und die Inflation drohen, entge-

genzuwirken. Die Kommunen dürfen nicht mit den not-

wendigen Unterstützungsmaßnahmen für in Not gera-

tene Menschen allein gelassen werden.

 

Die Bürgerinnen und Bürger dürfen nicht die Leidtra-

genden einer Energiepolitik sein, die sich vorrangig an

den Interessen derWirtschaft orientiert hat und die sich

letztendlich als problematisch erwiesen hat.
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Antrag S-04

UB Bottrop

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Bundestagsfraktion

Solidarische Alterseinkünfte. Ein Vorschlag zur Reform der Rentenversicherung
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Den Inhalt des folgenden Antrags, der auf den Bundes-

parteitag eingereichtwerden soll,mit organisatorischer

Unterstützung des Landesverbandes, auf breiter Ebene

zu diskutieren und somit auch durchweitere Fachexper-

tisen im besten Falle untermauern zu lassen.

 

1. Das einzigebestehendeSystemder sozialenSiche-

rung in Deutschland, das alle Menschen ohne An-

sehen der Person und deren Einkommen oder Ver-

mögen erfasst, ist das des Kindergeldes. Alle El-

tern oder sonst Erziehungsberechtigten kommen

ausnahmslos in den Genuss dieser staatlichen Zu-

wendung und erhalten sie – längstens – bis zum

Erreichen des 25. Lebensjahr des Kindes. Hier liegt

also die Chance, alle Menschen in das Rentensys-

tem einzubinden, wenn es auch erst auf lange

Sicht Erfolge zeitigen wird.

2. Folgendes Vorgehen sollte ab einem noch festzu-

setzenden Stichtag gewählt werden:

 

• Das Kindergeld wird nicht länger als Zuschuss für

die Eltern / Erziehungsberechtigten, sondern als

Einkommen des Kindes betrachtet (natürlich mit

den entsprechenden Zugriffsrechten für die Eltern

/ Erziehungsberechtigten)

• Das Kindergeld wird um einen noch festzusetzen-

den Betrag (z.B. 50emtl.) erhöht. Dieser Betrag ist

entsprechend der jeweiligen Inflationsrate zu dy-

namisieren, wird allerdings nicht an das Kind aus-

gezahlt, sondern an die Rentenkasse abgeführt.

• Mit diesem Rentenbeitrag erwirbt also der Säug-

ling bereits einen -wenn auch sehr geringen - Ren-

tenanspruch.

• Daher wird der ohnehin vom Staat in die Renten-

kasse abzuführende Steuerzuschuss in Form des

erhöhten Kindergeldes dazu verwendet, weitere

Beitragszahler in das Rentensystem einzubezie-

hen.

• Das zu erlassende Gesetz ist so zu formulieren,

dass die so ausgestatteten Kinder dauerhaft in

der Solidargemeinschaft der Rente verbleiben und

einen ihrem Einkommen entsprechenden Beitrag

bei Wegfall der Bemessungsgrenze leisten müs-

sen.

• Mit Eintritt der Volljährigkeit hat somit jeder

Mensch in Deutschland bereits einen Beitrag in

Höhe von rd. 11.500 e als Rentenbeitrag einge-
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zahlt.

• Mit Eintritt in das Erwerbsleben ist der Rentenbei-

trag (s.o.) weiter zu zahlen. Die Tarifparteien sind

gehalten, diese Regelung bei denTarifabschlüssen

zu berücksichtigen.

• Bei allen Transferleistungen (wie z. B. Bafög, Hil-

fe zum Lebensunterhalt, Erziehungsgeld usw.) ist

jeweils ein prozentualer Rentenbeitrag zu berück-

sichtigen.

• Alle zu einem späteren Zeitpunkt in das Renten-

system eintretende Rentenanwärter sind gehal-

ten, die je nach ihrem Alter bisher fiktiv angefal-

lenen Beiträge sukzessive nachzuentrichten. Sie

werden durch den Staat den hier Geborenen für

die Kindergeldbezugszeit gleichgestellt.

• Rentenbeiträge sind von allen Einkunftsarten ab-

zuführen.

• Das Finanzierungssystem der gesetzlichen Ren-

tenversicherung ist unter Berücksichtigung vor-

stehender Ausführungen so einzustellen, dass ein

Mindestrentenniveau erreicht wird, das deutlich

über die derzeit gültige Grundsicherung hinaus-

geht.

• Berufsständische und sonstige privatrechtlich or-

ganisierte Organisationen bleiben weiterhin eine

Option, Altersbezüge oberhalb des vorstehend ge-

nannten Mindestrentenniveaus zu erlangen.

 

Folgende Punkte sind wichtig hervorzuheben:

 

Das Rentensystem ist so umzugestalten, dass ab einem

noch festzusetzenden Stichtag alle Neugeborenen Mit-

glied in diesem System werden und darin auch dauer-

haft verbleiben.

 

Für die Dauer des Kindergeldbezuges übernimmt die

Bundesrepublik Deutschland die Beitragszahlung.

 

DasNiveau der solidarischenAlterseinkünfte ist nach 67

Jahren deutlich über denBetrag derGrundsicherung an-

zuheben.

 

Es wird festgestellt, dass die Altersversorgung nicht oh-

ne steuerliche Unterstützung auskommen wird.

Begründung

 

Die uns heute bekannte staatlich organisierte Renten-

versicherung beruht seit den 1950er Jahren im Grund-

satz auf dem hergebrachten Prinzip, dass die jüngeren

und in „Lohn und Brot“ stehenden Mitglieder der Ge-

sellschaftmit ihren Rentenbeiträgen die finanzielle Aus-

stattung der älteren finanzieren. Dabei wird im Grun-

de der Sinn der „Versicherung“ dadurch abgewandelt,

dass nicht etwa das durch den Einzelnen im Laufe sei-
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nes Erwerbslebens eingezahlte Beitragsvolumenwie bei

einer Lebensversicherung zur Auszahlung kommt, son-

dern die laufend eingenommenen Beiträge werden  an

die jeweiligen Empfänger in Form von Renten oder wei-

teren Unterstützungsleistungen ausgezahlt.

 

Das vorstehenddargestellte Systemder Rentenfinanzie-

rung funktioniert solange hervorragend, wie

 

• Beitragszahler in ausreichender Zahl vorhanden

sind,

• Das Lohn- und Gehaltsvolumen hoch genug ist

und

• Die Lebenserwartung der Menschen nicht zu sehr

ansteigt.

 

Zwar sind in den vergangenen Jahrzehnten durch ste-

tig wachsende EinkünfteMehreinzahlungen in das Ren-

tensystem zu verzeichnen gewesen, die jedoch durch ei-

ne erhöhte Zahl von Leistungsempfängernmehr als auf-

gezehrt wurden. Daher sind die vorstehend genannten

Voraussetzungen seit mehreren Jahren allesamt nicht

mehr gegeben. Bisher haben die Regierungen, gleich

welcher Couleur, immer wieder punktuell eingegrif-

fen, um die sich abzeichnenden Finanzierungslücken zu

schließen:

 

• Das Rentenniveau wurde sukzessive bis auf 48 %

des letzten Einkommens abgesenkt.

• Die Rentenbeiträge wurden vermeintlich der vor-

hersehbaren Entwicklung angepasst. Allerdings

hat es keine Regierung gewagt, die Beitragszahler

/Beitragszahlerinnen stärker zu belasten als mit

dem derzeit geltenden Beitragssatz von ca. 18,5 %.

Es wurde allerdings versäumt, die Beitragsbemes-

sungsgrenze ganz weit nach oben zu verschieben

oder gar gänzlich wegfallen zu lassen. So wurden

höhere Einkommen ab einem bestimmten Wert

nicht weiter belastet.

• Das Renteneintrittsalter wurde heraufgesetzt.

 

Aber alle Bemühungen zur Stabilisierung des Sys-

tems entfalteten immer nur kurzfristigeWirkungen. Die

nächste größere Lücke in der Finanzierung wird sich in

den kommenden 20 Jahren auftun, wenn die gebur-

tenstarken Jahrgänge der 50er und 60er Jahre (Stich-

wort „Babyboomer“) das Rentenalter erreichen. Dann

wird das Verhältnis von Beitragszahlern und Rentenbe-

ziehern nicht mehr 2 : 1, sondern allenfalls 1,5 : 1 betra-

gen, d.h., dass statistisch gesehen eineinhalb Beitrags-

zahler einen Rentner finanzieren müssen. Dass das im

bestehenden System nicht gelingen kann, liegt auf der

Hand.

 

Als weitere grundlegende Problematik ist zu erwähnen,
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dass viele gut verdienende Berufsgruppen überhaupt

nicht in das Solidarsystem eingebunden sind, wie z.B.

 

• Selbstständige (Ärzte/ Ärztinnen, Juristen/Juris-

tinnen, Ingenieure/ Ingenieurinnen, Architekten

/Architektinnen, sonstige Unternehmer/ Unter-

nehmerinnen usw.)

• Auch Angestellte der vorstehend genannten Be-

rufsgruppen können sich von der Beitragspflicht

befreien lassen, wenn sie den Nachweis einer be-

rufsständischen Versorgung nachweisen

• Beamte / Beamtinnen

 

Sie alle verfügen entweder über berufsständische Orga-

nisationen zur Alterssicherung oder werden, wie die Be-

amten/Beamtinnen, durch staatlicheEinrichtungenali-

mentiert. Damit verbleiben im Rentensystem alle dieje-

nigen, die nicht die Chance haben, sich anderweitig zu

orientieren.

 

Es ist also absehbar, dass die ohnehin schon erforderli-

chen Steuerzuschüsse in das Rentensystem in den kom-

menden Jahren exorbitant anwachsen werden, wenn

das Versprechen der politisch Verantwortlichen weiter-

hingelten soll, dassdasRentenniveaunichtweiter abge-

senkt, das Renteneintrittsalter nicht heraufgesetzt und

die Beiträge stabil gehalten werden sollen.
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Antrag S-05

UB Borken, UB Coesfeld, UB Ennepe-Ruhr

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Kinderschutzambulanzen flächendeckend etablieren und dauerhaft auskömmlich finanzieren
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Der Parteitag der NRWSPD möge beschließen, dass

sich die SPD-Fraktion im Landtag NRW sowie die SPD-

Bundestagsfraktion dafür einsetzen, Kinderschutzam-

bulanzen flächendeckend und fachlich standardisiert zu

etablieren sowie eine dauerhafte und auskömmliche Fi-

nanzierung zu sichern.

Begründung

 

Regional verankerte Kinderschutzambulanzen spielen

eine wichtige Rolle beim Erkennen von Zeichen der Ge-

fährdung des Kindeswohls, wie z. B. durch Vernachlässi-

gung, Misshandlung oder sexuelle Gewalt.

Mittels einer kindgerechten, ambulanten oder stationä-

ren Diagnostik und Dokumentation von Verletzungen

und einer professionellen Krisenintervention leisten sie

einen wichtigen Beitrag zum Kinderschutz.

Kinderschutzambulanzen arbeiten interdisziplinär in

multiprofessionellen Teams, welche eng mit regionalen

Institutionen kooperieren, um z.B. Therapiekonzepte zu

erstellen oder Unterstützungsangebote zu vermitteln.

Zur gerichtsfesten Spurensicherung und Dokumentati-

on ist zudem eine enge Zusammenarbeit mit den Straf-

verfolgungsbehörden, wie z.B. der Kriminalpolizei uner-

lässlich.

Die Erkennung von Gewaltspuren, die gerichtsfeste Do-

kumentation und das differenzierte Ansprechen bei El-

tern und Kind benötigen ein spezialisiertes Fachwissen

und viel Erfahrung der Mitwirkenden im Kinderschutz.

Die Bündelung der vielfältigen Anforderungen in Kin-

derschutzambulanzen, wie z.B. pflegerische, ärztliche,

juristische und entwicklungspsychologische Kenntnis-

se sowie die Anwendung von deeskalierenden und kri-

senbezogenen Interventionen und Stabilisierungstech-

niken ist nicht nur sinnvoll, sondern auch notwendig,

um das Kindeswohl zu schützen.

Des Weiteren sind Kinderschutzambulanzen in der Be-

ratung und Fortbildung von medizinischem Personal,

Beratungsstellen und Fachkräften der Jugendhilfe, Ki-

ta und Schule aktiv. Kinderschutzarbeit ist eine hoch-

spezialisierte, zeitaufwendige und interdisziplinäre Ar-

beit, die viel Fachwissen und Erfahrung erfordert, aber

auch Netzwerkarbeit mit anderen Institutionen wie Ju-

gendamt, Kripo, Familiengerichtenundweiteren, die be-

troffenen Familien unterstützenden Institutionen, da es

immer auch um die Prävention weiterer gewaltvoller

Übergriffe geht und so weitere Kindeswohlgefährdun-
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gen zu verhindern. Daher geht es auch darum, den Kin-

derschutz in den betroffenen Familien nachhaltig zu si-

chern.

 

Die wichtige Arbeit der Kinderschutzambulanzen steht

auf sehr wackeligen Beinen.

Die Landesregierung finanziert ausschließlich nicht an-

derweitig

gefördertes medizinisches Personal in Höhe von maxi-

mal 30.000 Euro. Die erforderliche Arbeit inmultiprofes-

sionellen Teams bildet sich weder im DRG-System noch

in der Förderung seitens der Landesregierung ab. Zudem

beträgt der Förderzeitraumnur 12Monate. Somit ist Kin-

derschutzarbeit ein Verlustgeschäft für Klinikbetreiber.

Eine langfristige und auskömmliche Finanzierung wird

so nicht gewährleistet und erschwert die flächende-

ckende Etablierung von Kinderschutzambulanzen mas-

siv.

Bisher listet dasMinisterium für Arbeit, Gesundheit und

Soziales des Landes NRW 29 geförderte Kinderschutz-

ambulanzen in NRW. Gerade beim Blick in die ländli-

chen Räume fällt auf, dass hier noch große Versorgungs-

lücken bestehen und Betroffene weite Fahrtwege auf

sich nehmen müssen, um eine Ambulanz zu erreichen.

Zudem ergeben sich viele Verdachtsfälle erst im Rah-

men eins anderweitigen klinischen Aufenthalts. So ist

es oft eher dem Zufall überlassen, ob ein misshandeltes

Kind in einer Klinik mit einer angeschlossenen Kinder-

schutzambulanz diagnostiziert und adäquat weiterver-

sorgt wird.

Da im Gesundheitssystem keine personellen Ressour-

cen, Planstellen oder Finanzierungsmodelle für einen

nachhaltigen Kinderschutz systematisch vorgehalten

werden, hängt die Versorgung von Kindern und Jugend-

lichen bei Verdacht auf eine Gefährdung nach wie vor

oft  vom individuellen Engagement der Akteurinnen

und Akteure ab.

 

Kinder haben ein Recht auf ein gewaltfreies, sicheres

und geschütztes Leben. Dies ist seit 2020 im BGB § 1631

Abs. 2 fest verankert. Kinderschutzambulanzen leisten

einen wichtigen Beitrag zur Sicherung des Kindeswohls

und tragen damit wesentlich zum Kinderschutz bei.

Daher benötigen wir in NRW eine flächendeckende und

fachlich standardisierte Etablierungmit einer dauerhaf-

ten und auskömmlichen Finanzierung, die dem Auftrag

des Kinderschutzes gerecht wird.
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Antrag S-06

UB Borken, UB Coesfeld

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Landtagsfraktion

Kinderhospize stärken und dauerhaft auskömmlich finanzieren

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46
47

Der Parteitag der NRWSPD möge beschließen, dass

sich die SPD-Fraktion im Landtag NRW, sowie Die SPD-

Bundestagsfraktion dafür einsetzt, stationären sowie

ambulantenKinder- und Jugendhospizeinrichtungenei-

ne dauerhafte und auskömmliche Finanzierung zu si-

chern und Eltern lebensverkürzend erkrankter Kinder

adäquat zu unterstützen.

Begründung

 

Kinderhospizdienste leisten einen immens wichtigen

Dienst in der Gesellschaft. Kinder, die an lebensverkür-

zenden Erkrankungen leiden, mehr aber noch ihre Fami-

lien, benötigen fachgerechte und vor allen Dingen ver-

lässliche Unterstützung.

Die Versorgung und Begleitung schwerstkranker oder

sterbender Kinder und Jugendlichen berührt individuel-

le aber auch gesellschaftliche gesundheitspolitische In-

teressen und ruht nicht nur auf hauptamtlichen, son-

dern insbesondere auf ehrenamtlichen Schultern. Ad-

äquate Kinder- und Jugendgerechte Hospiz- und Pallia-

tivversorgung muss einer Vielzahl von Bedürfnissen ge-

recht werden. Neben dermedizinischen bzw. palliativen

Versorgung der Patienten und Patientinnen zählt insbe-

sondere die psychosoziale, aber auch pflegerische Un-

terstützung von Eltern, Geschwistern und weiteren An-

gehörigen zur zentralen Aufgabe der Kinder- und Ju-

gendhospize.

Genau dadurch entsteht jedoch eine Finanzierungslü-

cke für Kinder- und Jugendhospize, die derzeit durch

Spenden geschlossen werden muss: Auf Grund der in

der Rahmenvereinbarung nach §39a Abs. 1 S. 4 SGB V

für die Berechnung der Sachkosten zu Grunde liegen-

den Bedarfe werden lediglich die Sachkosten für den

tatsächlichen Pflegeplatz abgerechnet. Da gerade in der

Kinder- und Jugendhospizarbeit Eltern und Geschwister

einbezogen und auch mit betreut werden müssen, ent-

steht eine FinanzierungslückedurchdiemangelndeMit-

berechnung der durch den Angehörigenaufenthalt ent-

standenen Sachkosten.

 

In der Praxis finanziert sich der Aufenthalt so aus ver-

schiedenen Kostenträgern: Die Krankenkasse leistet 95

% des festgesetzten Tagessatzes, die Pflegekasse über-

nimmt Pflegeleistungen – den Restbetrag trägt dasHos-

piz aus Fördergeldern, öffentlichen Zuschüssen, Spen-

den und Mitgliedsbeiträgen.
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Ähnlich verhält es sich bei Maßnahmen der Jugend-

bildung: Derzeit werden bundesweite Veranstaltungen

und Begegnungsangebote für Familien von Kindernmit

lebensverkürzenden Erkrankungen von freien Trägern

der Jugendhilfe durchgeführt – derartige Maßnahmen

sind für die Stärkung der betroffenen Familien, insbe-

sondere imHinblick auf langfristige physische oder psy-

chische Erkrankungen auf Grund der Langzeitbelastung

von großer Bedeutung. Auch für die lebensverkürzend

erkrankten Kinder und Jugendlichen stellen derartige

Angebote einen wichtigen Bestandteil zur sozialen Teil-

habe bis zum Schluss dar. Der Fokus in der Kinder- und

Jugendhospizarbeit liegt, anders als im Bereich der Er-

wachsenenhospizarbeit nicht nur auf der Begleitung im

Sterben, sondern besonders auch auf der Begleitung im

Leben.

Die derzeitige größtenteils über Spenden erfolgende Fi-

nanzierung wird der Wichtigkeit dieser Arbeit nicht ge-

recht. Es bedarf einer langfristigen und nachhaltigen

Unterstützung der öffentlichen Hand umdiese Angebo-

te allen Familien zu ermöglichen.

 

Des Weiteren sind Eltern häufig an der pflegerischen

Versorgung ihres Kindes beteiligt. Der Aufenthalt in sta-

tionären Kinder- und Jugendhospizen ist in vielen Fällen

zeitlich begrenzt – die oftmehrjährige Pflege erkrankter

Kinder und Jugendlichen findet zu Hause statt. Im Ge-

gensatz zu Angehörigen anderer pflegebedürftiger Pa-

tienten und Patientinnen, die stationär behandelt wer-

den, besteht für Eltern bzw. Angehöriger lebensverkür-

zend erkrankter Kinder- und Jugendlichen aber kein An-

spruch auf die 28-tägige Fortzahlung des Pflegegelds

während des Hospizaufenthalts. Gerade in Anbetracht

der Tatsache, dass es insbesondere für Alleinerziehende

– in den meisten Fällen Mütter – kaum möglich ist, ei-

nem Beruf nachzugehen, stellt eine derartige Lücke im

System eine unnötige Belastung für die Betroffenen dar.

 

Die Anzahl von Kinder- und Jugendhospizeinrichtungen

inDeutschland ist sehr gering. AufGrundder hohenPro-

fessionalität und des beeindruckenden Engagements

haupt- und ehrenamtlicher Kräfte sind sie, wo möglich,

ein unschätzbarer und unverzichtbarer Bestandteil un-

serer Gesellschaft undunseres gesundheitlichenVersor-

gungssystems. Sie stellen sicher, dass das Recht eines je-

denMenschen auf ein Lebenund Sterben inWürde auch

für Kinder und Jugendliche gewahrt wird, und ihre Fa-

milien und Angehörige so gut wie möglich unterstützt

und betreut werden. Die auskömmliche Finanzierung

dieses bestehenden Systems muss daher auf Bundes-,

aber auch auf Landesebene gewährleistet sein.

265



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag S-07

Antrag S-07

AfA NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Bundestagsfraktion

Bürgergeldgesetz weiterentwickeln
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Der SPD Landesparteitag NRW empfiehlt dieWeiterent-

wicklung des Bürgergeldgesetzes mit folgenden Punk-

ten:

 

1. Änderung des Zuflussprinzips bei Arbeitsaufnahme

aus dem Bürgergeld.

Im ersten Monat der Arbeitsaufnahme soll das soge-

nannte Zuflussprinzip außer Kraft gesetzt wird.

 

2. Anreize zum Sparen von Heizkosten geben

Bei Einsparungen von Heizkosten können die betroffe-

nen Bürgergeldbezieher*innen die rückerstatteten Ein-

sparungen behalten.

 

3. Einführung eines Coachinggutscheins

Bei der Auswahl vonCoaches für Bürgergeldbezieher*in-

nen sollen zukünftig Coaching-Gutscheine ausgegeben

werden,mit denen sichdieBetroffenendenCoach selbst

aussuchen können.

Begründung

 

Zum Zuflussprinzip bei Arbeitsaufnahme. Bisher ist es

gängige Praxis, dassMenschen, die aus demBürgergeld-

bezug kommen ihre Leistungen, welche sie im Monat

der Arbeitsaufnahme erhalten haben, je nach Verdienst

im schlimmsten Fall ganz zurückzahlen müssen. Dies

ist dem Umstand geschuldet, dass Bürgergeld im Vor-

aus (für den laufendenMonat) gezahlt wird, das Entgelt

für den Lohn aber erst am Ende eines Monats oder am

Anfang des Folgemonats gezahlt wird. Für die Betroffe-

nen entsteht dadurch eine bis zu einem Monat lange

Lücke, in der ihnen kein Geld zur Verfügung steht. Des-

halb soll das Bürgergeld dahingehend angepasst wer-

den, dass die Rückzahlungspflichten für diesen Monat

der Arbeitsaufnahmemöglichst ganz erlassen werden.

 

Zum Thema Anreize zum Sparen von Heizkosten geben.

Bisher ist es gängige Praxis, dass Menschen mit Bür-

gergeldbezug, Heizkostenerstattungen der Jahresrech-

nung in vollem Umfang an das Jobcentern zurückgefor-

dert werden, Nachforderungen und Vorauszahlungen

jedoch in vollem Umfang übernommen werden, In der

Konsequenz führt dies dazu, dass es für die Betroffe-

nen egal ist, ob sie sparen oder nicht. Im Sinne des Kli-

maschutzes und eines möglichst geringen Verbrauchs

von Energie ist es sinnvoll, die durch geringeren Ver-
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brauch erzielten Kostenersparnisse bei den Bedarfsge-

meinschaften zu belassen. Die Kostenträger der Leistun-

gen für Unterkunft und Heizung profitieren dann durch

verringerte Kosten in den Folgejahren.

 

Einführung eines Coachinggutscheins. Bisher wird das

Coaching für Maßnahmen durch die Jobcenter ausge-

schrieben. Träger und Organisationen können sich an

den Ausschreibungen beteiligen. Für die Betroffenen

wäre es besser, wenn sie ihre Coaches selbst auswählen

könnten,weil es immerwieder vorkommt, dass ‚die Che-

mie‘ zwischen Coach und zu coachender Person nicht

stimmt. Gängige Praxis bei der Ausgabe von Bildungs-

gutscheinen ist, dass sich die den Bildungsträge aussu-

chen können. DiesesModell sollte auch bei der Auswahl

eines Coaches herangezogen werden. Bedingung ist na-

türlich, dass es nur ausgebildete zertifizierte Coaches

sein dürfen.
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Antrag S-08

OV Jüchen

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Ablehnung der Aktienrente – Fonds „Generationenkapital“
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Wir fordern die Bundestagsfraktion auf, zu verhindern,

dass die umlagefinanzierten sozialen Alterssicherungs-

systeme durch aus Steuermitteln aufgebaute und am

Finanzmarkt agierende Fonds aufgeweicht und in ih-

rer Struktur umgebaut werden. Die Bundestagsfraktion

darf nicht zustimmen, dass die Auszahlung der monat-

lichen Rente künftig von Spekulationsgewinnen abhän-

gig gemacht wird. Das bestehende System muss zu ei-

ner Erwerbstätigenversicherung ausgebaut werden, in

die auch Selbständige, Beamte, Abgeordnete und „Mi-

nijobber“ einzahlen. Die soziale Alterssicherung ist so zu

gestalten, dass sie ein menschenwürdiges Leben im Al-

ter sichert und die Lebensleistung der Menschen aner-

kennt.

Begründung

 

In den angekündigten Fonds, der beschönigend als „Ge-

nerationenfonds“ bezeichnet wird, sollen neben jährli-

chen Zuführungen aus Steuermitteln auch Sacheinla-

gen eingebracht werden, z.B. Beteiligungen des Bundes

an Unternehmen wie der Deutschen Telekom oder der

Deutschen Post.

 

Diese Verwendung der Bundesbeteiligungen ist nichts

anderes als eine Form der Privatisierung öffentlichen

Vermögens, es ist zu erwarten, dass die Beteiligungen

im Rahmen der „gewöhnlichen Geschäftstätigkeit“ ver-

kauft werden, um Verluste an anderer Stelle auszuglei-

chen. Darüber hinaus trägt der Bund die weiteren Risi-

ken.

 

Nach Modellrechnungen der Bundesregierung fließen

die Erträge des Versorgungsfonds erst in 15 Jahren in die

Rentenkasse. Damit leistet die Aktienrente keinen Bei-

trag zur Bewältigung der steigenden Ausgaben für die

geburtenstarken Jahrgänge (Geburtsjahrgänge vonMit-

te der 50er bis etwa Ende der 60er Jahre).

 

Die bisherigen Erfahrungen mit dieser Art der Finanzie-

rung der Altersvorsorge haben gezeigt, dass die Erwar-

tungen bei weitem nicht erfüllt wurden. Die überteu-

erten und für viele Einzahler unrentablen Modelle wie

„Riester-Rente“ und „Rürup-Rente“ sind gescheitert.

 

Demgegenüber beweist das umlagefinanzierte „Öster-

reichische Rentensystem“, in das alle Erwerbstätigen
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einzahlen, seit Jahren, wie man dauerhaft ausreichende

Renten sichern undmit einerMindestrente Altersarmut

verhindern kann. Auf der Basis fairer LöhneundGehälter

kann nur die Umlagefinanzierung im „Generationenver-

trag“, die alle Einkommen, auch private Kapitalerträge,

einbezieht, die zukünftigen Herausforderungen der Al-

tersvorsorge verlässlich bewältigen.
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Antrag S-09

AGMigration und Vielfalt NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an den Landesvorstand

Konzept gegen Altersarmut bei ausländischen Senior:innen und Menschen mit internationaler Familiengeschichte
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Wir fordern die NRWSPD auf, ein Konzept zur Bekämp-

fung von Altersarmut bei ausländischen Senior:innen

und Menschen mit internationaler Familiengeschichte

zu erarbeiten und dieses auf allen Ebenen einzubringen.

Begründung

 

Die Armutsgefährdungsquote lag im Jahr 2019 beiMen-

schen mit internationaler Familiengeschichte bei 27,8

% und bei Menschen ohne internationale Familienge-

schichte bei 11,7 %.

 

Besonders gefährdet sind Menschen mit internationa-

ler Familiengeschichte im Alter von Armut. Eine Unter-

suchung der Hans-Böckler-Stiftung ergab schon im Jahr

2011, dass 41,5 Prozent der ausländischen Senior:innen

armutsgefährdet waren. Bei deutschen Rentner:innen

waren es hingegen 13,3 Prozent.

 

Das ergibt sich aus unterschiedlichen Gründen. Einer-

seits können ausländische Arbeitskräfte, die wir so drin-

gend benötigen, weniger Beitragsjahre in die deutsche

Rentenkasse einzahlen, andererseits gibt es den „Migra-

tion Pay Gap“: Laut einer Studie des Deutschen Insti-

tut fürWirtschaftsforschung, zu diesem noch wenig er-

forschten Thema, betrug die Lohnlücke zwischen Deut-

schen und Ausländer:innen im Jahr 2015 bereits 17,6 %

und die Lohnlücke von eingebürgerten Deutschen zum

Rest der deutschen Bevölkerung 16,4 %.

 

Insbesondere mit Blick auf die Herausforderungen der

Zukunft ist es ratsam, Konzepte zur Bekämpfung von

Altersarmut bei ausländischen Senior:innen und Men-

schen mit internationaler Familiengeschichte parat zu

haben, denn wir brauchen Einwanderung, um unseren

Wohlstand zu wahren. Doch die Menschen, die unseren

Arbeitsmarkt bereichern, können in der Regel nicht so

viele Beitragsjahre ansammeln, so dass ein Abrutschen

in die Grundsicherung droht.
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Antrag S-10

AfA NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Kindergrundsicherung zeitnah und gut finanziert einführen.
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Die Kindergrundsicherungwird seit längerem diskutiert

– in der Gesellschaft wie auch auf verschiedenen poli-

tischen Ebenen. Es ist zu hoffen, dass die Initiative bald

auf Bundesebene zur Umsetzung gebracht wird.

 

Da die Schere zwischen Arm und Reich auf Grund der

Corona-Pandemie wie auch angesichts des Angriffskrie-

ges Russlands auf die Ukraine und die damit verbunde-

ne hohe Inflation immerweiter auseinanderklafft,muss

gegengesteuert werden. Die Bundespolitik und hier ins-

besondere die SPD muss nach außen deutlich zeigen,

dass gerade die Menschen wichtig sind und im Fokus

stehen, die keine hohen Einkommenhaben. Hiermit ver-

bunden sind vor allem auch die Kinder in diesen Famili-

en. Diese müssen gefördert werden und am Anfang ih-

res Lebens die Chance zur gleichberechtigten Teilhabe

und zu einem offenen Lebensweg bekommen.

 

Daher fordert die AfA:

 

Die Kindergrundsicherungmuss in einem einfachen An-

tragsverfahren erhalten werden können – die Digitali-

sierung in diesem Bereich muss sehr zeitnah mit der

Einführung der Kindergrundsicherung selbst umgesetzt

werden. Hierbei ist zentral, dass die Leistung kein Ein-

kommen im Bürgergeldsinne ist.

 

Es muss bei den kommunalen Institutionen einen gute

und umfassende Beratung zum Thema Kindergrundsi-

cherung erfolgen. Hierzu müssen auch entsprechende

Stellen- bzw. Stellenanteile für die Kommunen gegen-

finanziert werden. Die neue Aufgabe darf auf keinen

Fall zu einemweiteren Punkt werden, den der Bund auf

denWeg bringt und die Kommunen personell schultern

müssen.

 

In der Kindergrundsicherungmuss ferner ein auskömm-

licher Betrag für Bildung und Teilhabe enthalten sein.

Kinder, die Kindergrundsicherung erhalten, müssen an

regulären Angeboten (Sportverein, Musik, außerschuli-

sche Angebote) teilnehmen können. Dies ist soziokultu-

rell wie auch imHinblick auf die Entwicklung der Kinder

absolut zentral.

 

Kinder im sozialen Auffangnetz müssen künftig un-

ter Einbeziehung aller finanziellen Leistungen (deutlich)

besser gestellt sein, als dies bisher der Fall war. Es darf
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insoweit keine „Taschenspielertricks“ geben.

 

Eine reibungslose Abstimmung zwischen allen betei-

ligten Ebenen (Bund, Kommunen, Bundesagentur für

Arbeit, Familienkassen, Jobcenter, Wohnungs- und Ju-

gendämter pp.) ist absolut zentral. Auch hierfür sind

von Anfang an vordringlich die entsprechenden Netz-

werke und Abstimmungsebenen – digital wie analog –

zu schaffen.

 

Für die Kindergrundsicherung ist von Anfang an eine

langfristige Finanzierung wie auch eine Anpassung an

steigendeKosten (z.B. Koppelungan Inflationsausgleich

oder ähnlich) mitzudenken und festzuschreiben.

 

Die Kindergrundsicherung sollte eine Fortsetzung der

NRW-Idee „Kein Kind zurücklassen“ sein – wir können

uns gesellschaftlich „Reparaturkosten“ wie auch verta-

ne Chancen bei und für Kinder in unserer Gesellschaft

nicht leisten. Wir sollten dies aus sozialen wie auch

humanen Gründen wie auch letztlich auf Grund des

Fachkräftemangels unter keinen Umständen. Die Kin-

dergrundsicherung muss noch in dieser Legislaturperi-

ode auf denWeggebrachtwerdenund sollte ein absolu-

tes Leuchtturmprojekt sein – und klare sozialdemokrati-

sche Handschrift tragen.
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Antrag S-11

ASG NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Bundestagsfraktion

Steuerfinanzierung und Erhöhung der Beitragspauschalen von ALG II (Bürgergeld) EmpfängerInnen an die Gesetzliche

Krankenversicherung

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38

Der Landesparteitag der SPD fordert die Bundestags-

fraktion auf, umgehend für die Umsetzung der im Ko-

alitionsvertrag verabredeten Erhöhung der steuerfinan-

zierten Beitragspauschalen für Bürgergeldbezieherin-

nen und -bezieher Sorge zu tragen. Dabei ist der Beitrag

aus Steuermitteln von derzeit ca. 120 emindestens auf

die Beträge zu erhöhen, die der Staat für privatversicher-

te Hilfeempfänger an die Private Krankenversicherung

zahlt.

Begründung

 

Seit Jahren deckt der steuerfinanzierte Pauschalbeitrag

von ca. 120e, dendieGesetzlichenKrankenkassen (GKV)

für jede/n ALG II-(Bürgergeld)Empfänger/in erhalten,

nur maximal ein Drittel der durchschnittlichen Kosten

ab, die der GKV für diese Mitglieder entstehen. Für

die gleiche Klientel in der privaten Krankenversicherung

übernimmt der Staat bis zu 400 e pro Monat.

 

Rund um die Kranken- und Pflegeversicherung werden

zentrale Versprechen aus dem Koalitionsvertrag gebro-

chen. Der Beitragssatz in der Pflegeversicherung wur-

de schon erhöht, für die Krankenversicherung ist spä-

testens zum 1. Januar 2024 damit zu rechnen. Steuerzu-

schüsse werdenmassiv gekürzt obwohl sie insbesonde-

re in der GKV lediglich dazu dienen, Ausgaben für ge-

samtgesellschaftliche Aufgaben zu kompensieren, die

die GKV übernimmt.

 

Es ist nicht länger hinnehmbar, dass die Versicherten

und die Arbeitgeber in der gesetzlichen Kranken- und

Pflegeversicherung über ihre Beiträge Löcher im Bun-

deshaushalt stopfen müssen, wenn zugleich der kleins-

te Koalitionspartner in der Bundesregierung sich kate-

gorisch weigert, seine besserverdienende Klientel auch

nur im mindesten Umfang mit höheren Steuern zu be-

lasten.
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Antragsbereich 15: Steuer-, Finanz- undWirtschaftspolitik (St)

Antrag St-01

UB Duisburg

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Einführung einer Übergewinnsteuer
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Die SPD setzt sich auf allen Ebenen für die Einführungei-

ner Übergewinnsteuer noch in diesem Jahr ein bzw. un-

terstützt die laufenden Initiativen hierzu.

Begründung

 

Insbesondere Energieversorger und Mineralölkonzerne

haben seit Beginn der Ukraine-Krise teilweise enorme

Gewinne eingefahren, die deutlich über dem Vorjahres-

niveau liegen. Damit profitieren diese unmittelbar von

einem Krieg / einem Krisengeschehen, das für unzähli-

ge Menschen großes Leid bedeutet und auch der bun-

desrepublikanischen Bevölkerung große Lasten aufbür-

det. Es ist mit dem Solidaritätsprinzip nicht vereinbar,

die Bevölkerungmit massiv und stetig steigenden Ener-

giekosten zu belasten, die gleichzeitig für Rekordgewin-

ne bei den entsprechenden Unternehmen sorgen. Die

Abschöpfung eines Teils der durch das Krisengeschehen

bedingten Gewinne sollte daher einen angemessenen

Beitrag dieser Unternehmen zur Lastenverteilung dar-

stellen.

 

Auch wäre eine solche Steuer keineswegs neu oder ex-

emplarisch; so gibt es hierfür nicht nur diverse histori-

sche Beispiele, sondern mit Italien und Ungarn aktuell

auch zwei Vorreiter auf EU-Ebene, die eine solche Steu-

er bereits eingeführt haben.

 

Da gegen eine rückwirkende Besteuerung verfassungs-

rechtliche Bedenken stehen, die eine tatsächliche Ein-

führung möglicherweise verzögern oder gar blockieren

könnten, ist die Einführung der Steuer für einen frü-

hestmöglichen, in der Zukunft liegenden Termin vorzu-

sehen. Darüber hinaus ist diese durchaus nicht nur auf

die Energiekonzerne zu beschränken, sondern sollte sich

auf alle Branchen erstrecken, die künftig aus Kriegs- und

Krisensituationen extreme Gewinne schöpfen. Nicht zu

Unrecht weisen die Energiekonzerne nämlich in der ak-

tuellen Situation auf die Gewinne hin, die Technologie-

undVersandhandelsunternehmenwährendderCorona-

Krise zu verzeichnen hatten.

Ersetze den Antrag durch:

 

Zusammenhalt in Krisenzeiten – für eine solidarische

Krisen-Abgabe

 

Die Bekämpfung der Corona-Pandemie in den vergan-

genen Jahren sowie der Krieg in der Ukraine und seine

Folgen stellen eine große Belastung für die öffentlichen

Haushalte dar – von der Kommune, über das Land bis

zum Bund. Gleichzeitig wachsen die Zukunftsaufgaben

und die Investitionsbedarfe in vielen Bereichen deutlich.

Aus sozialdemokratischer Perspektive ist für uns klar:

Die soziale Absicherung in Krisenzeiten darf nicht gegen

notwendige Investitionen in anderen Bereichen ausge-

spielt werden.

 

Nurwenn es uns gelingt,Menschen Sicherheit zu bieten

und gleichzeitig die Voraussetzungen für eine innova-

tive, solidarische und nachhaltige Zukunft zu schaffen,

können wir den gesellschaftlichen Zusammenhalt und

unsere Demokratie stärken sowie auch unseren Beitrag

zum Klimaschutz leisten. Damit das gelingt, brauchen

wir einen starken Staat, der finanziell handlungsfähig

ist.

 

Krisen führen dazu, dass die Vermögensverteilung

immer weiter auseinanderdriftet. Schon die Corona-

Pandemie hat den Druck auf die Mittelschicht und

Geringverdiener*innen erhöht, während wenige Reiche

noch reicher geworden sind. Die schwierige wirtschaft-

liche Lage in Folge des russischen Angriffskriegs in der

Ukraine verschärft diese Entwicklung.

 

Deshalb muss gerade jetzt gelten: Finanziell starke

Schultern müssen mehr tragen als schwache. Dafür

brauchen wir wirksame Instrumente – etwa durch ei-

ne zeitlich befristete solidarische Krisen-Abgabe, die ei-

nen starken Gerechtigkeitsimpuls in Krisenzeiten gibt

und zugleich zusätzliche finanzielle Spielräume schafft,

um die großenTransformationsaufgaben zu bewältigen

und den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu sichern.
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Antrag St-02

UB Kreis Soest

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Bundestagsfraktion

Vereine entlasten: Einnahmen aus Solaranlage für gemeinnützige Vereine Steuerfrei stellen
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Die NRWSPD setzt sich dafür ein, dass Einnahmen aus

dem Betrieb von Solaranlagen für gemeinnützige Verei-

ne bei der Festsetzung der Körperschafts- undGewerbe-

steuer unberücksichtigt bleiben.

Begründung

 

GemeinnützigeVereine sind eine derwesentlichen Stüt-

zen für unseren gesellschaftlichen Zusammenhalt. Etwa

ein Drittel aller Menschen ab 14 engagierten sich 2019

ehrenamtlich und stärkten so das Kultur- und Sportan-

gebot, denUmweltschutz oder einen der vielen anderen

Zwecke.

 

Vereine, die über ein eigenesGebäude verfügen, können

darüberhinausnocheinenTeil zur Energiesicherheit bei-

tragen, indem sie eine PV-Anlage auf dem Dach ihres

Vereinsheims installieren. Das bedeutet für die Verei-

ne aber eine Investition und somit auch Risiko und Mit-

telbindung für Investitionskredite. Ein weiteres Hinder-

nis sind für Vereine die Grenze von 45.000e für Einnah-

men aus wirtschaftlicher Betätigung. Wird diese durch

den Betrieb einer PV-Anlage gerissen, werden Gewerbe-

und Körperschaftssteuer fällig. Diese Hürde kann ge-

nommen werden, indem Einnahmen aus dem Betrieb

von PV-Anlagen nicht berücksichtigt werden.

 

Auf diese Weise wird nicht nur ein Anreiz geschaffen,

Vereinsheime mit PV-Anlagen zu bestücken, die entste-

henden Einnahmen können auch 1:1 für die Arbeit der

Vereine und somit zur Stärkung unserer Gesellschaft

eingesetzt werden. Deshalb soll die NRWSPD sich dafür

einsetzen, ein entsprechendesVorhabenauf denWegzu

bringen.

275



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag St-03

Antrag St-03

KV Paderborn

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Steuerlicher “Ehrenamtsfreibetrag” für ehrenamtlich engagierte Bürgerinnen und Bürger in Vorstanden gemeinnütziger

Vereine
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Die SPD in Nordrhein-Westfalen setzt sich in den Par-

lamenten in Land und Bund dafür ein, für ehrenamt-

lich tätige Personen, die einen Posten im Vorstand ei-

nes gemeinnützigenVereins imSinnedes § 26BGB inne-

haben, einen zusätzlichen Ehrenamts-Steuerfreibetrag

(“Ehrenamtsfreibetrag”) in Höhe von 250 e p.a. zu er-

möglichen und dazu entsprechende Initiativen zu er-

greifen.

Begründung

 

Das Ehrenamt ist der Kitt unserer Gesellschaft. Im Jahr

2020 gab es laut der Allensbacher Markt- und Werbe-

trägeranalyse (AWA) in Deutschland etwa 17,11Millionen

Ehrenamtliche, Als Ehrenamtliche werden Personen be-

zeichnet, die freiwillig und unentgeltlich bei einer Orga-

nisation, Initiative, Verein oder etwas Ähnlichem arbei-

ten.

 

Sie engagieren sich in Sportvereinen, Hilfsorganisatio-

nen, in der Wildtierhilfe, in der Flüchtlingshilfe, im Na-

turschutz, im Umweltschutz, in Musikvereinen, in der

Heimatpflege u.v.m.

 

Ohne ehrenamtlich engagierte Bürger/-innen würde in

Deutschland ein Großteil des gesellschaftlichen Lebens

zusammenbrechen.

 

In Deutschland gibt es z.B. rund 23.700 Feuerwehrenmit

etwa 1,1Millionen aktiven Feuerwehrleuten. Hinzu kom-

men noch 200.000 Mitglieder in den Alters- und Eh-

renabteilungen und rund 250.000 Mitglieder in den Ju-

gendfeuerwehren. Die Feuerwehr gehört damit zu den

größten Gruppen in Deutschland, die sich für die Mit-

menschen engagieren.

 

Rund 95 Prozent der Feuerwehrleute in Deutschland

sind ehrenamtlich organisiert. Sie bekommen für den

Dienst an der Allgemeinheit kein Geld! Ohne dieses im-

mense ehrenamtliche Engagement müsste der Staat

sehr, sehr viel Geld in den Aufbau einer flächendecken-

den Berufsfeuerwehr investieren.

 

Auch in anderen gesellschaftlichen Bereichen verlässt

sich der Staat bzw. die Allgemeinheit auf Menschen, die

bereit sind, sich zusätzlich zu ihrem Beruf ehrenamtlich
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zu engagieren und ihre Freizeit dafür zu opfern.

 

Ehrenamtliches Engagement ist in großen Teilen über

gemeinnützigeVereineorganisiert, die inGründung,Or-

ganisation und Haftung den § 21-79 des Bürgerlichen

Gesetzbuchs (BGB) unterworfen sind. Die Vorstände von

Vereinen - ohne die es keine Vereine gäbe - müssen

auf viele rechtliche Bestimmungen und Fallstricke ach-

ten, mit denen sie sich zusätzlich beschäftigen müssen.

Steuerrecht, Haftung, Jugendschutz - all das und noch

mehr müssen die Ehrenamtlichen beherrschen und sich

auf dem aktuellen Stand halten.

 

Es gibt also gute Gründe, warum die Vereins-Vorstände

in Deutschland extreme Es wird viel davon gesprochen,

wie wichtig das Ehrenamt ist, es ist aber an der Zeit,

dass diesen warmen Worten eine finanzielle Anerken-

nung für die Arbeit in Vereinsvorständen folgt.

 

Das ist nur ein erster Schritt, um das System Ehren-

amt in unserem Land langfristig zu erhalten. Es müssen

weitere Maßnahmen folgen, zum Beispiel die Vereinfa-

chung und Reduzierung der Besteuerung, Reduzierung

von Bürokratie, Anpassung der rechtlichen Vorschriften,

dieÜberprüfungvon (persönlichen)Haftungsfragenetc.

 

Grundsätzlich sollte allen Ehrenamtlichen vomStaat ein

Vertrauensbonus gewährtwerdenunddas Engagement

nicht durch Überregulierung und Angst vor Missbrauch

erstickt werden.

 

Es ist gesellschaftlich betrachtet deutlich wichtiger, un-

ser einzigartiges Vereinswesen in Deutschland vor dem

Aussterben zu schützen als sicherzustellen, dass der

kleine Dorf-Sportverein auch ja keinen Euro in der Steu-

ererklärung vergisst.
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Antrag St-04

AfA NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an den Landesvorstand

Gerechte Transformation braucht starke Hände und kluge Köpfe -NRWSPD richtet Kommission „Gerechte Transformation

in NRW“ ein-
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Der russische Überfall auf die Ukraine und die daraus

folgenden Entwicklungen wie die Fluchtbewegung, die

hohen Energiepreise, die Versorgungsunsicherheit und

verstärkten Lieferengpässe stellen unsere Wirtschaft

und Gesellschaft in NRWaktuell vor großeHerausforde-

rungen. Gleichzeitig müssen wir mit immer größerem

Tempo die Transformation hin zu einer klimaneutralen

und digitalen Wirtschaft schaffen. Hinzu kommt, dass

immer weniger Menschen dem Arbeitsmarkt zur Ver-

fügung stehen werden, wenn die derzeitigen demogra-

fischen Entwicklungen sich so fortsetzen. Die Corona-

Krise hat dies kurzfristig in manchen Bereichen schon

spürbar werden lassen, in den kommenden Jahren wird

der Rückgang der Bevölkerung den Rückgang qualifi-

zierter Arbeitskräfte noch einmal beschleunigen. Oh-

ne gute Arbeit wird es jedoch keine Energiewende,

keine gesunde Bevölkerung, keine lebenswerten Städ-

te und keine erfolgreichen Unternehmen in NRW ge-

ben Es kommt also auf die arbeitenden Menschen in

Nordrhein-Westfalen an.

 

Diese Entwicklungen verändern, wie Politik, Wirtschaft

und Staat mit Arbeit und mit denjenigen, die sie leis-

ten, umgehen müssen. Damit unser Wohlstand nach-

haltig gesichert und gerechter verteilt werden kann,

ist eine neue Politik erforderlich, die die Art, wie wir

wirtschaften, grundlegend in Frage stellt. Alles Bisheri-

ge zu bewahren und nur Technologien auszutauschen,

wird dabei ebenso wenig funktionieren, wie die be-

schriebenen Entwicklungen einfach dem freien Spiel

der Marktkräfte zu überlassen. Eine gestaltende Poli-

tik -aufbauend auf wissenschaftlicher Erkenntnis und

betrieblicher Erfahrung- von Land und Kommunen ge-

meinsammitUnternehmen, BetriebsrätenundGewerk-

schaften ist erforderlich, um diese Herausforderungen

so zu meistern, dass sie der großen Mehrheit heute

und in Zukunft zugutekommen. Die Fähigkeiten und

Möglichkeitender arbeitendenMenschen sinddabei die

wichtigsten Kräfte, auf die die Wirtschaft in Nordrhein-

Westfalen zur erfolgreichenGestaltung der Transforma-

tion aufbauen kann. Das unterstreicht die Bedeutung

vonWert undWürde der Arbeit, die immer ein Kern so-

zialdemokratischer Politik war und aktuell eine neue,

sichtbare Bedeutung erhält. Aber auch die vorhande-

ne Technologien und Infrastrukturen in NRW sind eine

wichtige Stärke, die NRW modernisieren und im Zuge
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der Transformation umbauen muss.

 

Die NRWSPD hat in den vergangene Jahren verschiede-

ne Impulse für eine demokratisch gestaltete Transfor-

mation gesetzt. Die Vorschläge der SPD Landtagsfrak-

tion zur sozial gerechten Energiewende sind in Teilen

von der schwarz-grünen Regierungskoalition aufgegrif-

fen worden. Die Rolle der Beschäftigten bei der Energie-

wende in Betrieben und Kommunen wird aber nur un-

zureichend berücksichtigt. Förderprogramme und Bau-

projektewerden auf ihren ökologischen Fußabdruck hin

ausgerichtet, nicht aber auf ihre soziale Wirkung und

Folgen für die arbeitenden Menschen.

Der Umbau unserer Stahlindustrie wird auch von der

neuen Landesregierungmit Fördergeld unterstützt.Wie

die industrielleWertschöpfungsketten in gerade in eher

ländlichen Regionen Nordrhein-Westfalens ebenso er-

halten und beim Umbau unterstützt werden können,

wird nicht aufgegriffen. Der Strukturwandel im Rheini-

schen Revier wird stark beschleunigt. Noch ist hier al-

lerdings unklar, wie neue Arbeitsplätze in allen Berei-

chen, nicht nur in den stark akademisch-gepägten For-

schungseinrichtungen, gefördert werden soll.

 

Es reicht nicht, Emissionsziele auszugeben und die Um-

setzung den privaten Konsumenten und den Unterneh-

men zu überlassen, etwas erleichtert durch ein Vielzahl

von Förderprogrammen, deren Abwicklung aufwendig

ist und von denen oft vor allem diejenigen profitieren,

die ohnehin schon viel haben.

 

Die Zielsetzungen beim Klimaschutz, wie sie Land und

Bund unter Mitwirkung der SPD zu Recht in den vergan-

gene Jahren immer ehrgeiziger gesetztwurden, sind un-

strittig und treiben uns an.

 

Wir kommen nun aber in eine neue Phase der Transfor-

mation. Es gehtweg vomStreit umdie Ziele unddie Zeit-

räume, hin zu den Fragen, wer die Kosten trägt, wer den

wirtschaftlichen Nutzen hat und wie die Umsetzung in

der Praxis gelingen kann.

 

Wir als NRWSPD wollen auf Landes und Bundesebene

die Diskussionen um Maßnahmen zur Umsetzung der

Transformation und die gerechte Verteilung von Nutzen

und Kosten aktiv begleiten. Die auf europäischer und

Bundesebene gestalteten Rahmenbedingungen erfor-

dern eineMitgestaltung durch die NRWSPD. Die konkre-

te Umsetzung auf der Ebene des Landes und der Kom-

munen erfordert eigene Ansätze, die den Bedingungen

von Unternehmen und Beschäftigten, aber auch den

Strukturen und der Verhältnisse in NRW gerecht wer-

den.

 

Wir werden umgehend eine Kommission „Gerechte
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Transformation in NRW“ einsetzen, die den Auftrag hat,

den Landesvorstand durch Sachverstand aus Betrieben,

Wissenschaft und Gewerkschaften zu beraten, konkrete

Maßnahmen und Projekte zur Gestaltung der Transfor-

mation in NRW zu entwickeln und  ihn bei der Positio-

nierung auf Landes- und Bundesebene zu unterstützen.

 

Erster Meilenstein ist dabei die Entwicklung nordrhein-

westfälischer Positionen für die umfassende transfor-

mationspolitische Positionierung der SPD auf Bundes-

ebene auf dem Parteitag im Dezember 2023.

 

Zweiter Meilenstein ist die Entwicklung von zentralen

Maßnahmen und Ansätzen zur Gestaltung der Transfor-

mation auf Landesebene. Hier sind die Ansätze im Lan-

deswahlprogrammder NRWSPD von 2022 aufzugreifen,

zu konkretisieren und mit möglichen Bündnispartnern

und Praktiker/innen und weiterzuentwickeln. Beispiel-

haft seine erwähnt der NRW-Transformationsfonds, die

regionalen Transformationsräte, das Komptenzzentrum

zirkuläre Wirtschaft, die Förderung sozialen Unterneh-

mertums oder die Weiterentwicklung des Projektes Ar-

beit2020 der Gewerkschaften etc. Dazu legt die Kom-

mission im Sommer 2024 einen Bericht vor.

 

Der dritte Meilenstein ist ein kommunalpolitisches Po-

sitionspapier „Gerechte Transformation in den Kommu-

nenmit konkreten Vorschläge zur Gestaltung der Trans-

formation in den Kommunen und Regionen in NRW.

Auch hier können wir auf Vorerfahrungen vieler sozial-

demokratisch geführter Kommunen aufbauen, wie et-

wa der Innovation City Ruhr in Bottrop, derWasserstoff-

allianzWestfalenmit Dortmund, Unna und Hammoder

der Bochum Strategie 2030. Hier könnten  Punkte etwa

zur Anpassung am Planungsrecht, dem Baurecht, Über-

arbeitung von Förderprogrammen, zu konkreten Infra-

strukturvorhaben, der Kommunalfinanzierung u.ä. ent-

halten. Dieses Positionspapier soll bis Ende 2024 vorlie-

gen und liefert damit wichtige Eckpunkte für die Auf-

stellung der SPD im Vorfeld der Kommunalwahl 2025.

 

Die Leitung der Kommission übernimmt ein Mitglied

des Landessvorstandes, die Besetzung mit Sachverstän-

digen und Praktiker/innen aus Betrieben, Institutionen

und Kommunen erfolgt durch den Landesvorstand.  Die

Kommission berichtet dem Landevorstand regelmäßig

und unterstützten den Landesverband auch bei der Ent-

wicklung geeigneter öffentlicher Veranstaltungs- und

Diskussionsformaten zu den Themen, die in der Kom-

mission bearbeitet werden.
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Antrag St-05

ASF NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Abschaffung des Ehegattensplittings
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Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, darauf

hinzuwirken, dass die Bundesregierung das Ehegatten-

splitting in dieser Legislaturperiode abschafft.

Begründung

 

ImKoalitionsvertrag hat die Bundesregierung eine Steu-

erreform angekündigt, mit der auch das bisherige Ehe-

gattensplitting abgeschafft werden sollte. Bislang blieb

es jedoch bei Ankündigungen.

Das Ehegattensplitting benachteiligt Frauen und ze-

mentiert die Lohnlücke zwischen den Erwerbseinkom-

men vonMännern und Frauen („Gender PayGap“), denn

der Steuervorteil für Eheleute mit Gehaltsunterschie-

den setzt den negativen Anreiz, dass der weniger ver-

dienende Partner die Erwerbsarbeit nicht ausweitet. Zu-

gunsten von Kindern schränken zumeist Frauen ihre Er-

werbstätigkeit ein. Die Makroökonomin Nicola Fuchs-

Schündelenweist in diesemZusammenhangdarauf hin,

dass „zehn Jahre nach Geburt des ersten Kindes das Ein-

kommen einer Ehefrau noch 60 % unter dem Einkom-

men vor der Geburt liegt“. Die Nichtausweitung einer

Teilzeitbeschäftigung hat weitreichende Konsequenzen

bis in das Rentenalter hinein. Gerade Frauenwerden be-

nachteiligt und laufenGefahr, sich in der Falle der Alters-

armut wiederzufinden.

Die Abschaffung des Ehegattensplittings ist daher ein

Beitrag zur Geschlechtergerechtigkeit.

281



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag St-06

Antrag St-06

UBMülheim a.d.Ruhr

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Landtagsfraktion

Regulierung des Glücksspiels und Geldwäschebekämpfung

1
2
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4
5
6
7
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Wir wollen die Mindestabstände zwischen Spielhallen

in Nordrhein-Westfalen auf 500 Meter erweitern. Diese

erweiterteMindestabstandsregel wollenwir zudemauf

Wettannahmestellen übertragen.

Wir wollen darüber hinaus, dass alle Betreiber dieser

Einrichtungen die rechtmäßige Herkunft der für die Ver-

anstaltung oder Vermittlung öffentlichen Glücksspiels

erforderlichen Mittel darlegen müssen.

Wir orientieren uns dabei an den im Land Bremen gülti-

gen gesetzlichen Regelungen.
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Antrag St-07

OV Speldorf

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Bundestagsfraktion

Geldwäschebekämpfung; Aufsicht über den Nicht-Finanzsektor

1
2
3

Die Geldwäscheaufsicht über den sog. Nicht-

Finanzsektor soll zentral auf Bundesebene organisiert

werden.
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Antragsbereich 16: Umwelt-, Energie- und Verbraucherschutzpolitik (UE)

Antrag UE-01

AG 60plus NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Auf demWeg zur Klimaneutralität, Entwicklung einerWasserstoffstrategie für NRW
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Die NRWSPD wird aufgefordert eine Wasserstoffstrate-

gie zu entwickeln, die die Bedeutung der Erzeugung,

Verteilung und Nutzung von Strom aus regenerativen

Energien, insbesondere aus Sonne undWind, als höchs-

te Priorität anerkennt. Mit dieser Wasserstoffstrategie

treibt die NRWSPD die zu entwickelnden Technologien,

Geschäftsmodellen und Produkte voran. Der eingesetz-

te grüne Wasserstoff wird ausschließlich mit regenera-

tiver Energie erzeugt. „Blauer und türkiserWasserstoff“

soll die Ausnahmebleiben und nur – falls nicht vermeid-

bar - für eine sehr kurze Zeit eingesetzt werden. Damit

setzenwir eine klare Zielvorgabe für unseren energiepo-

litischenWeg zur Klimaneutralität.

Begründung

 

Bundesumweltministerin a. D. Svenja Schul-

ze hat in einer Pressemitteilung zur Natio-

nalen Wasserstoffstrategie vom 10.6.2020

(https://www.bmu.de/pressemitteilung/globale-

fuehrungsrolle-bei-wasserstofftechnologien-sichern)

die Bedeutung des Ausbaus der regenerativen Energie

betont und dann erklärt: „ Grüner Wasserstoff bietet

uns die Chance, Klimaschutz in den Bereichen voran-

zubringen, wo wir bisher noch keine Lösungen hatten,

zum Beispiel in der Stahlindustrie oder im Flugverkehr.“

Im Antrag „Social Green Deal“ der NRWSPD ist diese

Klarheit nicht eindeutig zu erkennen. Im Gegenteil, mit

der „großen Rolle“ (Zeile 607, Antrag Social Green Deal),

die „blauer und türkiser Wasserstoff“ spielen würde

und der irrigen Behauptung „blauer und türkiser Was-

serstoff“ wäre „CO2“-neutral“ (Zeile 606, Antrag Social

Green Deal), werden die falschen Eckpunkte gesetzt.

„Blauer und türkiser Wasserstoff“ werden aus klima-

schädlichem, fossilemErdgas gewonnen.Die Förderung,

Lagerung, Transport und die Weiterverarbeitung von

Erdgas sind nicht CO2-neutral. Die Förderung aller „far-

bigen“ Wasserstoffarten (außer mit der Farbe “GRÜN“)

als notwendige Brückentechnologie dient nicht so sehr

dem Klimaschutz, sondern eher Geschäftsinteressen

großer Firmen. Dazu passt, dass versucht wird, den Aus-

bau der regenerativen Energien zu behindern, um eine

möglichst lange Periode die Geschäfte mit fossilen En-

ergieträgern zu erhalten..

Es darf nicht sein, dass sogar amerikanisches Fracking-

Gas mit sehr hohen Belastungen der Atmosphäre mit

Methan, ein dutzendfach stärkerer Klimakiller als CO2,

Füge ein in Zeile 56:

 

Dabei sollte beachtet werden, dass grüner Wasserstoff

zum einen notwendig, zum anderen sehr kostbar ist.

Er sollte besonders dort eingesetzt werden, wo er auf-

grund mangelnder Alternativen am stärksten benötigt

wird.
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von der NRWSPD als „Blauer Wasserstoff“ als Beitrag

zum Klimaschutz „geadelt“ wird.

Die NRWSPD ist aufgefordert, den massiven Ausbau re-

generativen Energien zu fördern, die Hemmnisse des

Ausbaues der regenerativen Energien abzubauen, die

Technologien, Geschäftsmodelle und Produkte für grü-

nenWasserstoff zu entwickeln, und die Einsätze der an-

dersfarbigen Wasserstoffarten (grau, blau oder türkis)

möglichst nicht zuzulassen.
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Antrag UE-02

KV Gütersloh

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Ernährungswende
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Die SPD setzt sich für einen drastischen Wandel in der

industriellen Nutztierhaltung ein. Dahingehend will die

SPD, dass

 

• die Mehrwertsteuer auf Pflanzliche Produkte, ins-

besondere für Ersatzprodukte, auf 7% gesenkt

wird.

• die Mehrwertsteuer auf Tierische Produkte auf

19% erhöht wird.

• die Subvention von Tierischen Erzeugnissen lang-

fristig gestoppt wird.

• Importe von tierischen Erzeugnissen und Futter-

mittel aus Südamerika eingedämmt werden, ins-

besondere so lange der Regenwald gerodet wird.

• entwaldungsfreie zertifizierte Lieferketten für den

Import von Futtermittel verpflichtend werden.

Das Gleiche soll auch für Lebensmittel angestrebt

werden.

• der Verbrauch vonWildtierressourcen zur Herstel-

lung tierischer Lebensmittel reduziert und lang-

fristig abgeschafft wird.

• die Nutzung von Antibiotika in der Viehhaltung

alspräventiveMaßnahmeverbotenunddieseaus-

schließlich als Therapeutikum eingesetzt werden.

• Förderprogramme für Nutztierhalter*innen, die

ihnen den Ausstieg aus der Tierhaltung verein-

fachen sollen, nach dem Vorbild der Niederlande

entworfen wird.

• Werbetricks für tierische Erzeugnisse, die eine fal-

sche Realität darstellen, unterbunden werden.

• die Nutztierhaltung und dessen Erzeugnisse nicht

mehr auf den Export ausgerichtet wird.

• Drittstaatentransporte verboten werden.
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Antrag UE-03

UB Köln

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

TIERE IM ESSEN -VERBRAUCHER:INNENSCHUTZ STÄRKEN

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18

Wir fordern NRWSPD Landtagsfraktion / SPD-

Bundestagsfraktion dazu auf sich mit  dafür ein-

zusetzen dass  für die Verpackungen von jeglichen

Lebensmitteln verpflichtend wird

 

• DieKennzeichnungaller InhaltsstoffeundZutaten

tierischen Ursprungs im Zutatenverzeichnis,

• die Auflistung aller Hilfs- undVerarbeitungsstoffe,

die bei der Produktion eingesetzt wurden,

• die Aufschlüsselungen in Tierbestandteile (aus to-

tenTieren gewonnen, d.h. weder vegetarisch noch

vegan) und Tiererzeugnisse (von lebenden Tieren

erzeugt, d.h. vegetarisch),

• die klare Benennung der Tierart, von oder aus der

die jeweiligen Inhaltsstoffe und Zutaten gewon-

nen wurden.

• die Einführung von Piktogrammen um auch Men-

schen mit sprachlichen Barrieren zu inkludieren
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Antrag UE-04

Region Mittelrhein

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Mit dem Ausstieg einen Einstieg verbinden! Doppelte Geschwindigkeit für gute Arbeit und Energiesicherheit! Mit einem

beschleunigten Strukturwandel das Rheinische Revier zur Modellregion der Transformation machen!

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46

Die SPD und insbesondere die Mandatsträgerinnen und

Mandatsträger im Europäischen Parlament, im Deut-

schen Bundestag, im Landtag NRW sowie die SPD-

Mitglieder der Bundesregierung werden aufgefordert:

 

 

1. Den Fokus beimStrukturwandel auf die Schaffung

mitbestimmter und tarifgebundener Arbeitsplät-

ze in den Anrainerkommunen zu legen.

2. Die Landesregierung NRW weiter aufzufordern,

einen Zeit-Maßnahmen-Plan vorzulegen, der ei-

ne zeitliche Übersicht der wegfallenden Arbeits-

stellen und dafür neu zu schaffenden Arbeitsplät-

ze anhand konkreter Maßnahmen spezifiziert. Bei

der Bewertung der Maßnahmen ist neben der Ta-

rifbindung und Mitbestimmung auch die Netto-

lohnentwicklung pro Kopf im Revier zu betrach-

ten.

3. Sich dafür einzusetzen, gezielte Programme zur

Qualifizierung und Umschulungsmaßnahmen für

die Beschäftigten der Braunkohlewirtschaft in Ko-

operation mit Gewerkschaften und den bergbau-

treibenden, zuliefernden und energieintensiven

Unternehmen sowie derenZulieferern anzubieten

und aktiv auszubauen.

4. Sich für die Formulierung einer eigenständigen

investiven Förderrichtlinie des Bundes (Transfor-

mationsrichtlinie) einzusetzen: Viele der bisher

mit einem Förderbescheid versehenen Projekte

im Rheinischen Revier haben nichts mit einer ge-

lingenden Transformation, dem Aufbau von neu-

en nachhaltigen Wertschöpfungsketten und der

Schaffung von neuen tariflich abgesicherten In-

dustriearbeitsplätzen zu tun. Es ist ein grundsätz-

liches Problem, dass die bestehenden Förderricht-

linien nicht zur Unterstützung von Transformati-

onsprozessengeeignet sind.Dadurchkommtes zu

einer großen Fehlsteuerung der Fördermittel.

5. Sich dafür einzusetzen, für den Strukturwandel

notwendige Infrastrukturmaßnahmen, wie die

Schienenvorhaben nach dem Investitionsgesetz

Kohleregionen, schneller umzusetzen!

6. Sich dafür einzusetzen, einen Plan für den zuver-

lässigen Erhalt und Transformation der energie-

intensiven Industrie im Revier und darüber hin-

aus zuentwickelnundzudiesemZwecke regulato-
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risch positive Rahmenbedingungen für den Neu-

bau von Energieinfrastruktur (z. B. Gaskraftwer-

ke, Wasserstoffnetze) und für die perspektivische

Umnutzung fossiler Energieinfrastruktur und de-

ren Flächen (Braunkohletagebaue, Erdgasleitun-

gen, Kohle- und Gaskraftwerke) zu schaffen.

7. Sich dafür einzusetzen, den Ausbau der Erneuer-

baren Energien in der Region durch zusätzliche

Investitionen und Anstrengungen zur Planungs-

vereinfachung voranzubringen und bürgerschaft-

liche, genossenschaftliche und kommunale Betei-

ligungen am Ausbau Erneuerbarer Energien zu

vereinfachen, zu forcieren und Rahmenbedingun-

gen hierfür zu schaffen. Der Ausbau der Erneu-

erbaren Energien bietet auch die Chance, die En-

ergieversorgung zu rekommunalisieren und Kom-

munen und Bürgerinnen und Bürger aktiv an der

Energiewende zu beteiligen.

8. Sich dafür einzusetzen, einen Investitionsfonds

zur langfristigen Gestaltung der Tagebauränder

aufzulegen und eine klare Lösung für die in den

Kommunen anfallenden Ewigkeitslasten im Zu-

sammenhangmit demBraunkohletagebau, Kraft-

werksstandorten und Tagebaurestseen zu finden

und dabei auch die bergbautreibenden Unterneh-

men in die Pflicht zu nehmen, ihre Verantwortung

gegenüber der Ewigkeitslasten und der langfristi-

gen Gestaltung der Flächen zu übernehmen.

9. Sich dafür einzusetzen, ein umfassendes Revier-

wassersystem / -Konzept zu entwickeln. Ein zu-

künftiges Revier-Wassersystem muss über meh-

rere Jahrzehnte erst wieder neu hergestellt wer-

den. Dazu gehört auch die sichere und zuverläs-

sige Befüllung bestehender sowie neuer Tagebau-

restseen – etwa durch die Rheinwassertransport-

leitung – und die Folgenabschätzung von Eingrif-

fen indenWasserhaushalt auf benachbarte Regio-

nen. Der kommende Grundwasserwiederanstieg

muss zudem von Hochwasserschutzmaßnahmen

begleitet werden. Eine sichere Trinkwasserversor-

gung ist genehmigungsrechtlich zu unterstützen

und auch durch technische und finanzielle Einbin-

dung derWasserversorgungsunternehmen zu ga-

rantieren.

10. Die Landesregierung NRW aufzufordern, die

im Verantwortungsbereich der Landesregie-

rung NRW liegenden Förderprogramme und

Förderprojekte deutlich stärker zu forcieren und

transparenter sowie einfacher zu gestalten. Der

bislang auch im Vergleich zu anderen Revieren

mangelhafte Abfluss an Fördermitteln zeigt sehr

deutlich, dass der Strukturwandel im Rheinischen

Revier in den vergangenen Jahren eine zu geringe

Priorität erfahren hat.

11. Sich für eine eindeutige Verantwortungsstruktur
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– z.B. eines Strukturwandelbeauftragten – inner-

halb der Landesregierung NRW einzusetzen, wel-

che nicht nur als Ansprechstelle für die Kommu-

nen fungiert, sondern auch Entscheidungskom-

petenzen besitzt, um die Strukturwandelprojek-

te gemeinsammit den Kommunen, Gewerkschaf-

ten, Beschäftigten und Unternehmen in die Um-

setzung zu bringen.

12. Sich dafür einzusetzen, dass das Rheinische Re-

vier erneuerbare Energien und zukunftsweisen-

de Technologien entwickelt und zukunftsweisend

für eine grüne Industrie steht. In diesem Rahmen

ist Technologieoffenheit wichtig. Die SPD bekennt

sich klar zum IndustriestandortNordrheinWestfa-

len. NRW ist Industriestandort Nr.1 in Europa und

muss das im internationalenWettbewerb bleiben.

13. Sich dafür einzusetzen, dass die Transformation in

NRW vor dem Hintergrund des Endes der Braun-

kohleverstromung insgesamt im Dreiklang sozi-

al gerecht, ökologisch aufwertend, demokratisch

organisiert und ökonomisch sinnvoll umgesetzt

wird.

14. Sich dafür einzusetzen, dass vor dem Hinter-

grund der Beschäftigungsfähigkeit in NRW und

der Schaffungneuer, guter undmitbestimmterAr-

beitsplätze im Rheinischen Revier eine Gesamt-

strategie in Kooperationmit den Gewerkschaften,

der Agentur für Arbeit und den Jobcentern entwi-

ckelt wird.

15. Sich dafür einzusetzen, dass es eine innovative,

zielgerichtete Strategie für dieAnsiedlung vonUn-

ternehmen von Zukunftstechnologien mit breiter

Wertschöpfung in der Region erarbeitet wird.

16.  Sich dafür einzusetzen, dass alle Beschäftigten,

die bei dem ursprünglich vorgesehenen Kohleaus-

stieg bis 2038 APG-berechtigt sind, auch bei ei-

nem vorgezogenen Ausstieg diesen Anspruch be-

halten.

17. Sich dafür einzusetzen, dass kommunaler Grund-

erwerb und Flächenaufbereitung als eigener För-

dergegenstand eingeführt werden und, dass ge-

nügend Flächen zur Ansiedlung neuer Industrien

im Revier zur Verfügung stehen, damit Transfor-

mation gelingen kann. Sollten vor allem bereits

bestehende Industrieflächen transformiert wer-

den, droht mit dem Ausstieg aus der Braunkohle-

verstromung ein Strukturbruch, da die Flächen zu-

nächst für neue Industrien nutzbar gemacht wer-

den müssen.

18. Zu bewirken, dass eine auf die Erfordernis-

se des Rheinischen Reviers zugeschnittene

Sonderförder- und eine Sonderplanungszone

geschaffen werden, um nach der drastischen

Verkürzung der Restlaufzeit der Braunkohlever-

stromung den Strukturwandel schneller und
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erfolgreich zum Gelingen zu bringen. Beides

muss ohne Aufweichungen von oder Eingriffe

in Mitbestimmungsrechte oder das Arbeits- und

Tarifrecht erfolgen.

19. Die Ausweisung von Flächen für Gewerbe- und In-

dustriegebiete in den Kommunen dringend zu be-

schleunigen. Für die Schaffung neuer Arbeitsplät-

ze durch die Ansiedlung neuer Industrieunterneh-

men und klimaneutraler Energieerzeugung muss

die Flächenbereitstellung deutlich beschleunigt

werden. Der Zusatzbedarf der Kommunen an Flä-

chen für Gewerbe- und Industriegebiete muss an-

erkannt werden, Flächenpoollösungen ermöglicht

und thematisch auf eine konsequent zukunfts-

und angebotsorientierte Flächenentwicklung um-

gestellt werden. Die Etablierung von Sonderpla-

nungszonen und Sonderflächen zur Prozessbe-

schleunigung ist deshalb kurzfristig dringend ge-

boten

20. Durch umgehende Konsultationen die Europäi-

sche Kommission dazu zu bringen, unter engen

Vorgaben bessere beihilferechtliche Rahmenbe-

dingungen zu schaffen, damit in einer Sonderför-

derzone eine  direkte Förderung von ansiedlungs-

willigen Unternehmen in Transformationsgebie-

ten zu ermöglichen und die LandesregierungNRW

aufzufordern, eine revierweite aktive Ansiedlung

von Unternehmen zu fördern, die dem Anspruch

folgt, das Rheinische Revier von einer fossilen zu

einer nachhaltigen Energie- und Industrieregion

zu transformieren.

21. Einen Einsatz derMittel für reguläre Aufgaben des

Landes, Bundes und der Kommunen zu unterbin-

den und zu verhindern, sondern sie nur nach ih-

rer Zweckmäßigkeit i.S. eines gelingenden Struk-

turwandels einzusetzen.

22. Bürgerbeteiligungsformate im Revier so auszu-

richten, dass jede*r Revier-Bürger*in unabhängig

vom sozialen, schulischen oder beruflichen Hin-

tergrund daran partizipieren kann.

Begründung

 

Am4.Oktober 2022 verkündeten die zuständigenMinis-

terinnen und Minister aus Bund und Land, Robert Ha-

beck und Mona Neubaur, gemeinsam mit RWE eine ge-

troffene Einigung zum Braunkohleausstieg im Rheini-

schen Revier. Diese sieht insbesondere vor, den Kohle-

ausstieg von 2038 auf 2030 um acht Jahre vorzuziehen.

Die NRW SPD begrüßt diesen Schritt im Grundsatz aus-

drücklich. Auch Fraktion und Landespartei der SPD hat-

ten sich für den vorgezogenen Kohleausstieg 2030 aus-

gesprochen. Allerdings habenwir diese Entscheidungan

zwei Bedingungen geknüpft. Zum einen muss die Ener-

giesicherheit in NordrheinWestfalen gesichert sein und
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zum anderen muss der Strukturwandel dann ebenfalls

beschleunigt werden, um insbesondere die Arbeitsplät-

ze im Revier zu sichern. Doch: Eine Entscheidung wurde

verkündetunddie ruft nurneueFragenhervor, stattAnt-

worten zu geben.

 

Ein frühzeitiger Kohleausstieg setzt zunächst die gesi-

cherte Energieversorgung im Jahr 2030 voraus. Die Be-

dingungen hierfür sind aktuell alles andere als ideal.

Die Energiekrise in Folge der russischen Aggression und

die damit verbundene Gasknappheit, aber auch der sto-

ckende Ausbau der Erneuerbaren Energien werfen Fra-

gen auf. Die Landesregierung hatte 1000Windräder zu-

sätzlich für die laufende Legislaturperiode angekündigt.

Das sind im Durchschnitt 200 Windenergieanlagen im

Jahr. Im Jahr 2022 sind lediglich 98 Windenergieanla-

gen neu ans Netz gegangen. Wenn man die abgeschal-

teten Altanlagen gegenrechnet, erfolgte nur ein Zubau

von 68 neuen Anlagen. Nur zehn Prozent des Strombe-

darfs in NRW wird aktuell über die Windkraft gedeckt.

Es muss endlich der Turbo gezündet werden, damit bis

2030dieKohle ausdemEnergiemix ersetztwerdenkann

und damit vor allem die Energiepreise wieder dauerhaft

bezahlbar werden.

 

Der Ausbau der erneuerbaren Energien hat auch das Po-

tenzial, die Energieversorgung zu rekommunalisieren,

somit den Kommunen eine echte Partizipation an der

Energiewende zu sichern und Haushalte dauerhaft zu

entlassen. Daher soll der Ausbau immer auch mit Be-

teiligungsmöglichkeiten für Bürgergesellschaften, Ener-

giegenossenschaften, oder durch die Städte und Ge-

meinden direkt obligatorisch werden. Hierfür sollen

praktikable Instrumente entwickelt werden.

 

Das Revier ist von der Braunkohlewirtschaft geprägt –

nicht nur angesichts der 14.400 Beschäftigten, die un-

mittelbar im Energiesektor arbeiten, sondern auch an-

gesichts der ganzenWertschöpfung, die regional darauf

aufbaut und mittelbar viele weitere Arbeitsplätze be-

reitstellt. Allein energieintensive Unternehmen im Re-

vier beschäftigten etwa 93.000 Menschen in den drei

IHK-Bezirken Aachen, Köln, mittlerer Niederrhein. Allein

im Bereich der Kreislaufwirtschaft sind etwa 75.000 Be-

schäftigte tätig, was das Rheinische Revier zum heraus-

gehobenen Zukunftsstandort in Deutschland macht. Es

braucht endlich Klarheit für die Beschäftigten und ei-

ne Planungsperspektive für die vielen Menschen in der

Region. Die Menschen im Rheinischen Revier haben in

den vergangenen Jahren und Jahrzehnten Großes ge-

leistet. Ihre Arbeit in der Energieerzeugung, aber auch

in vielen energieintensiven Unternehmen hat die Wirt-

schaft in ganz Nordrhein-Westfalen stark gemacht und

war durch viele sichere und tarifgebundene Industriear-

beitsplätze abgesichert. In den letzten Jahren ist den Be-
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schäftigtenbei RWE immerwieder eineMenge zugemu-

tet worden. Zuletzt durch den Angriffskrieg in der Ukrai-

ne mussten viele Beschäftigte, die sich bereits in den

Ruhestand verabschiedet hatten, wieder zurückkehren,

um die Energieversorgung zu gewährleisten. Gut aus-

gebildete Fachkräfte arbeiten im Rheinischen Revier in

einer Vielzahl von Industriebranchen. Das ist ein gro-

ßer Schatz und Vorteil für die Region. Nicht alle von

ihnen werden sozialverträglich aus dem Job scheiden

können. Daher benötigt es passgenaue Qualifizierungs-

maßnahmen mit einer Arbeitsmarkt-Drehscheibe für

die Jobs der Zukunft.Mit diesenMaßnahmen sowie För-

derinstrumenten zum Aufbau von neuen nachhaltigen

Wertschöpfungsketten und der Schaffung von tariflich

abgesicherten Industriearbeitsplätzenmüssenwir auch

der jüngeren Generation eine Perspektive und Sicher-

heit imWandel bieten.

 

Ein vorzeitiger Ausstieg von acht Jahren macht es drin-

gend erforderlich, dass der Strukturwandel staatlicher-

seits nundoppelt so schnell zumErfolgbegleitetwerden

muss. In den letzten Jahren ist viel zu wenig passiert.

 

Kern der Strukturpolitik ist es, den Wandel von Ener-

giesektor und Wirtschaft nicht einfach den Marktkräf-

ten zu überlassen, sondern die betroffenen Menschen

und Kommunen aktiv im Wandel zu unterstützen. Das

Strukturstärkungsgesetz der Kohleregionen siehtMittel

inHöhe von40Milliarden Euro vor, vondenen 37 Prozent

ins Rheinische Revier fließen sollen. Die Arbeitsplatz-

wirksamkeit der Investitionen ist entscheidend, bislang

jedoch zu wenig beachtet worden. Es muss fortan ei-

ne klare Priorisierung für die Schaffung neuer und si-

cherer Arbeitsplätze geben, noch bevor alle Jobs in der

Braunkohlewirtschaft weggefallen sein werden. Dafür

müssen auch neue Geschäftsfelder angesiedelt werden.

Auch zukünftig wird das Rheinische Revier eine Rolle

in der Energieversorgung spielen – mit Erneuerbaren

Energien. Klimaschutz und sichere Arbeitsplätze dürfen

nicht weiter gegeneinander ausgespielt werden.

 

Mehr als in anderen Braunkohlerevieren bestehen ins-

besondere im Rheinischen Revier Abhängigkeiten der

energieintensiven Produktionsunternehmen in Chemie,

Aluminium, Papier u.a. von wettbewerbsfähiger und

zuverlässiger Energieversorgung. Strukturbrüche durch

nicht mehr finanzierbare Energiepreise und mangeln-

de regionale Versorgungssicherheit nach dem Kohle-

ausstieg sind abzuwenden. Wer einen klimaneutralen

Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen 2045 errei-

chen möchte, muss die wirtschaftlichen Strukturen im

Heute stabilisieren und für die Zukunft sichern, bevor

Investitionen in die Transformation überhaupt getätigt

werden können.

Dafür braucht es auf Bundesebene eine Transformati-
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onsrichtlinie. Viele der bisher mit einem Förderbescheid

versehenen Projekte im Rheinischen Revier haben we-

nig mit einer gelingenden Transformation, dem Aufbau

vonneuennachhaltigenWertschöpfungskettenundder

Schaffung von neuen tariflich abgesicherten Industrie-

arbeitsplätzen zu tun. Die Projekte sind weit überwie-

gend wissenschaftslastig, selbst dann wird nur eine

sehr geringe Zahl an neuen Arbeitsplätzen geschaffen.

Das Rheinische Revier braucht Brain, aber daneben ei-

ne Vielzahl gewerblicher und industrieller Arbeitsplät-

ze, um Innovation in praktische Anwendung und Wert-

schöpfungsketten umzuwandeln und den Strukturwan-

del auch für die Menschen in der Region erlebbar zum

Gelingen zu bringen.

Es ist ein grundsätzliches Problem, dass die bestehen-

den Förderrichtliniennicht zurUnterstützung vonTrans-

formationsprozessen geeignet sind. Mit der STARK-

Richtlinie ist zwar ein neues Instrument des Bundes zur

Förderung konsumtiver Aufwendungen im Rheinischen

Revier geschaffen worden. Es fehlt aber das 2. Stand-

bein einer investiven Förderrichtlinie für den Struktur-

wandel. Die Förderinstrumente müssen deshalb drin-

gend weiterentwickelt und eine eigenständige investi-

ve Förderrichtlinie des Bundes (Transformationsrichtli-

nie) zur Unternehmensförderung erlassen werden, da-

mit die von der Kommission “Wachstum, Strukturwan-

del, Beschäftigung” formulierten Ziele für den Struktur-

wandel, nämlich der Aufbau neuer nachhaltiger Wert-

schöpfungsketten und die Schaffung neuer nachhalti-

ger, industrieller und tariflich abgesicherter Arbeitsplät-

ze, zielgenau erreicht werden können. Eine solche inves-

tive Transformationsrichtlinie für die Kohlereviere kann

als Blaupause für die Transformation anderer Industrie-

branchen wie der Automobilindustrie, der chemischen

Industrie oder der Stahl- und Aluminiumindustrie die-

nen.

 

Damit wir aus der Jahrhundertaufgabe, den Wandel in

Arbeit und Wirtschaft zu gestalten, endlich eine Jahr-

hundertchance für das Rheinische Reviermachen, benö-

tigenwir eine innovative Ansiedlungspolitik. Daher sind

wir auch in der Verantwortung, Anreize für große Inves-

titionen von Zukunftstechnologien in die Region zu eb-

nen. Dazu ist eine kluge Ansiedlungsstrategie von Land

und Bund erforderlich. Auch ist eine Planungsbeschleu-

nigung imRheinischenRevier fürwichtige Infrastruktur-

maßnahmen bisher nicht zu erkennen. Dies gilt sowohl

für die Schienenvorhaben nach InvKG als auch für die

Ausweisung neuer Flächen für Gewerbe- und Industrie-

gebiete mit nachhaltigen Wertschöpfungsketten und

Arbeitsplätzen. Laut Auskunft des BMDV wird das frü-

heste Schienenprojekt nach InvKG im Rheinischen Re-

vier (S11-Ergänzungspaket) nach derzeitiger Einschät-

zung erst 2035 in Betrieb gehen, die anderen Schie-

nenprojekte im Rheinischen Revier noch deutlich spä-
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ter nach dem Kohleausstieg. Für die Menschen im Rhei-

nischen Revier ist das ein unhaltbarer Zustand. Es darf

keine Diskrepanz zwischen Ausstieg und Aufbau geben.

Beides muss Hand in Hand gehen und gilt nicht anders

auch für die Ausweisung von Flächen für Gewerbe- und

Industriegebiete. Mit dem bisherigen Tempo dauert die

Entwicklung eines Gewerbegebietes von der ersten Pla-

nung bis zur Ansiedlung bis zu zehn Jahre. Für die Schaf-

fung neuer Arbeitsplätze durch die Ansiedlung neuer In-

dustrieunternehmen und klimaneutraler Energieerzeu-

gung kommt eine Flächenbereitstellungmit dieser zeit-

lichen Perspektive viel zu spät. Die Etablierung von Son-

derplanungszonen und Sonderflächen zur Prozessbe-

schleunigung ist deshalb kurzfristig dringend geboten.

 

Auch braucht es neben demmaßgeblich zu beschleuni-

genden Ausbau der Erneuerbaren Energien auch deut-

lich größere staatliche Anstrengungen für den Hochlauf

der Wasserstoffwirtschaft. Bislang bestehen rechtlich

wie wirtschaftlich unzureichende Rahmenbedingun-

gen, um denWasserstoffhochlauf zu befördern. Innova-

tionsaufrufe und kleinteilige Projektförderung werden

der Größe der Transformationsaufgabe nicht gerecht.

 

Die Folgen der Tagebaue im Rheinischen Revier durch

jahrzehntelanges Befüllen mit Wasser zur Bildung ei-

ner Seenlandschaft, die Anforderungen an das weite-

re Wassermanagement, an die Trinkwasserversorgung,

an die ökologischen Belange sowie die Rekultivierung

der Tagebauflächen oder die Regulierung von Bergschä-

den werden den Förderzeitraum bis 2038 als Ewigkeits-

lasten überdauern. Hierzu fordern die Anrainerkommu-

nen seit langem gesetzliche Regelungen ein. Zusätzlich

ist eine „Ewigkeitsverpflichtung“ des Bundes und des

Landes anzustreben, die die zuvor ausgeführten mittel-

und langfristigen Nachlaufeffekte des Strukturwandels

finanziell verbindlich absichern. Zusätzlichmüssen auch

die bergbautreibenden Unternehmen in die Verantwor-

tung genommen werden und eine entscheidende Rolle

bei der Bewältigung vonEwigkeitslasten sowie der lang-

fristigen Gestaltung der Flächen spielen.

 

Eine herausgehobene Rolle für die zukünftige Entwick-

lung des Reviers spielt hierbei das Wasser im Rheini-

schen Revier. Durch die jahrzehntelange Übernutzung

des Grundwasserhaushalts hat sich die Wasserland-

schaft, sowohl bezogen auf das Grundwasser, als auch

in Bezug auf die Oberflächengewässer, radikal verän-

dert. Dies wird sich mit dem Ende des Braunkohleab-

baus nochdeutlich verschärfen. Viele Flüsse undGewäs-

ser werden deutlich geringere Mengen an Wasser oder

gar keinWasser mehr führen. Das schafft einen erhebli-

chen Verlust für die Natur, der verhindert werden muss.

Ein zukünftiges Revier-Wassersystemmuss übermehre-

re Jahrzehnte erst wieder neu hergestellt werden. Dies
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bedeutet auch, dass die Wasserversorgung im Rheini-

schen Revier langfristig sichergestellt werdenmuss und

die Folgen von Eingriffen in denWasserhaushalt auf be-

nachbarte Regionen abzuschätzen und auszugleichen

sind.

 

Die Etablierung einer Sonderplanungszone ist für die

Anrainerkommunen essenziell. Die Planungszeiträume

zur Entwicklung von Gewerbe- und Industriegebieten

müssen deutlich verkürzt, der Zusatzbedarf an Flä-

chen in den Anrainerkommunen anerkannt, Flächen-

poollösungen ermöglicht und angebotsorientierte Flä-

chenentwicklungen machbar werden. Eine Sonderwirt-

schaftszone wird es ermöglichen, speziell auf das Trans-

formationsgebiet zugeschnittene Lösungsansätze und

konkrete Maßnahmenpakete so schnell umzusetzen,

dass die Transformationsgeschwindigkeit mit der Hal-

bierung des Zeitraums bis zum Ende der Braunkohlever-

stromung Schritt halten kann.

Dabei wie auch bei der direkten Förderung von ansied-

lungswilligen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern ist

die gebetsmühlenartige Ablehnung solcher Forderun-

gen durch die Landesregierung unter Hinweis auf die

Nichtzulässigkeit im Rahmen des EU-Rechts nicht hilf-

reich. Auch hier kann das Rheinische Revier Modellcha-

rakter für andere Transformationsgebiete haben.

So hat die Europäische Kommission erst im Februar 2023

bei der Vorstellung ihres Industrieplans zumGreen Deal

eine vorübergehende Ermöglichung zur direkten Beihil-

fengewährung der Mitgliedstaaten zur Förderung sau-

berer „grüner“ Investitionen in einer Reihe von Techno-

logiebereichen in Aussicht gestellt.

 

Die Zukunft des Rheinischen Reviers und der hier leben-

den Menschen ist zu wichtig, als dass die Chancen wei-

ter verschlafen werden dürfen. Die Zeit ist reif, auf al-

len Ebenen schneller zu werden, den Turbo zu zünden

und Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass wir

auch nach 2030 weiterhin ein Revier vorfinden, in dem

die Menschen gut und gern leben, in dem nachhalti-

ge Wertschöpfung mit gut bezahlter und tariflich mit-

bestimmter Arbeit stattfindet und von dem Strahlkraft

auch in andere Bereiche bevorstehenderTransformation

ausgeht.
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Antrag UE-05

UB Borken

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Energiewende in kommunalen Strukturen beschleunigen, Strukturen gerade in Klein- und Mittelstädten schaffen und

sozialverträglich Zukunft organisieren
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Der Parteitag der NRWSPD möge beschließen, dass

die SPD-Fraktion im Landtag NRW sowie die SPD-

Bundestagsfraktion sich dafür einsetzt:

 

A) Netzausbau in Klein- und Mittelstädten

• Es sollen Förderprogramme zum Ausbau der

Stromnetze angestoßen werden, die durch Ver-

maschung und Digitalisierung auf allen Ebenen

(Hoch,- Mittel- und Niederstromnetze), gerade

unter Einbeziehung kommunalen Anbieter und

Netzbetreiber, auf den Transport und Austausch

Grünen Stroms ausgerichtet sind. In ihrer För-

derstruktur müssen diese Programme die Zusam-

menarbeit von kommunalen Strom- und Netz-

anbietern gerade in Klein- und Mittelstädten im

ländlichenRaumfördernund sie in die Lage verset-

zen gerade in den von ihnen betreuten Netzen die

Umstellungen möglich zu machen.

 

B) Strategien für nachhaltige Mobilität

• Aufzulegen sind Programme und Regelungen,

die mit zwei Strategien Mobilität gerade auch

im ländlich geprägten Raum sozialverträglich (d.

h. auch für Personen mit niedrigem Einkom-

men) und nachhaltig sicherstellen: (B.1) DerÖPNV

muss konsequent und ebenfalls vernetzt aus-

gebaut werden. Hier dürfen Kommunen gerade

in nichturbanen Regionen nicht allein gelassen

werden. Zum einen muss der innerörtliche aber

auch der regionalvernetzte öffentliche Personen-

verkehr mit Bussen und Bahnen schnell ausge-

baut werden. Stillgelegte Trassen für die Bahn

sind umgehend zu reaktivieren, Entwidmungen

rückgängig zu machen. Alternative Verkehrsträ-

ger, wie On Demand-Systeme (vom Carsharing

bis E-Lastenradstrukturen, von Abruftransporten

hin zu Sammeltaxensystemen) sind aus der Erpro-

bungsphase in flächendeckende und verlässliche

Strukturen zu überführen und dort, wo sie noch

nicht eingeführt sind, zu etablieren.

• (B.2) In der Fläche ist die Zusammenarbeit von oft

lokal aufgestelltenVerkehrsbetriebenüber dieGe-

bietskörperschaften zu fördern und die Zersplitte-

rung aufzulösen.

• (B.3) Die Anbieter und Halter kommunaler Netz-

infrastruktur müssen im Ausbau von Ladeinfra-

Füge ein in Zeile 251:

 

DerÖPNVvonmorgenmussunbedingt inklusiv seinund

Menschen aller Altersklassen gerecht werden.
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struktur deutlich gestärkt EineBeschleunigung im

Bereich von Faktur 400 pro Jahrwäre nötig, umbis

2035 ein Minimum an Ladeinfrastruktur möglich

zu machen. Dabei geht es nicht allein umWallbo-

xenoder Ladesäulen, sondernumdendahinterlie-

genden Netzausbau im weitesten Sinne.

 

C) Schaffung vonModellregionen in NRW für eine Ener-

giesynchronisation im ländlichen Raum für das Zusam-

menwirken von produzierender Industrie, Energiewirt-

schaft und Gesellschaft

• Auch inNRWsindumgehendModellregionen auf-

zubauen, in denen Ergebnisse der Forschung, z.B.

aus der „EnergieflexiblenModellregionAugsburg“

umgesetzt werden, damit eine regionale Ener-

giesynchronisation durch das Zusammenwirken

von produzierender Industrie, Energiewirtschaft

und Gesellschaft Es gilt durch strategische Förder-

programme die entwickelten Methoden gezielt

in kleinen und mittleren Unternehmen zur An-

wendung zu bringen. Hierbei wird insbesondere

auf das Lastmanagement-Potential gezielt. Diese

Analysen sollen helfen, die Chancen der Energie-

wende für solche Unternehmen sichtbar zu ma-

chen. Dies bedeutet auch, dass Arbeitszeitenrege-

lung neu verhandelt werden müssen. Hier ist ins-

besondere der familien- und sozialverträglichen

Ausgleich Bedingung.

Begründung

 

Die Sommer in Deutschland und in ganz Europawerden

heißer,wir spüren denmenschengemachtenKlimawan-

del konkret und hautnah. Der neuste ICCP-Bericht zeigt:

Ändern wir an unserer Art zu leben und zu wirtschaften

nichts, werdenwir mit großen Schritten auf eine funda-

mentale ökologische und damit auch soziale Katastro-

phe zu steuern.

 

Es ist wichtig und richtig die Energieproduktion auf Grü-

ne Systeme umzustellen. Wasserstoff-Strategien sind

dabei ebenso zentral wie die schnelle Umstellung auf

die Produktion Grünen Stroms überWindkraft und Pho-

tovoltaik.

 

Noch kann dieser Entwicklung entgegengesteuert wer-

den. Deshalb setzte sich die Sozialdemokratische Par-

tei Deutschlands auf allen Ebenen für die notwendi-

ge Treibhausgasreduktion und weitestgehende Dekar-

bonisierung aller Lebensbereiche bis Mitte der 2030er-

Jahre ein. Deutschland soll bis zum Jahr 2045 klima-

neutral werden. Bis dahin muss die gesamte Energie-

und Rohstoffversorgung auf erneuerbare Quellen um-

gestellt sein. Für Privathaushalte bedeutet das zum Bei-

spiel denUmstiegauf ElektroautosundaufWärmepum-
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pen. Doch die Herausforderungen für die Industrie sind

noch viel größer. Alle Sektoren und Branchen sind be-

troffen.

 

Nur wenn wir uns den existenziellen Aufgaben stellen,

kann es gelingen, unsere natürlichen Lebensgrundlagen

zu erhalten. Die notwendigen Maßnahmen verlangen

große Anstrengungen, sie bergen aber auch das Poten-

zial, die Lebensqualität in den Regionen und die Zufrie-

denheit der Bürgerinnen und Bürger nachhaltig zu ver-

bessern. Dabei gilt es drei zentrale Handlungsfelder mit

Priorität anzugehen und die Weichen zugig zu stellen,

da hier in Anbetracht des Klimawandels in den nächsten

Jahren die dramatischsten Veränderungen zu erwarten

sind.Hiermuss schnell, d.h. in dennächsten zwei bis drei

Jahren gehandelt werden, damit die nötigen Rekonfigu-

rationen an Regelwerken undUmsetzungen noch recht-

zeitig greifen können:

 

• Mobilität

• Energie

• Wohnen

 

Alle drei Themen hängen zusammen und sind mitein-

ander verzahnt. Es ist Ziel sozialdemokratischer Politik

die beiden nötigen revolutionärenWenden, die der Mo-

bilität und die der Energieversorgung, sozialverträglich

und verlässlich für alle Menschen umzusetzen und das

Grundbedürfnis nach hinreichendem, dem Klimawan-

del angepasstenWohnen zu erfüllen.

 

  Handlungsfelder für eine kommunalen Klima- und En-

ergiepolitik  

Gerade weil Klimapolitik auf der kommunalen Ebe-

ne umgesetzt werden muss, sind für die Gemeinden,

Städte und Kreise und ihre kommunalen Gesellschaf-

ten (Wohnungsbau, Energieversorgung, Entwicklung)

die entsprechenden Rahmbedingungen und Regulie-

rungen zu schaffen, damit sie ihrer Verantwortung ge-

recht werden und die nötigen Reformen sozialverträg-

lich umsetzten können. Planungsprozesse sind zu be-

schleunigen und Investitionen mit entsprechenden För-

derkulissen anzustoßen und zu unterstützen. Dies sind

Aufgaben von Land und Bund.

 

Das Gelingen der Klimawende ist gerade in ländlich

geprägten Räumen für die Kommunen eine besondere

Herausforderung, birgt aber auch große Potenziale. Fol-

gende zubearbeitendenThemenfelder sind immer auch

unter dem Diktum von verlässlicher Versorgung zu be-

zahlbaren Preisen für die Bürgerinnen und Bürger zu be-

arbeiten:

 

• Energieversorgung gerade in der Verantwortung

kommunaler Anbieter und Versorger mit den
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Aspekten von Energiemanagement, -beschaffung

und -verteilung

• Mobilitätswende mit einer deutlichen Stärkung

und Ausweitung des ÖPNV und anderer alternati-

ver Konzepte zur Ergänzung individueller automo-

biler Verkehrsträger.

• Schaffung von Strukturen für Energie- und So-

larvereine, wie z.B Genossenschaften, um auch

Menschen an der Energiewende zu beteiligen, die

ein niedriges Einkommen haben und über keine

Immobilien verfügen. Das Potenzial regenerativer

Energiegewinnung muss immer auch sozial ge-

recht gedacht werden.

 

Grüner Strom –Grundlage für die Energiewende und ei-

ne Herausforderung für Netze  

Nur Strom aus erneuerbaren Quellen, besonders aus

Sonne undWind, macht die Energiewendemöglich. Mit

Grünem Strom lässt sich die bisherige Energieversor-

gung aus fossilen Quellen ersetzen. Auch die fossilen

Brennstoffe, die im Bereich der Mobilität und in der In-

dustrie genutztwerdenmüssen ersetztwerdenUmdies

zu erreichen ist es notwendig, die absolute Menge des

insgesamt erzeugten Stroms für Deutschland mehr als

zu verdoppeln

 

Dies stellt uns nicht nur bei der Erzeugung, sondern

auch im Bereich der Verteilung vor enorme Herausfor-

derungen. Die heutige Infrastruktur ist für die Heraus-

forderungen der Zukunft nicht ausgelegt. Der Transport

vonEnergiemuss intelligenter, effizienter, leistungsstär-

ker und feinmaschiger gestaltetwerden, umeine stabile

Energieversorgung in jedemHaushalt, in jedem Betrieb,

in jeder Verwaltung und in jedem Krankenhaus sicher-

zustellen.

 

Windund Sonne liefern nicht gleichmäßig Strom.Die er-

zeugbare Menge hängt vom Wetter ab. Je mehr Strom

aus erneuerbaren Quellen produziert wird, desto stär-

ker schwankt die gesamte Stromproduktion. Bisher sor-

gen konventionelle Kraftwerke für eine gleichmäßige

Grundlast und für denAusgleich vonSchwankungendes

Bedarfs. In Zukunftmüssenwir andereWegefinden, die-

se Schwankungen auszugleichen. Der Strom kann z. B.

durch die Erzeugung von Wasserstoff gespeichert und

später genutzt werden. Doch dies allein wird nicht rei-

chen.

 

Im heutigen Stromnetz existieren an allen wichtigen

Knotenpunkten Schutzsysteme, die den Strom bei ei-

ner Störung automatisch abschalten. Die heute ver-

wendeten Systeme sind wegen ihrer sternförmigen

Grundstruktur ohne hohen Grad entsprechender Ver-

maschung nur eingeschränkt in der Lage, auf Verän-

derungen im Netz, wie zum Beispiel die schwanken-
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de Einspeisung grünen Stroms, zu reagieren. Neue Sys-

teme können flexibler auf dieses Problem reagieren.

Dazu braucht es unter anderem ein zentrales Sicher-

heitssystem, dass die Schutzinstrumente zukunftsfähi-

ger Netzstrukturen laufend überwacht, lernt und flexi-

bel auf die Einspeisung erneuerbarer Energien reagiert.

Teilnetze dürfen nicht mehr unflexibel sein und Energie

nur begrenzt untereinander austauschen können. Dass

Teilnetze abgeschaltet werden müssen, da sie wegen

einem zu hohem Stromangebot überlastet sind, wäh-

rend im benachbarten Teilnetz noch Kapazitäten vor-

handen sind, muss der Vergangenheit angehören. För-

derprogramme müssen daher nicht nur auf Stromtras-

sen, sondern auch auf Kupplungsstrukturen und Um-

spannwerke abzielen, die es möglich machen, Energie-

reserven zwischen einzelnen Teilnetzen dauerhaft aus-

zutauschen.

 

  Grüner Strom für Mobilität  

Der Aufbau intelligenter Netze wird auch deshalb ge-

rade für ländliche Regionen dringlicher, weil die EU ge-

rade das Aus für Verbrennungsmotoren bei Neuwagen

ab 2035 beschlossen hat. Schon jetzt kann die nötige

E-Ladestruktur nur bedingt aufgebaut werden. Die Ein-

richtung privater Stromladeboxen für KFZ scheitert be-

reits heute in Straßenzügen, weil deren Stromnetz für

die Menge an benötigtem Strom nicht ausgebaut sind.

In Gegenden, in denenMietwohnungen in größeren Im-

mobilien zusammengefasst sind, kann eine 1:1 Transfor-

mation vom, Verbrennungsmotor zum E-Antrieb eben-

falls aus diesen Gründen nicht realisiert werden – ganz

zu schweigen vom Platz, der für eine solche Ladeinfra-

struktur nötig wäre. Bei einemMittelzentrum im ländli-

chen Raum inNRWkann von einer KFZ-Dichte von 3 Per-

sonen zu einem KFZ ausgegangen werden.

 

Ohne eine Verkehrswende, die nicht sozialverträglich, d.

h. im Sinne einer Daseinsvorsorgegeordnet ist, lässt sich

Leben und Arbeit, Bildung und Freizeit für unsere Indus-

triegesellschaft nicht organisieren.

 

  Grüner Strom und Industrie  

Ein Blick auf das heutige Energienetz zeigt die nahe an

Großindustriestandorten liegenden Atom-, Kohle- und

Erdgaskraftwerke. Auch die räumliche Differenz zwi-

schen den bestehenden Industriestandorten und z. B.

den Offshore- Windkraftanlagen ist zu erkennen. Lö-

sungsvorschläge zeigen sich gleichzeitig als Chancen

und Herausforderungen: der Bau von Stromautobah-

nen, der Transport vomWasserstoff durch Umwidmung

von bestehenden Gasleitungen oder durch den Bau von

neuen Netzen. Durch Energieflexibilisierung kann die

Industrie ohne Probleme mit einem großen Anteil von

erneuerbaren Energien im Stromsystem umgehen. So

können ca. 700.000 Tonnen CO2 pro Jahr eingespart
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werden.

 

Wichtige Elemente der Flexibilisierung sind Lastma-

nagement, Sektorenkopplung, wie die Umwandlung

vom Strom in Wärme, sowie neue Speichertechniken

und der bewusste Einsatz von energieflexiblen Tech-

nologien. Eine Flexibilisierung des Stromverbrauchs der

Industrie muss nicht zwangsläufig zeitaufwändig und

teuer sein. Die Forschung zeigt, wie in bestimmten Sek-

toren bereits heute Produktion und Stromverbrauch fle-

xibel gestaltet werden können. In Zukunft müssen alle

Industriesektoren gemeinsam betrachtet werden.

 

  Zusammenfassung  

Die schwankende Einspeisung vonWind- und Photovol-

taikanlagen, die neue räumliche Verteilung der Strom-

erzeugung sowie der steigende Energiebedarf stel-

len die Stromnetze vor Herausforderungen, die einen

schnellenAusbauund eineAnpassungder vorhandenen

Infrastruktur erfordern. Industrie muss flexibler im Ver-

brauchwerden. DerWeg hin zu einer flexiblen undmul-

timodalen Mobilität ist umgehend einzuschlagen.

 

Wir können nicht warten – lasst uns handeln! Regeln

sind anzupassen, Förderung auszuloben!
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Antrag UE-06

UB Köln

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in Fassung der Antragskommission

Finger weg vom Klimaschutzgesetz
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Wir fordern die Bundestagsfraktion auf, der vom Ko-

alitionsausschuss beschlossenen Absicht, die im Klima-

schutzgesetz verankerten Pflicht zur Sektoren bezoge-

nen Reduktion der Jahresemissionsmengen aufzuge-

ben, nicht zu folgen und insoweit einer Änderung des

Klimaschutzgesetzes nicht zuzustimmen.

 

Mindestens sollte bei der Abstimmung über die ange-

kündigteNovellierung des Gesetzes der Fraktionszwang

aufgehoben werden.

Begründung

 

Wird die Einigung des Koalitionsausschusses vom

28.03.2023 umgesetzt, so führt das insbesondere dazu,

dass das Klimaschutzgesetz entschärft wird: Im gelten-

den Gesetz hat jeder Sektor wie z.B. Energie, Gebäude

und Verkehr pro Jahr CO2-Reduzierungsvorgaben, die

eingehalten werden müssen. Das Verfehlen dieser

Vorgaben hat (an sich) Sanktionsmaßnahmen zur Folge

(Sofortprogramme zur nachträglichen Erreichung der

Ziele). Der Verkehrssektor (und der Gebäudesektor) hat

seine Vorgaben in den letzten zwei Jahr nicht erreicht -

Kompensationsmaßnahmenwurden nicht beschlossen.

 

Trotzdem soll nach demWillen des Koalitionsausschus-

ses diese jährliche Sektor-Verpflichtung ersetzt wer-

den durch eine sektorübergreifende und mehrjähri-

ge Gesamtrechnung. D.h. die Verfehlung der CO2-

Reduzierungsziele in einem Sektor (z.B. Verkehr) kann

durch (überobligatorische) Einsparungen in einem an-

deren Sektor (z.B. Industrie) ausgeglichenwerden. Kom-

pensationsmaßnahmen werden erst erforderlich, wenn

die Gesamtemissionen aller Sektoren über der erlaub-

ten Gesamtemissionsmenge liegen. Dann muss die Re-

gierung gemeinsam eine Lösung finden. Man mag sich

die Rangelei im Kabinett und die dabei entstehenden

„faulen Kompromisse“ gar nicht vorstellen wollen.

 

Dass dabei Deutschland bis 2045 klimaneutral werden

soll, ist ein unfrommer Wunsch. Zumal feststeht, dass

wir, wennwir soweitermachenwie bisher, das 1,5 Grad-

Ziel nicht erreichen können, sondern eher bei 2Grad und

mehr liegen werden.

 

Statt weniger Druck auf die notorisch schlechten Sekto-

ren wie den Verkehrssektor brauchen wir daher offen-

Streiche Zeilen 8-10
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sichtlichmehrDruckmittel, umVerbindlichkeit zur Errei-

chung unserer Klimaziele zu sichern.

 

DieBeschlüssedesKoalitionsausschusses vom28.3.2023

stehen deshalb auch nicht mit der Forderung des

Bundesverfassungsgerichts in seinem Beschluss vom

24.03.2021 zur Verfassungsbeschwerde gegen das Kli-

maschutzgesetz in Einklang. Danach hat der Gesetzge-

ber es zu unterlassen, die künftigen Emissionsminde-

rungslasten (nach 2030) nicht unverhältnismäßig hoch

aufzutürmen, sondern die Pflicht, zur Wahrung grund-

rechtlich gesicherter Freiheit insbesondere der nachfol-

genden Generationen diese hohen Lasten durch ent-

sprechende Maßnahmen in den Jahren bis 2030 abzu-

mildern.

 

Die vorherige Regierungskoalition hat dementspre-

chend das Klimaschutzgesetz 2021 verschärft. Es er-

scheint deshalb höchst zweifelhaft, dass die geplante

Aufweichung des Gesetzes verfassungsrechtlich zuläs-

sig wäre.

 

Politisch wäre es ein historischer Treppenwitz, dass

die amtierende selbst ernannte „Fortschrittskoalition“

hinter den erreichten Klimaschutz zurückfällt und der

CDU/CSU die Chance einräumt, sich als „Klimaschutz-

hüter“ aufzuspielen.

 

Die SPD sollte hier kein gemeinsames Spiel mit der FDP

spielen.
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Antragsbereich 17: Verkehrspolitik (V)

Antrag V-01

UB Hochsauerland

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Einführung eines ergänzenden Anruf-Sammel-Taxis auf allen Linien
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Das Mobilitätsangebot im ländlichen Raum ist deutlich

zu verbessern, in dem auf wenig bis kaum frequentier-

ten Linien ein Rufbus bzw. ein Anrufsammeltaxi ange-

boten wird. Dieses solle den Menschen eine bezahlba-

re Mobilität unabhängig von ihremWohnort bieten. Ei-

ne bezahlbareMobilität mittels AST oder RUFBUSwerk-

tags von 7:00 Uhr bis 21:00 Uhr sowie anWochenenden

von 7:00 Uhr bis 24:00 Uhr sofern keine Busverbindun-

gen angeboten werden sollen als Ergänzung zum Bus-

linienverkehr eingerichtet werden. Eine preisliche Ge-

staltung soll sich gegebenenfalls mit einem Zuschlag

am vorhandenen Tarif vor Ort orientieren. Kosten ent-

stehen für die Träger nur nutzungsabhängig. (Mobility-

On-Demand, Pay-per-Use). Hierzu sind den Unterneh-

men des ÖPNV zusätzliche Landes- und Bundesmittel

zur Verfügung zu stellen, da die Kreise und Kommunen

den Mehraufwand nicht allein finanzieren können.

Begründung

 

Mobilität heißt Teilhabe. Teilhabe an sportlichen, kul-

turellen Veranstaltungen aber auch am Berufsleben.

Die gewünschte Lehrstelle kann oft nur mit gewaltigen

Hürden erreicht werden oder scheidet bei der Berufs-

wahl schlichtweg aus. Soziale und kulturelle Beziehun-

gen über die Grenzen des eigenen Wohnortes hinweg

funktionieren für viele oft nur und gerade im ländlichen

Raummit demAuto. Leben auf dem Land soll wieder für

mehrMenschen attraktivwerden. Hier dürfen finanziel-

le Hürden,weil es beispielsweise einfach nicht für ein ei-

genes Auto oder eine Fahrerlaubnis reicht, aber auch ge-

sundheitliche Einschränkungen oder einfach nur das Le-

bensalter nicht zur Benachteiligung von speziellen Per-

sonengruppen führen und sie von nutzbarer und be-

zahlbarerMobilität ausschließen.Weder der Arztbesuch

oder dieMitgliedschaft im Sportverein noch der Einkauf

oder der Besuch bei Freunden und Familie oder kulturel-

len Veranstaltungen soll vom Besitz eines Autos abhän-

gig sein. Mobilität heißt Teilhabe.

 

RUFBUS

 

Ein Rufbus fährt auf Anforderung nach einem festge-

legten Fahrplan von Bushaltestelle bis Bushaltestelle. Er

wird nur eingesetzt, wenn er von einem Fahrgast ange-

fordertwird. Er fährt nach Fahrplan, aber bedient nur die

angeforderte Strecke. Am Ende der Fahrt quittiert der
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zahl der Mitfahrenden.

 

AST - Anrufsammeltaxi

 

Ein Anrufsammeltaxi fährt auf Anforderungnach einem

festgelegten Fahrplan von einer Bushaltestelle zu einem

individuellen Ziel im Bereich der Linie. Eswird nur einge-

setzt, wenn es von einem Fahrgast angefordert wird. Es

fährt nach Fahrplan, aber bedient nur die angeforderte

Strecke. Am Ende der Fahrt quittiert der letzte Fahrgast

den Stand des Taxameters und die Anzahl der Mitfah-

renden.

 

Allgemeines

 

Bei beiden Varianten können weitere Fahrgäste bereits

im Fahrzeug sein oder zusteigen, sofern es die Sitzplatz-

kapazität erlaubt. Es werden meist PKW oder Kleinbus-

se eingesetzt. Die Fahrgäste zahlen den normalen Tarif-

preis zzgl. eines eventuellen Zuschlages. Die Kostendif-

ferenz zu den tatsächlich angefallenen Kosten werden

vom Nahverkehrsunternehmen und in Folge durch die

Kreise und Kommunen erstattet. Es gibt bereits verein-

zelt Taxibuslinien und Rufbusse im Hochsauerlandkreis

und imKreis Soest. Leider sindwir von einemflächende-

ckenden Angebot aber noch weit entfernt.
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Antrag V-02

UB Remscheid

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung

Der ÖPNVmuss sexy sein! - Verbesserungen für den ÖPNV in Remscheid
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Ein zukunftsfähiger ÖPNV in Remscheid ist für den Kli-

maschutz und die Verkehrswende sehr wichtig. In Rem-

scheid ist der Busverkehr der Kern des ÖPNV und muss

daher attraktiver gestaltet werden. Die Erfahrungen des

„9e-Ticket“ zeigen, dass die Menschen auf den ÖPNV

umsteigen wollen.

Hierzu muss das Angebot des Busverkehrs an die Be-

dürfnissederMenschenangepasstwerden, insbesonde-

re die Anbindung in die Nachbarstädte.

Inden letztenMonaten ist jedochdieZuverlässigkeit des

Busverkehrs durch Personalmangel stark zurückgegan-

gen.VieleBusfahrten fallenkurzfristig aus, teilsmehrere

Fahrten hintereinander, so dass manche Gebiete meh-

rere Stunden vom ÖPNV abgeschnitten sind. Das ist be-

sonders für Menschen in den Randbezirken sehr ärger-

lich, da dort kaum Ausweichmöglichkeiten auf andere

Linien bestehen.

 

Wir fordern im Zuge der bevorstehenden Neuaufstel-

lung des Nahverkehrsplans:

 

1. Die Taktung des Personennahverkehrs soll besser

an die S7 angepasst werden.

2. Die Einführung von Expressbussen in Nachbar-

kommunen und -kreise soll die Attraktivität stei-

gern.

3. Die Erweiterung des Busangebots nach Solingen

(Zentrum), z.B. in Form von Expressbussen.

4. Die Nachtexpresslinien sollen statt wie bisher um

21 Uhr erst kurz vor Mitternacht beginnen.

5. Das Angebot des AST (Anruf-Sammel-Taxi) und

On-Demand-Busse soll in den Randgebieten Rem-

scheids ausgebaut werden. Über diese Angebote

soll öffentlich besser informiert werden.

6. Die FinanzierungdieserMaßnahmen soll durch ei-

ne auskömmliche Finanzierung des ÖPNV durch

das Land NRW sichergestellt werden.

7. Ein besseresManagement der aktuellen Fahrtaus-

fälle, so dass die Fahrtausfälle besonders in den

Randgebieten außerhalb der Innenstadt reduziert

werden.

8. Die Stadt Remscheid soll sich beim Land bzw. VRR

für eine bessere Bahnverbindung in das Ruhrge-

biet (Bochum, Dortmund etc.) einsetzen.

Begründung
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Seit dem Nahverkehrsplan aus dem Jahr 2007 und der

darauffolgenden Umsetzung ist keine Weiterentwick-

lung mehr erfolgt. Das „9e-Ticket“ wurde in Remscheid

sehr stark in Anspruch genommen. Dadurchwurden die

Defizite des ÖPNV ersichtlich. Die Nachfrage ist eindeu-

tig vorhanden. Nur das Angebot muss angepasst wer-

den. Der Beschlusstext ist hier jedoch nur ein Anfang,

um die Attraktivität des ÖPNV zu steigern. Das Ziel ist

es, die Nachfrage zu stetig zu steigern und das Angebot

qualitativ und nachhaltig auszubauen. Dies sorgt auch

für eine Steigerung der Attraktivität der Stadt alsWohn-

ort und hilft Pendlern nachhaltig mobil zu sein. Hier ist

insbesondere die Bahnverbindung von Remscheid ins

Ruhrgebiet (Bochum, Dortmund etc.) dringend verbes-

serungswürdig, damit Pendler eine wirkliche Alternati-

ve zum Auto haben. Während eine Fahrt mit dem Auto

ins Ruhrgebiet 30-45Minuten dauert, benötigt manmit

Bus und Bahn 1,5 bis 2,5 Stunden.

 

Einweiteres Beispiel für eine notwendige Attraktivitäts-

steigerung des ÖPNV ist die Busverbindung nach So-

lingen. Von Remscheid gibt es aktuell nur zwei Verbin-

dungen bis nach Solingen-Burg, diemeistens nur stünd-

lich fahren. Es fehlt jedoch an weitergehenden, regel-

mäßigen Verbindungen bis ins Zentrum Solingens (Mit-

te, Grünewald, Ohligs) als Ergänzung zum Angebot der

S7. Die S7 ist derzeit die einzige Direktverbindung in das

Solinger Zentrum. Aber auch diese Verbindung ist oft

in Form von Fahrtausfällen und Verspätungen unzuver-

lässig. Pendelnde stehen dann vor einem großen Pro-

blem,wenn sie darauf angewiesen sind, in Solingen eine

entsprechende Bahnlinie in andere Städte zu nehmen

oder in Solingen arbeiten. Darumwäre es generell sinn-

voll, eine Busdirektverbindung, vorzugsweise als eine

Expressverbindung mit wenigen zentralen Stopps, vom

Remscheider Zentrum ins Solinger Zentrum zu schaffen

(wenn benötigt auch unter Einbindung der Bahnhöfe

Lennep und Lüttringhausen). Die Verbindung soll idea-

lerweise auf demWeg an den Bahnhöfen Solingen Grü-

newald,Mitte, aber insbesondere amHauptbahnhof So-

lingen halten, was zusätzlich auch das Fahrgastaufkom-

men in den zu Stoßzeiten häufig überfüllten Zügen der

S7 verringern würde.

Besseres Management der Fahrtausfälle:

Durch den Busfahrer-Mangel fallen aktuell in den au-

ßenliegenden Bezirken von Remscheid immer häufiger

die Busse aus. Leute kommen zu spät zu ihren Terminen,

Schüler zu spät zum Unterricht, weil die Linien bis zu

mehreren Stunden hintereinander ausfallen. Während-

dessen fahren die Busse in der Innenstadt in einem re-

gelmäßigen 20 Minuten Takt und sind nicht viel voller

als in den Außenbezirken.
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Antrag V-03

AG 60plus NRW

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Bundestagsfraktion

Beseitigung der Benachteiligung von Senior*innen in der KfZ-Versicherung

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28

Die SPD-AG 60plus fordert die SPD Bundestagsfraktion

auf, gesetzlich festzuschreiben, dass bei der Prämienbe-

rechnung für Senior*innen nur die Unfallhäufigkeit in

der jeweiligen Altersgruppe als Berechnungsgrundlage

herangezogen werden darf. Das Alter allein darf nicht

Berechnungsgrundlage sein.

Begründung

 

Zur Zeit werden ältere Mitbürger*innen bei der Berech-

nung der KfZ-Versicherung unangemessen benachtei-

ligt. Bereits 65-jährige zahlen imSchnitt 16%höhere Prä-

mien als zehn Jahre jüngere Fahrer*innen.

Bei 75-Jährigen steigt der Aufschlag abhängig vom Au-

tomodell auf bis zu 70%. 85-Jährige zahlen bei ansons-

tengleichenBedingungen für dieVollkaskoversicherung

doppelt so hohe Beiträge wie 30 Jahre jüngere Autofah-

rer*innen. Senior*innen ab 65 haben lt. ADAC im Jahr

2020 rund 17,5% der von PKW- Fahrer*innen verursach-

ten Unfälle mit Personenschaden verschuldet. Im Ver-

gleich zu ihrem Bevölkerungsanteil (rund 22%) sind Se-

nior*innen damit „unterproportional“ an Unfällen be-

teiligt. Der SPD NRW 60plus Landesvorstand fordert die

Bundestagsfraktion auf für eine gesetzlich festgelegte

transparente Berechnung der Prämien für Senior*innen

zu sorgen.

Die Altersdiskriminierung der älteren Mitbürger*innen

durch KfZ-Versicherer muss endlich beendet werden.
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Antrag V-04

OV Sankt Augustin

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisung an die Landtagsfraktion

Sozialticket beim Deutschlandticket einführen

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40

Die SPD setzt sich für ein vergünstigtes Sozialticket zu-

sätzlich zumStandard-Deutschlandticket ein. Dieses So-

zialticket soll mindestens in Nordrhein-Westfalen im

besten Fall jedoch bundesweit einheitlich geregelt sein

und für 29,- Euro pro Monat angeboten werden.

Das Sozialticket soll mindestens für folgende Personen-

gruppen gelten:

- Kinder und Jugendliche bis 18 Jahren

- Schüler:innen, Auszubildende, Studierende 

- Anspruchsberechtigte Personen auf staatliche Unter-

stützungsleistungen wie bspw. Bürgergeld, Arbeitslo-

sengeld, Sozialhilfe, WohngeldPlus u.a.

 

Darüber hinaus wird beauftragt zu prüfen, wie es gelin-

gen kann, dasNahverkehrsangebot für Kinder bis 12 Jah-

ren kostenfrei zu gestalten.

Begründung

 

Die Einführung des Deutschlandtickets ist ein wichti-

ger Baustein für die Mobilitätswende, da es einen Aus-

weg aus demTarifdschungel bietet und die Nutzung des

ÖPNV vereinfacht. Die mehrsäulige Finanzierung teils

durch Bundes- und Landesmittel sowie durch Gebüh-

reneinnahmen führt jedoch zu einer sozialen Schiefla-

ge, da alle Menschen in Deutschland unabhängig von

ihrem Einkommen die gleiche Summe für die bundes-

weite Nutzung des ÖPNV zahlen müssen. Insbeson-

dere Familien mit Kindern und Anspruchsberechtigte

staatlicher Unterstützungen sowie Geringverdienende

werden übermäßig belastet. Hierfür muss zeitnah ei-

ne Lösung gefunden werden, damit die Einführung des

Deutschlandtickets ein sozialgerechter Erfolg wird und

das Mobilitätsversprechen gleichermaßen für alle Men-

schen in Deutschland gilt. Ziel des Antrags ist zum ei-

nen die zusätzliche finanzielle Unterstützung der ge-

nannten Personengruppen in NRW. Darüber hinaus for-

dern die Antragstellendendie SPD-Gremien auf Bundes-

ebene auf, sich für eine sozial gerechte Gestaltung des

Deutschlandtickets einzusetzen.
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Antrag V-05

Stadtverband Dinslaken

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Zukunft aus Tradition! Das Genossenschaftsmodell als modernes Mittel sozialdemokratischer Gestaltungspolitik und

Chance für das Ruhrgebiet
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Der Landesparteitag beauftragt den Landesvorstand,

 

1. die Themen der Infrastrukturpolitik und des Investiti-

onsstaus als Top-Priorität der kommenden zwei Jahre zu

behandeln,

 

2. bis zu einem Landesparteirat in der ersten Jahres-

hälfte 2024 ein Konzept zur Bewältigung der anstehen-

den Infrastrukturaufgaben zu erarbeiten, dazu beglei-

tend auch Diskussions- und Beteiligungsformate zu or-

ganisieren,

 

3. dabei den Fokus auf die Möglichkeit der Bildung von

Infrastrukturgenossenschaften zu legen,

 

4. und das Ruhrgebiet dabei alsModellregion genossen-

schaftlicherAufgabenbewältigung für ganzNRWheran-

zuziehen.

Begründung

 

Nordrhein-Westfalen, und speziell das Ruhrgebiet, be-

finden sich in einer enorm schwierigen Ausgangsla-

ge: Der stetige Investitionsstau der vergangenen Jahr-

zehnte führt zeitgleich zum Zerfall durch Verschleiß, zu

Flickenteppichen in der Sanierung und zu Stückwerk;

gleichzeitig kommt der Ausbau der für die klimaneutra-

le Transformation notwendige Infrastruktur nicht voran.

 

Eingekeilt zwischen Zerfall und Zukunft, so lautet der

traurige Befund.

 

Die Entwicklung von Smart Cities und Smart Regions,

der Herstellung einer echten ÖPNV-Mobilitätsgarantie,

der Bau von Radschnellwegen, eine ganzheitlich ge-

dachte Wasserstoffstrategie, die Verlagerung von Gü-

terverkehr auf die Schiene und aufs Wasser, der kraft-

volle Ausbau der Erneuerbaren Energien…diese Liste lie-

ße sich noch fortführen, dabei ist die Umsetzung jedes

einzelnen Punktes ein großer Kraftakt. Und das, wäh-

rend parallel der Bestand irgendwie erhalten muss, die

Fachkräftelücke in der Planung, beim Bau und im Hand-

werk aber immens ist und wohl weiter wachsen wird.

Groß angekündigte Investitionspakete und Fördertöpfe

des Bundes können nicht abgerufenwerden, weil imÖf-

fentlichen Dienst das Personal für Planung, Förderma-
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nagement und Umsetzung fehlt.

 

Land und Kommunen stehen daher vor einer Mammut-

aufgabe, vergleichbarmit einer Chirurgin, die einem Pa-

tientenunter hohemZeitdruck zugleich eine neueHüfte

einsetzen und das Kreuzband flicken soll, wobei ihr aber

dasWerkzeug und unterstützendes Personal fehlen.

 

Viele dieser Probleme sind hausgemacht und lassen sich

zurückführen auf den ideologischen Drift der vergange-

nen fünf Jahrzehnte. „Schwarze Null“, „Privat vor Staat“,

„schlanker Staat“ und „derMarkt regelt“ – hinter all die-

sen Begriffen stecken wirkmächtige Erzählungen, mit

denen das Kaputtsparen der öffentlichen Infrastruktur

und des öffentlichen Personals erklärt und begründet

wurde. Dass wir in Nordrhein-Westfalen von der Sub-

stanz der Planungseuphorie der 1960er und 1970er Jah-

re leben, hängt eng mit diesen Dogmen zusammen. Sie

haben in das Bewusstsein in den Hintergrund gedrängt,

dass auch die Aussicht auf den Wohlstand von morgen

zur Verteilungs- und Generationengerechtigkeit gehört

– und dass dazu immerzu staatlich investiert werden

muss. Besonders bitter: Auch die deutsche Sozialdemo-

kratie ließ sich zeitweise von dem Versprechen verfüh-

ren, dass Daseinsfürsorge auch an privatwirtschaftliche

und gewinnorientierte Akteure delegiert werden kön-

ne, sie sogar als „Partner“ diejenigen Aufgaben erfüllen

könnten, die ansonsten aus den Haushalten der öffent-

lichen Institutionen bezahlt werden müssten.

 

Kein Wunder also, dass die deutschen Investitionen in

die eigene Infrastruktur über Jahrzehnte so stark san-

ken, dass deren Verfall für alle Bürgerinnen und Bür-

ger im Alltag spürbar ist. Für sie ist auch völlig unver-

ständlich, warum ausgerechnet in einer selbstbezeich-

neten Metropolregion Ruhr kaum Gemeinsames umge-

setztwird, geschweige denn in einer annehmbaren Zeit-

spanne.

 

Die CDU-geführten Landesregierungen der vergange-

nen Jahre sehen der Infrastrukturkrise tatenlos zu

 

Der Ausbau der Breitbandverbindungen in NRW stockt.

Noch immer klagen in Studien gut ein Fünftel der be-

fragtenUnternehmenüber eine nur unzureichende Ver-

sorgung mit schnellem Internet. Landesstraßen und

Brücken sind teilweise so baufällig, dass ganze Regionen

über Jahre vom Fernstraßennetz abgetrennt werden.

Mogelpackungen bei der Altschuldenlösung schwächen

die Investitionsfähigkeit in den Kommunen so sehr, dass

auch hier ein Freischwimmen nur sehr schwer gelingen

kann. Der Städtetag NRW schätzt den Sanierungsstau

bei allein kommunalen Straßen auf rund 10 Mrd. Eu-

ro, Tendenz steigend. Defizite in der Ausstattung von

Schulen wurde nicht zuletzt in der Corona-Krise sicht-

312



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag V-05

102
103
104
105
106
107
108
109
110
111
112
113
114
115
116
117
118
119
120
121
122
123
124
125
126
127
128
129
130
131
132
133
134
135
136
137
138
139
140
141
142
143
144
145
146
147
148
149
150
151
152
153
154
155
156

bar. Investitionsdefizite, ständige Betreiberwechsel un-

ter demMantra vermeintlicher Kosteneffizienz und pre-

käre Beschäftigung haben das S-Bahn und RE-Netz im

Land und insbesondere im Ruhrgebiet zu einer Dauer-

baustelle verkommen lassen.

 

Diese Defizite machen die Infrastrukturpolitik zu ei-

nem zentralen Thema im Land. Für die nordrhein-

westfälische SPD ist klar: Wir brauchen leistungsstarke

öffentliche Infrastrukturen, die die Lebensqualität der

Bürgerinnen und Bürger verbessern und die ökonomi-

sche Basis unseres Bundeslandes sichert und ausbaut.

Für uns ist dabei klar, wir müssen die Handlungsfähig-

keit der öffentlichen Hand – auf Landesebene und bei

den Kommunen stärken. Die privatwirtschaftliche Lo-

gik muss ebenso sehr durchbrochen werden, wie die

Planungs- Kleinstaaterei – denn diese Konkurrenz führt

schleichend zum Konkurs.

 

Es ist Zeit für den großen sozialdemokratischen Gegen-

entwurf. Für staatlichesHandeln, dasKräfteundKompe-

tenzen bündelt. Das in gemeinschaftlicher Anstrengung

Ziele definiert und erreicht, die nicht am Ortsausgangs-

schild enden. Für Gemeinwohl und ohne Gewinndruck.

Und für eine neue Planungseuphorie.

 

Das passende Instrument für viele der geschilderten

Probleme existiert bereits und wartet nur darauf, in

der Wahrnehmung „entstaubt“ und für die Umsetzung

aktiviert und zu werden: Das Genossenschaftsmo-

dell. Nicht nur im Wohnungsbau, bei BürgerInnen-

Energieparks und auch beim Jahrhundertprojekt der

Emscher-Renaturierung beweisen Genossenschaften

kontinuierlich, welche Zuverlässigkeit, Power und

Innovationskraft in ihnen steckt. Sie arbeiten dabei

wirtschaftlich, aber nicht gewinnorientiert. Ihre Aus-

richtung ist nicht kurzfristig, sondern zukunftsgewandt;

Ihr Auftrag die Sicherung wichtiger gesellschaftlicher

Güter. Kurzum: Genossenschaften vereinen viele Ziele

und Eigenschaften in sich, die der Sozialdemokratie am

Herzen liegen.

 

Das Modell der Genossenschaften könnte in vielen Be-

reichen zum Einsatz kommen – in Form von Energiege-

nossenschaften, bei der Planung und Umsetzung von

„SmartCity“- und „Smart Region“-Strategien, für einGe-

lingen der dringend nötigen Verkehrswende. Der genos-

senschaftliche Gedanke der Zusammenarbeit und der

gemeinsamen Zielerfüllung würde dabei insbesondere

dem Ruhrgebiet überaus gut tun – einer Metropolregi-

on, die manchmal gar keine sein will. Das Ruhrgebiet ist

schwierig zusammenzuführen, genau deshalb aber ein

idealer Ort für große Veränderungen: „If you can make

it there, you’ll make it anywhere“.
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Der neue Landesvorstand der nordrhein-westfälischen

SPDwird sich mit der Frage auseinandersetzenmüssen,

welche alternative Politik die Sozialdemokratie im Ver-

gleich zur Koalition der Besserverdienenden benennen

will. Die Idee der Genossenschaften könnte zentral in

der Formulierung einer neuen Vision für NRW sein.
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